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Kurzfassung – Abstract

Qualität der Fahrerlaubnisprüfung

Der vorliegende Bericht enthält konzeptionelle Vor-
schläge, wie es künftig unter Einbeziehung moder-
ner Multimediatechnik bei der theoretischen Fahrer-
laubnisprüfung besser gelingen soll, Fahrerlaubnis-
bewerber ohne ausreichende Befähigung zum
Führen von Kraftfahrzeugen zu erkennen. Dafür
wurden zunächst der einschlägige prüfungstheoreti-
sche Wissensstand aufgearbeitet und Gütekriterien
für ein neues Prüfungssystem dargestellt. Weiterhin
wurden in einer Reihe von europäischen Ländern
Recherchen über Innovationen im Prüfungswesen
durchgeführt; diesbezügliche Erfahrungen sind in
das vorliegende Prüfungskonzept eingeflossen.

Die gegenwärtige Praxis der theoretischen Fahrer-
laubnisprüfung erscheint aus heutiger Sicht unter in-
haltlichen und methodischen Gesichtspunkten als
unbefriedigend. Die Kritik am derzeitigen Prüfungs-
system lässt sich auch durch die Verwendung von
transponierten computergestützten Versionen der
bisherigen Prüfbogen nicht beheben. Deshalb wur-
den im vorliegenden Prüfungskonzept die Systema-
tik und die Merkmale eines grundsätzlich neuen
computergestützten Prüfungssystems dargestellt.
Weiterhin wurden die zu erwartenden Prüfungsab-
läufe sowie die rechtlichen, technischen und organi-
satorischen Bedingungen für die Einführung dieses
Systems einschließlich eines begrenzten Vorlaufpro-
jekts skizziert. Um die wissenschaftliche Reflexion
der methodischen Qualität des Prüfungssystems zu
sichern, wurden auch Vorschläge für die Evaluation
der neuen theoretischen Fahrerlaubnisprüfung ent-
wickelt.

Die Einführung des vorgeschlagenen Prüfungskon-
zepts lässt neben weiteren Vorzügen drei wesentli-
che Verbesserungen im deutschen Prüfungssystem
erwarten: Eine engere Verbindung des Ausbildungs-
und Prüfungssystems soll die Lernmotivation der
Fahrerlaubnisbewerber steigern, eine bessere Vi-
sualisierung der Prüfungsaufgaben wird die Ähnlich-
keit der Prüfungsanforderungen mit realen Verkehrs-
anforderungen verbessern, und es wird ermöglicht,
nicht nur die Qualität der Prüfungsaufgaben an sich
zu analysieren, sondern auch die Vorhersagekraft
der Prüfungsergebnisse für die spätere Unfall- und
Delinquenzbelastung der Fahranfänger im Straßen-
verkehr. Der Bericht enthält neben Vorschlägen zur
Optimierung der theoretischen Fahrerlaubnisprü-
fung auch Anregungen zur ergänzenden Weiterent-
wicklung der praktischen Fahrerlaubnisprüfung.

The Quality of the Driving Tests

The draft proposals contained in this report permit
driving licence applicants inapt to drive a motor 
vehicle to be better identified in future when modern
multimedia equipment is used in theoretical driving
tests. The first steps taken in drawing up the 
proposals were the determination of the current
level of theoretical knowledge required in tests, and
the establishment of quality criteria for a new test
system. In addition, information on innovations in
test procedures was gathered in a number of 
European countries; the knowledge thereby gained
was included in the concept.

Nowadays, the theoretical driving tests as currently
practised must be considered unsatisfactory both in
terms of contents and methods. Even the fact that
converted computer-assisted versions of the former
test questionnaires are used, cannot prevent the
current test system from being wide open to 
criticism. For this reason, the test concept 
presented describes the systematics and 
characteristics of a fundamentally new, computer-
assisted test system. Also outlined are the test 
procedures to be expected and the legal, technical
and organisational conditions for introducing this
system and carrying out a limited run-up project. In
order to ensure that the methodical quality of the
test system is assessed also under scientific 
aspects, proposals were worked out for an 
evaluation of the new theoretical driving test.

Among other advantages, the implementation of the
proposed test concept would result in three 
essential improvements in the German test system:
The closer link-up of the training and test system will
increase the learning motivation of the applicants,
the better visualisation of the test questions will 
facilitate comparison of the test requirements with
realistic traffic situations, and it will not only be 
possible to analyse the quality of the test questions
per se but also to assess the prediction power of
test results as regards the future accident and 
delinquency susceptibility of the beginners in road
traffic. Apart from proposals for the optimisation of
theoretical driving tests, the report also contains 
recommendations for the improvement of practical
driving tests.
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1 Ziele des Projekts

1.1 Die Bedeutung der Fahrerlaubnis-
prüfung

Im „Autoland“ Bundesrepublik Deutschland besitzt
die Fahrerlaubnis eine außerordentliche Bedeu-
tung. Dies gilt gesamtgesellschaftlich gesehen ge-
nauso wie für jeden Einzelnen. Wer die Fahrerlaub-
nis erworben hat, darf legal als Kraftfahrzeugführer
am Straßenverkehr teilnehmen; er erwirbt zumeist
ein Kraftfahrzeug und nutzt es auch mehr oder we-
niger häufig. Damit wird der Kraftfahrzeugbesitzer1

zu einem Wirtschaftsfaktor. Millionen von Kraftfahr-
zeugbesitzern sorgen in Deutschland dafür, dass
die Autoindustrie mit ihren Zulieferern und den
Dienstleistungseinrichtungen rund um das Auto zu
den stärksten Wirtschaftskräften gehört und einen
herausragenden Anteil der verfügbaren Arbeits-
plätze bereitstellt.

Auch für den Einzelnen stellt die Fahrerlaubnis
nicht nur einen wichtigen Ausgangspunkt bei der
Suche nach Fahrspaß und Freizeitvergnügen dar.
Die mit der Fahrerlaubnis und der Verfügbarkeit
eines Kraftfahrzeugs gegebene Mobilität ist gleich-
zeitig eine wichtige Voraussetzung für die Aus-
übung vieler Berufe. Wer mobil ist, hat also auch
bessere Chancen, einen Ausbildungs- oder Ar-
beitsplatz zu finden; ein bedeutender Entwick-
lungsvorteil insbesondere in vielen ländlichen Re-
gionen, in denen die Angebote des öffentlichen
Personennahverkehrs immer mehr schrumpfen.

Wegen der hohen Bedeutung von Fahrerlaubnis
und Kraftfahrzeug für die Freizeitqualität und die
Berufsausübung ist der Erwerb dieser beiden Sym-
bole erfolgreicher Menschen auch mit einem wich-
tigen Zuwachs an Anerkennung und sozialem Sta-
tus verbunden: Man hat mit dem Bestehen der
Fahrerlaubnisprüfung eine Hürde zum Erwachsen-
sein, eine „Entwicklungsaufgabe“, erfolgreich be-
wältigt. Diese Leistung wird auch allgemein res-
pektiert, weil fast jeder sie irgendwann mit einigem
Aufwand und Mühe erbracht hat. Mit dem Erwerb
eines Kraftfahrzeugs hat man nicht nur eine beson-
dere Mobilität erworben, die man auch weniger
„beweglichen“ Zeitgenossen vermitteln und offe-
rieren kann; man hat auch gezeigt, dass man sich
„etwas leisten“ kann. Die Verfügbarkeit von Fahrer-

laubnis und Kraftfahrzeug stellt also einen zweifa-
chen Ausweis geistiger und ökonomischer Potenz
dar und besitzt deshalb eine hohe Attraktivität vor
allem auch für Jugendliche, die diese Potenz nach-
weisen sollen und wollen.

Freude und Stolz über die Verfügbarkeit von Fahr-
erlaubnis und Kraftfahrzeug täuschen aber leider in
vielen Fällen darüber hinweg, dass auch eine er-
folgreich bestandene Fahrerlaubnisprüfung noch
nicht den ausreichenden Erwerb von Fähigkeiten
zur erfolgreichen Teilnahme als Fahrzeugführer im
Straßenverkehr bedeutet. Die Folgen dieses Trug-
schlusses zeigt die hohe Rate der Verkehrsunfälle
bei Fahranfängern; wir kommen im nächsten Kapi-
tel darauf zurück. Der erfolgreiche Erwerb der Fahr-
erlaubnis ist also nicht als Nachweis der Vollkom-
menheit als Fahrzeugführer anzusehen, sondern
als Erlaubnis und zugleich Verpflichtung zum le-
benslangen Weiterlernen als Kraftfahrer im Stra-
ßenverkehr.

Die Fahrerlaubnis und damit auch die Fahrerlaub-
nisprüfung besitzen also eine hohe gesamtgesell-
schaftliche und individuelle Bedeutung. Sie beein-
flussen auch stark das mit dem Prüfungswesen
verbundene System der Fahrschulausbildung
sowie nicht zuletzt die herrschende Sicherheitskul-
tur auf unseren Straßen. Diese Zusammenhänge il-
lustriert Bild 1.

Bild 1 zeigt: Die Fahrerlaubnisprüfung mit ihrem
Theorie- und Praxisteil steht hinsichtlich ihrer Inhal-
te und Methoden in Wechselwirkung mit der Fahr-
schulausbildung. Darüber hinaus bestimmen die
Prüfungsinhalte einerseits, was der künftige Kraft-
fahrzeugführer im Straßenverkehr für richtig und
wichtig hält, also sein „Fahrideal“. Andererseits be-
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Bild 1: Zusammenhänge zwischen der Fahrerlaubnisprüfung,
der Fahrschulausbildung und der Sicherheitskultur im
Straßenverkehr

1 Aus Lesbarkeitsgründen gilt bei allen personenbezogenen
Bezeichnungen die gewählte Form für beide Geschlechter.



einflusst die Fahrerlaubnisprüfung natürlich auch,
wie der künftige Kraftfahrzeugführer sein Fahrzeug
beherrscht bzw. wie er sich im Straßenverkehr ver-
hält, d. h. seine „Fahrkompetenz“. Auf diese Weise
prägt das jeweils geltende Konzept der Fahrerlaub-
nisprüfung stark das Bild vom Autofahren, das in
unserer Gesellschaft herrscht, unsere (künftige)
„Sicherheitskultur“ im Straßenverkehr. Damit ist die
Fahrerlaubnisprüfung auch als ein Mittel anzuse-
hen, eine verbesserte Sicherheitskultur in die Köpfe
von (jungen) Menschen zu pflanzen. Durch diese
Zusammenhänge2 stellt die Fahrerlaubnisprüfung
ein herausragendes Element im Kontext des allge-
meinen Sicherheitsdenkens und Sicherheitsverhal-
tens der Öffentlichkeit dar: Es lohnt sich also, an
ihrer Optimierung zu arbeiten und hierfür neue An-
strengungen zu unternehmen.

1.2 Problemstellung

Fahranfänger sind in allen europäischen Ländern
weit häufiger von Verkehrsunfällen betroffen und
werden auch viel häufiger bei Verkehrsunfällen
schwer verletzt oder getötet als erfahrene Fahrer.
Ein besonders hohes Unfallrisiko tragen jugendli-
che Fahranfänger (WEIßBRODT, 1989). Diese
Gruppe stellt den überwiegenden Teil aller Fahran-
fänger und ist auch stark überproportional an der
Zahl der Verkehrstoten beteiligt. Beispielsweise
starben im Jahr 2002 in Deutschland 6.842 Men-
schen im Straßenverkehr. Setzt man diese Zahl der
bei Verkehrsunfällen Getöteten in Beziehung zur
Einwohnerzahl und differenziert sie nach Alters-
gruppen, so finden wir in der Gruppe der 25- bis
64-Jährigen 7,6 Verkehrstote und in der Gruppe
der über 64-Jährigen 8,8 Verkehrstote pro 100.000
Einwohner. In der Gruppe der 18- bis 24-Jährigen
wurden dagegen 23,4 Tote registriert (Statistisches
Bundesamt, 2003). Für die Untergruppe der 18- bis
20-jährigen Pkw-Fahrer wird das Drei- bis Vierfa-
che des Unfallrisikos für ältere Fahrer angegeben.
Speziell die 18-Jährigen tragen im Vergleich zu den
25- bis 64-Jährigen ein fünffaches Risiko, bei
einem Unfall mit einem Pkw tödlich zu verun-
glücken (ELLINGHAUS & STEINBRECHER, 1999).

Jugendliche Fahranfänger unterscheiden sich je-
doch nicht nur hinsichtlich ihrer größeren Unfall-
häufigkeit von älteren erfahrenen Fahrern oder
auch von älteren Fahranfängern (MAYCOCK et al.,
1991), sondern ihre Unfälle weisen auch einige ty-
pische Besonderheiten auf: Besonders häufig
kommen beispielsweise Unfälle ohne Fremdbeteili-
gung vor, die durch das Abkommen von der Fahr-
bahn ausgelöst wurden. Solche Unfälle sind auf-
grund der meist gleichzeitig hohen Fahrzeugbeset-
zung oft besonders folgenschwer. Außerdem pas-
sieren die Unfälle jugendlicher Fahranfänger über-
durchschnittlich häufig bei Nacht, und gerade die
Wochenendnächte sind besonders unfallträchtig.
Als Unfallursachen bei jungen Fahrern spielen
überhöhte Geschwindigkeit, falsches Abstandsver-
halten, Missachtung der Vorfahrt und – besonders
bei Freizeitfahrten in den Nächten am Wochenende
– übermäßiger Alkoholgenuss eine bedeutsame
Rolle (KRÜGER et al., 1998; SCHULZE, 1996;
SCHULZE, 1999). Junge Männer tragen ein deut-
lich höheres Unfallrisiko als junge Frauen und fallen
auch häufiger durch Alkoholdelikte auf (HANS-
JOSTEN & SCHADE, 1997; KRAMPE & SACHSE,
2002). Dabei ist noch zu berücksichtigen, dass ein
nicht unerheblicher Anteil von Alkoholunfällen aus
verschiedenen Gründen unentdeckt bleibt (MÜL-
LER, 2001).

Warum stellen jugendliche Fahranfänger eine be-
sondere Risikogruppe dar? Wir müssen dieser
Frage hier vertiefend psychologisch nachgehen,
weil es zu den übergreifenden Zielen des vorlie-
genden Berichts gehört, Möglichkeiten der Erken-
nung risikobereiter und unsicherer Fahrerlaubnis-
bewerber in der Fahrerlaubnisprüfung darzustellen
(s. u.). Durch die Beschreibung der Motive und Ver-
haltensmuster von Hochrisikofahrern erhoffen wir
uns Hinweise auf angemessene methodische Er-
kennungsstrategien.

Prinzipiell unterscheiden Forscher wie auch Prakti-
ker auf dem Gebiet der Verkehrssicherheit individu-
elle und kontextuelle Einflussfaktoren, die zum ris-
kanten Fahrverhalten der meist jugendlichen
Fahranfänger wie auch zu ihrem erhöhten Unfallri-
siko beitragen und dabei in Wechselwirkung ste-
hen. Allerdings wird für die Beschreibung von Fak-
torengruppen zuweilen auch eine Einteilung in „si-
tuative“ und „individuelle“ Faktoren verwandt (vgl.
z. B. ROTHENGATTER & VAYA, 1997). Die letztge-
nannte Einteilung erscheint uns weder disjunkt3

noch unter pädagogisch-psychologischen Ge-
sichtspunkten glücklich gewählt. Intendiert wird mit
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2 Sicherlich bestehen noch weitere Rückwirkungen zwischen
den Elementen unserer Grafik. Wir haben aber auf ihre Dar-
stellung und Beschreibung verzichtet, um die Bedeutung der
Fahrerlaubnisprüfung hervorzuheben.

3 Als „disjunkt“ bezeichnet man Teile eines einheitlichen
Ganzen, die einander ausschließen bzw. sich nicht „überlap-
pen“.



dieser Unterscheidung vermutlich eine Gegenüber-
stellung von kurzzeitig wirkenden, eher einmaligen
Faktoren in der jeweiligen Risikosituation einerseits
und relativ stabilen, habituellen psychischen Ver-
haltensdispositionen im Sinne von situationsüber-
greifenden Persönlichkeitseigenschaften (z. B. „Ri-
sikobereitschaft“) andererseits. Jedoch können in-
dividuelle psychische Einflussfaktoren auf riskan-
tes Fahren durchaus auch nur kurzzeitig und ein-
malig wirken (z. B. ist denkbar, dass jemand aus-
nahmsweise mit Risikobereitschaft renommiert, um
einem speziellen Menschen attraktiv zu erschei-
nen), und ein gemeinhin als „situativ“ bezeichneter
Einflussfaktor wie eine psychische Überlastung
stellt ein individuelles Merkmal dar und kann an-
dauernder („chronischer“) Natur sein. Eine er-
schöpfende und ausreichend trennscharfe Be-
schreibung von Risikofaktoren ist also bei Verwen-
dung der beiden Kategorien „Situativ“ und „Indivi-
duell“ kaum zu leisten.

Darüber hinaus ist mit der Verwendung des Situati-
onsbegriffes in der Psychologie (unter „Situation“
versteht man die zu einem Zeitpunkt vorfindbare
„Gesamtsachlage, aus der ein bestimmtes Verhal-
ten des Menschen folgert“, vgl. DORSCH et al.,
Hrsg., Psychologisches Wörterbuch, 1991) gerade
der Vorteil verbunden, im Rahmen sozioökologi-
scher Betrachtungen das Zusammenspiel individu-
eller (Persönlichkeits-)Faktoren und kontextueller
(Umwelt-)Faktoren zu beschreiben. Die Situation
umfasst in diesem Sinne also immer individuelle
und kontextuelle Faktoren, was die o. g. Unter-
scheidung ebenfalls problematisch erscheinen
lässt.

Allerdings können und wollen wir im Rahmen des
vorliegenden Berichtes nicht versuchen, eine unter
theoretischen Gesichtspunkten verbesserte Klassi-
fikation von Einflussfaktoren auf das Unfallrisiko
herauszuarbeiten. Deshalb beschränken wir uns
mit den bereits ausführlich dargestellten Vorbehal-
ten auf die übliche Beschreibung gängiger Grup-
pen von Risikofaktoren wie „Situative Faktoren“,
„Individuelle Faktoren“ und „Sonstige Faktoren“;
wir bitten aber zu berücksichtigen, dass situative
Faktoren sowohl kontextueller als auch im eigentli-
chen Sinne individueller Natur sein können.

Zu den „Situativen Faktoren“ zählt man gewöhnlich
neben Wetterbedingungen u. a. das Autofahren
unter Zeitdruck, Gefühlseinflüsse und die Überlas-
tung des Kraftfahrers. Gerade Zeitdruck führt zu
einer erhöhten Risikoakzeptanz (SCHÄFFER,

STAPF & MORLOCK, 1998), und auch die Rolle
von Gefühlen als Unfallursache wie auch als An-
knüpfungspunkt für die Verkehrssicherheitsarbeit
ist nicht zu unterschätzen (WAGNER & VIER-
BOHM, 1991). Weiterhin spielt der Einfluss von Mü-
digkeit, von Alkohol und Drogen sowie von Beifah-
rern auf das Fahrverhalten eine Rolle. Beispielswei-
se liegt das Risiko, einen Unfall zu verursachen, für
Männer besonders niedrig, wenn sie in Begleitung
einer Frau fahren. Bei Alleinfahrten, bei Fahrten mit
einem männlichen Mitfahrer und bei hohen Fahr-
zeugbesetzungen (mehr als zwei Beifahrer) steigt
das Unfallverursachungsrisiko für männliche Fah-
rer jedoch wieder deutlich an (SCHUPP &
SCHLAG, 1999). Allerdings kann sich die Wirkung
von Beifahrern auf das Fahrerverhalten im Einzelfall
sehr unterschiedlich zeigen, weshalb sich trotz der
dargestellten statistischen Zusammenhänge gene-
ralisierte Kausalbeschreibungen des Beifahrerrisi-
kos verbieten. So kann beispielsweise entgegen
unseren statistischen Aussagen eine umworbene
Beifahrerin, die an Risikoerfahrung Gefallen findet,
an der Seite eines renommiersüchtigen Fahrers
einen gefährlichen Risikofaktor darstellen, während
drei Vorgesetzte als Beifahrer trotz ihrer relativ
großen Zahl vielleicht eine präventive Wirkung ent-
falten, weil sie die Aufmerksamkeit des Fahrers für
das Verkehrsgeschehen und seine Bereitschaft zur
Normbefolgung erhöhen. Von einigen der genann-
ten „Situativen Faktoren“ sind insbesondere ju-
gendliche Fahrer betroffen, die ihr Auto in der Frei-
zeit nutzen, um soziale Akzeptanz zu finden und
ihren sozialen Status aufzuwerten. Wir kommen auf
diese „Extramotive“ des Fahrens (SCHULZE, 1999)
noch zurück.

Zu den „Individuellen Faktoren“ des Unfallrisikos
gehören bei jungen Fahranfängern sowohl das so
genannte „Anfängerrisiko“, das für alle Fahranfän-
ger zutrifft und auf mangelnde Fahrerfahrung
zurückzuführen ist, als auch ein spezielles „Ju-
gendlichkeitsrisiko“, das mit entwicklungspsycho-
logischen Besonderheiten von Menschen in der
Lebensphase des Jugendalters zusammenhängt
(SCHLAG et al., 1986). Im Folgenden werden diese
beiden Risiken in Anlehnung an STURZBECHER et
al. (2002) näher erläutert.

Das „Anfängerrisiko“ resultiert bei jungen wie auch
bei älteren Fahranfängern insbesondere aus man-
gelnder Fahrerfahrung: Fahranfängern fehlt es bei-
spielsweise an der Beherrschung der Technik ihres
Fahrzeugs, sie überschätzen sich nicht selten be-
züglich ihres fahrerischen Könnens, riskante Situa-
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tionen werden nicht als solche wahrgenommen
bzw. nicht angemessen verarbeitet, und es man-
gelt ihnen an einer entsprechenden Routine im
Umgang mit kritischen Verkehrssituationen (EL-
LINGHAUS & STEINBRECHER, 1999). Das Fah-
renkönnen ist eine hochkomplexe Fähigkeit, die
das Zusammenspiel von psychischen (z. B. kogni-
tiven, emotionalen) und physischen (z. B. motori-
schen) Voraussetzungen zur Handlungsregulation
erfordert. Jeder, der mit dem Erwerb dieser kom-
plexen Fähigkeit beginnt, wird deshalb unabhängig
von seinem Alter mit höherer Wahrscheinlichkeit
als ein geübter Fahrer Fehler begehen, die zu Un-
fällen führen können (WALLER, 2003). Zunehmen-
de Fahrpraxis führt jedoch zu einer schnellen Ver-
ringerung des Unfallrisikos, sodass ein junger Fah-
rer mit Fahrpraxis meist bereits kurze Zeit nach Er-
werb der Fahrerlaubnis ein niedrigeres Unfallrisiko
trägt als ein älterer Fahranfänger, der noch keine
Fahrpraxis außerhalb der Fahrschulausbildung auf-
weisen kann (MAYCOCK et al., 1991). Studien zu
den graduierten Fahrerlaubnissystemen in den Ver-
einigten Staaten, Neuseeland und Kanada deuten
ebenfalls darauf hin, dass unabhängig vom Alter
jeder Fahranfänger stärker unfallgefährdet ist als
ein erfahrener Fahrer, auch wenn die jüngeren
Fahranfänger bzw. Fahrer die jeweils älteren in Hin-
blick auf ihre Unfallgefährdung weit übertreffen
(vgl. z. B. SIMPSON, 2003; MAYHEW, 2003).

Während diese Sachverhalte unstrittig sind, gibt es
verschiedene Auffassungen darüber, ob der Ge-
fährdungsschwerpunkt von Fahranfängern unmit-
telbar am Anfang ihrer Fahrkarriere oder erst zeit-
lich versetzt zu einem etwas späteren Zeitpunkt zu
erwarten ist. KLEBELSBERG (1982) geht davon
aus, dass der Mangel an fahrerischem Können bei
Fahranfängern nicht zwangsläufig in ein höheres
Unfallrisiko mündet. Vielmehr fand er Hinweise da-
rauf, dass eine periodische, pendelartige Wechsel-
wirkung von zunehmender Fahrpraxis und riskan-
tem Fahrverhalten besteht: Viele Fahranfänger
empfinden am Anfang ihrer Fahrpraxis eher ein Ge-
fühl der Unsicherheit bezüglich der Fahrzeugbe-
herrschung und der Bewältigung kritischer Ver-
kehrssituationen, was zu einem eher vorsichtigen
Fahrstil führt. Mit zunehmender Fahrpraxis über-
schätzen die Fahranfänger jedoch ihre eigene
Fahrkompetenz und fahren dann mit zunehmen-
dem Risiko. Eine Folge davon sind mehr oder we-
niger glimpflich verlaufende „Schrecksituationen“
wie auch die sog. „10.000-km-Unfälle“. Aufgrund
derartiger Negativerfahrungen wird das Selbstbild

der Fahrkompetenz erschüttert und relativiert; da-
raus resultierend erfolgt allmählich eine realistische
Anpassung der Fahrweise von Fahranfängern an
das eigene fahrerische Können. BERGER et al.
(2001) beschreiben diesen Mechanismus anhand
von Opferaussagen eindrucksvoll.

Entgegen dieser zunächst plausiblen „Pendelthe-
se“ über die Aneignung von Fahrtüchtigkeit deuten
Untersuchungen von GREGERSEN (2000) in
Schweden, von MAYCOCK et al. (1991) in Groß-
britannien, von MAYHEW (2002) in Kanada, von
SCHADE (2001) in Deutschland und von WIL-
LIAMS (2003) in den USA eher darauf hin, dass
das Unfallrisiko junger Fahranfänger unmittelbar in
den ersten Monaten nach dem Erwerb der Fahrer-
laubnis besonders hoch ist und dann mit zuneh-
mender Fahrpraxis deutlich absinkt (vgl. dazu
auch WILLMES-LENZ, 2002). Allerdings beein-
trächtigen methodische Defizite zuweilen die
Überzeugungskraft dieser Befunde. So wurden bei
der Untersuchung von SCHADE (2001) beispiels-
weise bei der Bildung der Risikokennwerte nur
grobe Schätzgrößen über altersbezogene jährliche
Fahrleistungen herangezogen, sodass die Unter-
schiede zwischen Fahranfängern, die sich unmit-
telbar am Anfang ihrer Fahrkarriere befanden, und
Fahranfängern in einem etwas späteren Stadium
nicht präzise beschrieben und abgegrenzt werden
konnten. Deshalb erscheint das methodische Vor-
gehen SCHADES (2001), Unfalldaten aus dem Ver-
kehrszentralregister mit Fahrleistungsschätzungen
zu kombinieren und hinsichtlich der Unfallhäufig-
keit im Zeitverlauf auszuwerten, zwar sehr ver-
dienstvoll im Hinblick auf die Gewinnung erster
Anhaltspunkte über Entwicklungsverläufe des Un-
fallrisikos; die psychologischen Mechanismen der
Anpassung von Risikowahrnehmung und Risiko-
bewältigung beim Fahrenlernen aufzuklären, er-
laubt dieses Vorgehen aber nicht. Dies erscheint
jedoch dringend notwendig, um vertiefende
Schlussfolgerungen für die Gestaltung der Fahr-
schulausbildung und der Verkehrssicherheitsarbeit
mit Fahranfängern ziehen zu können. Dafür sind
empirische Längsschnittstudien durchzuführen,
die das Unfallrisiko in Abhängigkeit von der er-
brachten Fahrleistung exakt erfassen. Dabei ist
auch zu berücksichtigen, dass ein relativ großer
Teil der jungen Fahrerlaubnisbesitzer bereits vor
der Fahrschulausbildung bzw. vor der Fahrerlaub-
nisprüfung mehr oder minder umfangreiche Fahr-
erfahrung durch illegales Fahren sammelt (KRAM-
PE & SACHSE, 2002). Im Ergebnis solcher diffe-
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renzierten Untersuchungen könnten sich aus un-
serer Sicht durchaus auch wieder Indizien für die
Richtigkeit der o. g. „Pendelthese“ zumindest in
ausgewählten Gruppen finden, denken wir bei-
spielsweise an Gruppen hochrisikobereiter Fahrer,
die sich ihr fahrerisches Können vor allem durch
Versuch-Irrtum-Lernen und Negativerfahrungen
aneignen.

Unter dem Aspekt des „Jugendlichkeitsrisikos“
werden entwicklungspsychologische Besonderhei-
ten von Jugendlichen betrachtet. Zu diesen Beson-
derheiten zählen nach landläufiger Meinung bei Ju-
gendlichen häufiger als bei Erwachsenen anzutref-
fende Defizite in der Entwicklung des moralischen
Urteilsvermögens oder auch eine erhöhte Risi-
kobereitschaft Jugendlicher, wobei letztere ambi-
valent zu bewerten ist. Risikobereitschaft bedeutet
nicht unbedingt Leichtsinn; die Bereitschaft, Risi-
ken einzugehen, treibt (nicht nur) im Jugendalter
auch die Entwicklung voran und ist nicht selten die
Grundlage für Lebenserfolg. SCHWARZER (1995)
weist unter Rückgriff auf die Selbstwirksamkeits-
theorie von BANDURA (1994) auf die Bedeutung
von Risikoerfahrung für die menschliche Entwick-
lung hin: Für das Erlernen von Verhaltensstrategien
zur Lebensbewältigung sei es wichtig, aus Fehlern
zu lernen; Risiken und damit verbundene Fehler
würden Grenzerfahrungen der eigenen Wirksam-
keit vermitteln, die Fehlersuche könne Kompetenz-
defizite, falsche Selbstwahrnehmungen und Fehl-
regulationen enthüllen. Dies alles gilt insbesondere
auch für das Erlernen angemessener Fahrprakti-
ken.

Dagegen verweist Jeffrey ARNETT in seiner 
„Developmental Theory of Reckless Behavior in
Adolescence“ (1992) auf die negative Rolle von 
Risikobereitschaft insbesondere bei delinquen-
tem Verhalten. Sein biologisch-kognitiver, kultur-
übergreifender Ansatz geht davon aus, dass Ju-
gendliche jeder Epoche im Vergleich mit anderen
Generationen höhere Raten leichtsinnigen, rück-
sichtslosen Verhaltens (risk-taking; sensation bzw.
thrill seeking) gezeigt haben und nur die Formen
und Ausdrucksmöglichkeiten – reguliert durch Ver-
bote – interkulturell und kultur-historisch differie-
ren. In den heutigen westlichen Gesellschaften
gehören nach ARNETT auch Verkehrsdelikte zum
Erscheinungsspektrum des rücksichtslosen bzw.
delinquenten Verhaltens. All diesen Erscheinungs-
formen liegen seiner Auffassung nach gleiche, ju-
gendtypische Ursachen zugrunde, nämlich

– „Sensation Seeking“ (ZUCKERMAN, 1979: Per-
sönlichkeitseigenschaft, die durch das Bedürf-
nis nach abwechslungsreichen, neuartigen
Empfindungen und Erfahrungen sowie die Be-
reitschaft, physische und soziale Risiken für sol-
che Erfahrungen zu übernehmen, gekennzeich-
net ist) sowie

– „Adoleszenter Egozentrismus“ (ELKIND, 1967:
Konzeption, nach der Jugendliche aufgrund von
Dezentrierungs- und Antizipationsdefiziten an
ihre „Einzigartigkeit“ und „Unsterblichkeit“
(„Personal Fable“) glauben, in Illusionen schwel-
gen und Probleme für unwahrscheinlich halten,
zumal wenn Erfahrung mit Negativerlebnissen
fehlt; vgl. dazu auch WAVERING, 1984; LIM-
BOURG & REITR, 2003).

ARNETT räumt zwar ein, dass die Ausdrucksfor-
men des „jugendlichen Leichtsinns“ mit den fami-
lialen und gesellschaftlichen Lebensbedingungen
der Jugendlichen variieren. Jungsein ist aber seiner
Meinung nach ein Risiko per se, bedingt durch eine
alterstypische mangelnde Anstrengungsbereit-
schaft im sozio-kognitiven Bereich sowie altersty-
pische und individuelle biologische Entwicklungs-
voraussetzungen (z. B. Sexualhormonniveau). Die
Folgen dieser Entwicklungsvoraussetzungen wür-
den durch die gesellschaftlichen Normen (Welches
Risikoverhalten ist erlaubt?) und Angebote (Kann
ich mein Bedürfnis nach Risikoerfahrung unter
kontrollierten Bedingungen ausleben?) moderiert.

Die dargestellten Zusammenhänge finden in ver-
schiedenen Studien Bestätigung. Beispielsweise
wurden in einer Fragebogenuntersuchung mit 118
Kraftfahrerinnen und Kraftfahrern hochsignifikante
Zusammenhänge zwischen dem Sensation-See-
king-Motiv und riskantem Fahrverhalten festge-
stellt (SCHLAG, 1999). Zu den Vorzügen von AR-
NETTS Theorie gehört, dass sie einige Befunde der
Forschung zur Verkehrsdelinquenz Jugendlicher zu
erklären vermag. Dazu gehören beispielsweise:

– die hohe Bereitschaft von Jungen im Alter von
ca. 16 bis 18 Jahren zum Führen von Kraftfahr-
zeugen ohne Führerschein und unter Alkoho-
leinfluss (KRAMPE & SACHSE, 2002), da bei
Jungen bzw. in dieser Altersgruppe die höchste
biologische Basis für „Sensation Seeking“ zu
finden ist,

– die soziale Bedingtheit von Verkehrsdelinquenz
beispielsweise in „Renngemeinschaften“ (Per-
sonen mit hohen „Sensation Seeking“-Werten
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tendieren nach OZERAN, 1973, zum Gruppen-
zusammenschluss) oder

– die aus egozentrischem Konformitätsdruck re-
sultierende „kollektive Blindheit“ gegenüber Ge-
fahren („Alle glauben, dass nichts passiert“).

Schließlich lässt sich mit ARNETTS Ansatz auch
der Rückgang von Risikoverhalten im Straßenver-
kehr bei älteren Jugendlichen sinnvoll interpretie-
ren: Die biologisch-hormonelle Basis für „Sensati-
on Seeking“ sinkt, intime Partnerschaften und der
Übergang in die Arbeitswelt beenden das Stadium
des jugendlichen Egozentrismus (ERIKSON, 1963);
mit dem schwindenden Gruppendruck, den zuneh-
menden Sanktionserfahrungen und den stärkeren
sozialen Verpflichtungen wächst das Risikobe-
wusstsein der jugendlichen Fahrer.

Diese plausiblen Erklärungen verdecken leider eine
Fülle von offenen Fragen. Kritiker wie JESSOR
(1992) deuten immer wieder darauf hin, dass in AR-
NETTS Ansatz die Situation, aus der leichtsinniges
Verhalten resultiert, und der soziale Kontext, aus
dem die Risikoakteure stammen, vernachlässigt
werden: Risikofahrer sind eben nicht Tag und
Nacht, sondern nur in bestimmten Situationen
leichtsinnig. Hier setzen Studien an, die nach den
„Extramotiven“ des Autofahrens im Rahmen des
Freizeitverhaltens fragen. Die Identitätssuche und
Selbstdefinition von Heranwachsenden erfolgen
nämlich heute weniger über den schulischen bzw.
beruflichen Status als vielmehr über Aktivitäten und
Konsummuster, die in der Freizeit stattfinden. Eine
dieser Freizeitbeschäftigungen kann das Autofah-
ren sein. Autofahren erfüllt für viele Jugendliche
und auch ältere Fahrer nicht nur den pragmati-
schen Aspekt der Fortbewegung und des Perso-
nentransports. Es wird vielmehr als Ersatz für feh-
lende Anerkennung auf anderen Gebieten (berufli-
che Etablierung, Partnersuche etc.) genutzt. Ent-
sprechend leben auch Jugendliche im Straßenver-
kehr sog. „Extramotive“ wie Selbstdarstellung, 
Imponieren-Wollen und Sich-Abreagieren aus
(SCHULZE, 1999).

„Extramotive“ führen nicht nur bei Jugendlichen zu
riskantem Fahrverhalten. Dieses Phänomen lässt
sich sozialpsychologisch mit der Theorie der sym-
bolischen Selbstergänzung (WICKLUND & GOLL-
WITZER, 1985) erklären. Diese Theorie geht davon
aus, dass Personen ein Idealbild von sich besitzen
und daraus selbstbezogene Ziele ableiten. Diese
Ziele implizieren auch sozial bzw. kulturell festge-
legte Zielindikatoren, die durch ihr Vorhandensein

die Vollkommenheit der Selbstdefinition „symboli-
sieren“: „Symbole sind die ‚Bausteine’ einer
Selbstdefinition“ (ebenda, S. 33).

Wenn eine Person nun die selbst gesetzten Ziele
nicht erreicht bzw. wenn es ihr an relevanten Sym-
bolen mangelt, dann führt sie nach dieser Theorie
„selbstsymbolisierende Handlungen“ (z. B. Prahlen
mit Worten, Handlungen oder Dingen) aus, d. h.,
sie stellt alternative Symbole für das Erreichen
ihres Ziels zur Schau und versucht dadurch, den
Mangel an relevanten Symbolen zu kompensieren.
Solche Personen präsentieren also Symbole der
Handlungskompetenz der aus ihrer Sicht Erfolgrei-
chen und wollen damit erreichen, dass diese Sym-
bole des Erfolgs wie ein optisch auffälliges, tech-
nisch aufwändig verändertes Auto und „cooles“
Verhalten für realen Erfolg genommen werden. Die
Erfüllung dieser selbstbezogenen Ziele ist damit
immer an die soziale Kenntnisnahme durch die per-
sonelle Umwelt gebunden, vernachlässigt aber
gleichzeitig die Interessen dieses Publikums. Der
Erfolg solcher Handlungsstrategien wird durch eine
generelle Neigung des Publikums begünstigt, be-
obachtetes selbstsymbolisierendes Handeln nicht
zu hinterfragen (ebenda). Beide Sachverhalte
führen im Straßenverkehr zu verheerenden Folgen:
Unfallverursacher werden nicht rechtzeitig ge-
stoppt und reißen nicht selten Mitfahrer und ande-
re Verkehrsteilnehmer in den Tod.

SCHULZE (1999), der in einer Studie zum Freizeit-
und Verkehrsverhalten 3.000 Jugendliche und junge
Erwachsene im Alter zwischen 18 und 34 Jahren
befragt hat, beschreibt Beispiele für solche selbst-
symbolisierenden Risikofahrer im Zusammenhang
mit ihren Lebensstilen und Gruppenzugehörigkei-
ten: Ihre Freizeit verbringen sie bevorzugt in Knei-
pen und Diskotheken. Durch viele freizeitbedingte
Nachtfahrten und intensiven Alkoholkonsum sind
sie besonders gefährdet. Vor allem der „Kicksu-
chende Typ“ zeigt eine hohe Bereitschaft, gegen
Verkehrsregeln zu verstoßen. Der verkehrssichere
Zustand seines Fahrzeugs und die Sicherheitstech-
nik am Fahrzeug haben für ihn kaum eine Bedeu-
tung. Der Gurt wird selten angelegt. Die Aggressi-
onsbereitschaft ist überdurchschnittlich hoch.
Diese Beschreibungen deuten schon darauf hin,
dass es eine zahlenmäßig kleine Gruppe von Hoch-
risikofahrern gibt, die nicht nur mit Verkehrsdelikten
auffällig werden, sondern auch andere Formen de-
linquenten Verhaltens wie Drogenmissbrauch, Ge-
waltkriminalität oder politischen Extremismus zei-
gen (KRAMPE & SACHSE, 2002; WURST, 2002).
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Insgesamt weiß man allerdings noch wenig darü-
ber, wie im Straßenverkehr verhaltenssteuernde
Emotionen und Kognitionen in Abhängigkeit vom
„Sensation Seeking“-Motiv oder den genannten
„Extramotiven“ funktionieren. Die wenigen Unter-
suchungen zu diesem Thema haben ergeben, dass
unfallfreie junge Fahrer ihre persönlichen Lebens-
ziele deutlicher benennen können, ein höheres
Kontrollbedürfnis hinsichtlich der eigenen Person
zeigen und neuartige Sinneseindrücke wie auch
ungewohnte soziale Erfahrungen tendenziell ver-
meiden. Unfallverursacher zeigen dagegen eine
höhere Empfänglichkeit für die Suche nach dem
„Thrill“ beim Autofahren (TRIMPOPP & KIRK-
CALDY, 1997; FURNHAM & SAIPE, 1993; STURZ-
BECHER et al., 2002). Als wissenschaftlich gesi-
chert gilt auch, dass Erwachsene und Jugendliche
Risiken unterschiedlich bewerten und Jugendliche
manches Risiko scheuen, das einem Erwachsenen
akzeptabel erscheint (WAVERING, 1984). Für die
Existenz des „Personal fable”-Konstrukts lässt sich
dagegen kaum empirische Evidenz finden. Die For-
schungsergebnisse zur Qualität von Entschei-
dungsprozessen bei Jugendlichen in Risikositua-
tionen sind nicht eindeutig und hängen von den
Entscheidungsinhalten (z. B. in Hinblick auf
Schwangerschaftsverhütung oder „Schwarzfah-
ren“) ab. Zwar scheint es keine grundsätzlichen
Unterschiede zwischen Jugendlichen und Erwach-
senen beim Ablauf von Entscheidungsprozessen
zu geben; Jugendliche neigen aber eher dazu, die
Langzeitfolgen von Entscheidungen zu unterschät-
zen (FURBY & BEYTH-MAROM, 1992).

Neben den psychischen Risikofaktoren finden wir
auch technische Risikofaktoren, die man häufig zur
o. g. Kategorie „Sonstige Risikofaktoren“ zählt. Die
besondere Bedeutung, die der technische Zustand
von Fahrzeugen für die Unfallhäufigkeit besitzt,
verdeutlicht eine Studie der Arbeitsgruppe „§§
29/47a StVZO“ beim BMVBW aus dem Jahre 2002
(BÖNNINGER et al., 2002). In dieser Studie wurde
festgestellt, dass ältere Pkw (mindestens 8 Jahre
alt) bei der Hauptuntersuchung dreimal so viele
Mängel aufweisen wie jüngere Pkw (max. 3 Jahre
alt). Es ist zu vermuten, dass diese Mängel das Un-
fallrisiko drastisch erhöhen, denn Unfalluntersu-
chungen haben gezeigt, dass

– jeder zweite beteiligte ältere Pkw technische
Mängel hatte,

– ältere Pkw etwa doppelt so häufig wie jüngere
Pkw technische Mängel als Unfallursache auf-
wiesen und

– ältere Pkw im Vergleich mit jüngeren Pkw bezo-
gen auf die Fahrleistung an doppelt so vielen
Unfällen beteiligt waren.

Das Risiko, durch technische Mängel zu verun-
glücken, stieg dabei mit dem zeitlichen Abstand
zur letzten Hauptuntersuchung. Die hohe Mängel-
rate bei älteren Pkw scheint auch damit zusam-
menzuhängen, dass ältere Pkw fünfmal häufiger
als jüngere Pkw nicht von einer Werkstatt gewartet
und repariert werden. Derzeit wird in Deutschland
die Anzahl – insbesondere älterer – Pkw, an denen
schwere Unfallschäden in Eigenregie repariert wur-
den, von Experten auf mindestens 800.000 Pkw
geschätzt. Fast neun Prozent der Pkw mit einem
Alter zwischen acht und neun Jahren weisen un-
zulässige technische Änderungen auf. Diese Rate
steigt mit zunehmendem Alter der Pkw weiter auf
über 20 Prozent an.

Ältere Pkw sind aber nicht nur häufiger als jüngere
in Unfälle verwickelt; auch die Unfallfolgen sind bei
älteren Pkw schwer wiegender. Beispielsweise
steigt, bezogen auf den Bestand, die Zahl der Un-
fälle mit Personenschaden und Getöteten bei Pkw,
die älter als 10 Jahre sind, um 70 bis 80 Prozent
gegenüber den 4- bis 6-jährigen Pkw an. Alle diese
Aussagen erhalten mit Blick auf das Unfallrisiko
junger Fahranfänger dadurch ihre Brisanz, dass ge-
rade diese Personengruppe aufgrund ihrer meist
geringen finanziellen Ressourcen oft gezwungen
ist, mit älteren Pkw zu fahren. Das daraus resultie-
rende höhere Unfallrisiko ist dabei nicht unbedingt
selbst gewählt und Ausdruck einer höheren Risi-
kobereitschaft junger Fahrer, sondern auch Folge
ökonomischer Zwänge.

Überhaupt lenkt aus unserer Sicht die Frage, ob
Jugendliche generell stärker als Erwachsene zur
Risikoübernahme bereit sind, davon ab, dass Men-
schen jeglichen Alters interindividuell sehr unter-
schiedlich risikobereit sind und auch im Straßen-
verkehr entweder eher Risiken suchen oder eher
Risiken vermeiden. Deshalb ist der These vom un-
vermeidlichen „Jungsein als Risiko“ entgegenzu-
halten, dass sie einseitig den Blick auf angeblich
notwendige Einschränkungen und Verbote für alle
Jugendlichen fokussiert. Dabei wird ignoriert, dass
sich die übergroße Mehrheit der Jugendlichen im
Allgemeinen und auch der jugendlichen Fahranfän-
ger im Besonderen keineswegs auffällig im
Straßenverkehr verhält. Besser als die Generalisie-
rung jugendfeindlicher Vorurteile erscheint deshalb
ein Nachdenken darüber, wie durch die Optimie-
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rung der Fahrschulausbildung und Fahrerlaubnis-
prüfung verhindert werden kann, dass Antizipati-
onsdefizite, Abenteuerlust und Spannungssuche
zu Verkehrsdelikten und Verkehrsunfällen führen.
Daran müssen dann spezielle Ansätze der Ver-
kehrssicherheitsarbeit zur Absenkung des Unfallri-
sikos von Fahranfängern und jungen Fahrern an-
knüpfen; diesbezügliche internationale Erfahrun-
gen beschreibt beispielsweise WILLMES-LENZ
(2002).

1.3 Zielstellung

Die Fahrschulausbildung in Deutschland gehört im
internationalen Vergleich mit zu den am weitesten
entwickelten Systemen (TWISK, 1996) und beinhal-
tet eine umfassende Ausbildung mit professionel-
len Fahrlehrern. Um dem beschriebenen Risiko jun-
ger Fahranfänger in Deutschland Rechnung zu tra-
gen, wurden im Laufe der letzten Jahre etliche Re-
formen umgesetzt bzw. vorbereitet, beispielsweise:

– die Erweiterung des Rahmenplans für den theo-
retischen Fahrschulunterricht mit der Einheit
„Risikofaktor Mensch“ (vgl. GLOWALLA, 2001),

– die Einführung des Stufenführerscheins für Mo-
torräder,

– die Einführung und spätere Verschärfung der
Fahrerlaubnis auf Probe (zwei Jahre Probezeit,
innerhalb derer spezialpräventive Maßnahmen
für auffällige Fahranfänger gelten) sowie ein An-
gebot von Aufbauseminaren (vgl. HEILER &
JAGOW, 2002),

– die Reform der Fahrlehrerausbildung und Fahr-
lehrerweiterbildung (vgl. BOUSKA, 2000),

– die Erprobung des Konzepts der „Zweiten
Phase“, hierzu zählen die gemeinsame Probe-
fahrt und der Erfahrungsaustausch einer Grup-
pe von Fahranfängern nach sechs Monaten
Fahrpraxis im Modellversuch „Jugend fährt si-
cher“ (vgl. SCHULZE et al., 1995; SIEGRIST,
1999; EVERS, 2000) und das aktuelle Ausbil-
dungsprojekt „Freiwillige Fortbildung für
Fahranfänger”, und

– die Entwicklung des Konzepts „Begleitetes
Fahren“ (BASt-Projektgruppe, 2003).

Wir wollen auf alle diese Ansatzpunkte zur Verbes-
serung der Fahrschulausbildung hier nicht näher
eingehen (s. dazu z. B. STURZBECHER et al.,
2002; zu internationalen Modellen der Fahrausbil-

dung s. SCHLAG & SCHLEGER, 1995, oder SIEG-
RIST, 1999), weil entsprechend unserer Aufgaben-
stellung die Verbesserung der Fahrerlaubnis-
prüfung im Mittelpunkt unserer Betrachtungen
steht. Es sei aber festgehalten, das die Verbesse-
rung der Qualität der Fahrschulausbildung wie
auch die Optimierung der Fahrerlaubnisprüfung
gleichermaßen wichtige Bausteine einer konzertier-
ten Aktion zur Absenkung des Unfallrisikos der
Fahranfänger darstellen.

Neben der konkreten Aufgabenstellung des Auf-
traggebers gibt es für uns noch einen anderen
Grund, vorrangig die Fahrerlaubnisprüfung zu be-
trachten: Das Prüfungsverfahren hat, wie bereits im
Kapitel 1.1 dargelegt, starke Rückwirkungen auf
die Art und Weise, wie Fahrschüler in den Fahr-
schulen ausgebildet werden und lernen. „Gelernt
wird nur, was geprüft wird“, mit dieser Formel brin-
gen Fahrlehrer und Experten (vgl. LAMSZUS,
VdTÜV-Forum 95) die Situation auf den Punkt. Sie
beschreiben damit einen Teil des Ausbildungsall-
tags, in dem Fahrschüler nicht selten trotz eines
ansprechenden Theorieunterrichts lediglich da-
nach streben, mit möglichst geringem Aufwand die
theoretische Fahrerlaubnisprüfung zu bestehen.
Um dieser Einstellung entgegenzuwirken, bedarf
es einer anspruchsvolleren Prüfungsqualität.

Im Bereich der theoretischen und praktischen 
Fahrerlaubnisprüfung hat es in den letzten Jahren
kaum gravierende Veränderungen gegeben. Bei
der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung wurden le-
diglich eine Reihe von neuen Fragen aufgrund von
neu hinzugekommenen Prüfungsinhalten einge-
führt sowie Änderungen bei den Skizzen und Bil-
dern vorgenommen, die in den Prüfbogen zur An-
wendung kommen. Dies kann aber nicht darüber
hinwegtäuschen, dass der immense Zuwachs an
Erkenntnissen über die besonderen Risiken junger
Fahranfänger nur geringen Niederschlag bei der
Gestaltung der Fahrerlaubnisprüfung gefunden hat.
Lassen sich in der Fahrerlaubnisprüfung verkehrs-
relevante Einstellungen von Fahrerlaubnisbewer-
bern wie die Risikobereitschaft methodisch zuver-
lässig und im Hinblick auf die spätere Verkehrsbe-
währung prognostisch valide erfassen? Kann man
Fähigkeitsstrukturen zur Gefahrenerkennung und
zum vorausschauenden Fahren sinnvoll in Prü-
fungsaufgaben operationalisieren? Wie kann man
die Anwendung der in der Fahrschulausbildung er-
worbenen Kenntnisse prüfen? Die Chancen für die
Verbesserung der Verkehrssicherheit, die aus der
Beantwortung dieser Fragen resultieren, blieben
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bisher weit gehend ungeprüft und ungenutzt. Spe-
ziell auf unser Thema bezogen bedeutet dies auch,
dass der (möglichst hohe) Beitrag der theoreti-
schen Fahrerlaubnisprüfung, den diese zur Verrin-
gerung des Fahranfängerrisikos leisten könnte,
vermutlich noch nicht ausgeschöpft ist. Dies sollte
sich im öffentlichen Interesse ändern: Die theoreti-
sche Fahrerlaubnisprüfung muss ihre zentrale
Funktion, die Überprüfung der Wissens- und Ver-
ständnisvoraussetzungen für eine sichere Ver-
kehrsteilnahme, besser erfüllen.

Es erscheint deshalb an der Zeit, sich der aufge-
worfenen Fragen anzunehmen, zumal seit einigen
Jahren neue Medien wie Computer und Fahrsimu-
latoren zur Verfügung stehen, die zur Gestaltung
multimedialer Prüfungsaufgaben und damit zur in-
haltlichen und methodischen Verbesserung der
Fahrerlaubnisprüfung eingesetzt werden könnten
(von BRESSENSDORF et al., 1995). Damit ist auch
die Hoffnung verbunden, Fahrerlaubnisbewerber
ansprechender und effektiver für die Fahrschulaus-
bildung und Fahrerlaubnisprüfung aufschließen zu
können. Der Computer hat mittlerweile in fast allen
Bereichen des täglichen Lebens einen festen Platz,
und der weitere Vormarsch dieses Mediums ist ab-
sehbar. Bereits 1996 bemerkte KITZBERGER
(1996, S. 10): „Der ständige Umgang mit moderner
Elektronik prägt die junge Generation – und mehr
noch – er hat eine Erwartungshaltung geweckt.
Eine Erwartungshaltung, mit der diese Generation
auch die Fahrschule besucht.” Um modern und
konkurrenzfähig zu bleiben, können sich Fahrschu-
len diesen Erwartungen auf Dauer nicht ver-
schließen. Dies gilt auch für die Technischen Prüf-
stellen und die theoretische Fahrerlaubnisprüfung.

Allerdings ist es nicht das vorrangige Ziel dieses
Berichts bzw. seiner Autoren, computerbegeister-
ten Fahrerlaubnisbewerbern eine neue und viel-
leicht unterhaltsame computergestützte Fahrer-
laubnisprüfung anzubieten. Die Möglichkeiten zur
Modernisierung des traditionellen Prüfungsdesigns
sind vielfältig und gehen über die Computernut-
zung weit hinaus. Zudem lässt sich der mit der Ein-
führung einer computergestützten Prüfungsgestal-
tung verbundene Aufwand nur rechtfertigen, wenn
sich diese neuartige Prüfungsvariante der traditio-
nellen Prüfung deutlich überlegen zeigt. Wenn also
in der Zukunft eine computergestützte Prüfstrate-
gie das gebräuchliche Papier-Bleistift-Verfahren in
der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung ablösen
soll, muss sie nicht nur die Prüfungsatmosphäre
verbessern, sondern zugleich höhere inhaltliche

Prüfungsansprüche einlösen. Zu diesen An-
sprüchen gehört, das „Anfängerrisiko“ (z. B. inadä-
quate Gefahrenkognition, unzureichende Hand-
lungsroutinen) wie auch das „Jugendlichkeitsrisi-
ko“ (z. B. inadäquates Selbstkonzept, unzureichen-
de Perspektivenübernahme und Folgenantizipati-
on) zu senken.

Bei der Einlösung dieses Anspruchs sind ein Inter-
ventionsaspekt und ein Selektionsaspekt zu unter-
scheiden. Der Interventionseffekt zielt auf die
Rückwirkung einer verbesserten Fahrerlaubnisprü-
fung auf die Fahrschulausbildung: Computerge-
stützte Prüfungsstrategien würden sicher auch die
Weiterentwicklung der Fahrschulausbildung und
ihrer Ausbildungsmethodik stimulieren. Der selekti-
ve Aspekt richtet sich dagegen auf das Ziel, unzu-
reichend befähigten Fahrerlaubnisbewerbern durch
eine verbesserte Fahrerlaubnisprüfung den Zugang
zur Fahrerlaubnis so lange zu verwehren, bis sie
sich ein ausreichendes Fähigkeitsniveau angeeig-
net haben. In diesem Zusammenhang ist die ent-
scheidende Frage: Wie kann die Fahrerlaubnisprü-
fung unter Einbeziehung moderner Multimedia-
technik gestaltet werden, damit es künftig besser
gelingt, unsichere oder risikobereite Fahrer schon
bei der Fahrerlaubnisprüfung zu erkennen?

Mit genau dieser Frage beschreibt auch die Bun-
desanstalt für Straßenwesen (BASt) das Ziel des
Projekts „Optimierung der Fahrerlaubnisprüfung“
im Rahmen des „Sicherheitsforschungsprogramms
Straßenverkehr“. Die BASt erwartet als Projekter-
gebnis Vorschläge dafür, wie die Fahrerlaubnisprü-
fung in Deutschland mittelfristig verbessert werden
kann. Dafür sind folgende Teilaufgaben zu bewälti-
gen:

– Durchführung und Auswertung internationaler
Recherchen über neueste Entwicklungen auf
dem Gebiet des Prüfungswesens, insbesonde-
re zum Zusammenhang von Prüfungserfolg und
späterer Verkehrsbewährung,

– Aufarbeitung des einschlägigen prüfungstheo-
retischen und prüfungsdidaktischen Wissens-
stands,

– Entwicklung von Verbesserungsvorschlägen
bzw. Alternativen zur herkömmlichen Fahrer-
laubnisprüfung,

– Diskussion der Verbesserungsvorschläge unter
Kosten-Nutzen-Erwägungen und unter Einbe-
ziehung rechtssystematischer Überlegungen,
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– Erarbeitung von Empfehlungen zur empirischen
Überprüfung der Verbesserungsvorschläge im
Hinblick auf ihren tatsächlichen Nutzen (Evalua-
tionsdesign),

– Begleitung des Projekts durch eine Experten-
gruppe (z. B. Fahrlehrerverbände, Technische
Prüfstellen, Ländervertreter, wissenschaftliche
Experten) und

– wissenschaftliche Berichtslegung.

Damit ist das Ziel des vorliegenden Berichts umris-
sen, nämlich die Ergebnisse der Bearbeitung der
aufgeführten Aufgaben zu dokumentieren. Bezo-
gen auf die Inhalte und die Durchführung der Fahr-
erlaubnisprüfung lassen sich dafür noch folgende
Zielaspekte präzisieren (zit. in Anlehnung an KROJ:
Akkreditierung von Fahrerlaubnisprüfstellen in
Deutschland. Vortrag auf dem CIECA4-Kongress,
Berlin 1999):

– Objektivität der Fahrerlaubnisprüfung (Unab-
hängigkeit des Prüfungsergebnisses vom Fahr-
erlaubnisprüfer),

– Prüfungsgerechtigkeit (bundesweit einheitliche
Durchführung und Bewertung der Fahrerlaub-
nisprüfung),

– Genauigkeit der Fahrerlaubnisprüfung (geringe
Anzahl von Prüfungen, die unberechtigt bestan-
den oder nicht bestanden wurden),

– laufende Revision der Prüfungsinhalte hinsicht-
lich der Relevanz für das sichere und ordnungs-
gemäße Verkehrsverhalten, insbesondere auch
unter Berücksichtigung sozialer Kontexte,

– ständige Analyse der inhaltlichen und methodi-
schen Brauchbarkeit einzelner Prüfungsaufga-
ben,

– gezielte pädagogisch-psychologische Weiter-
bildung der Fahrerlaubnisprüfer,

– Kundenorientierung (Sicherheit der Allgemein-
heit, Mobilität des Einzelnen),

– Erschwernis von Manipulationen des Prüfungs-
ergebnisses,

– Berücksichtigung neuester wissenschaftlicher
Erkenntnisse,

– Einbeziehung neuer Medien in die Fahrerlaub-
nisprüfung,

– Einbeziehung internationaler Erfahrungen in das
deutsche Fahrerlaubnisprüfwesen mit der Pers-
pektive einer europäischen Harmonisierung.

Wenn man diese Qualitätsansprüche einlösen will,
muss man die von der BASt beschriebenen Pro-
jektaufgaben als fortlaufende Verpflichtung und
nicht als befristetes Vorhaben verstehen. Bereits
die Arbeiten zur Erstellung des vorliegenden Be-
richts haben gezeigt, dass ständig neue Anknüp-
fungspunkte zur Bearbeitung der Aufgabenstellung
gefunden wurden. Dies gilt sowohl für die inhaltli-
che und methodische Gestaltung von Prüfungsauf-
gaben als auch für die technischen Umsetzungs-
strategien. Um optimale Prüfungsstrategien zu si-
chern, bedarf es kontinuierlicher Anstrengungen in
einem weiten Arbeitsspektrum, das von der Weiter-
entwicklung der Prüfungsinhalte über die Metho-
denkonstruktion bis hin zur Verschränkung von
Fahrschulausbildung und Fahrerlaubnisprüfung
reicht. Dies kann nur schrittweise geschehen. Der
vorliegende Bericht markiert nur unseren ersten
Schritt in Richtung des komplexen Ziels, auch mit
der Fahrerlaubnisprüfung die Ressourcen der
Fahranfänger zum produktiven Umgang mit Risi-
ken zu stärken. Im Rahmen dieses Schrittes wollen
wir inhaltliche und methodische Grundlinien für die
Gestaltung einer verbesserten theoretischen Fahr-
erlaubnisprüfung skizzieren und beispielhaft aus-
gestalten, um der Fachöffentlichkeit eine begrün-
dete Diskussionsgrundlage zu bieten. Erst im Er-
gebnis dieser Diskussion können dann, falls erfor-
derlich und gewünscht, die Prüfungsinhalte und
Aufgabentypen abschließend definiert und zu
einem neuen Prüfungsdesign verwoben werden:
Dies wäre ein erster Grundstein für eine Reform der
Fahrerlaubnisprüfung in Deutschland.

Einen weiteren Grundstein würde ein neues Kon-
zept für die praktische Fahrerlaubnisprüfung dar-
stellen. In Absprache mit der BASt als Projektauf-
traggeber werden wir aber diesen Grundstein nicht
im Rahmen des vorliegenden Berichts erarbeiten:
Die simultane Entwicklung verschränkter sowie
hinreichend differenzierter und qualifizierter Re-
formvorschläge für beide Teile der Fahrerlaub-
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4 Die CIECA stellt einen internationalen Verband von staatli-
chen und nichtstaatlichen Institutionen und Organisationen
aus derzeit 35 Ländern dar. Die Mitglieder dieses Verbandes
sind in ihren Heimatländern für die Fahrerlaubnisprüfungen
zuständig. Zu ihren Zielen gehören beispielsweise die inter-
nationale Harmonisierung der Prüfungsanforderungen und
die Erarbeitung von Qualitätsstandards für das Prüfungswe-
sen.



nisprüfung würde multiprofessionelle Arbeits- und
Abstimmungsleistungen verlangen, die unsere Pro-
jektressourcen überfordert hätten. Allerdings be-
steht auch bei der praktischen Fahrerlaubnisprü-
fung Reformbedarf. Deshalb haben wir dort, wo
sich ohne besonderen Aufwand eine Mitbetrach-
tung der praktischen Fahrerlaubnisprüfung anbot
(z. B. bei der Darstellung methodischer Grundlagen
oder bei den internationalen Recherchen), auch
diesbezügliche Informationen bereitgestellt und
Reformansätze markiert. 

2 Methodische Grundlagen

2.1 Einführung und theoretische 
Einordnung

Welche Aufgabentypen ermöglichen es, in der 
Fahrerlaubnisprüfung zuverlässig festzustellen, ob
der Fahrerlaubnisbewerber zum Führen eines
Kraftfahrzeugs gemäß der Straßenverkehrsord-
nung in der Lage ist? Wie kann man bei der Fahr-
erlaubnisprüfung gleiche Bedingungen für alle
Fahrerlaubnisbewerber gewährleisten; und sind
solche Bedingungen heute gegeben? Die Beant-
wortung dieser und ähnlicher Fragen, denen wir in
den nächsten Kapiteln nachgehen, erfordert zuvor
eine grundsätzliche Auseinandersetzung mit der
Prüfungsgestaltung unter methodischen Aspek-
ten.5

Als wissenschaftliche Ausgangspunkte bei dieser
Auseinandersetzung bieten sich zwei Disziplinen
an: die Pädagogik mit ihrem Teilbereich Prüfungs-
didaktik und die Psychologie mit ihren Teildiszipli-
nen Pädagogische Psychologie und Testpsycholo-
gie. Beide Ausgangspunkte wollen wir im Folgen-
den nutzen. Zwar sehen wir dabei die Gefahr, Puris-
ten beider Professionen zum Widerspruch zu rei-

zen, jedoch überwiegt unser Vertrauen in die Chan-
cen einer solchen Verbindung von Pädagogik und
Psychologie, wie wir sie ja auch in der Pädagogi-
schen Psychologie finden. Warum benötigen wir
beide Ansätze?

Für die Pädagogik und die Prüfungsdidaktik als ers-
tem Ausgangspunkt spricht die Notwendigkeit
einer pädagogischen Professionalisierung der ge-
samten Fahrausbildung. Diese Notwendigkeit
zwingt dazu, Fahrschulunterricht und Fahrerlaub-
nisprüfung im Zusammenhang zu betrachten. Im
pädagogischen Sinne ist der Fahrschulunterricht
ein spezieller Fachunterricht, in dem die Qualifika-
tion zum Führen eines Kraftfahrzeugs im öffentli-
chen Straßenverkehr erworben wird. Die Vermitt-
lung dieser Qualifikation, also die Organisation der
Auseinandersetzung mit dem Unterrichtsstoff, ob-
liegt dem Fahrlehrer. Um bei seinen Schülern opti-
male Lernerfolge zu erzielen, bedient er sich einer
speziellen Fachdidaktik, welche die Besonderhei-
ten der Lerninhalte und der am Lernprozess Betei-
ligten berücksichtigt. Im Rahmen dieser Lernpro-
zesse stellen Prüfungen ein Verfahren dar, in dem
geforderte Qualifikationen kontrolliert, d. h. gemes-
sen und bewertet, werden sollen. Die Prüfungsge-
staltung ist Gegenstand der Prüfungsdidaktik, die
darüber hinaus auch den zu den Prüfungen hin-
führenden Unterricht und die an der Vorbereitung
der Prüfung beteiligten Personen wie Prüflinge,
Lehrende und Prüfer im Blick haben soll (TINNE-
FELD, 2002). Dieser Anspruch erscheint vorteilhaft,
wenn das gesamte System der Fahrausbildung,
also beispielsweise das Zusammenspiel von ver-
kehrspädagogischen Konzepten, moderner Me-
diennutzung und verkehrsrechtlichen Rahmenbe-
dingungen, weiterentwickelt werden soll.

Allerdings kann der Anspruch nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass beispielsweise die handwerkli-
chen Grundlagen der Prüfungskonstruktion und die
Verfahren zur Qualitätssicherung von Prüfungen im
methodischen Fundus der Prüfungsdidaktik (noch)
nicht ausreichen, um als alleinige Grundlage für
eine methodische Beschreibung oder gar Weiter-
entwicklung der Fahrerlaubnisprüfung zu dienen.
Weiterhin neigen die traditionellen Erziehungswis-
senschaften mit ihrer Zersplitterung in sehr unter-
schiedliche Einzelansätze bzw. pädagogische
„Schulen“ zuweilen dazu, die inneren (d. h. psychi-
schen) Lernvoraussetzungen ihrer Klientel zu ver-
nachlässigen. Diese Lücke vermögen als zweiter
Ausgangspunkt unserer methodischen Grundle-
gung der Fahrerlaubnisprüfung die Pädagogische
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5 Naturgemäß erfordert eine solche Auseinandersetzung den
Rückgriff auf ein wissenschaftliches Begriffssystem. Für ei-
nige Leser wird vielleicht die Verwendung vieler wissen-
schaftlicher Begriffe oder Zitate ungewohnt sein; eine wis-
senschaftlich fundierte Grundlegung kommt aber ohne eine
exakte und lückenlose Argumentation nicht aus. In den
nachfolgenden Kapiteln mit ihren Bewertungen und Emp-
fehlungen zur Fahrerlaubnisprüfung wird sich der Nutzen
einer solchen Argumentation erweisen: Sie begründet bei-
spielsweise Kritik und schützt damit vor Willkürlichkeit. Wer
auf solche Begründungen (zunächst) verzichten möchte,
sollte vielleicht mit dem Lesen des Kapitels 3 fortfahren; eine
Reihe von Rückverweisen sorgt dafür, dass man sich die fol-
genden Grundlagen auch punktuell erschließen kann.



Psychologie und die Testpsychologie mit ihrer über
einhundertjährigen fachlichen und methodischen
Tradition sowie nicht zuletzt mit ihren Innovationen
im Hinblick auf eine computergestützte Testdurch-
führung und Testauswertung zu schließen.

Die Pädagogische Psychologie wird von Psycholo-
gen vielfach und manchmal auch etwas herablas-
send als „Grenzgänger“ bzw. (ähnlich wie die Ver-
kehrspsychologie) als „Angewandte Psychologie“
bezeichnet, weil sie sich nicht (nur) genuin psycho-
logischen Fragen widmet, sondern die Betrachtung
pädagogischer und psychologischer Themen ver-
knüpft. Das pädagogische Pendant zur Pädagogi-
schen Psychologie bezeichnen Erziehungswissen-
schaftler, auch nicht immer hochachtungsvoll, als
„Empirische Pädagogik“ oder „Experimentelle
Pädagogik“. Beide Arbeitsfelder bzw. Teildiszipli-
nen, also die Pädagogische Psychologie und die
Empirische Pädagogik, nähern sich unter heutigen
Bedingungen schnell an und verschränken damit
ihre Mutterdisziplinen.

Schon vor der Prägung des Begriffs „Pädagogi-
sche Psychologie“ um das Jahr 1900 eröffnete der
Philosoph und Pädagoge HERBART (1835) der
pädagogisch-psychologischen Forschung durch
die Unterscheidung von praktisch-philosophischer
(ethischer) Ziellehre und psychologischer Weglehre
den Arbeitsbereich der Anwendung allgemeiner
psychologischer Erkenntnisse auf Erziehung und
Unterricht (vgl. DORSCH et al., Hrsg., Psychologi-
sches Wörterbuch, 1991). Damals wie heute be-
steht das Ziel der Pädagogischen Psychologie
darin, Lernprozesse unter dem Einfluss der erzie-
herischen Umwelt zu erklären und vorherzusagen
sowie diese Lernprozesse über die Gestaltung von
Umwelten zu optimieren bzw. unerwünschte Ne-
benwirkungen zu verhindern. Damit ist die Pädago-
gische Psychologie als Wissenschaft vom Lehren
und Lernen auch ein unentbehrlicher Helfer bei der
Fahrschulausbildung und Fahrerlaubnisprüfung,
zumal sie sich in diesem Zusammenhang heute
ausführlich und zunehmend der Rolle von Lehrme-
dien und der Bedeutung der Schüler-Lehrer-Inter-
aktion in Lernprozessen annimmt. Wir halten diese
explizite Verortung der Pädagogischen Psycholo-
gie im pädagogischen Bereich für außerordentlich
wichtig, um dem Verdacht vorzubeugen, wir woll-
ten im vorliegenden Bericht die Fahrschulausbil-
dung zur psychologischen Therapie und die Fahr-
erlaubnisprüfung zur medizinisch-psychologischen
oder gar psychiatrischen Untersuchung umfunktio-
nieren.6

Genauso pädagogisch legitim erscheint uns bei
unserem zweiten Ausgangspunkt der Bezug auf
die Testpsychologie, um die (theoretische) Fahr-
erlaubnisprüfung angemessen wissenschaftlich
betrachten zu können. Mit dem Begriff „Test“ sol-
len in diesem Zusammenhang keine Assoziationen
in Hinblick auf medizinisch-psychologische Unter-
suchen geweckt werden, wie sie im Rahmen der
Eignungsdiagnostik bei begründeten Zweifeln an
der Fahreignung von Fahrerlaubnisbewerbern
durchgeführt werden (vgl. Kap. 3.1.1); vielmehr
geht es uns um eine exakte handwerklich-methodi-
sche und damit durchaus pädagogisch relevante
Kennzeichnung des Charakters einer bestimmten
Art und Weise, Prüfungen durchzuführen: Aus un-
serer Sicht ist die Fahrerlaubnisprüfung nicht nur
als pädagogische Prüfung im o. g. allgemeinen
Sinne anzusehen, sondern sie soll darüber hinaus
auch die methodischen Ansprüche an einen stan-
dardisierten psychologischen Test erfüllen.

Was versteht man unter einem Test, und unter wel-
chen Bedingungen kann man eine Prüfung auch
als Test ansehen? Unserer Antwort auf diese Frage
sei vorausgeschickt, dass der Begriff „Test“ um-
gangssprachlich viele Bedeutungen hat; beispiels-
weise beschreibt man damit kurze Leistungsprü-
fungen in der Schule oder technische Funktions-
prüfungen bei der Kraftfahrzeuginspektion. In der
Psychologie definiert man in Anlehnung an WAR-
REN (1934) einen Test als „ein wissenschaftliches
Routineverfahren zur Untersuchung eines oder
mehrerer empirisch abgrenzbarer Persönlichkeits-
merkmale mit dem Ziel einer möglichst quantitati-
ven Aussage über den relativen Grad der individu-
ellen Merkmalsausprägung“ (LIENERT & RAATZ,
1998). Dies bedeutet, dass ein Test

1. unter inhaltlichen und methodischen Gesichts-
punkten wissenschaftlich begründet sein 
muss,

2. routinemäßig – also unter Standardbedingun-
gen mehr oder weniger handwerksmäßig –
durchführbar sein muss,
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6 Seit einiger Zeit (vgl. DORSCH, 1991) spricht man auch von
einer „Pädagogischen Verkehrspsychologie“, die Ergebnisse
der verkehrspsychologischen Grundlagenforschung für die
Entwicklung neuer Ansätze in der Fahrschulausbildung
sowie in der Verkehrserziehung und -aufklärung verwertet.
Ein Schwerpunkt ist dabei eine stärker auf Verkehrssicher-
heit ausgerichtete Fahrschulausbildung beispielsweise mit-
tels Wahrnehmungs-, Defensiv- und Gefahrentrainings.



3. eine relative Positionsbestimmung des unter-
suchten Individuums innerhalb einer Gruppe
von Individuen ermöglichen muss und

4. bestimmte empirisch – also verhaltens- und er-
lebnisanalytisch – abgrenzbare Eigenschaften,
Bereitschaften, Fähigkeiten oder Fertigkeiten
prüfen muss (LIENERT, 1969).

Eine Prüfung, die diesen Kriterien entspricht und
den nachfolgend dargestellten instrumentellen Gü-
tekriterien standhält, wollen wir deshalb im Folgen-
den auch als „Test“ bezeichnen und betrachten.
Die Fahrerlaubnisprüfung muss und wird aus unse-
rer Sicht künftig diesen Kriterien entsprechen, denn
der vorliegende Bericht stellt erstens gerade den
Versuch dar, die Fahrerlaubnisprüfung unter inhalt-
lichen und methodischen Gesichtspunkten wissen-
schaftlich zu begründen. Zweitens muss diese Prü-
fung, die in Deutschland derzeit in jedem Jahr fast
zwei Millionen Mal abgelegt wird, von den Techni-
schen Prüfstellen unter Standardbedingungen
handwerksmäßig durchgeführt werden können.
Und drittens dient diese Prüfung genau dem Ziel,
gesetzlich definierte und psychologisch beschreib-
bare Prüfungsinhalte im Sinne von Kenntnissen,
Fähigkeiten und Einstellungen zu erfassen und
dabei den individuellen Entwicklungsstand des
Prüflings quantitativ zu bestimmen (z. B. durch die
Anzahl seiner „Fehlerpunkte“, s. Kap. 3.1). Die
künftige Fahrerlaubnisprüfung wird sich deshalb
auch den Anforderungen an psychologische Tests
stellen müssen, was ihre pädagogische Bedeutung
nicht schmälert und ihre Einbindung in ein pädago-
gisches Ausbildungsgeschehen nicht in Frage
stellt. Die Beteiligten an diesem Geschehen wollen
wir der pädagogischen Tradition folgend (und auch
weil es uns schreibtechnisch als ökonomischer er-
scheint) „Prüfling“ und „Prüfer“7 nennen. Im recht-
lichen Sinne stellt der Prüfling einen „Fahrerlaub-
nisbewerber“ dar; der Fahrerlaubnisbewerber tritt
uns nicht nur in der Rolle als Prüfling in der Fahrer-
laubnisprüfung, sondern auch in der Rolle des
Fahrschülers in der Fahrschulausbildung entgegen.
Als Prüfer ist im rechtlichen Sinne der amtlich an-
erkannte Sachverständige oder Prüfer für den
Kraftfahrzeugverkehr anzusehen.

Zwei weitere Bemerkungen zu den verwendeten
Termini seien noch angefügt. Die erste Anmerkung
bezieht sich auf den durchaus nicht einheitlichen
Sprachgebrauch des Testbegriffes (s. o.) auch
unter Psychologen. So unterscheiden einige Psy-
chologen Tests im engeren Sinne als Verfahren, die
eher stabile Persönlichkeitsmerkmale bzw. „Per-
sönlichkeitseigenschaften“ messen, von anderen
Verfahren, die man zur Veränderungsmessung ein-
setzt, denken wir beispielsweise an Methoden zur
Erfassung von kurzfristigen Lernfortschritten in der
Pädagogischen Psychologie. Andere Psychologen
treffen dagegen solche Unterscheidungen nicht
und betrachten jegliches Verfahren als Test, das
dem eingangs dargestellten Kriterienkatalog ent-
spricht; Fragen nach der Stabilität der gemessenen
Merkmale werden dann im Rahmen der Reliabi-
litätsbetrachtungen erörtert (s. Kap. 2.2.3). Wir nei-
gen der zweiten Betrachtungsweise zu, nicht zu-
letzt auch deshalb, weil die theoretische Fahrer-
laubnisprüfung einen relativ kurzfristigen, nämlich
im Wesentlichen während der Fahrschulausbildung
erworbenen Lernfortschritt erfassen soll.

Die zweite Bemerkung betrifft die Verwendung der
Begriffe „Eignung“ und „Befähigung“ im Sprachge-
brauch des Fahrerlaubniswesens gemäß § 2 Abs. 4
und 5 des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) sowie
deren Untersetzung in „charakterliche, körperliche
und geistige Eignung und die Einräumung einer be-
dingten Eignung“ (Wortlaut § 2 Abs. 4 StVG). Diese
Verwendung unterscheidet sich aus unserer Sicht
durchaus vom allgemeinen psychologischen
Sprachgebrauch, dem diese Begriffe entlehnt sind
(dem Begriff „Befähigung“ liegt das psychologi-
sche Fähigkeitskonstrukt zugrunde), wenn wir von
ihrer Alltagsbedeutung einmal absehen. Eine Dis-
kussion dieser beiden Begriffe und ihrer Verwen-
dung halten wir an dieser Stelle für besonders
wichtig, um einerseits Missverständnissen vorzu-
beugen und andererseits vielleicht auch ein Nach-
denken über die Optimierung des Sprachge-
brauchs anzuregen.

Klären wir also zunächst die Begriffe hinsichtlich
ihrer psychologischen Bedeutung unter Rückgriff
auf das Psychologische Wörterbuch von DORSCH
et al. (Hrsg., 1991, S. 161). Unter „Eignung“ ver-
steht man in der Psychologie „das Insgesamt der
im Individuum liegenden Bedingungen für das Ein-
treten positiv bewerteter Ereignisse im Berufsleben
oder in der Schullaufbahn“, während der „Fähig-
keits“-Begriff „die Gesamtheit der zur Ausführung
einer bestimmten Leistung erforderlichen Bedin-
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7 Leser, die diese Begriffe als antiquiert empfinden, bitten wir
um Verständnis; wir assoziieren mit diesen Begriffen keine
respektlose Behandlung des Fahrerlaubnisbewerbers. Auch
die ersatzweise Bezeichnung des Prüflings als „Prüfungs-
teilnehmer“ erscheint uns nicht treffender, da sie für den
Prüfer ebenfalls zutrifft.



gungen“ beschreibt. Unter Fähigkeiten versteht
man also in der Lebensgeschichte entstandene,
komplexe Eigenschaften, die als verfestigte Syste-
me verallgemeinerter psychischer Prozesse das
Handeln steuern (ebenda, S. 200). Eine Fähigkeit
wird durch eine bestimmte Leistung in einem Test
operationalisiert, wobei man davon auszugehen
hat, dass die Fähigkeit im Test nur unvollständig er-
fasst werden kann (ebenda, S. 200 ff.). Von diesen
beiden Begriffen wird noch die „Fahrtüchtigkeit“
(ebenda, S. 731) unterschieden, die sich mit zeit-
weisen Beeinträchtigungen der psychischen Vo-
raussetzungen für eine angemessene Verkehrsteil-
nahme beschäftigt. Hier werden die Einflüsse zeit-
variabler individueller Bedingungen wie beispiels-
weise der Einfluss von Ermüdung, Alkohol und Dro-
gen auf das Fahrverhalten untersucht. Alle drei Be-
griffe besitzen augenscheinlich einen starken nor-
mativen Bezug.

Während die Abgrenzung der Fahrtüchtigkeit – also
der bedingten Eignung im Sinne des StVG – von
den beiden anderen Begriffen (Fahr-)„Eignung“ und
(Fahr-)„Fähigkeit“ über das Kriterium der zeitlichen
Befristung noch relativ gut gelingt, fällt die Unter-
scheidung von Fahreignung und Fahrfähigkeit
schon schwerer. Übertragen wir den ursprünglich
wohl auf die Prognose der schulischen und berufli-
chen Entwicklung zielenden Eignungsbegriff
zunächst einmal auf die Verkehrsthematik, so ist
wohl mit dem Terminus „Fahreignung“ aus unserer
Sicht „die Gesamtheit der im Individuum liegenden
Bedingungen für das Eintreten einer positiv zu be-
wertenden Teilnahme am Straßenverkehr als Füh-
rer von Kraftfahrzeugen“ gemeint. Klar erscheint
uns auch, dass diese Fahreignung beim einzelnen
Individuum immer auf einem bestimmten Niveau
vorliegt und das Vorliegen dieses Niveaus an einen
bestimmten Zeitpunkt gebunden ist; beispielswei-
se hat ein Fahrerlaubnisbewerber vor der theoreti-
schen Fahrerlaubnisprüfung ein bestimmtes Ni-
veau seiner Fahreignung erreicht. Es bleibt festzu-
halten, dass die psychologische Definition des Eig-
nungsbegriffs nicht berücksichtigt, auf welche Art
und Weise bzw. in welchem Zeitraum die beschrie-
bene „Gesamtheit“ der inneren Bedingungen für
die angemessene Teilnahme als Kraftfahrzeugfüh-
rer am Straßenverkehr erworben wurde. Weiterhin
umfasst diese „Gesamtheit“ eben alle nötigen Be-
dingungen, also auch das Wissen um die Regeln
des Straßenverkehrs oder die Fähigkeit, ein Fahr-
zeug zu bedienen. Damit schließt der psychologi-
sche Eignungsbegriff im Grunde genommen auch
Fähigkeiten ein; der juristische wohl eher nicht.

Damit sind wir bei den Fähigkeiten. Das psycholo-
gische Fähigkeitskonstrukt erscheint wesentlich
enger als das Eignungskonstrukt: Fähigkeiten, also
auch Fahrfähigkeiten, werden in der Lebensge-
schichte erworben; dies gilt aber zumindest für
einen Teil der zur Fahreignung zählenden inneren
Bedingungen ebenfalls. Weiterhin dienen Fähigkei-
ten dem Erbringen einer Leistung, d. h. im übertra-
genen Sinne, dass Fahrfähigkeiten Voraussetzun-
gen für Leistungen im Straßenverkehr darstellen.
Trifft dies für die als „Fahreignung“ definierte „Ge-
samtheit der inneren Bedingungen“ nicht zu? Es
fällt also nicht leicht, Fahreignung einerseits und
Fahrfähigkeit bzw. (Fahr-)„Befähigung“ anderer-
seits im psychologischen Sinne begrifflich gegen-
einander in sich ausschließender Weise abzugren-
zen oder zu erklären, warum Fahrfähigkeiten bzw.
(Fahr-)„Befähigung“ nicht auch Bestandteil der
Fahreignung sein sollten.

Aber natürlich gab es, als die Grundlagen für das
heutige Prüfungswesen gelegt wurden, ein Bedürf-
nis nach Abgrenzung. Dieses Bedürfnis war aber
zunächst ein juristisches, kein psychologisches. Es
musste einerseits geklärt werden, welche speziel-
len Teile der inneren Bedingungen für die ange-
messene Teilnahme als Fahrzeugführer am Stra-
ßenverkehr man im Normalfall als gegeben anse-
hen und entsprechend auf eine Überprüfung ver-
zichten sollte bzw. wer im Zweifelsfall diese Über-
prüfung durchführen sollte. Davon war andererseits
sorgfältig abzugrenzen, welche speziellen Bedin-
gungen im Normalfall zusätzlich erworben (hier
wurde die heutige Fahrschulausbildung begründet)
und explizit nachgewiesen (hier wurde die heutige
Fahrerlaubnisprüfung angelegt) werden müssen.

Um diese notwendige Abgrenzung juristisch zu
realisieren, wurden die beiden (juristischen) Begrif-
fe „Fahreignung“ und (Fahr-)„Befähigung“ rechtlich
definiert (s. Kap. 3.1.1). Nach diesen Definitionen
wird die Fahreignung gemäß Straßenverkehrsge-
setz bzw. Fahrerlaubnis-Verordnung als gegeben
angesehen, wenn von einem Fahrerlaubnisbewer-
ber aufgrund seines individuellen körperlichen und
geistigen Zustandes nach der Fahrschulausbildung
ein sicheres Führen eines Kraftfahrzeugs ohne Ver-
kehrsgefährdung zu erwarten ist. Darüber hinaus
darf der Fahrerlaubnisbewerber nicht erheblich
oder nicht wiederholt gegen verkehrsrechtliche
Vorschriften oder Strafgesetze verstoßen haben 
(§ 2 Abs. 4 StVG bzw. § 11 FeV). Der juristische Be-
griff der Fahreignung beschreibt also sehr wenig
konkret ein im Normalfall gegebenes Minimum an
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physischen und psychischen Voraussetzungen für
die Fahrschulausbildung und Fahrerlaubnisprüfung
und greift dabei, im Gegensatz zum psychologi-
schen Begriff, auf äußere Bedingungen zurück 
(z. B. Ausschluss von bestimmten physischen Han-
dicaps und Vorstrafen). Dagegen umfasst der Be-
griff der „Fahrfähigkeit“, grob ausgedrückt, alles
das, was nach einer entsprechenden Fahrschul-
ausbildung bei der Fahrerlaubnisprüfung gemäß
den gesetzlich definierten Prüfungsinhalten (vgl.
Anlage 7 der FeV, Teil 1) geprüft werden kann.

Die dargestellte juristische Abgrenzung ist, wie wir
vorsorglich anfügen wollen, auch aus unserer
pädagogisch-psychologischen Perspektive durch-
aus legitim, in sich schlüssig und vor allem nützlich.
Trotzdem weist dieses Vorgehen aber aus unserer
Sicht auch einen „Geburtsfehler“ auf: Die juristi-
sche Festlegung des Gesetzgebers benutzt defini-
torisch zwei psychologische Begriffe abweichend
vom ursprünglichen psychologischen Sprachge-
brauch, um den Normalfall (Fahreignung vorhan-
den, Fahrfähigkeit bzw. (Fahr-)Befähigung wird
durch Ausbildung erworben) vom Spezialfall (Fahr-
eignung ist vermutlich nicht vorhanden und muss
mittels Fahreignungsdiagnostik nachgewiesen
werden) abzugrenzen sowie die Ausbildungs- und
Prüfungsgrundlagen zu beschreiben. Besser wäre
es aus heutiger Sicht wahrscheinlich gewesen,
nicht eine „Fahreignung“ und eine (Fahr-)„Befähi-
gung“ als jeweils eigenständige Qualitäten zu defi-
nieren und aufzählend zu beschreiben, sondern
von einer im Normalfall vorliegenden Grundeig-
nung auszugehen, die (im Rahmen der Fahrschul-
ausbildung) durch zu erwerbende spezielle Eig-
nungskomponenten so weit zu ergänzen ist, dass
ein genau zu definierender Eignungsgrad erreicht
wird. Ein solches Vorgehen hätte zu einem einzigen
graduellen Eignungskonstrukt geführt und die glei-
chen Definitions- und Abgrenzungsfunktionen er-
füllt. Warum wäre es aber aus unserer heutigen
Sicht für die Weiterentwicklung des Ausbildungs-
und Prüfungswesen  nützlicher gewesen?

Um diese Frage zu beantworten, sei zunächst ein
Beispiel angeführt. Unzweifelhaft spielt eine hohe
Risikobereitschaft im Straßenverkehr im negativen
Sinne von „Sensation seeking“ bzw. „Leichtsinn“
eine herausragende Rolle als Unfallursache bei ju-
gendlichen Fahranfängern (s. Kap. 1.2). Aus diesem
Grunde wird das Thema „Risikobereitschaft im
Straßenverkehr“ im Rahmen der Fahrschulausbil-
dung gemäß Fahrschüler-Ausbildungsordnung be-
arbeitet. Dies gilt, obwohl (eine angemessene) Risi-

kobereitschaft im pädagogisch-psychologischen
Sinne keine Fähigkeit, sondern eine Einstellung dar-
stellt und sicher der Fahreignung zuzurechnen ist,
die wiederum im juristischen Sinne im Normalfall
vorhanden ist und nicht in der Ausbildung erworben
werden muss. Warum sollte ein Fahrlehrer also ver-
pflichtet sein, Risikobereitschaft im Straßenverkehr
zu thematisieren? Glücklicherweise stellen die
Fahrlehrer aufgrund ihres pädagogischen Ethos
eine solche Frage nicht; und die pädagogisch ori-
entierte Fahrschüler-Ausbildungsordnung bestärkt
auch juristisch haltbar diese Berufseinstellung. Aber
wie steht es mit der Fahrerlaubnisprüfung und dem
Grundsatz, dass vom Fahrschüler nur gelernt wird,
was auch geprüft wird; wie wird also geprüft, ob der
Fahrerlaubnisbewerber sich im Rahmen der Ausbil-
dung Maßstäbe eines angemessenen Risikoverhal-
tens angeeignet hat? Offensichtlich hat dies aus
Sicht der (Fach-)Öffentlichkeit bzw. aus juristischer
Sicht nicht in der Fahrerlaubnisprüfung zu gesche-
hen, denn diese Prüfung ist eine Befähigungsprü-
fung, keine Eignungsprüfung!

Das Beispiel hat hoffentlich überzeugend ein Di-
lemma verdeutlicht: Der wechselnde oder unreflek-
tierte Gebrauch von unterschiedlichen psychologi-
schen und juristischen Begriffskategorien, die auf-
grund eines „Geburtsfehlers“ die gleichen Namen
tragen und sich im psychologischen Sinne auch
noch überlappen, führt offensichtlich dazu, dass
wichtige Ausbildungsinhalte mit ihrer hohen Be-
deutung für die Verkehrssicherheit im Prüfungs-
system keine Entsprechung finden. Dies zu ändern
ist explizit ein Anliegen des vorliegenden Projekts,
wie die Ausschreibung mit konkretem Bezug auf
die Risikobereitschaft von Fahrerlaubnisbewerbern
verrät (s. Kap. 1.3). Wenn man das Prüfungssystem
also grundlegend reformieren will, dann sollte dies
vielleicht auch Anlass für ein Nachdenken über die
bisherigen (begrifflichen) „Normalitäten“ und Ver-
fahrensweisen sowie ihren Wert für die Weiterent-
wicklung des Prüfungssystems sein. Der Anhang II
der Zweiten EU-Führerscheinrichtlinie in seiner
Neufassung 2000/56/EG vom 14. September 2000
(Abl. EG Nr. L 237 S. 45) ermuntert durchaus zu
einem solchen Nachdenken: Im Abschnitt I werden
als Prüfungsgegenstände Kenntnisse, Fähigkeiten
und Verhaltensweisen genannt; der letztgenannte
Verhaltensbegriff ist aber psychologisch gesehen
viel allgemeiner, umfassender und komplexer als
Persönlichkeitsaspekte wie Eignung oder Fähigkei-
ten und erlaubt es demzufolge auch, Prüfungsin-
halte neu auszugestalten.
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Eines sei aber klargestellt: Wir können und wollen
das bisherige Begriffssystem des Fahrerlaubniswe-
sens weder zum Einsturz bringen noch die not-
wendige Diskussion zu seiner Weiterentwicklung
an dieser Stelle führen; wir wollen diese Diskussion
lediglich anstoßen. Und wir wollen es auch dem
einen oder anderen „Experten“ etwas erschweren,
der Diskussion um unbestreitbar schwierig in der
Fahrerlaubnisprüfung zu operationalisierende Prü-
fungsinhalte wie Risikobereitschaft allein dadurch
auszuweichen, dass diese Inhalte ans „andere
Ufer“, nämlich zur Fahreignungsdiagnostik, ver-
bannt werden: Die Befähigungsprüfung ist aus un-
serer Sicht zwar nicht im juristischen Sinne, aber
doch im pädagogisch-psychologischen Sinne eine
(spezielle) Eignungsprüfung.

Damit ist allerdings überhaupt noch nicht gesagt,
ob bzw. in welchem Maße es gelingen kann, bei-
spielsweise Risikobereitschaft im Rahmen der 
Fahrerlaubnisprüfung zuverlässig zu erfassen, und
wie man gegebenenfalls mit derartigen Erkenntnis-
sen umgeht. Selbst wenn man unserem Vorschlag
zu einer grundsätzlichen Diskussion des bisherigen
Verhältnisses von Fahreignung und Fahrfähigkeit
folgen und im Ergebnis eine neue juristische Grenz-
linie hinsichtlich der im Regelfall mitzubringenden
Fahrvoraussetzungen einerseits und den speziell
zu erwerbenden und in der Fahrerlaubnisprüfung
zu prüfenden Fahrvoraussetzungen andererseits
ziehen würde, dürfen weder die Fahrschulausbil-
dung noch die Fahrerlaubnisprüfung „überfrachtet“
werden.

Auch dieser Gesichtspunkt erscheint uns nicht un-
wichtig und muss gegebenenfalls bei der Ausge-
staltung einer neuen Grenzlinie bedacht werden:
Diejenigen Komponenten der „Gesamtheit der in-
neren Bedingungen für die angemessene Teilnah-
me als Fahrzeugführer am Straßenverkehr“, die
heute im Rahmen der Fahreignungsdiagnostik in
medizinisch-psychologischen Untersuchungen er-
fasst werden, gehören auch künftig nicht in eine
Fahrerlaubnisprüfung. Uns geht es vielmehr um
Komponenten, die neben Wissens- und Fähigkeits-
aspekten auch Einstellungsaspekte aufweisen, die
in der Fahrschulausbildung sehr wohl vermittelbar
sind und die sich durch den Wandel des Straßen-
verkehrs als immer bedeutsamer für die Verkehrs-
sicherheit erweisen. Ein Beispiel für eine solche
Komponente ist die Risikobereitschaft von Fahran-
fängern, die eben nicht nur als grundsätzlich ein-
stellungsbedingt anzusehen ist, sondern auch auf
Erfahrungs- und damit Wissensdefiziten beruht.

Wie will man diese Aspekte trennen; wie will man
beispielsweise entsprechend der jetzigen Geset-
zeslage sichern, dass die weithin gewünschte Er-
fassung des Niveaus der Gefahrenkognition in der
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung unabhängig
von der Risikobereitschaft des Prüflings erfolgt?
Dies ist, psychologisch gesehen, aufgrund der
engen Wechselbeziehungen zwischen Gefahren-
wissen, Gefahrenwahrnehmung und Risikobereit-
schaft zumindest sehr schwierig.

Unser Plädoyer für eine Diskussion in der Fachöf-
fentlichkeit, die den Nutzen gewohnter Begriffe für
die Weiterentwicklung des Ausbildungs- und Prü-
fungswesens nicht ausspart, sondern hinterfragt,
resultiert also auch daraus, dass beispielsweise
Kenntnisse, Einstellungen, Fähigkeiten und Fertig-
keiten lediglich Facetten einer ganzheitlichen Per-
sönlichkeitsstruktur darstellen; sie sind demzufolge
eng verzahnt und nur aspekthaft zu unterscheiden.
Aus diesem Grunde taugen diese Begriffe auch
nicht als „Kampfbegriffe“ für eine ausgrenzende
verkehrs- oder berufspolitische Diskussion. Besse-
re, integrierende Konzepte sind gefragt, auch um
pädagogische und psychologische Aufgabenstel-
lungen im Verkehrswesen besser zu verknüpfen.
Solche Konzepte werden auch schon seit längerer
Zeit und durchaus nicht nur von Fachexperten der
(pädagogisch orientierten) Fahrlehrerschaft ange-
mahnt. So wird bei DORSCH et al. (Hrsg., 1991, S.
730 ff.) der notwendige Prozess der Neuorientie-
rung von KLEBELSBERG aus psychologischer
Sicht wie folgt beschrieben: „Die Eignungsdiag-
nostik stand lange ... im Mittelpunkt der Verkehrs-
psychologie, tritt aber wegen ihres geringen Wir-
kungsgrades immer mehr in den Hindergrund ge-
genüber der ergonomischen und pädagogischen
Verkehrspsychologie.“ Gleichzeitig wird an dieser
Stelle (ebenda) zu Recht die Bedeutung der Fahr-
eignungsdiagnostik für den Einzelfall unter dem
Gesichtspunkt der inkrementellen Validität8 betont:
Die Lösung der beschriebenen Aufgaben bei der
Erneuerung des Prüfungswesens wird eben nicht
durch ein Abwälzen der offenen Probleme in den
medizinisch-psychologischen Bereich der gut ent-
wickelten Fahreignungsdiagnostik, sondern durch
eine nachdrückliche und nachholende Weiterent-
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(Eignungs-) Prognose durch die Verwendung ergänzender
Testergebnisse zu bereits vorliegenden anderen diagnosti-
schen Informationen.



wicklung der Pädagogischen (Verkehrs-)Psycholo-
gie im Verkehrsbereich erreicht. Diesem Ziel fühlen
wir uns auch mit dem vorliegenden Bericht ver-
pflichtet.

Wir wollen nun im vorliegenden Kapitel zunächst
traditionelle methodische Grundlagen der Prü-
fungsgestaltung bzw. Testkonstruktion referieren.
Zu diesen Grundlagen gehören die Darstellung der
methodischen Anforderungen an die Qualität von
Prüfungen bzw. Tests wie auch die Beschreibung
ihrer herkömmlichen Formen und Bestandteile
(„Aufgabentypen“). Bei diesen Darlegungen folgen
wir den Klassikern der Testpsychologie (z. B. LIE-
NERT, 1969, bzw. LIENERT & RAATZ, 1998) und
den relativ wenigen pädagogischen Standardwer-
ken zur Prüfungsdidaktik (z. B. BEINER, 1982; EB-
BINGHAUS & SCHMIDT, 1999), wobei sich die ge-
nannten pädagogischen und psychologischen
Grundlagenwerke inhaltlich überschneiden. Nach
diesem Blick in die grundlegenden methodischen
Anforderungen und Voraussetzungen der Prü-
fungsgestaltung bzw. Testkonstruktion beschrei-
ben wir dann den Stand des Einsatzes von compu-
tergestützten Teststrategien in der psychologi-
schen Diagnostik9 und vorliegende Erfahrungen
mit ihrer Nutzung. In diesem Zusammenhang stel-
len wir insbesondere auch Probleme dar, die eine
unreflektierte Überführung bewährter Papier-Blei-
stift-Testdesigns auf den Computer mit sich brin-
gen kann. Danach wenden wir uns den Möglichkei-
ten der Aufgabengestaltung zu. In diesem Zusam-
menhang wollen wir auch technisch zeitgemäße
und methodisch intelligente Möglichkeiten skizzie-
ren, mit Hilfe des Computers die Aufgabendarbie-
tung und die Aufgabenbearbeitung unter inhaltli-
chen und methodischen Aspekten zu optimieren.
Dies stellt eine wesentliche Grundlage dar, um an
anderer Stelle (s. Kap. 4.2) der Fachöffentlichkeit
Beispiele für eine moderne Aufgabengestaltung bei
der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung anzubie-

ten. Damit ist der Inhalt des vorliegenden Metho-
den-Kapitels umrissen.

Ausgehend von diesem Methoden-Kapitel werden
wir dann im Kapitel 3 die gegenwärtig in Deutsch-
land übliche Ausgestaltung der Fahrerlaubnisprü-
fung beschreiben und mit Blick auf inhaltliche und
methodische Qualitätskriterien kritisch bewerten.
Es schließen sich Darstellungen von Expertenmei-
nungen zur Weiterentwicklung der Prüfungskon-
zeption in Deutschland sowie von Erfahrungen aus
Reformprojekten in Deutschland und Europa an. All
diese Erkenntnisse und Erfahrungen dienen dann
im Kapitel 4 dazu, die methodischen und inhaltli-
chen Leitlinien für die Weiterentwicklung der deut-
schen Konzeption für die Fahrerlaubnisprüfung zu
entwerfen. Danach sollen im Kapitel 5 die notwen-
digen organisatorischen und rechtlichen Rahmen-
bedingungen für die Realisierung dieser Konzepti-
on skizziert werden. Im Kapitel 6 schließlich wollen
wir abschließend einen zusammenfassenden Aus-
blick auf die Zukunft der theoretischen Fahrerlaub-
nisprüfung in Deutschland wagen.  

2.2 Qualitätskriterien der Prüfungs-
gestaltung

2.2.1 Überblick

Prüfungen bzw. Tests müssen bestimmten Qua-
litätsstandards genügen, den sog. (psychometri-
schen) „Gütekriterien“. Sofern es uns gelingt, ein
neues Gestaltungskonzept für die Fahrerlaubnis-
prüfung zu erarbeiten, müsste dieses Konzept
natürlich in Hinblick auf diese Gütekriterien eva-
luiert werden (s. Kap. 4). Deshalb seien die Güte-
kriterien an dieser Stelle etwas näher vorgestellt:
Als Hauptgütekriterien fungieren die Objektivität,
die Reliabilität (dt. „Zuverlässigkeit“) und die Vali-
dität (dt. „Gültigkeit“). Objektivität und Reliabilität
sind notwendige, aber nicht hinreichende Voraus-
setzungen für die Validität eines Verfahrens. Weiter-
hin sollte als bedingte Forderung ein Verfahren
einer Reihe von Nebengütekriterien entsprechen,
d. h. normiert, vergleichbar, ökonomisch und nütz-
lich sein (BEINER, 1982; LIENERT, 1969). 

2.2.2 Objektivität als erstes Hauptgütekriterium

Als wesentliches Kriterium und notwendige Vo-
raussetzung für die Güte eines Tests gilt seine Ob-
jektivität (LIENERT, 1969) bzw. Konkordanz (dazu
und zum begrifflichen Unterschied vgl. SPRUNG &
SPRUNG, 1984). SPRUNG & SPRUNG (1984) defi-
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9 Unter einer Diagnose versteht man eine „unterscheidende
Beurteilung“, die auf der Grundlage genauerer Beobachtun-
gen oder Untersuchungen erfolgt (s. Duden). Als „Diagnos-
tik“ bezeichnet man entsprechend die Lehre von Methoden
und ihren Anwendungen, um fachgerecht zu derartigen Be-
urteilungen zu gelangen. In diesem Sinne erscheinen die
Fahrerlaubnisprüfung als Diagnose und ihre methodische
Betrachtung als Diagnostik. Gegenstand dieser Diagnose
sind Fähigkeiten bzw. eine bestimmte „Befähigung“ von
Fahrerlaubnisbewerbern (s. Kap. 3.1.1 und § 15 FeV), also
psychische Phänomene; insofern könnte man die Fahrer-
laubnisprüfung im weitesten Sinne auch als psychologische
Diagnose verstehen.
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nieren: „Die Konkordanz ist durch die intersubjekti-
ve und intrasubjektive ... Übereinstimmung metho-
discher Vorgehensweisen in der Realisierung des
Untersuchungsplanes insbesondere in der Daten-
gewinnung (Durchführungskonkordanz) und Daten-
analyse (Auswertungskonkordanz) definiert. In
einem erweiternden Sinne kann auch noch die ent-
sprechende Übereinstimmung in der Dateninter-
pretation (Interpretationskonkordanz) hinzugefügt
werden.” EBBINGHAUS und SCHMIDT (1999, S.
11) illustrieren diese drei Aspekte der Objektivität
unter prüfungsdidaktischen Gesichtspunkten wie
folgt:

1. Durchführungsobjektivität liegt vor, wenn die
Prüfung für alle Prüflinge unter einheitlichen Be-
dingungen erfolgt. Wichtige Faktoren bilden
dabei Durchführungsbestimmungen in Hinblick
auf die Prüfungszeit, die Reihenfolge der Aufga-
ben, die Nutzung von Hilfen oder die Interaktion
zwischen Prüfungsbeteiligten.

2. Auswertungsobjektivität liegt vor, wenn unter-
schiedliche Prüfer beim Auswerten derselben
Prüfungsleistungen zu gleichen Ergebnissen
gelangen. Dazu müssen Auswertungskategori-
en und -regeln existieren, nach denen beurteilt
werden kann, ob eine Aufgabe richtig oder
falsch, vollständig oder unvollständig gelöst
wurde. Unproblematisch erscheint die Auswer-
tung in den Fällen, in denen beispielsweise nur
das Auszählen von Fehlern (derzeitige Form der
Auswertung in der theoretischen Fahrerlaubnis-
prüfung) nötig ist.

3. Interpretationsobjektivität liegt vor, wenn ver-
schiedene Prüfer aus den gleichen Prüfungser-
gebnissen die gleichen Schlussfolgerungen zie-
hen.

Eine hohe Test- bzw. Prüfungsobjektivität wird me-
thodisch gesichert, indem man die Inhalte und An-
wendungsmodalitäten aller Bestandteile der Ver-
fahrensdurchführung und Verfahrensauswertung
standardisiert. LIENERT (1969, S. 13) bemerkt in
Hinblick auf die Testdurchführung dazu: „Soll die
Durchführungsobjektivität maximal hoch werden,
dann muss die Instruktion an den Untersucher
(schriftlich) so genau wie möglich festgelegt und
die Untersuchungssituation so weit wie möglich
standardisiert werden, was in aller Regel darauf
hinausläuft, die soziale Interaktion zwischen Unter-
sucher und Proband auf ein unumgängliches Mini-
mum zu reduzieren ...”10. Bei der Beantwortung
der Frage, was dieses „unumgängliche Minimum"

sei, ist zu berücksichtigen, dass aus der Prüfungs-
situation resultierende Unsicherheiten und Ängste
die Prüfungsleistung stark reduzieren können,
wenn nicht ein spannungs- und angstfreies, ver-
trauensvolles Verhältnis zwischen Prüfer und Prüf-
ling aufgebaut wird. Für die Herstellung eines sol-
chen Verhältnisses kann es keine standardisierten
Anweisungen geben, da dieses Verhältnis auch von
der konkreten Situation und den Persönlichkeitsei-
genschaften der Beteiligten abhängt. In jedem Fall
müssen sich aber die Prüfer der Technischen Prüf-
stellen dieser Problematik bewusst sein, und es
muss ihnen im Rahmen ihrer Fort- und Weiterbil-
dung die Prüfung als psychologisches Geschehen
vermittelt werden – einschließlich praxisorientierter
Strategien zur pädagogisch-psychologisch ange-
messenen Bewältigung von Routinesituationen. 

2.2.3 Reliabilität als zweites Hauptgüte-
kriterium

Das Reliabilitäts-Kriterium bezieht sich nicht auf die
Prüfungs- bzw. Testinhalte, sondern auf den Be-
wertungsvorgang selbst. Ziel ist es sicherzustellen,
dass das gesamte eingesetzte Bewertungsinstru-
mentarium zuverlässig arbeitet, also das Prüfungs-
ergebnis nicht von zufälligen Einflüssen auf den
Prüfungsvorgang abhängt (BEINER, 1982). LIE-
NERT (1969, S. 14) definiert wie folgt: „Unter Relia-
bilität eines Tests versteht man den Grad der Ge-
nauigkeit, mit dem er ein bestimmtes Persönlich-
keits- oder Verhaltensmerkmal misst, gleichgültig,
ob er dieses Merkmal auch zu messen beansprucht
..." Ziel der Reliabilitätsbestimmung ist die Ab-
schätzung der Fehlervarianz eines Tests. Entspre-
chend verschiedener praktisch-methodischer Ver-
fahrensweisen zur Bestimmung der Reliabilitätsko-
effizienten unterscheidet man die Paralleltest-Relia-
bilität, die Retest-Reliabilität und die interne Kon-
sistenz eines Tests (LIENERT, ebenda; SPRUNG &
SPRUNG, 1984; GUTHKE, 1990). Die verschiede-
nen Methoden erfassen aber jeweils nur bestimmte
Komponenten der Fehlervarianz, die sich grund-
sätzlich in zwei Komponenten aufteilen lässt:

10 In der testpsychologischen Literatur wird eine Person, mit
der ein Test durchgeführt wird, als „Proband“ bezeichnet
(abgekürzt „Pb“ bzw. im Plural „Pbn“). Wir verwenden die-
sen Begriff vorwiegend in Zitaten und testmethodischen Be-
trachtungen. Bei prüfungsbezogenen Darstellungen greifen
wir auf den bereits eingeführten Begriff „Prüfling“ zurück 
(s. o.).



25

– eine Komponente, welche die situativen Bedin-
gungen der Testdurchführung (Zeitpunkt, Raum,
Disposition des Prüflings) betrifft, und

– eine Komponente, welche die instrumentelle
Güte des Tests selbst betrifft, also seine
Brauchbarkeit als Messinstrument charakteri-
siert.

Die erste Fehlerkomponente kann durch Wiederho-
lungsmessungen („Retestmethode“), die zweite
durch eine Konsistenzanalyse abgeschätzt wer-
den. Da allerdings bei der Retestmethode neben
der „situativen” auch noch die „instrumentelle”
Fehlerkomponente wirkt, liegt der Retestkoeffizient
meist unter dem Koeffizienten für die interne Kon-
sistenz. Bei der Bewertung des Retestkoeffizienten
ist außerdem zu berücksichtigen,

– dass Persönlichkeits- und Verhaltensmerkmale
einer interindividuell unterschiedlichen sowie si-
tuations- und merkmalsabhängigen Verände-
rung in der Zeit unterliegen, sodass Differenzen
zwischen Erst- und Zweitmessung nicht in der
Zuverlässigkeit des Tests begründet sein müs-
sen, und

– dass beispielsweise aus Übersättigungsphä-
nomenen (Testunlust bei der Testwiederholung
wegen fehlenden Neuigkeitswertes) resultieren-
de systematische Abweichungen zwischen
Test- und Retestergebnissen, die die Retest-
Reliabilität reduzieren, eigentlich nicht in die Zu-
verlässigkeitsschätzung eingehen dürften
(GUTHKE, 1990).

2.2.4 Validität als drittes Hauptgütekriterium

Das Validitätskriterium bezieht sich auf sachlich-in-
haltliche Aspekte einer Prüfung bzw. eines Tests,
also in der Pädagogischen Psychologie meist auf
zu messende Persönlichkeitsmerkmale. Bevor wir
dies näher erläutern, wollen wir den Begriff „Per-
sönlichkeitsmerkmale” (synonym wird meist „Per-
sönlichkeitseigenschaften” verwendet) klären,
auch um den schon erwähnten Fähigkeitsbegriff
theoretisch weiter einzuordnen.

Unter „Persönlichkeitsmerkmalen” versteht man in
der Psychologie relativ dauerhafte bzw. über mit-
telfristige Zeiträume stabile Erlebens- und Hand-
lungsdispositionen von Individuen. Persönlich-
keitsmerkmale werden sehr unterschiedlich klassi-
fiziert. Zuweilen bildet man beispielsweise hinsicht-
lich der Handlungsregulation funktional verwandte
Gruppen von Persönlichkeitsmerkmalen wie

– Fähigkeiten (dazu zählt man z. B. häufig Intelli-
genz einschließlich des Wissens als kristallisier-
ter bildungsabhängiger Intelligenzkomponente,
weiterhin auch Kreativität und soziale Kompe-
tenz),

– Handlungseigenschaften (z. B. Motive, Bedürf-
nisse, Überzeugungen und Bewältigungsstile),

– Bewertungsdispositionen (z. B. Werthaltungen
und Einstellungen) oder auch

– selbstbezogene Persönlichkeitseigenschaften
(Selbstkonzept und Selbstwertgefühl).

Daneben gibt es andere Einteilungsmöglichkeiten,
die wir aber nicht weiter darstellen wollen. Unter
diagnostischen Gesichtspunkten bleibt jedoch
festzuhalten: Wenn man eine Prüfung bzw. einen
Test erarbeitet, muss man vorher genau klären,
welche Persönlichkeitsmerkmale man damit erfas-
sen will. Dies gilt natürlich auch für die Fahrerlaub-
nisprüfung; wir kommen auf dieses Problem im Zu-
sammenhang mit der theoretischen Fahrerlaub-
nisprüfung vor allem in den Kapiteln 3.1, 3.2 und
4.1 zurück.

Was versteht man nun unter dem Begriff „Vali-
dität”? LIENERT und RAATZ (1998, S. 10) definie-
ren Validität wie folgt: „Die Validität oder Gültigkeit
eines Tests gibt den Grad der Genauigkeit an, mit
dem dieser Test dasjenige Persönlichkeitsmerkmal
oder diejenige Verhaltensweise, das (die) er mes-
sen oder vorhersagen soll, tatsächlich misst oder
vorhersagt” (vgl. auch MELLI & STEINGRÜBER,
1978; MICHEL & CONRAD, 1982; GUTHKE et al.,
1990). Dieser „Grad der Genauigkeit” ist von der
diagnostischen Fragestellung und Entscheidungs-
situation abhängig, d. h. vom Diagnosegegen-
stand, von der Stichprobe, von den Umgebungs-
bedingungen, vom Versuchsleiter und von einem
Zeitbereich, in dem der angegebene Validitäts-
kennwert konstant bleibt (GUTHKE, 1990; WEST-
MEYER, 1972; HOLZKAMP, 1964). In Abhängigkeit
vom Vorgehen bei der Gewinnung von Validitäts-
aussagen unterscheidet man Inhaltsvalidität (Kon-
tentvalidität), Kriteriumsvalidität und Konstruktvali-
dität (vgl. LIENERT, 1969; EBBINGHAUS &
SCHMIDT, 1999).

Inhaltsvalidität liegt vor, wenn eine Prüfungs- bzw.
Testaufgabe augenscheinlich so beschaffen ist,
dass sie das zu erfassende Persönlichkeitsmerk-
mal repräsentiert. Die Inhaltsvalidität wird einem
Verfahren in der Regel durch ein Expertenrating zu-
gebilligt.



Die Kriteriumsvalidität bezieht sich auf den Grad
des Zusammenhangs zwischen der in der Prüfung
erbrachten Leistung bzw. Testleistung und einem
unabhängig davon erhobenen Außenkriterium. Es
gibt zwei Arten von kriteriumsbezogener Validität.
Bei der „Übereinstimmungsvalidität” werden das
Prüfungsergebnis und das Außenkriterium zur glei-
chen Zeit erhoben und auf Übereinstimmungen hin
untersucht, während bei der „Vorhersagevalidität”
ermittelt wird, wie sich ein in der Zukunft liegendes
Außenkriterium mit dem Prüfungsergebnis vorher-
sagen lässt („prognostische Validität”).

Die Vorgehensweise bei der Konstruktvalidierung
lässt sich wie folgt beschreiben (GUTHKE, 1990;
NOWAKOWSKA, 1973):

1. Man sammelt auf der Grundlage der Theorie
zum Diagnosegegenstand Aussagen

– über vermutete Beziehungen zwischen
dem durch den Test angezielten Konstrukt und
anderen (Vergleichs-)Konstrukten (A),

– über das vermutete Fehlen von Beziehun-
gen zwischen dem untersuchten Konstrukt und
anderen Konstrukten (B) und

– über Beziehungen zwischen dem unter-
suchten Konstrukt und bestimmten beobacht-
baren Kriterien (C, Variablen wie beispielsweise
Verhaltensweisen).

2. Man wählt bzw. erarbeitet Methoden, um diese
Vergleichskonstrukte (A und B) und Außenkrite-
rien (C) angemessen zu erfassen, und erhebt
diesbezügliche Daten.

3. Man formuliert eine Reihe von Hypothesen vom
Typus A, B und C und prüft sie anhand der vor-
liegenden empirischen Basis. Im Ergebnis der
Prüfung gilt ein Test dann als konstruktvalide,
wenn

– die Testwerte hoch mit den Werten jener
Vergleichskonstrukte korrelieren, die gemäß der
Theorie mit dem zu untersuchenden Konstrukt
in Verbindung stehen (konvergente Validierung
A);

– die Testwerte nicht mit den Werten jener
Vergleichskonstrukte korrelieren, die gemäß der
Theorie nicht mit dem zu untersuchenden Kon-
strukt in Verbindung stehen (diskriminante Vali-
dierung B);

– die Testwerte eine gute Vorhersage von
Kriteriumsmesswerten gestatten, die gemäß der

Theorie mit dem Konstrukt in Verbindung ste-
hen (Kriteriumsvalidierung C).

Die Konstruktvalidierung mit ihrer Verknüpfung von
pragmatisch orientierter Kriteriumsvalidierung und
Wissenschaftstheorie schließt alle anderen Vali-
ditätsarten ein (MICHEL & CONRAD, 1982) und
führt die theoretische Begründung und genaue Be-
stimmung des Testkonstrukts fort (GUTHKE, 1990).  

2.2.5 Nebengütekriterien

Wenden wir uns nun den vier Nebengütekriterien
eines Tests (vgl. LIENERT, 1969) bzw. einer Prüfung
(vgl. BEINER, 1982) zu:

– Normierung: Unter diesem Gütekriterium ver-
steht man, dass zu einem Verfahren Angaben
vorliegen sollen, die für die Einordnung des in-
dividuellen Prüfungs- bzw. Testergebnisses als
Bezugssystem dienen können (Normen, Beste-
hensquoten oder Ähnliches).

– Vergleichbarkeit: Ein Verfahren ist vergleichbar,
wenn validitätsähnliche Verfahren verfügbar
sind oder wenn es eine oder mehrere Parallel-
form(en) besitzt, die man beispielsweise für
Gruppenprüfungen oder auch für eine intraindi-
viduelle Reliabilitätsprüfung verwenden kann.

– Nützlichkeit: Ein Verfahren ist nützlich, wenn für
seinen Einsatz ein praktisches Bedürfnis be-
steht.

– Ökonomie: Ein Verfahren ist dann ökonomisch,
wenn es eine kurze Durchführungszeit bean-
sprucht, wenig Material verbraucht, mit gerin-
gem Organisationsaufwand und routinemäßig
zu handhaben ist, mit Gruppen durchgeführt
werden kann sowie schnell und bequem aus-
wertbar ist.

2.3 Prüfungsverfahren und Aufgaben-
typen

2.3.1 Überblick

Welche Prüfungsformen und instrumentellen Ba-
siselemente für die Prüfungsgestaltung stehen uns
prinzipiell zur Verfügung? Um diese Frage zu be-
antworten, werden in den folgenden Ausführungen
verschiedene traditionelle Prüfungsverfahren und
Aufgabentypen vorgestellt. Wir greifen dabei auf
die Systematik von EBBINGHAUS und SCHMIDT
(1999) zurück, die eine sehr umfassende Übersicht
über die Gestaltungsmöglichkeiten von Prüfungen
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zusammengestellt haben und dabei mündliche,
schriftliche, praktische und ganzheitliche Prüfungs-
verfahren unterscheiden.

Allerdings erscheint uns die Systematik der ge-
nannten Autoren eher an pragmatischen Erwägun-
gen orientiert, als einem klar erkennbaren Klassifi-
zierungskriterium unterworfen zu sein; beispiels-
weise stellen die ganzheitlichen Verfahren im We-
sentlichen Kombinationen der anderen Verfahren
dar. Deshalb zeigen sich in dem angebotenen
Überblick neben vielen wertvollen Anregungen
auch Schwierigkeiten, die verschiedenen methodi-
schen Gestaltungsmöglichkeiten von Prüfungen
erschöpfend und disjunkt zu strukturieren. So fin-
den sich in der genannten Quelle Überschneidun-
gen zwischen den Kategorien von Prüfungsverfah-
ren und eine sehr unterschiedliche Komplexität der
Untergruppen. Darüber hinaus trägt die teilweise
synonyme Verwendung der Begriffe „Prüfungsver-
fahren”, „Prüfungsmethoden” und „Aufgaben”
nicht zu einer scharfen begrifflichen Abgrenzung
von Unterstrukturen bei. Trotzdem greifen wir auf
diese Quelle zurück, weil sie den umfassendsten
Überblick über die Möglichkeiten der Prüfungsge-
staltung aus pädagogischer Sicht bietet und damit
sowohl die theoretische als auch die praktische
Fahrerlaubnisprüfung anspricht. Darüber hinaus
haben wir auch keine bessere Gliederung bei-
spielsweise in Hinblick auf die vielen Mischformen
von Prüfungselementen finden können.

Abgesehen von unserer prüfungsdidaktischen
Überblicksdarstellung erscheint uns aber für unse-
re weiteren Bemühungen zur Optimierung der
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung der Rückgriff
auf testpsychologische Klassifikationen unver-
zichtbar, weil mit der Zuordnung der theoretischen
Fahrerlaubnisprüfung zu bestimmten Testkategori-
en Argumente und Schlussfolgerungen beispiels-
weise für die Aufgabenerarbeitung und Aufgaben-
revision sowie für den Testaufbau und die Testana-
lyse verbunden sind, die wir mit dieser Präzision in
der Prüfungsdidaktik nicht finden können.

Aus den genannten Gründen wollen wir auch be-
reits an dieser Stelle eine kurze testpsychologische
Einordnung der theoretischen Fahrerlaubnisprü-
fung versuchen, obwohl eine Zuordnung der inhalt-
lich und methodisch heterogenen Theorieprüfung
in die von LIENERT und RAATZ (1998) angebote-
nen Testkategorien nicht immer leicht fällt. Aus un-
serer Sicht besitzt die (künftige) theoretische Fahr-
erlaubnisprüfung hinsichtlich der abzubildenden

Fähigkeiten und Einstellungen, auf die wir in den
folgenden Kapiteln noch vertiefend eingehen,
Aspekte von Intelligenz-, Leistungs- und Persön-
lichkeitstests11, ohne einer dieser Testarten völlig
zu entsprechen. Sie stellt hinsichtlich der Zeitbe-
messung künftig (s. Kap. 4.1) wahrscheinlich eher
einen Niveautest („Power-Test”) als einen Schnel-
ligkeitstest („Speed-Test”) dar, was Zeitbegrenzun-
gen nicht ausschließt. Sicher lässt sich die (künfti-
ge) theoretische Fahrerlaubnisprüfung dagegen
hinsichtlich der Testdurchführung und der dabei
benötigten Requisiten als Papier-Bleistift-Verfahren
bzw. computergestütztes Verfahren (s. u.) sowie
hinsichtlich ihrer Aufgabenstruktur und ihres inhalt-
lichen Bezugs als relativ hoch strukturierter kriteri-
enorientierter (bzw. „lehrzielorientierter”12) Test ein-
ordnen.

Das oben kritisch angemerkte Fehlen einer streng
systematischen Struktur der Prüfungsformen im
vorliegenden Bericht stellt übrigens nach unserer
Überzeugung für unsere Argumentation kein Pro-
blem dar, weil wir unsere Darstellungen nachfol-
gend sukzessive auf die theoretische Fahrerlaubnis-
prüfung als schriftlichem Prüfungsverfahren ein-
grenzen und die anderen Prüfungsverfahren nur im
Einzelfall präzisieren werden; bei der vertieften Dar-
stellung der schriftlichen Prüfungsverfahren greifen
wir sehr stark auf LIENERT und RAATZ (1998)
zurück. Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass EB-
BINGHAUS und SCHMIDT (1999) wie auch LIE-
NERT und RAATZ (1998) auf die Möglichkeiten der
computergestützten Prüfungsgestaltung kaum ein-
gehen. Deshalb können wir erst am Ende des vor-
liegenden Kapitels, wenn diese Möglichkeiten aus
aktueller Sicht anhand der modernen computerge-
stützten psychologischen Diagnostik von uns be-
schrieben worden sind, eigene Überlegungen zur
computergestützten Aufgabengestaltung und zu
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11 Die in dieser Testeinteilung sichtbar werdende Taxonomie
von Persönlichkeitsmerkmalen weicht von der oben ange-
führten ab; wir hatten aber bereits auf einen unterschiedli-
chen Klassifizierungsgebrauch hingewiesen und wollen
diese Problematik hier deshalb genauso wenig vertiefen wie
die anderen verwendeten Einteilungsbegriffe.

12 Traditionell spricht man in der Testpsychologie wie auch im
Bereich von Fahrschulausbildung und Fahrerlaubnisprüfung
meist von „Lehrzielen“ und hat damit vorrangig die (eher
normative) Lehrersicht im Auge; gerade im Ausbildungsbe-
reich findet man aber auch zunehmend den Begriff „Lern-
ziele“. Aus unserer Sicht beschreibt der letztgenannte Be-
griff die Reflexion von „Lehrzielen“ aus Schülersicht. Inso-
fern erfasst die theoretische Fahrerlaubnisprüfung die Errei-
chung von „Lehrzielen“.
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entsprechenden modularen Aufgabenelementen
für die theoretische Fahrerlaubnisprüfung ent-
wickeln.

Wie bereits angesprochen, unterscheiden EB-
BINGHAUS und SCHMIDT (1999) grundsätzlich
vier Gruppen von Prüfungsverfahren, nämlich prak-
tische, mündliche, schriftliche und ganzheitliche
Verfahren. Vor allem bei den schriftlichen Prüfungs-
verfahren werden als elementare Einheiten der Prü-
fungsgestaltung Aufgabentypen beschrieben, die
in Abhängigkeit von den Zielstellungen der Prü-
fung, von Abwägungen zu den Gütekriterien und
von Überlegungen zur praktischen Anwendbarkeit
ausgewählt bzw. auch kombiniert werden. Alle Prü-
fungsverfahren können als Einzelprüfung oder als
Gruppenprüfung gestaltet werden. Wir beschrei-
ben nun diese Prüfungsverfahren und greifen dabei
wie auch bei den Wertungen zu Einsatzmöglichkei-
ten häufig auf die o. g. Autoren zurück. 

2.3.2 Mündliche Prüfungsverfahren

Das wesentliche Merkmal einer mündlichen Prü-
fung ist der direkte persönlich-verbale Kontakt zwi-
schen Prüfling und Prüfer. Mit einer mündlichen
Leistungskontrolle können neben den angezielten
fachbezogenen Persönlichkeitsstrukturen im enge-
ren Sinne auch allgemeine kommunikative Kompe-
tenzen erfasst werden. Folgende mündliche Prü-
fungsverfahren sind zu nennen (vgl. EBBINGHAUS
& SCHMIDT, 1999):

• Standardisierte mündliche Befragung

Bei einer standardisierten mündlichen Befragung
handelt es sich um eine Frage-Antwort-Kette, bei
der Wortlaut und Reihenfolge der Fragen und Ant-
wortmöglichkeiten sowie die Auswertungskatego-
rien festgelegt sind. Der Prüfer liest dem Prüfling in
der Regel die Frage und die möglichen Antworten
vor, von denen der Prüfling dann eine Antwortalter-
native auswählt, die sich der Prüfer notiert. Mit die-
sem Verfahren können nach Ansicht von EBBING-
HAUS und SCHMIDT (1999) vor allem Faktenwis-
sen und Detailkenntnisse ermittelt werden.

• Halbstandardisierte mündliche Befragung

Grundlage für die Ermittlung der Qualifikation des
Prüflings ist bei diesem Verfahren ein fester Fra-
genkatalog, wobei die Beantwortung der einzelnen
Fragen an keine bestimmte Reihenfolge gebunden
ist. Ebenso kann der Prüfer den Wortlaut verändern
und ergänzende bzw. weiterführende Fragen stel-
len. Der Prüfling muss seine Antworten frei formu-

lieren. Mit der halbstandardisierten mündlichen Be-
fragung können im Vergleich zur vollstandardisier-
ten Befragung komplexere Wissensinhalte wie
auch die sprachlich-kommunikativen Fähigkeiten
des Prüflings erfasst werden.

• Unstrukturierte mündliche Befragung

Diese Form der mündlichen Prüfung kann mit
einem freien, aber zielgerichteten Gespräch vergli-
chen werden. Der Prüfer folgt einem groben Ge-
sprächsleitfaden, der jedoch nur zur Orientierung
dient. Somit können bestimmte Themen vertieft
oder in der Prüfungssituation ergänzt bzw. ver-
nachlässigt werden.

• Fach-/Prüfungsgespräch

Für ein Fach- oder Prüfungsgespräch wird dem
Prüfling eine fachliche Problemstellung benannt,
auf die er sich vorbereiten kann. Diese Problem-
stellung wird dann in Form einer Diskussion aufbe-
reitet, in die der Prüfling möglichst viel Eigeninitia-
tive einbringen soll. Mit dieser Methode soll ermit-
telt werden, ob der Prüfling in der Lage ist, eine
komplexe fachliche Fragestellung zu verstehen
und diese in einer arbeitstypischen Weise zu kom-
munizieren.

• Gruppendiskussion

Bei einer Gruppendiskussion müssen die Prüflinge
eine bestimmte Zeit lang ein Thema diskutieren,
wobei ihre Leistung von geschulten Beobachtern
eingeschätzt wird. In dieser Prüfungssituation wer-
den für die künftige Handlungsrealität des Prüflings
typische Anforderungssituationen simuliert, um
seine sozialen und kommunikativen Fähigkeiten
wie auch seine fachlichen Handlungskompetenzen
zu erfassen. Diese komplexe Zielstellung, Sozial-,
Methoden- und Fachkompetenzen zugleich zu
überprüfen, gilt auch für die nachfolgend genann-
ten Verfahren.

• Präsentation

Bei der Präsentation muss der Prüfling die Ergeb-
nisse eines für den Prüfungsinhalt typischen Hand-
lungsprozesses in Form eines freien Vortrags unter
Einbeziehung verschiedener Medien vorstellen. Die
Prüfungsgestaltung kann sich am Verlauf oder am
Ergebnis dieses Handlungsprozesses ausrichten.

• Rollengespräch/Rollenspiel

Bei einem Rollengespräch oder Rollenspiel werden
für den Prüfungsinhalt typische Anforderungssitua-



tionen simuliert, in denen Prüfer und Prüfling an-
hand von Informationsmaterialien festgelegte Rol-
len einnehmen.  

2.3.3 Schriftliche Prüfungsverfahren

Schriftliche Prüfungsverfahren können im Vergleich
mit mündlichen Verfahren eine höhere Durch-
führungsobjektivität gewährleisten, da die Interakti-
on zwischen Prüfer und Prüfling eingeschränkt wird
(s. Kap. 2.2.2). Für den Prüfling besteht bei einer
schriftlichen Prüfung in der Regel die Möglichkeit,
die Reihenfolge der Aufgabenbearbeitung selbst zu
bestimmen und damit die Beantwortung bestimm-
ter Aufgaben hinauszuzögern. Schriftliche Prüfun-
gen sind meist ökonomischer als andere Prüfungs-
verfahren, da sie Gruppenprüfungen mit vielen
Prüflingen erleichtern und dabei vergleichsweise
wenig Prüfer erfordern. Bei der schriftlichen Prü-
fung sind die Möglichkeiten der Prüflinge begrenzt,
Verständnisprobleme durch Rückfragen zu klären.
Ein weiterer Nachteil von schriftlichen Prüfungen ist
die höhere Wahrscheinlichkeit von Manipulations-
versuchen.

Schriftliche Prüfungen bzw. Tests bestehen in der
Regel aus einer Reihe von schriftlich zu beantwor-
tenden Aufgaben, die entsprechend der Art der ge-
forderten Antworten in Aufgabentypen mit freier
und in Aufgabentypen mit gebundener Aufgaben-
beantwortung eingeteilt werden. Bei der freien Auf-
gabenbeantwortung muss der Prüfling selbst eine
Lösung formulieren, da keine Auswahlantworten
vorgegeben sind. Zu den Aufgabentypen mit freier
Aufgabenbeantwortung gehören die (Schlüssel-
wort-)Ergänzungs-Aufgaben und der Kurzaufsatz.
Von gebundener Aufgabenbeantwortung spricht
man dagegen, wenn mehrere festgelegte Auswahl-
antworten zur Verfügung stehen, aus denen der
Prüfling lediglich die richtige auswählen muss. Bei
den Aufgabentypen mit gebundener Aufgabenbe-
antwortung unterscheidet man nach LIENERT und
RAATZ (1998) die Richtig-Falsch-Aufgaben, die
Mehrfach-Wahl-Aufgaben, die Zuordnungs-Aufga-
ben und die Umordnungs-Aufgaben.

Die genannten Aufgabentypen für schriftliche Prü-
fungen wollen wir nun mit ihren Vor- und Nachtei-
len vertiefend erläutern, da wir gemäß unserer Ziel-
stellung (s. Kap. 1) vor allem die theoretische 
Fahrerlaubnisprüfung reformieren wollen und diese
Prüfung ein schriftliches Prüfungsverfahren dar-
stellt. Im traditionellen Sinne sind mit schriftlichen
Prüfungsverfahren immer Papier-Bleistift-Verfahren

assoziiert; da aber alle schriftlichen Aufgabentypen
problemlos auf den Computer übertragbar sind (s.
u.), wollen wir „schriftlich” im weiteren Gebrauch
nicht im engeren Sinne an den Gebrauch von Pa-
pier und Bleistift binden, sondern im weiteren
Sinne auch für die computergestützte Präsentation
und Bearbeitung der nachfolgend aufgeführten
Aufgabentypen verwenden.

• Alternativ-Aufgaben („Richtig-Falsch-Aufga-
ben” bzw. RF-Aufgaben)

Die schriftliche Alternativ-Aufgabe bzw. die Rich-
tig-Falsch-Aufgabe ist der einfachste Typus der ge-
bundenen Aufgaben. Der Prüfling muss sich zwi-
schen zwei festgelegten Antwortalternativen bei-
spielsweise in der Form „Ja” – „Nein”, „Richtig” –
„Falsch” oder „Stimmt” – „Stimmt nicht” entschei-
den (EBBINGHAUS & SCHMIDT, 1999).

Als wesentlicher Vorteil dieses Aufgabentypus gilt,
dass die Instruktion, die Lösung und die Auswer-
tung wenig Aufwand erfordern und deshalb die Be-
arbeitungsdauer nur kurz ist. Einen großen Nachteil
stellt dagegen die hohe Wahrscheinlichkeit (50 %)
von richtigen Zufallslösungen dar. Ein weiterer
Nachteil besteht darin, dass es nicht immer leicht
ist, eine Frage so zu formulieren, dass sie eindeu-
tig mit „Ja” oder „Nein” zu beantworten ist. Sobald
die Aufgabeninhalte also komplexer ausfallen, wird
man zweckmäßigerweise andere Aufgabentypen
auswählen (LIENERT & RAATZ, 1998). Die be-
schriebenen Nachteile dieses Aufgabentypus deu-
ten darauf hin, dass er hinsichtlich eines Einsatzes
bei der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung nicht
als Favorit gelten kann.

• Mehrfach-Wahl-Aufgaben (MW-Aufgaben)

Bei gebundenen Mehrfach-Wahl-Aufgaben bzw.
Multiple-Choice-Aufgaben ist der Prüfling an vor-
gegebene inhaltliche Antwortmöglichkeiten („Aus-
wahlantworten”) gebunden; es gibt dabei neben
einer oder mehreren richtigen Lösungen („Attrakto-
ren” oder „Bestantworten”) auch eine Anzahl von
„weniger guten” bzw. Falschantworten („Distrakto-
ren” oder „Alternativantworten”). Der Prüfling muss
aus diesen verschiedenen Auswahlantworten die
richtige Lösung bzw. die richtigen Lösungen aus-
wählen. Die Anzahl der möglichen richtigen Lösun-
gen muss dabei nicht zwingend bekannt gegeben
werden.

Mehrfach-Wahl-Aufgaben sind in der modernen
Testkonstruktion vorherrschend. In der Durch-
führung und Auswertung gelten sie als ökonomisch
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und objektiv; die Wahrscheinlichkeit richtiger zufäl-
liger Lösungen erscheint relativ gering, falls eine
hinreichende Anzahl von Antwortmöglichkeiten an-
geboten wird (LIENERT & RAATZ, 1998). Mit dem
Einsatz dieses Aufgabentypus bezweckt man in
der Regel, viele Themengebiete mit vielen Fragen
bei geringem Zeitaufwand abzudecken. Mit gebun-
denen Mehrfach-Wahl-Aufgaben können zwar Fak-
tenwissen und Detailkenntnisse effizient erfasst
werden; schwieriger gestaltet sich dagegen die Ab-
bildung komplexerer Persönlichkeitsstrukturen wie
der Fähigkeit zum analytischen Denken (EBBING-
HAUS & SCHMIDT, 1999). LIENERT und RAATZ
(1998, S. 26) bewerten allerdings diesen kritischen
Einwand, dass bei Mehrfach-Wahl-Aufgaben
„durch die Mitvorgabe der Lösung die Spontanak-
tivität und die ,Denkkraft’ nicht hinreichend gefor-
dert” würden, als „relativ unbedeutsamen Nach-
teil”. Ein weiterer Nachteil von Mehrfach-Wahl-Auf-
gaben bestünde aber darin, „dass risikofreudige
Pbn mit Testerfahrung (Test sophistication) etwas
besser abschneiden (ROWLEY, 1974) als risiko-
scheue Pbn. Allerdings konnte die öfter aufgestell-
te Behauptung, dass durch die Vorgabe von
falschen Antwort-Alternativen falsche Informatio-
nen gelernt würden, empirisch nicht bestätigt wer-
den (PRESTON, 1965)”.

Zur Erarbeitung der Auswahlantworten bemerken
LIENERT und RAATZ (ebenda, S. 26): „Das Auffin-
den guter Wahlantworten macht jedoch im Allge-
meinen einige Schwierigkeiten, da möglichst nur
eine Bestantwort und mehrere Alternativantworten
gegeben werden sollten. Die Alternativen (Distrak-
toren) müssen ihrerseits möglichst plausibel er-
scheinen; sodass sie für denjenigen Pb, der die
richtige Lösung nicht kennt, eine gewisse Anzie-
hungskraft ausüben. Die Alternativantworten sollen
außerdem unter sich möglichst gleichwertig sein,
d. h., sie sollen von dem nichtwissenden Pb mit
etwa gleicher Wahrscheinlichkeit gewählt werden.
Ob jeweils bei einer MW-Aufgabe beide Bedingun-
gen hinreichend erfüllt sind, kann nur im Rahmen
der späteren Aufgabenanalyse entschieden wer-
den, sodass der Gebrauch von MW-Aufgaben bei
nicht analysierten Tests einer Disqualifikation die-
ser Tests gleichkommt; die Mehrfach-Wahl-Mög-
lichkeit reduziert sich hier oft genug zu einer Alter-
nativ-Wahl-Möglichkeit, wodurch der Zufall einen
sehr viel stärkeren Einfluss auf das Ergebnis be-
kommt als bei gleichwertigen Alternativen.”

An gleicher Stelle empfehlen LIENERT und RAATZ,
Mehrfach-Wahl-Aufgaben aus Ergänzungsaufga-

ben zu entwickeln: Häufig vorkommende
Falschantworten bei Ergänzungs-Aufgaben wür-
den u. U. Hinweise auf geeignete Distraktoren für
Mehrfach-Wahl-Aufgaben bieten. Zusammenfas-
send stellen die Autoren fest (ebenda, S. 26 ff.),
„dass für geeichte Tests MW-Aufgaben die güns-
tigsten Anwendungsmöglichkeiten haben. Nur in
zwei Fällen werden sie weniger empfehlenswert
sein, erstens, wenn die Lösungsfindung selbsttätig
erfolgen soll, und zweitens, wenn die Erstellung
genügend vieler plausibler Alternativantworten
Schwierigkeiten bereitet”. Der Aufbau von Mehr-
fach-Wahl-Aufgaben erfordere zwar „viel psycholo-
gische Einfühlung, Erfahrung, Sorgfalt und Mühe”,
erscheine aber für standardisierte Tests als loh-
nend. Wir möchten dies vor dem Hintergrund der
geschilderten Vorzüge dieses Aufgabentypus mit
Blick auf die theoretische Fahrerlaubnisprüfung in
Deutschland unterstreichen. Dies gilt sowohl für
die heutige theoretische Fahrerlaubnisprüfung, die
sich wesentlich auf Mehrfach-Wahl-Aufgaben
stützt (s. Kap. 3.1), wie auch für die von uns emp-
fohlene Reform der Prüfung (s. Kap. 4.1).

• Zuordnungs-Aufgaben (ZO-Aufgaben)

Bei den Zuordnungsaufgaben wie auch bei den
nachfolgend dargestellten Umordnungs-Aufgaben
müssen vorgegebene Antwortstrukturen vom Prüf-
ling in einen neuen Zusammenhang gebracht wer-
den, der sich aus der Problemstellung ergibt. Bei
den Zuordnungs-Aufgaben müssen Elemente (z. B.
Begriffe) aus einer Gruppe den passenden Elemen-
ten einer anderen Gruppe zugeordnet werden,
wobei entweder die Gruppen die gleiche Anzahl
von Elementen oder unterschiedlich viele Elemente
enthalten können. Die letzte Alternative erhöht den
Schwierigkeitsgrad der Aufgabe (EBBINGHAUS &
SCHMIDT, 1999); wir kommen gleich darauf
zurück.

Da sich Zuordnungs-Aufgaben relativ gut zur Fest-
stellung erworbenen Wissens eignen und ähnlich
gute Güteeigenschaften (z. B. gelten sie als ökono-
misch und objektiv) wie die Mehrfach-Wahl-Aufga-
ben besitzen (sie können ja auch testkonstruktiv
von diesen hergeleitet werden; vgl. LIENERT &
RAATZ, 1998), kommen sie für einen Einsatz bei
der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung in die en-
gere Wahl. Deshalb wollen wir nachfolgend die kur-
zen, aber präzisen Anregungen von LIENERT und
RAATZ (1998, S. 27) zur Erarbeitung von Zuord-
nungs-Aufgaben zitieren: „Man sollte ZO-Aufgaben
möglichst nicht so aufbauen, dass sich eine voll-
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ständige Zuordnung der Elemente ergibt, da hier-
bei die Lösung der letzten Zuordnung einer Aufga-
be durch die Lösung aller vorhergehenden Zuord-
nungen notwendigerweise eindeutig bestimmt,
also richtig oder falsch, ist. Besser ist es, ein oder
zwei nicht zuordenbare Elementepaare mit einzu-
streuen, sodass in jeder Aufgabe mit n Paaren von
Elementen nur n-1 bzw. n-2 Zuordnungen möglich
oder richtig sind. ... Ganz raffiniert aufgebaute Zu-
ordnungstests enthalten in unregelmäßiger Abfolge
vollständige und unvollständige Zuordnungsgrup-
pen.”

• Umordnungs-Aufgaben (UO-Aufgaben)

Umordnungs-Aufgaben „werden vielfach bei Mate-
rialbearbeitungstests bevorzugt ... Soweit sie bei
Papier- und Bleistifttests verwendet werden, kom-
men nur Umordnungen von Worten und Zeichen in
Betracht” (LIENERT & RAATZ, 1998, S. 27). Zu den
Umordnungs-Aufgaben zählen auch die so ge-
nannten „Reihenfolgeaufgaben”, bei denen zu-
meist ungeordnete Elemente (z. B. Aussagen) vom
Prüfling in eine logische Abfolge gebracht werden
müssen (EBBINGHAUS & SCHMIDT, 1999). Wir
weisen auf diese Untergruppe der Umordnungs-
Aufgaben besonders hin, weil im Rahmen der theo-
retischen Fahrerlaubnisprüfung sog. „Handlungs-
ablaufaufgaben” wünschenswert erscheinen, bei
denen der Prüfling für eine Routinesituation im
Straßenverkehr (z. B. an einer Kreuzung Vorfahrt
bzw. Vorrang gewähren als Linksabbieger auf einer
Nebenstraße) vorgegebene Handlungsakte (z. B.
Blinken als Linksabbieger, den Fahrzeugführern auf
der Hauptstraße die Vorfahrt gewähren, auf die
Kreuzung vorfahren, den Fahrzeugführern im Ge-
genverkehr den Vorrang gewähren, querenden
Fußgängern den Vorrang gewähren, in die Haupt-
straße einbiegen) in einen vorschriftsgemäßen zeit-
lichen Handlungsablauf ordnen soll. Natürlich kann
auch hier wieder der Schwierigkeitsgrad der Auf-
gabe erhöht werden, indem zusätzlich situations-
fremde Handlungsakte im Lösungsangebot bereit-
gestellt werden, die vom Prüfling zu identifizieren
und auszusondern sind.

• Ergänzungs-Aufgaben (EG-Aufgaben)

Bei den halboffenen schriftlichen Aufgaben bzw.
(Schlüsselwort-)Ergänzungs-Aufgaben kann der
Prüfling nur eine richtige Lösung angeben, wobei
er diese selbst finden und in knapper Form formu-
lieren muss. Dieser Aufgabentypus beinhaltet also,
einen Lückentext durch ein Wort (Schlüsselwort)
bzw. eine Wortfolge, durch eine Zahl oder durch 

eine kurze Darstellung (Symbol oder Zeichnung) zu
vervollständigen. Der Prüfling muss bei diesem
Aufgabentypus direkt auf sein Wissen zurückgrei-
fen, da ihm keine Auswahlantworten vorgegeben
werden. LIENERT und RAATZ (1998, S. 25 ff.) be-
schreiben die Vor- und Nachteile der Ergänzungs-
Aufgaben wie folgt: „Der EG-Aufgabentyp ist in der
Entwicklungsreihe der Aufgabenformen der älteste
und hat einen bislang noch unübertroffenen Vorteil,
er ist fast frei vom Zufallseinfluss. Allerdings be-
steht die Gefahr einer Suggestivwirkung insofern,
als durch die Art der Frage oder der Problemstel-
lung eine bestimmte Antwort dem Pbn nahe gelegt
werden kann. Ein Vor- und ein Nachteil zugleich ist
der Umstand, dass die EG-Antwort nach freiem Er-
messen formuliert wird, wodurch die inhaltliche
Auswertung möglicherweise zwar bereichert, die
formal-statistische jedoch zweifelsohne erschwert
wird. Außerdem werden Pbn mit Formulierungs-
schwierigkeiten benachteiligt. Ein weiterer Nachteil
muss darin gesehen werden, dass die EG-Aufga-
ben bei der Bearbeitung und Auswertung im Allge-
meinen erheblich mehr Zeit in Anspruch nehmen
als andere Aufgabentypen ... Andererseits werden
die Pbn durch EG-Aufgaben zu gründlichem Nach-
denken veranlasst, insofern als hierbei nicht wie bei
Mehrfach-Wahl-Aufgaben ein gewisses ‚Finger-
spitzengefühl’ oder bloßes Wiedererkennen ge-
nügt, um die richtige Aufgabenlösung zu finden.”

Es sei vorausgeschickt (s. Kap. 4.1), dass auch für
die theoretische Fahrerlaubnisprüfung der Einsatz
von EG-Aufgaben in bestimmtem Umfang als vor-
teilhaft erscheint, da der Prüfling damit seine
Fähigkeit zur selbstständigen Lösungsfindung de-
monstrieren kann und man die Erfolgswahrschein-
lichkeit des Erratens richtiger Lösungen bzw. des
Wählens der nächstbesten Antwort verringert. Al-
lerdings ist durch die Aufgabenstellung auszu-
schließen, „dass Pbn durch mangelnde Formulie-
rungsfähigkeit Nachteile erwachsen” (LIENERT &
RAATZ, 1998, S. 26).

• Kurzaufsatz-Aufgaben (KA-Aufgaben)

Bei diesem Aufgabentypus muss der Prüfling die
Antworten frei und ausführlich formulieren; es han-
delt sich also um eine offene bzw. freie Aufgaben-
beantwortung. Zu den Aufgabenarten dieses Typus
zählen Essay-Aufgaben und der (Kurz-)Aufsatz, 
bei denen der Kandidat einen Text zu einem be-
stimmten Thema verfassen muss, aber auch das
Erstellen vollständiger Rechengänge. Eine Sonder-
form der offenen schriftlichen Aufgabe stellen
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Hausarbeiten bzw. Dokumentationen dar. Der Prüf-
ling muss dabei über einen längeren Zeitraum eine
Abhandlung zu einem Thema verfassen. Mit offe-
nen schriftlichen Aufgaben können Zusammen-
hangswissen und Methodenwissen besonders ef-
fektiv erfasst werden (EBBINGHAUS & SCHMIDT,
1999). Trotzdem werden Kurzaufsatz-Aufgaben „in
modernen Tests kaum mehr verwendet ... Bei ihnen
besteht die Schwierigkeit einer objektiven Auswer-
tung wegen der Vielfalt der Bewertungsgesichts-
punkte, die für den Auswerter in Frage kommen”
(LIENERT & RAATZ, 1998, S. 28).

• Weitere schriftliche Aufgabentypen

LIENERT und RAATZ (1998, S. 22) stellen neben den
bisher genannten schriftlichen Aufgabentypen ver-
schiedene Kombinationen einzelner Aufgabentypen
und mehr oder weniger selten angewandte Spezial-
formen vor. Zwei davon könnten sich vielleicht bei
der Suche nach geeigneten Distraktoren (s. o.) mit-
tels Erprobungsaufgaben (s. Kap. 4.1) als nützlich
erweisen, weshalb wir sie hier zitieren wollen:

„a) McCLUSKY (1934) hat die RF-Aufgabe mit der
EG-Aufgabe in der Weise kombiniert, dass er
nach der RF-Wahl noch eine Begründung dieser
Wahl in Klammern dahinter setzen lässt. Auf
diese Weise wurden Zufallslösungen leicht als
solche identifiziert.

b) CURTIS und WOODS (1928) wiederum haben
die MW-Aufgabe mit der EG-Aufgabe vereinigt.
Sie fordern die Pbn in der Testanweisung auf,
neben ihrer Wahl aus den vorgegebenen Ant-
wortmöglichkeiten noch eine weitere, womög-
lich bessere Antwort selbst zu erfinden und
diese auf eine punktierte Linie zu schreiben. Es
zeigte sich, dass leichtfertige Wahlen unter die-
sen erschwerten Bedingungen seltener getrof-
fen wurden. Der Problemcharakter einer Aufga-
be trat mehr in den Vordergrund dadurch, dass
die Pbn zu eigenständigem produktivem Den-
ken veranlasst wurden.”

Eine Kombination von Zuordnungs-Aufgaben und
Ergänzungs-Aufgaben stellen die sog. „Vervollstän-
digungsaufgaben” nach EBBINGHAUS und
SCHMIDT (1999) dar: Hier müssen vorgegebene
Elemente (z. B. Worte oder Zahlen) in einen Lücken-
text eingeordnet werden. Der Schwierigkeitsgrad
kann durch eine größere Anzahl von Elementen als
zur Verfügung stehender Lücken erhöht werden.

Die genannten Kombinationen stellen nur Beispiele
für nützliche und methodisch sinnvolle Kombina-

tionen von Aufgabenelementen dar; sie decken
keinesfalls das Spektrum aller möglichen derarti-
gen Kombinationen ab. Für die Bewältigung unse-
rer Zielstellung erfüllen die dargestellten Beispiele
über ihren inhaltlichen Anregungscharakter hinaus
die Funktion, unseren Blick auf die elementaren
Bestandteile von Aufgaben (z. B. Möglichkeiten zur
Gestaltung der Instruktion, Möglichkeiten zur Auf-
gabenbearbeitung) zu lenken und uns zur Suche
nach Kombinationsmöglichkeiten vorteilhafter Auf-
gabenelemente zu ermutigen. Aus solchen Kombi-
nationsmöglichkeiten können wir dann vielleicht
neuartige (computergestützte) Aufgaben ent-
wickeln, die unseren Zwecken optimal entspre-
chen. 

2.3.4 Praktische Prüfungsverfahren

Bei praktischen Prüfungen sollen die Prüflinge pra-
xisrelevante Fertigkeiten und Fähigkeiten unter Be-
weis stellen. Diese Prüfungsform findet vor allem in
der gewerblich-technischen und handwerklichen
Berufsausbildung ihre Anwendung. Nachfolgend
werden alle Aufgabentypen dargestellt, die im Rah-
men der praktischen Prüfungsverfahren eingesetzt
werden (vgl. EBBINGHAUS & SCHMIDT, 1999, S.
79 ff.), selbst wenn ihre Bedeutung für die Weiter-
entwicklung der uns besonders interessierenden
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung vielleicht im
Einzelfall nicht auf den ersten Blick erkennbar ist:
Zum einen handelt es sich beim vorliegenden Ka-
pitel um einen Methodenüberblick, was eine ge-
wisse Vollständigkeit der referierten Methoden ein-
fordert; zum anderen bieten die praktischen wie
auch die nachfolgenden ganzheitlichen Prüfungs-
verfahren vielleicht Anregungen für die Optimie-
rung der praktischen Fahrerlaubnisprüfung.

• Arbeitsprobe

Arbeitsproben sind standardisierte Aufgaben, in
denen typische sachgebietbezogene Handlungs-
folgen oder Teile davon ausgeführt werden sollen.
Arbeitsproben werden innerhalb einer bestimmten
Zeit und unter kontinuierlicher Aufsicht durchge-
führt. Ein Beispiel für eine Arbeitsprobe stellt aus
unserer Sicht auch die praktische Fahrerlaubnis-
prüfung dar. Entscheidend für die Bewertung ist bei
diesem Prüfungsverfahren weniger ein Handlungs-
ergebnis als vielmehr der Handlungsprozess.

• Prüfungsstück

Bei diesem Prüfungsverfahren muss der Prüfling
ein typisches Produkt aus einem Sachgebiet (z. B.



Ausbildungsberuf) nach Vorgaben über einen be-
stimmten Zeitraum hinweg anfertigen, beispiels-
weise ein Gesellenstück. Bei einem Prüfungsstück
ist für die Bewertung vor allem das Ergebnis be-
deutsam; für unser Anliegen ist dieser Aufgabenty-
pus vermutlich irrelevant.   

2.3.5 Ganzheitliche Prüfungsverfahren

Die Konstruktion und Anwendung von ganzheitli-
chen bzw. komplexen Prüfungsverfahren stellt eine
neuere Entwicklung dar. Bislang fehlt noch eine
klare Konzeption zu dieser Thematik, welche bei-
spielsweise die verschiedenen Termini definiert
(SCHMIDT et al., 2001, S. 6). Die verschiedenen
Varianten ganzheitlicher Prüfungsverfahren ermög-
lichen das Erfassen komplexer Persönlichkeits-
strukturen, also beispielsweise des Zusammen-
spiels von Wissen, Einstellungen, Fähigkeiten und
Fertigkeiten aus unterschiedlichen Bereichen. Mit
ganzheitlichen Prüfungen sollen umfassende
Handlungskompetenzen abgebildet und die Kluft
zwischen Prüfung und Realität verkleinert werden.
Dies erscheint für uns besonders interessant, ent-
spricht es doch unserer Zielstellung (s. Kap. 1) für
die geplante Reform der Fahrerlaubnisprüfung. Zu
den ganzheitlichen Prüfungsverfahren zählen EB-
BINGHAUS und SCHMIDT (1999, S. 87 ff.) „Prakti-
sche Übungen und integrierte Prüfungen”, „Pro-
jektaufgaben”, „Assessment Center”, „Computer-
simulierte Szenarios” und „Planspiele”. Wir werden
diese Prüfungsverfahren nachfolgend wieder näher
erläutern und dabei auf das Standardwerk der ge-
nannten Autoren zurückgreifen.

• Praktische Übungen und integrierte Prüfungen

Praktische Übungen verbinden einen praktischen
(Arbeitsprobe) mit einem mündlichen Prüfungsteil
(Prüfungsgespräch) und stellen ein Element der
Abschlussprüfung bei vielen Ausbildungsberufen
dar. Die praktische Übung basiert auf einer praxis-
bezogenen Aufgabenstellung, die in der Vorberei-
tungszeit oder auch (teilweise) während des Ge-
sprächs zu bearbeiten ist. Integrierte Prüfungen
sind ergebnis- und handlungsorientierte Prüfun-
gen, die orientiert an beruflichen Arbeitsabläufen
die Trennung zwischen Kenntnisprüfung und Fer-
tigkeitsprüfung aufheben; Kenntnisse und Fertig-
keiten werden hierbei zusammenhängend („inte-
griert”) geprüft. Eine ähnliche Prüfungssituation
würde man beispielsweise schaffen, wenn man
nach einer praktischen Fahrerlaubnisprüfung mit
dem Prüfling die Bewältigung seiner fahrprakti-

schen Aufgaben diskutiert und dabei durch ent-
sprechende Fragen sein Wissen über verkehrsrele-
vante Sachverhalte erfasst. Damit würde man zu-
gleich wertvolle ergänzende Informationen über die
Hinter- und Beweggründe für die gezeigten Verhal-
tensweisen im Verkehrsgeschehen erhalten: Man-
ches Verhalten, das ohne solche Zusatzinformatio-
nen als Fehlverhalten erscheint, könnte damit viel-
leicht plausibel oder gar akzeptabel werden, den-
ken wir beispielsweise an Risikosituationen, deren
Gefährdungsgrad von Prüfer und Prüfling sehr un-
terschiedlich eingeschätzt werden.

• Projektaufgabe

Bei der Projektaufgabe muss der Prüfling bei-
spielsweise einen realen (Teil-)Auftrag des ausbil-
denden Betriebes selbstständig bearbeiten, doku-
mentieren und präsentieren. Damit soll u. a. über-
prüft werden, ob er zielorientiert und kundenge-
recht handelt. Bei diesem ganzheitlichen Verfahren
werden praktische (Arbeitsprobe), offene schriftli-
che (Kurzaufsatz, Essay) sowie mündliche (Präsen-
tation) Prüfungsverfahren kombiniert.

• Assessment Center

Das Assessment Center ist ein multiples Beurtei-
lungsverfahren, mit dem eine Reihe (beruflicher)
Anforderungssituationen realistisch simuliert wer-
den kann. Dieses komplexe diagnostische Verfah-
ren wird mit mehreren Teilnehmern gleichzeitig
durchgeführt, wobei die Prüflinge in Einzelverfah-
ren auf vorab festgelegte Merkmale hin einge-
schätzt werden. In den Einzelverfahren kommen
vor allem Handlungssimulationen wie Präsentati-
onsübungen zum Einsatz. Die Einschätzungen er-
folgen durch geschulte Beobachter, die durch ein
Rotationsprinzip jeden Kandidaten wenigstens ein-
mal bewerten. Mit diesem ganzheitlichen Verfahren
werden vorrangig fachübergreifende Qualifikatio-
nen wie motivationale oder soziale Kompetenzen
erfasst. Beispielsweise ermöglicht dieses Verfahren
einen Vergleich der Stärken und Schwächen einer
Person in Hinblick auf ein bestimmtes Anforde-
rungsprofil. Dieses Prüfungsverfahren hat eine ge-
wisse Ähnlichkeit mit der immer wieder diskutierten
Gruppenprüfung bei der praktischen Fahrerlaub-
nisprüfung.

• Computersimulierte Szenarios

Computersimulierte Szenarios sind Verfahren, die
einen umfassenden ökonomischen oder ökologi-
schen Realitätsausschnitt auf dem Computer
nachahmen bzw. „simulieren”. Damit können viel-
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fältige und hochkomplexe Anforderungssituationen
dargestellt werden, die dem Prüfling weit mehr als
nur Faktenwissen abverlangen. So können bei-
spielsweise neben Handlungs- und Problemlöse-
kompetenzen auch Reaktionsfähigkeiten ermittelt
werden. Die Programme verbinden eine Vielzahl
von physiologischen und psychologischen Mess-
größen und -variablen, die in unterschiedlicher
Weise zusammenhängen können. So können eini-
ge Variablen festgelegt werden und im Prüfungs-
verlauf unveränderbar bleiben, während andere als
vom Prüfling beeinflussbar gestaltet werden. Im
Regelfall übernimmt der Prüfling eine bestimmte
Rolle in der Computersimulation und durchläuft
verschiedene Anforderungssituationen, bis die 
Systemziele erreicht sind. Der Kandidat wird zu Be-
ginn durch schriftliche oder akustische Erklärungen
in das simulierte Szenario eingeführt und kann sich
mit dem Programm vertraut machen.

• Planspiel

Das Planspiel ist ebenfalls ein Simulationsverfah-
ren. Dabei werden manuelle und computergestütz-
te Varianten unterschieden. Im Gegensatz zum
computersimulierten Szenario werden beim Plan-
spiel inhaltlich eng gefasste, präzise Realitätsmo-
delle abgebildet; überwiegend konkrete Teilberei-
che aus Unternehmen. Planspiele werden haupt-
sächlich von Teilnehmergruppen durchgeführt.
Spielt nur eine einzige Spielgruppe von Prüflingen,
spricht man von einem „Soloplanspiel”; spielen
mehrere Spielgruppen, handelt es sich um ein Kon-
kurrenzplanspiel.

Zusammenfassend ist im Hinblick auf die darge-
stellten ganzheitlichen Prüfungsverfahren zu kons-
tatieren, dass sie ein großes Anregungspotenzial
bieten, wenn man ein neues Konzept für die Fahr-
erlaubnisprüfung sucht. Damit ist nicht nur die Un-
tergruppe der computersimulierten Szenarios ge-
meint, deren Nützlichkeit für verkehrsbezogene
Prüfungsaufgaben evident erscheint, denken wir
beispielsweise an die Visualisierung von Verkehrs-
situationen oder an die parallele Erfassung von
Verhaltensmustern und Reaktionszeiten in Simula-
tionen von Risikosituationen. Aus unserer Sicht
können beispielsweise auch die „Praktischen
Übungen” bzw. „Integrierten Prüfungen” mit ihrer
Verbindung von mündlicher und praktischer Wis-
sens- und Fähigkeitsdiagnostik wichtige Anregun-
gen für eine multimethodale praktische Fahrerlaub-
nisprüfung bieten. Und kann man nicht, wiederum
mit Blick auf die praktische Fahrerlaubnisprüfung,
von den Assessment Centern lernen, dass das 

Zusammenwirken mehrerer Prüflinge und (Prüf-)-
Experten in der Prüfungssituation für die Fähig-
keitsdiagnostik ergiebige und valide Informatio-
nen bietet, weil man die Interaktion der Prüflinge in
den diagnostischen Prozess einbeziehen kann und
die Prüfungsergebnisse auf der multiperspektivi-
schen Einschätzung mehrerer (Prüf-)Experten be-
ruhen?

Wir wollen diese Fragen offen lassen und unseren
Blick vertiefend auf die theoretische Fahrerlaubnis-
prüfung richten, der laut Zielstellung unser
Hauptaugenmerk gilt, sowie auf die computersimu-
lierten Szenarios, die oberflächlich betrachtet auch
einen prüfungsdidaktischen Ausgangspunkt für die
Weiterentwicklung der theoretischen Prüfung zu
bieten scheinen. Bei genauerer Betrachtung bleibt
aber aus unserer Sicht mit den bisherigen Aus-
führungen noch völlig unklar, unter welchen Bedin-
gungen die computersimulierten Szenarios als eine
wirklich neuartige und für uns nützliche Verfahrens-
gruppe anzusehen sind. Stellt beispielsweise eine
Aufgabe, bei der mittels Computer eine Vorfahrts-
situation simuliert wird und der Prüfling dann wie-
derum mittels Computer im Rahmen einer Umord-
nungsaufgabe die vorschriftsmäßige Reihenfolge
der Vorfahrtsberechtigten herstellen soll, bereits
ein (minimales) computersimuliertes Szenario dar?
Oder ist eine solche Aufgabe nicht schlicht als eine
Umordnungsaufgabe anzusehen, bei der ein Com-
puter als Requisit für die Aufgabendarbietung und
Aufgabenbearbeitung an die Stelle von Papier und
Bleistift getreten ist? Denkbar wäre nach der obi-
gen Definition auch, erst eine Gesamtprüfung als
computersimuliertes Szenario anzusehen, wenn
alle Aufgaben in ein einziges Sujet13 „verpackt”
sind; denken wir an die Simulation einer Autofahrt
mit verschiedenen Anforderungssituationen am
Fahrsimulator.

Nach unserer Überzeugung ist der Begriff „Com-
putersimuliertes Szenario” eher im letztgenannten
Sinne zu deuten, da er erstens von EBBINGHAUS
und SCHMIDT (1999) ausdrücklich als Prüfungs-
verfahren und nicht als mögliche Prüfungsaufgabe
deklariert wurde. Zweitens bedeutet „Szenario” 
lt. Duden „szenisch gegliederter Entwurf eines
Films” oder „hypothetische Aufeinanderfolge von
Ereignissen”, worauf auch EBBINGHAUS und
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SCHMIDT (1999) Bezug nehmen, wenn sie von
„umfassenden ökonomischen und ökologischen
Realitätsausschnitten sprechen”, die den Inhalt
solcher Szenarios darstellen. Es geht ihnen also
anscheinend nicht um einzelne Anforderungs- 
bzw. Prüfungssituationen, sondern eine inhaltlich
sinnvolle Verkettung solcher Situationen („Sze-
nen”).

Wie auch immer: Aus unserer Sicht erscheint es mit
Blick auf die theoretische Fahrerlaubnisprüfung
derzeit vordringlich, den Computer als Medium für
die Vermittlung der Testinstruktion an den Prüfling
sowie vor allem als didaktisch erheblich verbesser-
tes Darbietungs- und Bearbeitungsrequisit für ein-
zelne Prüfungsaufgaben im Auge zu behalten und
nicht als Träger eines einzigen Prüfungsszenarios
mit inhaltlich verbundenen Aufgabenstellungen.
Dafür sprechen verschiedene Argumente, von
denen wir nur einige andeuten wollen: Methodisch
bedingt die inhaltliche Verkettung von Prüfungsauf-
gaben im Rahmen eines Szenarios schwer zu kon-
trollierende Reihungseinflüsse und Probleme bei
der Paralleltestkonstruktion14 (s. Kap. 2.6.4). Öko-
nomisch ist die Erfassung der Aneignung von Wis-
sensbeständen aus einem großen Inhaltsbereich
mittels computergestützter Szenarios sicher auf-
wändiger als beispielsweise mit untereinander in-
haltlich nicht verbundenen Mehrfach-Wahl-Aufga-
ben, da das inhaltliche Sujet eines Szenarios die
Kombinationsmöglichkeiten von Prüfungsinhalten
beschränkt bzw. erschwert (die Anforderungssitua-
tionen bzw. Prüfungsinhalte müssen „zusammen-
passen” bzw. in Bezug zueinander gebracht wer-
den). Schließlich ist unter Harmonisierungsge-
sichtspunkten in Rechnung zu stellen, dass die
Praxis in den fortgeschrittenen europäischen Län-
dern (s. Kap. 3.4) an Zusammenstellungen von Ein-
zelaufgaben mit computergestützter Instruktion
und Bearbeitung festhält und nicht zu Szenarios
übergegangen ist.

Allerdings bedeutet dies nicht, dass wir die vorlie-
genden Erfahrungen mit dem Einsatz von Compu-
tersimulationen ignorieren wollten oder diese Er-
fahrungen für die Lösung unserer Aufgabenstellung
keine Anregungen bieten würden. Im Gegenteil: Wir

werden im Kapitel 2.6 wieder auf diese Erfahrun-
gen zurückkommen und diskutieren, inwieweit
Computersimulationen als computergestützte Auf-
gabenelemente die Aufgabenpräsentation und Auf-
gabenbearbeitung inhaltlich und methodisch berei-
chern können. Außerdem muss hinzugefügt wer-
den, dass mit dieser Weichenstellung in unserem
Bericht der Einsatz von computergestützten Szena-
rios, in denen der Prüfling im Rahmen einer simu-
lierten Fahrt eine Reihe inhaltlich verbundener An-
forderungssituationen durchläuft, als Bestandteil
der Fahrerlaubnisprüfung nicht grundsätzlich und
für immer ausgeschlossen werden soll. Dies wäre
auch kurzsichtig; denn im Hinblick auf die prakti-
sche Fahrerlaubnisprüfung und vor allem auf die
Fahrausbildung wird gegenwärtig schon der Ein-
satz von Fahrsimulatoren, mit denen man letztlich
computersimulierte Szenarios bereitstellt, in der
Fachöffentlichkeit lebhaft diskutiert (vgl. v. BRES-
SENSDORF et al., 1995; TÜV-Forum für Sicherheit
und Umweltschutz, 1995).

Interessanter Weise wird in diesen Diskussionen
immer wieder darauf hingewiesen, dass es deutli-
che Unterschiede zwischen dem Einsatz von Simu-
latoren im Bereich der Pkw-Fahrausbildung einer-
seits und der Verwendung in anderen Bereichen
wie der Pilotenausbildung oder auch bei  der Schu-
lung von Lkw- und Panzerfahrern bei der Bundes-
wehr gibt. Diese Unterschiede resultieren nicht zu-
letzt aus sehr verschiedenen Anforderungscharak-
teristika an die Akteure. So leistet ein Pilot Gefah-
renerkennung und Gefahrenabwehr in Risikositua-
tionen unter grundsätzlich anderen Bedingungen
als ein Pkw-Fahrer: Der Pilot nimmt beispielsweise
viel weniger Eindrücke aus der Umgebung außer-
halb seines Verkehrsmittels auf, verfügt über eine
wesentlich komplexere Instrumentenunterstüt-
zung, und seine Entscheidungen unterliegen ande-
ren Reversibilitätsbedingungen. Die genannten und
weitere grundsätzliche Unterschiede verbieten
deshalb oberflächliche Vergleiche und vorschnelle
Empfehlungen im Hinblick auf den Simulatorenein-
satz in verschiedenen Einsatzbereichen; Vorzüge in
der Pilotenausbildung können also nicht ohne wei-
teres einen Einsatz von Fahrsimulatoren bei der
Fahrausbildung begründen.

Welche Ergebnisse hat die angesprochene Diskus-
sion über den Einsatz von Fahrsimulatoren bisher
erbracht? Festzustehen scheint, dass der Fahrsi-
mulator auf jeden Fall einige Vorteile für die Fahr-
ausbildung bietet (HEILIG, 1996). Eine Situation,
die der Fahrschüler im realen Verkehrsgeschehen
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14 Der Begriff „Paralleltest“ wird ausführlich im Kapitel 2.6.4 er-
klärt. Er bezeichnet gleichwertige Formen ein und desselben
Tests. In diesem Sinne sind die verschiedenen Prüfbogen
zur theoretischen Fahrerlaubnisprüfung als Paralleltests an-
zusehen, sofern ihre Gleichwertigkeit gesichert erscheint.



erlebt, ist immer einmalig. Tauchen Gefahren oder
Schwierigkeiten auf, auf die er vielleicht nicht adä-
quat reagiert hat, so besteht nicht die Möglichkeit,
die Risikosituation zu wiederholen und ihre Bewäl-
tigung zu üben. Mit Hilfe eines Fahrsimulators je-
doch kann genau die gleiche Verkehrssituation
immer wieder dargestellt werden; angemessene
Verhaltensweisen können erprobt werden. Weiter-
hin kommen saisonal bedingt manche Fahrsituatio-
nen während der regulären Ausbildung nicht vor 
(z. B. Fahren bei Glatteis, wenn die Fahrausbildung
im Sommer absolviert wird), obwohl eine ange-
messene Vorbereitung auf die Bewältigung solcher
Gefahrensituationen wichtig wäre. Hier könnte der
Fahrsimulator mit seinen computersimulierten
Szenarios ebenfalls nützlich sein.

Auch in Bezug auf die praktische Fahrerlaubnis-
prüfung ergäben sich unter dem letztgenannten
Aspekt Vorteile, weil man alle denkbaren Risikosi-
tuationen simulieren und ihre Bewältigung als Prü-
fungsaufgabe operationalisieren könnte. Durch die
Verankerung derartig standardisierter Prüfungsauf-
gaben im Prüfprogramm würden die Objektivität
der Prüfung und die Ähnlichkeit der Prüfungsanfor-
derungen an die Prüflinge weiter gesteigert werden
können. Wenn man die „Fahrt” aufzeichnen würde,
so könnte der Fahrschüler oder Prüfling später sein
eigenes Fahrverhalten beobachten und mit dem
Fahrlehrer oder Prüfer erörtern. Außerdem könnte
die „Fahrt” hinsichtlich solcher Parameter wie Ge-
schwindigkeit, Regelverletzungen, Sicherheitsab-
stände etc. objektiv ausgewertet werden.

Den genannten Vorteilen stehen jedoch auch
Nachteile gegenüber. Zunächst einmal erscheinen
die Entwicklung und Programmierung eines Fahrsi-
mulators aufwändig und kostenintensiv. Gleiches
gilt für den Einbau komplexer computersimulierter
Aufgaben in die Fahrerlaubnisprüfung und die
anschließende intensive Diskussion der Aufgaben-
bewältigung mit dem Prüfling: Die Prüfung würde
dadurch vielleicht an Qualität gewinnen; sie würde
aber sicher auch länger dauern und höhere Kosten
verursachen. Weitere Einwände beziehen sich vor-
wiegend auf die Fahrschulausbildung und ihre so-
ziale Qualität bzw. setzen voraus, dass der Fahr-
schüler mit dem Fahrsimulator „allein gelassen”
wird: Im persönlichen Kontakt zum Fahrlehrer
würde der Lernende ein direktes Feedback erhal-
ten, das der Fahrsimulator nicht vermitteln kann.
Der Fahrlehrer könne nicht nur fehlerhaftes oder
riskantes Verhalten anzeigen, sondern darüber 
hinaus im Gegensatz zum Fahrsimulator auch 

Verhaltensursachen aufklären und diskursiv mit
dem Lernenden erörtern. Dem entsprechend sieht
HEILIG (1996) dann auch den entscheidenden
Nachteil des Fahrsimulators darin, dass durch 
die mit ihm verbundene Form des Lernens ein so-
ziales und partnerschaftliches Verkehrsverhalten
kaum zu vermitteln sei. Der Autor zieht sogar in Er-
wägung, dass der Fahrsimulator diesem obersten
Ziel der Fahrausbildung eher entgegenwirken
könnte: Die Lernsituation sei zu künstlich, es werde
kein reales Verhältnis zu anderen – simulierten –
Verkehrsteilnehmern aufgebaut. Dadurch könne
man verleitet werden, „herumzuprobieren”, da
ernstliche Konsequenzen schließlich nicht zu be-
fürchten seien.

HEILIG (1996) zieht den Schluss, dass der Fahrsi-
mulator allenfalls als methodische Ergänzung in
der Pkw-Fahrausbildung zum Einsatz kommen
sollte; für die Spezialausbildung hält er ihn aller-
dings für das Medium der Zukunft.

Weitere Kritikpunkte am Einsatz von Fahrsimulato-
ren könnte man nennen. Dazu gehört, dass der
Fahrsimulator heute noch nicht das Raumgefühl zu
vermitteln vermag, das dem Verhaltensrepertoire
des Fahrers im realen Verkehrsgeschehen zugrun-
de liegt. Insbesondere erscheint die räumliche Tie-
fendarstellung des Verkehrsgeschehens gegen-
über der Realität weniger differenziert, was bei-
spielsweise die Übungsmöglichkeiten für die Ge-
fahrenerkennung einschränkt. Ein wichtiger Kri-
tikpunkt wird aus unserer Sicht aber unterschätzt:
Die Wiederholung von identischen Verkehrssitua-
tionen zu Übungszwecken stellt nicht nur eine be-
sondere Chance des Fahrsimulators bei der Aus-
bildung von Fahranfängern, sondern zugleich auch
seine Grenze bei der Vermittlung eines angemes-
senen differenzierten Verhaltensrepertoires in rea-
len Verkehrssituationen dar.

Wie ist diese schwer wiegende Einschränkung 
gemeint? Um uns im Straßenverkehr angemessen
zu verhalten, benötigen wir erfahrungsgebunde-
nes Wissen über (soziale) Verkehrssituationen. Der
Erwerb, die Verdichtung und die Abspeicherung
des in solchen Situationen erworbenen Wissens
geschehen in Form von kognitiven Schemata, die
auch als „Skripte” bezeichnet werden: „A 'skript' 
is an elaborate causal chain which provides world
knowledge about an often expirienced situation ...,
skripts are predetermined sequences of actions
that define a situation” (SCHANK, 1975, S. 264). 
In diesen Skripten werden Informationen über 
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beteiligte Personen und Akteure (z. B. Verkehrsteil-
nehmer), über Aktionen und ihre Abfolge (z. B. 
Verhaltenssequenzen der verschiedenen Verkehrs-
teilnehmer), Eingangs- und Endzustände von Ge-
schehnissen (z. B. Ausgangspunkt und Folgen von
Risikosituationen oder Unfällen) sowie „Slots”
(Leerstellen für situative Besonderheiten) bezüglich
„Klassen stereotypisierter sozialer Ereignisse” (SIL-
BEREISEN, 1987) gespeichert und miteinander
verknüpft.

Worin besteht der Nutzen solcher Skripte für ein
angemessenes Verkehrsverhalten? Skripte wer-
den durch einen konkreten situativen Kontext (z. B.
eine bestimmte aktuelle Risikosituation, die man 
in ähnlicher Weise erlebt hat und nun erinnert) akti-
viert, durch Ausfüllen der „Leerstellen” an den 
aktuellen situativen Kontext (also die gegenwärti-
ge Risikosituation) angepasst und dienen dann der
effektiven erfahrungsgeleiteten Handlungssteue-
rung (KLUWE & SPADA, 1981). Unabhängig davon,
dass die Skriptstrukturen mit dem Lebensalter
komplexer werden, verfügen schon Kleinkinder ge-
nauso über skriptgebundenes soziales Wissen wie
Erwachsene (FRENCH, 1986; HUDSON, 1986);
auch sie können sich also, wenn auch einge-
schränkt, in Verkehrssituationen angemessen ver-
halten. Erst der Rückgriff auf ein solches skript-
bzw. kategorienbezogenes Modell der Wissens-
organisation ermöglicht es den Menschen, effizient
ihr Wissen (z. B. über Verkehrssituationen) zu spei-
chern und in aktuellen Situationen anzuwenden,
ohne von der Komplexität der einströmenden In-
formationen aus der Umwelt „erschlagen” zu wer-
den.

BARTHELMESS (1976) gebührt nun dafür Aner-
kennung, bereits 1976 diese kognitions- bzw. 
gedächtnispsychologischen Erkenntnisse unter
Verweis auf MUNSCH (1974) auf verkehrspsycho-
logische und verkehrspädagogische Sachverhalte
im Allgemeinen und die Fahrschulausbildung im
Besonderen angewendet zu haben: Er charakte-
risiert die „Verkehrsbildung” (und schließt dabei 
die Fahrschulausbildung ein) als Erwerb zuneh-
mend komplexer und differenzierter Kategorien-
systeme (oder wie wir sagen würden: Skripte) des
Wissens über Verkehrssituationen sowie darauf 
bezogenes anforderungsgemäßes Verkehrsverhal-
ten. Darauf aufbauend leitet er pädagogische Kon-
sequenzen bis hin zur angemessenen Visualisie-
rung von Lernangeboten durch Bilder ab, die zum
Trainieren des Erkennens von Gefahrensituationen
dienen. Auf diesen Bildern werden im Hinblick 

auf bestimmte inhaltliche Kategorien, die wir bei-
spielsweise mit „Fahrbahn”, „Verkehrsraum”,
„Sicht” oder „Verkehrsteilnehmer” bezeichnen wür-
den, Verkehrssituationen dargestellt. Diese Ver-
kehrssituationen bzw. die dargestellten Risiken soll
der Trainingsteilnehmer erkennen, vergleichend
analysieren und der entsprechenden Kategorie zu-
ordnen.

Die von BARTHELMESS (1976) entwickelten Auf-
gabenstellungen bieten auch heute noch Anregun-
gen für die Visualisierung von Prüfungsaufgaben
und sind in die im Kapitel 4.2 dargestellten Opera-
tionalisierungsbeispiele eingeflossen. Seine weiter-
führenden didaktischen Schlussfolgerungen kön-
nen wir im vorliegenden Bericht, der sich auf die
Fahrerlaubnisprüfung bezieht, weder ausführlicher
darstellen noch gebührend würdigen; sie scheinen
ihre Bedeutung aber keinesfalls eingebüßt zu
haben und sollten deshalb bei der Weiterentwick-
lung der Fahrschulausbildung und Verkehrssicher-
heitsarbeit Beachtung finden.

Aus dem Skriptansatz und den Thesen von BAR-
THELMESS (1976) zur Verkehrsbildung als Ausdif-
ferenzierung skriptbasierten Wissens und Könnens
im Straßenverkehr lässt sich auch herleiten, warum
aus unserer Sicht selbst der beste Fahrsimulator
schwerlich einen pädagogisch erfahrenen Fahr-
lehrer oder Prüfer ersetzen kann: Eben nicht die
von Fahrsimulatoren gebotene wiederholende Prä-
sentation gleicher Verkehrssituationen führt zum
Aufbau von komplexen und hinreichend differen-
zierten Skripten, die für eine schnelle und inhaltlich
adäquate Verhaltensregulation in alltäglichen Ver-
kehrssituationen taugen, sondern erst die Erfah-
rung vieler unterschiedlicher Verkehrssituationen,
die ähnliche, aber nicht gleiche Anforderungsstruk-
turen für den Lernenden bieten. Aus dem Lernen in
solchen zwar ähnlichen, aber doch nicht iden-
tischen Situationen resultieren erst ein gefestigtes,
differenziertes und schnell verfügbares Wissen
sowie die entsprechenden regulativen Fähigkeiten
in verschiedenen Situationskategorien (z. B. Fahren
in Wohngebieten oder Situationen mit Straßenglät-
te).

Geht man von modernen pädagogisch-psychologi-
schen Auffassungen aus, die Lehren als Arrangie-
ren von Lernumgebungen begreifen, so ist der
pädagogisch versierte Fahrlehrer am besten geeig-
net, derartige Lernsituationen zu organisieren: Er
wählt zunächst prototypische Situationsklassen
(„Routinesituationen”; z. B. „Verhalten bei Stra-
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ßenglätte”) aus dem Verkehrsalltag aus15 und un-
tersetzt sie nach pädagogischen Maßstäben mit
konkreten Beispielsituationen (z. B. „Anfahren bei
Glätte”, „Notbremsungen bei Glätte”). Danach un-
terstützt er seine Fahrschüler mit „dosierter” Hilfe
(z. B. durch Ermuntern, Kompetenzerwartung er-
höhen, Hinweise geben, Demonstrieren) unter
Berücksichtigung ihrer individuumspezifischen
Voraussetzungen. Zu diesen Voraussetzungen
gehört, was der Fahrschüler sich bereits an Wissen
und Können angeeignet hat und welche Anforde-
rungen er darauf aufbauend als Nächstes mög-
lichst selbstständig bewältigen könnte; der Fahr-
lehrer plant und berücksichtigt also die „Zone 
der nächsten Entwicklung” des Fahrschülers
(WYGOTSKI, 1964).

Wie diese Unterstützung durch den Fahrlehrer
genau abläuft, lässt sich mit ROGOFF (1990) und
dem auf STERN (1935) zurückgehenden Konzept
der „guided participation” noch präziser beschrei-
ben: Im Rahmen der Zusammenarbeit bei routi-
nemäßigen Problemlöseaktivitäten im Verkehrsge-
schehen lenkt der Fahrlehrer die Aufmerksamkeit
und das Handeln seiner Fahrschüler auf relevante
Aktivitäten (z. B. Fahrfertigkeiten in Risikosituatio-
nen), sodass sie ihr Verständnis an neue (Routine-)
Situationen anpassen, ihre Versuche der Problem-
lösung strukturieren und Verantwortung für die Art
der Problemlösung übernehmen können (vgl. die
Übersetzung von MILLER, 1993, S. 350). Dies alles
können Maschinen wie die Fahrsimulatoren wahr-
scheinlich niemals besser als erfahrene Pädago-
gen, und dies steht, pädagogisch-psychologisch
detaillierter betrachtet, nicht zuletzt ebenfalls hinter
den o. g. Einschätzungen von HEILIG (1996).

Zusammenfassend lässt sich deshalb aus unserer
heutigen Sicht sagen, dass der Fahrsimulator und
die computersimulierten Szenarios mit relativ hoher
Sicherheit weder die klassische theoretische Fahr-
erlaubnisprüfung (s. o.) noch die traditionelle Fahr-
ausbildung und praktische Fahrerlaubnisprüfung
im realen Verkehr ersetzen können. Der Einsatz von
Fahrsimulatoren mit computergestützten Szenarios

könnte jedoch zu einer sinnvollen, wenn auch kos-
tenaufwändigen Ergänzung der Fahrausbildung
und Fahrerlaubnisprüfung führen. Während der
Fahrausbildung könnten so auch seltene Verkehrs-
situationen erprobt werden. Als Beispiele führt
KAMM (2000) ein Sicherheitstraining in Notfallsi-
tuationen oder das Fahren mit bestimmten La-
dungszuständen an.

In Hinblick auf die Optimierung der Fahrerlaubnis-
prüfung wäre die Einführung eines weiteren eigen-
ständigen Prüfungsteils als computergestütztes
Szenario am Fahrsimulator denkbar, um beispiels-
weise Aspekte der Gefahrenkognition (vgl. dazu
auch Kap. 3.4: Hazard Perception Test in Großbri-
tannien) oder des Energie sparenden und umwelt-
schonenden Fahrens zu prüfen. Ein solcher Prü-
fungsteil würde sich gegenüber dem Prüfungsteil in
der realen Verkehrspraxis, den wir wie bereits ge-
sagt auch weiterhin für unverzichtbar halten, durch
breitere Prüfungsinhalte und bessere Standardisie-
rungsmöglichkeiten auszeichnen, was unzweifel-
haft die methodische und psychometrische Güte
(Objektivität, Reliabilität und Validität) der Fahrer-
laubnisprüfung erhöhen würde. Momentan, so
KAMM (2000), sei der Fahrsimulator aber noch zu
teuer, um ihn in die reguläre Fahrausbildung zu in-
tegrieren. Innerhalb der nächsten 10 bis 20 Jahre
sei dies aber durchaus denkbar und wünschens-
wert: „Simulator-Fahrten könnten damit zu einem
dritten, quasi-praktischen Ausbildungs- und Prü-
fungsteil werden, der das Fahren im Realverkehr
nicht ersetzen, aber sinnvoll ergänzen kann”
(KAMM, 2000, S. 6).

Nachdem wir nun wichtige traditionelle Grundlagen
der Prüfungs- bzw. Testkonstruktion dargelegt und
die Verwendbarkeit komplexer ganzheitlicher Prü-
fungsverfahren wie der computergestützten Szena-
rios bei der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung
ausgeschlossen haben, wollen wir uns der Frage
zuwenden, welche Rolle Computer und andere
Medien bei der Aufgabengestaltung und Aufga-
benbearbeitung in Prüfungen bzw. Tests spielen
können. Dazu wollen wir uns einen Überblick über
Innovationen in der psychologischen Diagnostik
verschaffen. Diese Innovationen und aus ihrer Er-
probung resultierende Erfahrungen sollen uns An-
regungen bieten, welche bewährten methodischen
Möglichkeiten der computergestützten Testkons-
truktion uns insbesondere für die Erarbeitung eines
Konzepts für die theoretische Fahrerlaubnis-
prüfung zur Verfügung stehen. Wenn wir dabei ge-
legentlich auch Methoden aus dem klinisch-psy-
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15 Natürlich ist er dabei an Umgebungsvoraussetzungen ge-
bunden: So ist es wesentlich einfacher, Fahrübungen in
einem Wohngebiet zu arrangieren als unter speziellen Wet-
terbedingungen, denken wir an das Fahren bei Nässe oder
gar Glätte auf Straßen. Wünschenswert, aber sicher noch im
Bereich der Visionen, wären hier Teststrecken, die solche
(Lern-)Umgebungen bereithalten.
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chologischen Bereich streifen, so geschieht dies
keineswegs, um die Fahrerlaubnisprüfung in die
Nähe psychiatrischer Untersuchungen zu rücken.
Es lassen sich aber auch bei Verfahren, die im Be-
reich der klinischen oder Arbeitspsychologie ver-
wendet werden, Anregungen beispielsweise zur Er-
fassung von Reaktionszeiten finden, die Überle-
gungen in Hinblick auf die Fahrerlaubnisprüfung
bereichern können. Wir werden auf solche mögli-
chen Anregungen im Folgenden auch kurz hinwei-
sen. Darauf aufbauend wollen wir dann später an
geeigneter Stelle die Vorteile verdeutlichen, die
sich durch die Verwendung des Requisits „Compu-
ter” bei der Optimierung schriftlicher Papier-Blei-
stift-Testformen und bei der Aufgabenneuentwick-
lung ergeben.

2.4 Computergestützte Diagnostik in
der Psychologie – ein Überblick

2.4.1 Anwendungsbereiche computergestützter
Diagnostik

Computer werden inzwischen in verschiedenen
Fachbereichen der psychologischen Diagnostik
eingesetzt. Neben der Nutzung in der neuropsy-
chologischen Diagnostik (zusammenfassend s.
SCHATZ & BROWNDYKE, 2002; KANE & REEVES,
1997; KANE & KAY, 1992) kommt dieses Medium
vor allem in der Leistungsdiagnostik zum Einsatz.
Insbesondere für die Durchführung und Auswer-
tung von adaptiven Tests und Lerntests (vgl. WAI-
NER, 2000) hat sich der Computer als bedeutsa-
mes Hilfsmittel erwiesen, das es dem Untersucher
erspart, während der Testdurchführung die Punkt-
werte des Probanden zu ermitteln, um so die nach-
folgenden Items (in der Testpsychologie verwendet
man den Begriff „Item” synonym zum Begriff
„(Test-)Aufgabe”) zu bestimmen. Aber auch zahlrei-
che Persönlichkeitsfragebögen, allen voran das
Minnesota Multiphasic Personality Inventory
(MMPI; vgl. HONAKER, 1988; FINGER & ONES,
1999) und andere Selbsteinschätzungsskalen bei-
spielsweise zur Angst-Diagnostik (DUKES et al.,
1989; SCHWENKMEZGER & HANK, 1993) werden
zunehmend via Computer dargeboten und bear-
beitet.

Tradition hat der Computer auch als Durch-
führungsmedium für Simulationsprogramme wie
Lohhausen (DÖRNER et al., 1983) oder die Schnei-
derwerkstatt (DÖRNER, 1979), anhand welcher die
Fähigkeit zum komplexen Problemlösen der Pro-

banden erfasst werden soll. Heute werden solche
und ähnliche komplexe Szenarios im Bereich der
Arbeits-, Betriebs- und Organisationspsychologie
(ABO) beispielsweise für eignungsdiagnostische
Problemstellungen eingesetzt (vgl. FUNKE, U.,
1993). Andere eignungsdiagnostische Verfahren
beinhalten Zusammenstellungen von Leistungs-
und Persönlichkeitstests, die ein von einem Arbeit-
geber gefordertes Eignungsprofil abdecken (vgl.
die Testbatterie zur Eignungsprüfung von Piloten
und Pilotenanwärtern; SCHUHFRIED, 1998). Des
Weiteren existieren im ABO-Bereich Computerpro-
gramme zur Durchführung von Arbeitsproben
(FUNKE, J., 1993), zur Bewertung von Arbeitsinhal-
ten (JORDAN et al., 1996) oder zur Erfassung von
sozialen Anforderungen und Ressourcen am Ar-
beitsplatz (KRIEGER, 1993).

Neben diesen Einsatzmöglichkeiten des Compu-
ters, die vor allem der Erfassung konkreter Proban-
denvariablen dienen, bestehen aber noch unzähli-
ge weitere Anwendungsmöglichkeiten. Dazu ge-
hören beispielsweise die vollständige Erhebung der
Patientenanamnese und die Unterstützung des
Untersuchers bei der Diagnoseerstellung (z. B.
SULZ et al., 2000). So kommen Computer auch
zum Einsatz, um die Verlaufsdiagnostik zu unter-
stützen. Inzwischen wurden mobile Erfassungssys-
teme entwickelt, um derartige Erleichterungen des
klinischen Alltags nicht nur für die stationäre, son-
dern auch für die ambulante Arbeit verfügbar zu
machen (z. B. ROSE et al., 1999; vgl. das System
AMBU des Hogrefe-Apparatezentrums, Hard- und
Software-Katalog, 2002/3). Unter Umständen fin-
den sich hier Anregungen für die Gestaltung einer
ambulanten Variante der theoretischen Fahrerlaub-
nisprüfung (s. Kap. 5.2.3).

Besonders verwiesen sei auf Verfahren, die im ver-
kehrspsychologischen Aufgabenbereich eine Rolle
spielen: die schon angesprochene Aviation Psy-
chology Test Battery – Pilotenauswahl (SCHUH-
FRIED, 1998), die Verkehrspsychologische Testbat-
terie (NEUWIRTH, 1999a, 1999b), Verkehrpsycho-
logische Eignungsuntersuchungen (BUKASA et al.,
1990; BAUER et al., 2001) oder auch ein Verfahren
zum Drogen- und Alkoholgebrauch bzw. -miss-
brauch (WRIGHT et al., 1998). Es sei festgehalten,
dass sich computergestützte Verfahren längst in
der Leistungsdiagnostik (z. B. zur Erfassung von
Persönlichkeitsdispositionen wie Intelligenz, Krea-
tivität, Konzentrationsfähigkeit), Persönlichkeits-
diagnostik (z. B. Selbst-Konzept, Charakter, Ag-
gression) oder Klinischen Diagnostik (z. B. Subs-



tanzmissbrauch, Reaktionszeiten, Strukturierungs-
fähigkeit) etabliert haben. 

2.4.2 Computerunterstützung in den Phasen
des diagnostischen Prozesses

Um Hinweise darauf zu erhalten, welche Funktio-
nen der Computer im Verlaufe der Fahrerlaubnis-
prüfung übernehmen könnte, folgt nun eine syste-
matische Darstellung der Einsatzmöglichkeiten von
Computern im diagnostischen Prozess. Einen
guten Ausgangspunkt dafür bietet ein Artikel von
JÄGER (1990b), der in Anlehnung an KLIEME und
STUMPF (1990) den Einsatz von Hard- und Soft-
ware im Diagnoseprozess überblicksartig darstellt.
Dabei wird deutlich, dass die Computerunterstüt-
zung in allen Prozessphasen zum Einsatz kommen
kann und wie der Computer für unterschiedliche
Teilaspekte bereits genutzt wird:

– Testentwicklung: Anlage und Verwaltung von
Datenbanken, Aufgaben- und Testkonstruktion,
Erstellung des Testmaterials, Testerprobung
und erste Revision;

– Testevaluation: Aufgaben- und Testanalysen,
Test- bzw. Testbatterierevision, Auswertung von
Validierungsdaten, Anlage von „Norm-Banken”;

– Testdurchführung: Auswahl des zu bearbeiten-
den Tests, Aufgabenauswahl, Testinstruktions-
und Testübungsphase, Aufgabenpräsentation
und Aufgabenbearbeitung, Registrierung der
Antworten und eventuell zusätzlich anfallender
Daten;

– Testauswertung: Scoring, normbezogene oder
kriterienbezogene Auswertung, Analyse (z. B.
von Profilen oder Verläufen), Rückmeldung an
den Probanden und Diagnostiker, Interpretation
der Testergebnisse, Gutachtenerstellung, Ur-
teilsbildung und Indikation, Dokumentation,
Speicherung, Einzelfallkontrolle im Sinne der
kontrollierten Praxis, Gutachtenvalidierung.

Die Übersicht zeigt, dass der Computer bestimmte
Teilaufgaben der Testentwicklung wie die Aufga-
benselektion aus Aufgabendatenbanken überneh-
men kann. Auch Aufgaben- und Testanalysen zur
Evaluation eines neu entwickelten Tests werden
seit langem computergestützt durchgeführt. Im
Rahmen der Testdurchführung unterstützt der
Computer oft die Präsentation der Aufgaben, deren
Auswahl bei adaptiven Tests meist ebenfalls com-
putergestützt realisiert wird, und die Aufgabenbe-
arbeitung durch den Probanden.

Erfolgen die Testinstruktion oder die Aufgabenprä-
sentation durch den Computer, so geschieht dies
als Text auf dem Bildschirm oder in auditiver Form
und nicht selten auch mit Bildunterstützung; wir
kommen gleich darauf zurück. Wird ein Test am
Computer bearbeitet, registriert dieser die Reaktion
bzw. Aufgabenlösung des Probanden. Dies ermög-
licht eine sehr akkurate und umfangreiche Datener-
hebung. So können genaueste Angaben von der
Reaktionszeit bis hin zur Antworteingabe gespei-
chert werden. Die Datenauswertung durch den
Computer erfolgt meist prompt und beinhaltet je
nach Verfahren lediglich das einfache Summieren
von Testpunktwerten oder auch die komplizierte
statistische Analyse einschließlich grafischer Dar-
stellungen beispielsweise von Fähigkeitsprofilen.
Selbst die inhaltliche Interpretation von Daten und
die Erstellung von Gutachten erfolgen immer öfter
computergestützt.

Für die Verwirklichung unserer Zielstellungen wol-
len wir nun vertiefend der Frage nachgehen, wie
man mittels Computer bildgestützte Aufgabenprä-
sentationen und dabei insbesondere wirklichkeits-
nahe Darstellungen von verkehrsrelevanten Situa-
tionen realisieren kann. Dabei ist vorauszu-
schicken, dass man in der Medienpsychologie drei
bildliche Darstellungsformen unterscheidet: Abbil-
dungen (z. B. Fotografien, Videoaufnahmen), logi-
sche Bilder (z. B. Grafiken, Diagramme) und bildli-
che Analogien wie Modelle und bildliche Meta-
phern (HAACK & ISSING, 1992). Wir wenden uns
zunächst den Abbildungen zu und betrachten spe-
ziell diejenige Untergruppe der computerunter-
stützten diagnostischen Tests, bei denen zur Auf-
gabenpräsentation Videosequenzen genutzt wer-
den. Nach unseren Recherchen erscheint diese
nachfolgend beschriebene Untergruppe nicht sehr
zahlreich, aber anregend für die Suche nach Ge-
staltungsmöglichkeiten für die theoretische Fahrer-
laubnisprüfung.

• Der Skript-Monitoring-Test (SMT)

Dieses Verfahren von GRUBE-UNGLAUB und
FUNKE (1992) soll die komplexe psychische Funk-
tion „Planungsfähigkeit” messen. Es wird im klini-
schen Bereich beispielsweise angewendet, wenn
ein Handlungsdefizit in alltäglichen Situationen be-
obachtet wird. Der Test besteht aus zwölf Videofil-
men à fünf Szenen, in denen verschiedene Alltags-
handlungen wie Spiegeleier braten, Geld abheben
am Automaten, Fahren mit dem Bus etc. darge-
stellt werden. Aufgabe des Probanden ist es, Fra-
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gen zu diesen am Computer dargebotenen Video-
sequenzen zu beantworten. So soll der Proband
beispielsweise Fehler der Person entdecken und
benennen. Im Anschluss an die einzelnen Filme
werden mehrere Standbilder dargeboten, aus
denen der Patient das zur Szene passende auszu-
wählen hat. Zur Objektivität und Reliabilität des
Verfahrens liegen keine Angaben vor. Eine Validi-
tätsprüfung ergab eine mangelhafte Unterschei-
dungsfähigkeit zwischen Patienten- und Kontroll-
gruppen. Das Verfahren besitzt jedoch inhaltlich-lo-
gische Gültigkeit.

Analog zur Aufgabenstellung dieses Tests könnten
in der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung Video-
sequenzen vom Verhalten einzelner Verkehrsteil-
nehmer beispielsweise am Steuer eines Pkw prä-
sentiert werden. Aufgabe des Prüflings wäre es so-
dann, Fragen zum Verhalten dieser Person zu be-
antworten. Auch hier erscheint beispielsweise die
Aufgabe denkbar, Fehler der agierenden Person zu
erkennen, zu benennen und vielleicht sogar hin-
sichtlich ihrer Folgen zu beschreiben.

• Filmszenen (FS)

Dieses Verfahren wurde von SCHULER et al. (1993)
entwickelt und besteht aus elf Filmszenen, die be-
rufliche Situationen wie Teamsitzungen, Gespräche
zwischen Mitarbeitern und Vorgesetzten, Bera-
tungssituationen etc. beinhalten. Nach Präsentati-
on der Szenen werden auf dem Bildschirm Fragen
zu diesen Situationen und dem Verhalten der Per-
sonen gestellt, die von den Probanden schriftlich
zu beantworten sind. Der Vorteil des Verfahrens ge-
genüber situativen Interviews liegt in der plasti-
schen Darstellung der Situationen. Durch die Com-
putervorgabe wird gewährleistet, dass alle Proban-
den die gleiche Situationsbeschreibung und In-
struktion erhalten, was zur Objektivität des Verfah-
rens beiträgt. Zur Reliabilität des Verfahrens liegen
keine Angaben vor. Die inhaltlich-logische Gültig-
keit des Verfahrens erscheint gegeben.

Der Anregungsgehalt dieses Verfahrens für die
theoretische Fahrerlaubnisprüfung stellt sich ähn-
lich wie beim vorangegangenen Verfahren dar,
auch weil sich beide Methoden in ihrem Aufbau
gleichen. Ergänzend ist festzuhalten, dass nicht nur
Fragen zum Verhalten des Akteurs, sondern auch
zur Situation selbst gestellt werden könnten. Für
die Prüfung von Fahrschülern mag beispielsweise
eine Einschätzung des Gefahrenpotenzials der dar-
gestellten Verkehrssituation relevant sein.

• Videotest zur Erfassung von Antizipation in 
Volleyball-Spielsituationen

Die Entwicklung dieses Videotests wird in dem
Buch „Situative Antizipation im Sportspiel” von
WIDMAIER (1987) beschrieben. Mit Hilfe des Tests
soll die Antizipationsfähigkeit in Volleyball-Spielsi-
tuationen erfasst werden. Der Autor geht jedoch
davon aus, dass eine Adaptation des Testprinzips
auf andere Sportarten und darüber hinaus auch auf
sportfremde Leistungsbereiche möglich sei.

Welche Anregungen könnte uns dieses Verfahren
bieten? Beispielsweise wäre in Weiterführung der
oben dargestellten Überlegungen die Möglichkeit
gegeben, Situationen nicht nur rückblickend bei-
spielsweise in Hinblick auf Verhaltensfehler einzu-
schätzen, sondern auch die Fähigkeit des Fahr-
schülers zur vorausschauenden Beurteilung einer
Verkehrssituation zu erfassen. Dies könnte insbe-
sondere im Zusammenhang mit der frühzeitigen
Gefahrenerkennung von Belang sein.

• Einsatz eines Videospiels in der Eignungsaus-
wahl von Fluglotsenbewerbern

GÖTERS und LORENZ (1985) berichten vom Ein-
satz des Reaktionsspiels „Pac Man” zur Diagnose
der Berufseignung bei Fluglotsen, die eine hohe Ar-
beitsgeschwindigkeit, eine gute Überblicksgewin-
nung und eine effiziente Psychomotorik als Voraus-
setzungen für die Berufsausübung nachweisen
müssen. Die Autoren stellten fest, dass das Spiel
zur Erfassung von Wahrnehmungsgeschwindig-
keit, Resistenz gegenüber Konzentrationsein-
brüchen, Raumvorstellung und psychomotori-
schen Leistungen gut geeignet sei.

Dieses Beispiel zeigt, dass durchaus auch durch
die Arbeit mit verkehrsfernen Themen Fähigkeiten
des Prüflings erfasst werden könnten, die für das
Führen von Kraftfahrzeugen relevant sind. Der kon-
krete Einsatz des Spiels „Pac Man” in der Fahrer-
laubnisprüfung wird allerdings von uns für wenig
sinnvoll erachtet, obwohl einige der im Spiel erfor-
derlichen Fähigkeiten durchaus auch für das
Führen eines Kraftfahrzeugs im Straßenverkehr von
Bedeutung sind, denken wir beispielsweise an eine
hohe Wahrnehmungsgeschwindigkeit oder psy-
chomotorische Leistungen. Werden derartige Me-
thodenelemente in Prüfungen verwendet, so ist der
Vorteil derjenigen Probanden, die Erfahrungen im
Umgang mit Computern im Allgemeinen und PC-
Spielen im Besonderen mitbringen, sorgfältig zu
untersuchen und zu kontrollieren. Auf diese Proble-
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matik wird im Kapitel 2.5.2 noch ausführlich einge-
gangen.

• Computerunterstütztes Testinstrumentarium zur
Überprüfung der Fahreignung

Dieses Instrumentarium setzt offensichtlich schon
einige unserer bisherigen Überlegungen in die Pra-
xis um. Es wurde im Rahmen eines Projekts des
Kuratoriums für Verkehrssicherheit in Österreich
von BUKASA et al. (1997) entwickelt. Es bedient
sich einer semi-adaptiven Teststrategie und enthält
u. a. dynamische Tests mit realen Fahrszenen und
videounterstützte Aufgabenpräsentationen. Zudem
werden neue Testdimensionen wie die Gefahren-
früherkennung erhoben. Die Erfahrungen mit die-
sem Instrumentarium bieten für die Aufgabenge-
staltung interessante Anregungen. Wir kommen auf
ein weiteres entsprechendes Verfahren, das von
der Autorengruppe um Frau BUKASA in Wien ent-
wickelt wurde, weiter unten zurück.

• Hazard Perception Test

In diesem Test, den man in Großbritannien als Be-
standteil der Fahrerlaubnisprüfung nutzt, werden
Videofilm-Szenen eingesetzt, um die Qualität der
Gefahrenkognition von Fahrerlaubnisbewerbern zu
erfassen. Es werden unterschiedliche Gefahrensi-
tuationen dargestellt, und der Prüfling ist aufgefor-
dert, das Erkennen einer Gefahr so früh wie mög-
lich anzuzeigen. Wir beschreiben diesen Test im
Kapitel 3.4 ausführlich.

Insgesamt bleibt festzuhalten, dass alle dargestell-
ten Verfahren mit ihren Videoelementen Anregun-
gen für die bildgestützte Aufgabenpräsentation
bieten; wir kommen im Kapitel 2.6 darauf zurück.
Weiterhin bieten die Verfahren wichtige Anknüp-
fungspunkte für eine inhaltliche Optimierung der
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung beispielsweise
im Hinblick auf eine Überprüfung der Gefahrenkog-
nition oder angemessener Reaktionsmuster in Risi-
kosituationen. Leider bleiben jedoch die Informa-
tionen über die psychometrische Verfahrensgüte
bzw. die Aufgabenqualität eher vage, oder es wur-
den noch keine Güteparameter veröffentlicht. Des-
halb bieten diese Verfahren bislang nur einge-
schränkte Anhaltspunkte für Nachnutzungserwä-
gungen.

Wenden wir uns daher nun denjenigen Tests zu, die
nicht auf Videoszenen, sondern auf Fotografien,
grafisch animierte Szenen und logische Bilder wie
Grafiken oder Diagramme (s. o.) zurückgreifen, um
Aufgabenstellungen plastischer als durch verbale

Situationsbeschreibungen vermitteln zu können.
Fotografien und logische Bilder kommen in Test-
verfahren für Kinder zur Anwendung, aber auch in
eignungsdiagnostischen Tests zur Erfassung fahr-
eignungsrelevanter Merkmale oder in Aufmerksam-
keits- und Reaktionstests. Einige solcher Tests ver-
wenden auch „bewegte Bilder”, wie JÄGER
(1990a) es ausdrückt. Damit sind beispielsweise
sich über den Bildschirm bewegende Balken oder
Symbole gemeint, die vom Probanden beobachtet
werden sollen. Ein Einsatz logischer Bilder zur Auf-
gabenpräsentation und -bearbeitung bedeutet also
nicht den Verzicht auf Animationen. Im Folgenden
stellen wir nur diejenigen uns bekannten Verfahren
vor, die auf fotografische Aufgabenelemente zu-
greifen.

• Erfassungsbogen für aggressives Verhalten in
konkreten Situationen (EAS)

Anhand des EAS sollen kind- und situationsspezi-
fische aggressive Verhaltensweisen erfasst und dif-
ferenziert werden. In der Computerversion werden
die 22 Aufgaben am Bildschirm dargeboten, die
Antworteingabe des Kindes erfolgt ebenso per
Computer. Die Aufgaben bestehen aus einer verba-
len Situationsbeschreibung, einer bildlichen Situa-
tionsdarstellung und drei vorgegebenen Reaktions-
alternativen. Die Situationsbeschreibung am Com-
puter erfolgt visuell und auditiv, um das Textver-
ständnis der Kinder zu erleichtern. Sie hat das Ziel,
den Kindern das Eindenken und Einfühlen in Per-
sonen und Situationen zu erleichtern, sodass die
erfasste Reaktion möglichst zuverlässig ist. Es wird
kein Hinweis gegeben, ob die berichteten Normen
und Gütekriterien auf der Untersuchung der her-
kömmlichen oder der Computerversion beruhen.
Dieses Verfahren bietet Anregungen für die Kombi-
nation einer bildlichen Darstellung mit einer Mehr-
fachwahlaufgabe.

• Pro facts – Professional Assessment by Com-
puter for Training and Selection

Das pro-facts-System ist eine modular aufgebaute
Testbatterie, die zur Personalauswahl und Perso-
nalbeurteilung eingesetzt werden kann. Es wurde
von ETZEL und KÜPPERS (2000) entwickelt. Das
System dient der Erhebung von Fähigkeiten, die für
unternehmerische, organisatorische und verkäufe-
rische Aufgabenstellungen von Relevanz sind. Die
Fertigkeiten liegen auf 33 gemessenen Dimensio-
nen, die in drei Kompetenzbereiche eingeteilt sind.
Neben computergestützten Postkorbaufgaben,
Leistungstests oder Tests zur Erfassung bestimm-
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ter Verhaltensweisen und Gedanken werden durch
Fotos illustrierte Szenarios vorgegeben. Aufgabe
des Probanden ist es, diejenige aus mehreren Aus-
wahlantworten auszuwählen, die dem eigenen Ver-
halten am nächsten kommt. Die interne Konsistenz
der einzelnen Dimensionen liegt zwischen .46 und
.91. Die gesamte Testbatterie weist (je nach Test-
version) eine Reliabilität von .70 bis .80 auf. Bezüg-
lich der Validität werden im Manual Koeffizienten
von über .60 berichtet. Die Objektivität gilt durch
die computergestützte Vorgabe als gewährleistet.

Wie schon beim EAS hat der Proband also auch
bei diesem Verfahren die Aufgabe, seine eigene
Reaktion auf die durch das Foto dargestellte Situa-
tion bzw. das angemessene Verhalten in dieser Si-
tuation zu beschreiben. Die Möglichkeiten der
Übertragung dieser Art von Aufgabenstellung auf
prüfungsrelevante Inhalte in der theoretischen Fahr-
erlaubnisprüfung erscheinen uns offensichtlich.

• Tachistoskop-Test (TT15)

Eines der 1986 vom Kuratorium für Verkehrssicher-
heit in Wien veröffentlichten Verfahren von BUKA-
SA und WENNINGER ist der Tachistoskop-Test.
Den Autoren zufolge ist er „ein Verfahren, das zur
Untersuchung dieser komplexen Wahrnehmungs-
und Orientierungsleistungen im visuellen Bereich in
Verbindung mit verkehrspsychologischen Fra-
gestellungen entwickelt wurde. Sein unmittelbares
Ziel besteht in der Erfassung der Überblicksgewin-
nung, das heißt der Fähigkeit, wesentliche Einzel-
heiten des Fahrumfeldes so rasch wie möglich
wahrzunehmen” (BUKASA & WENNINGER, 1986,
S. 3).

Im TT15 kommen 15 Testdias und ein Probedia zur
Anwendung, auf denen typische Situationen des
Straßenverkehrs dargestellt werden. In der compu-
tergestützten Version, die seit 1983 verwendet
wird, handelt es sich um 15 (im Vergleich zu Vor-
versionen etwas einfacher strukturierte) Dias, die
aus der Fahrerperspektive aufgenommen wurden.
Aufgabe des Probanden ist es, im Anschluss an die
Präsentation jedes Dias, das für 0,75 Sekunden
dargeboten wird, drei Fragen mit gegebenen Aus-
wahlantworten zu beantworten. Dies geschieht
entweder mittels des Act & React-Testsystems
ART 90 (KISSER & WENNINGER, 1983) oder unter
Verwendung des Wiener Testsystems II WTS-90
mittels Tachistoskop (SCHUHFRIED, 1984). Die
Reliabilität des Tests liegt je nach Überprüfungs-
methode zwischen .66 und .73. Die inhaltlich-logi-
sche Validität ist gegeben. Bei der Überprüfung der

internen Validität durch Berechnung der Korrelatio-
nen mit anderen Leistungstests zur Verkehrssicher-
heit ergaben sich Hinweise auf Zusammenhänge
sowohl mit visuellen Verfahren als auch mit Mes-
sungen des Reaktionsverhaltens unter Belastungs-
bedingungen, der Aufmerksamkeit, der Intelligenz
und der Merkfähigkeit.

Der Tachistoskop-Test bietet konkrete Anregungen
zur Aufgabengestaltung bei der theoretischen 
Fahrerlaubnisprüfung. Beispielsweise unterstrei-
chen die Einsatzerfahrungen mit dieser Methode
die Sinnhaftigkeit der Darstellung von Verkehrssi-
tuationen in der Prüfung aus der Fahrerperspekti-
ve, um eine hohe Ähnlichkeit der Prüfungsanforde-
rungen mit den Anforderungen der Verkehrsrealität
zu gewährleisten. Weiterhin könnten Erfahrungen
mit dieser Methode die notwendige Diskussion
über eine angemessene Darbietungsdauer bei den
visualisierten Verkehrssituationen in der Prüfung
bereichern (beim TT15 0,75 Sekunden, im TAVTM 1
Sekunde). Auf der Grundlage solcher Erfahrungen
ist beispielsweise die Frage zu beantworten, ob die
Darbietung der Prüfungssituationen in Anlehnung
an die reale Zeitdauer von entsprechenden Ver-
kehrssituationen gestaltet werden sollte, die ja oft
eine schnelle Reaktion auf Basis der Wahrneh-
mung recht weniger Situationsmerkmale verlan-
gen.

• Tachistoskopischer Verkehrsauffassungstest
Mannheim – Diaversion/Bildschirmversion
(TAVTMA/B)

Auch bei diesem Verfahren von BIEHL (1996) han-
delt es sich um einen Test zum Einsatz in der Ver-
kehrspsychologie und besonders bei Verkehrseig-
nungsuntersuchungen. Der TVTMA differenziert
nach Autorenangaben im unteren Leistungsbe-
reich. Er besteht aus 22 Bildern bzw. Dias mit Ver-
kehrssituationen, wovon zwei in der Instruktions-
phase als Probebilder zur Verwendung kommen.
Der Proband soll die Bilder, die ihm für eine Sekun-
de präsentiert werden, genau betrachten und sich
merken, was darauf zu sehen ist. Als Ankündi-
gungsreiz wird ein kurzer Ton dargeboten. Im An-
schluss soll der Proband mittels Lichtgriffel auf
dem Probandenmonitor alle Objekte eingeben, die
er wahrgenommen hat. Dazu kreuzt er die relevan-
ten Kategorien der nachfolgend aufgeführten fünf
Antwortmöglichkeiten an: (1) Fußgänger, Kinder; (2)
Kraftwagen; (3) Radfahrer, Motorrad, Moped; (4)
Verkehrszeichen; (5) Verkehrsampel. Hauptsächlich
auswertungsrelevant ist der Prozentsatz richtiger
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Antworteingaben, der nach BIEHL anzeigt, „wie gut
die Fähigkeit zu rascher und genauer Erfassung
komplexer Situationen ausgeprägt ist” (BIEHL,
1996, S. 12). Die angegebenen Reliabilitätskoeffizi-
enten des Verfahrens liegen zwischen .64 und .86
für die Anzahl richtiger Antworten. Die Kriteriums-
validität wurde über Korrelationen mit einer Fahr-
probe von 37 Probanden ermittelt und liegt bei 
r = .74. Korrelative Zusammenhänge bestehen u. a.
mit folgenden Komponenten des Fahrverhaltens:
Situativer Überblick, Orientierung, Mitfahren und
Voraussicht. Im Datenbankeintrag wird darauf hin-
gewiesen, dass für den Einsatz in der Einzelfall-
diagnostik zunächst weitere Dokumentationen der
Güte des Verfahrens abgewartet werden sollten.
Auch diese Methode bietet uns Anregungen, die
bei der Neugestaltung der theoretischen Fahrer-
laubnisprüfung bedacht werden sollten. So wird
durch den hier verwendeten Ankündigungsreiz die
Konzentrationsfähigkeit des Probanden unter-
stützt. Auch im Hinblick auf die optimale Art der
Antworteingabe finden sich Gestaltungshinweise.
Beim TAVTM wird ein Lichtgriffel benutzt, der wohl
weniger Vorerfahrungen im Umgang mit Compu-
tern erfordert als die Bedienung einer Maus. Zur
Aufgabenbearbeitung werden Kategorien vorgege-
ben, die bei Zutreffen vom Probanden zu markieren
sind.

Fassen wir zusammen: Unsere bisherigen Aus-
führungen zeigen, dass heute jede Routinearbeit
im diagnostischen Arbeitsalltag vom Computer
übernommen werden kann. Dies gilt insbesondere
auch für die computergestützte Aufgabenpräsenta-
tion und Aufgabenbearbeitung, für die wir zahlrei-
che anregende Beispiele beschrieben haben.
JÄGER (1990a) weist allerdings darauf hin, dass
dem Computer in jedem Falle nur eine Hilfsfunkti-
on zukommt: „Die Technologie soll den Diagnosti-
ker entlasten, ihm helfen, sie kann ihn aber keines-
falls ersetzen und keinesfalls Verantwortung ab-
nehmen” (S. 91). Dies würde im übertragenen
Sinne auch gelten, wenn Computer Funktionen im
Rahmen der Fahrerlaubnisprüfung übernehmen.
Der Computer kann sicherlich dabei helfen, eine
anspruchsvollere, wenn auch kostenaufwändigere
Prüfungsgestaltung entsprechend unserer Zielstel-
lung (s. Kap. 1) zu verwirklichen; den entscheiden-
den Schritt für eine erfolgreiche Reform der theore-
tischen Fahrerlaubnisprüfung stellt aber die Siche-
rung einer professionellen interdisziplinären Zu-
sammenarbeit von Verkehrsexperten bei den Tech-
nischen Prüfstellen, den Verkehrsbehörden auf

Bund- und Länderebene und der Fahrlehrerschaft
einerseits mit Testpsychologen und Verkehrs-
pädagogen andererseits dar. Diese Zusammenar-
beit muss in einen Prozess der kontinuierlichen Er-
arbeitung und Qualitätssicherung von computerge-
stützten Aufgaben und Aufgabensets bzw. Parallel-
tests münden (s. Kap. 4.1). 

2.4.3 Erfahrungen mit computergestützten 
Verfahren

Computergestützte Tests sind Ergebnis unter-
schiedlicher Testentwicklungsprozeduren und un-
terscheiden sich hinsichtlich des Umfangs des
Computereinsatzes. Die oben erwähnte Computer-
unterstützung bei der Auswertung liegt beispiels-
weise sehr häufig auch für Verfahren vor, deren
Durchführung nicht computerunterstützt erfolgt.
Auf der Internetseite des Hogrefe-Verlages
(www.hogrefe.de) findet sich eine Liste der 33 Ver-
fahren, für die Auswertungsprogramme im Hogre-
fe-Testsystem vorliegen. Darüber hinaus existieren
jedoch zahlreiche weitere Auswertungsprogramme
für andere Tests.

Obwohl einige Autoren für ihre Tests parallel eine
Papier-Bleistift-Version und eine computergestütz-
te Version entwickeln, handelt es sich bei dem
Gros der am Computer durchzuführenden psycho-
diagnostischen Verfahren um nachträgliche Com-
puterisierungen oder Transpositionen von her-
kömmlichen Papier-Bleistift-Tests. KLINCK (1998)
führt aus, dass adaptive Tests nicht wie erwartet zu
einer deutlichen Reduktion der Testbearbeitungs-
zeit geführt haben und daher derzeit eher wenige
Tests in eine adaptive computergestützte Form
umgestaltet werden. Dem entsprechend stellen
zahlreiche computerisierte Verfahren nur eine Bild-
schirmpräsentation der Papier-Bleistift-Versionen
dar, in welcher der Computer lediglich die Funktion
wahrnimmt, „die Seiten umzublättern”.

Welche Vorteile hat nun die computergestützte 
Diagnostik? Und welche Probleme können bei der
Anwendung von solchen Tests auftreten? Über die
gesteigerte Durchführungs- und Auswertungsobjek-
tivität bei der Anwendung von computerisierten Ver-
fahren besteht allgemein Konsens. Da der Compu-
ter die Aufgaben vorgibt und die Reaktionen des
Probanden speichert, in vielen Fällen sogar die Ins-
truktion vom Computer vorgegeben wird, ist davon
auszugehen, dass dieser Ablauf um ein Vielfaches
einheitlicher gestaltet ist, als dies ein menschlicher
Versuchsleiter ermöglichen könnte. Zudem bewirkt
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die Verwendung des Programms auch eine deutlich
größere Übereinstimmung in der Anwendung zwi-
schen verschiedenen Diagnostikern.

JÄGER (1990a) nimmt den gleichen Effekt für die
Veränderung der Reliabilität an, da es sich von
selbst verstehe, „dass ein Programmsystem zuver-
lässiger ‚funktioniert’ und daher reliabler ist als ein
Experte” (S. 107). Andererseits wird im Rahmen der
Computerisierung von ursprünglichen Papier-Blei-
stift-Tests das Ziel verfolgt, eine der Reliabilität des
entsprechenden konventionellen Verfahrens ähnli-
che Reliabilität zu erhalten. Es wird also gar nicht
versucht, die Zuverlässigkeit des Instrumentariums
zu steigern, da damit die Vergleichbarkeit der Test-
ergebnisse aus den verschiedenen Testformen ver-
loren ginge (s. u.). Gleiches gilt für die Validität. Die
größte Gefahr im Rahmen der Transposition von
Papier-Bleistift-Verfahren ist der Verlust der Kons-
truktvalidität. Durch eine Überlagerung mit Neben-
effekten durch die Verwendung von Computertech-
nologien entstehen möglicherweise Verzerrungen
der Ergebnisse, die darauf hindeuten, dass die
Computerversion ein gegenüber der zugrunde lie-
genden Papier-Bleistift-Version verändertes Kon-
strukt misst. Wir kommen auf diese Probleme
wegen ihrer besonderen Bedeutung für die gegen-
wärtige öffentliche Diskussion um die Einführung
einer computerisierten theoretischen Fahrerlaubnis-
prüfung in verschiedenen deutschen Bundeslän-
dern exkursartig im folgenden Subkapitel zurück.

KLEINMUNTZ und MCLEAN (1968) nennen drei
Hauptvorteile der Computertechnologie für die
psychologische Diagnostik: Zeitersparnis, Objekti-
vität und Flexibilität. Auch FINGER und ONES
(1999) erwähnen den verringerten Zeitaufwand für
die Testdurchführung und die Objektivitätssteige-
rung hinsichtlich der Bewertung und Interpretation
von Ergebnissen. Zudem seien von Computern er-
stellte Auswertungsergebnisse akkurater und von
höherer Konsistenz; sie ständen außerdem fast so-
fort nach Testdurchführung zur Verfügung. Die Au-
toren berichten zudem von einer positiven Haltung
der Klienten gegenüber der Testung mittels Com-
puter und von verringerten Erhebungskosten. Letz-
teres muss allerdings insofern relativiert werden,
dass sich die Anschaffung der Software nur ren-
tiert, wenn häufig Testanwendungen vorgenommen
werden. Deshalb erscheint die Anwendung com-
putergestützter Diagnostikprogramme in Großor-
ganisationen, die häufig von den ihnen vorliegen-
den Programmen Gebrauch machen, besonders
sinnvoll (vgl. WILDGRUBE, 1990).

Alles in allem scheinen die von uns dargestellten
Erfahrungen mit computergestützten Teststrate-
gien darauf hinzudeuten, dass ihre methodischen
Vorteile die Nachteile überwiegen. Dies ermutigt
uns, computergestützte Prüfungsstrategien für
eine Reform der Fahrerlaubnisprüfung im Auge zu
behalten.

Gleichzeitig haben wir bereits angedeutet, dass
computergestützte Prüfungsstrategien auch spezi-
elle Nachteile und Gefahren mit sich bringen. Dies
gilt insbesondere dann, wenn vorliegende Papier-
Bleistift-Versionen von Tests methodisch unreflek-
tiert computerisiert und eingesetzt werden. Dieser
Problematik wollen wir mit dem folgenden metho-
dischen Exkurs nachgehen. 

2.5 Äquivalenz von Papier-Bleistift-
Verfahren und ihren Computer-
versionen

2.5.1 Aspekte der Äquivalenz und ihre 
Bestimmung

Wir haben bereits darauf hingewiesen, dass nicht
selten für einen Test bzw. eine Prüfung sowohl eine
Papier-Bleistift-Version als auch eine computeri-
sierte Version vorhanden sind. Dies gilt auch für die
theoretische Fahrerlaubnisprüfung. Computerge-
stützte Versionen der Prüfbogen wurden im Pilot-
projekt „Theoretische Fahrerlaubnisprüfung am
PC” erarbeitet (s. Kap. 3.3) und am 01.04.2003 im
Bundesland Hamburg auch gesetzlich eingeführt
(s. Kap. 3.1 und Kap. 3.4). Dabei ist für Prüflinge,
die sich nicht in deutscher Sprache prüfen lassen
wollen, die computergestützte Prüfungsform obli-
gatorisch vorgesehen, während Prüfungen in deut-
scher Sprache wahlweise in der Papier-Bleistift-
Version oder in der computergestützten Version er-
folgen können.

Auf welchen Voraussetzungen basiert eine compu-
tergestützte theoretische Fahrerlaubnisprüfung in
Hamburg, und wie verläuft sie?  An den drei bishe-
rigen Prüfungsstandorten wurden in denjenigen
Räumen, in denen üblicherweise die theoretischen
Fahrerlaubnisprüfungen stattfinden, insgesamt 10
PC-Prüf-Arbeitsplätze (Computer, Touchscreen,
Maus) eingerichtet. Die Prüfplätze sind mit dem Ar-
beitsplatz des Prüfers und der Verwaltungs-EDV
der Technischen Prüfstelle vernetzt. Die verwende-
te Software basiert auf der im Pilotprojekt „Theore-
tische Fahrerlaubnisprüfung am PC” erprobten
Software, die vom TÜV-Verlag weiterentwickelt
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wurde und den zurzeit geltenden gesetzlichen An-
forderungen der Fahrerlaubnisverordnung ent-
spricht. Es stehen für die Fahrerlaubnisklassen A1,
A und B in jeder Fremdsprache, in der es Prüfbo-
gen gibt, jeweils ca. 30 unterschiedliche Versionen
der Prüfbogen zur Verfügung. Auf dem Computer-
bildschirm erscheinen nicht die Aufgabenblätter
des traditionellen Prüfbogens mit jeweils mehreren
Aufgaben, sondern jeweils nur eine Prüfungsaufga-
be bzw. Prüfungsfrage mit den dazugehörigen
Auswahlantworten, deren Reihenfolge im Gegen-
satz zur traditionellen Papier-Bleistift-Version bei
jedem Prüfling zufällig variiert wird.

Wegen der dualen Verwendung von Papier-Blei-
stift-Versionen und computergestützten Versionen
der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung müssen
wir an dieser Stelle die Frage nach der Transferä-
quivalenz zwischen Papier-Bleistift-Tests und ihren
computerisierten Versionen aufgreifen und die
damit verbundene Problematik der eventuellen Er-
gebnisverzerrung durch indirekte Mediumseffekte
diskutieren. Insbesondere muss die Frage beant-
wortet werden, ob und wie sich die Gütekriterien
Objektivität, Reliabilität und Validität eines Tests
verändern, wenn es sich bei dem computerge-
stützten Verfahren lediglich um eine Transposition
einer Papier-Bleistift-Version handelt, und welche
Effekte bei Verwendung des Mediums Computer
die Testleistung möglicherweise überlagern bzw.
verzerren. Die Frage, die wir mit diesem Exkurs be-
antworten wollen, lautet zugespitzt: Erscheint es
gesichert, dass in Hamburg Prüflinge, die zur Ver-
wendung der computerisierten Version der theore-
tischen Fahrerlaubnisprüfung gezwungen sind,
nicht systematisch besser oder schlechter gestellt
werden als Prüflinge, die auch die Papier-Bleistift-
Version wählen können? Wenden wir uns deshalb
zunächst dem Äquivalenzbegriff zu.

Gemäß SCHWENKMEZGER und HANK (1993) las-
sen sich drei Arten von Äquivalenz unterscheiden:
die psychometrische Äquivalenz, die erfahrungs-
bezogene bzw. subjektiv perzipierte (vgl. dazu
auch KLINCK, 1998) Äquivalenz und die populati-
onsspezifische Äquivalenz. Die psychometrische
Äquivalenz steht meist im Mittelpunkt von Untersu-
chungen zur Vergleichbarkeit zweier Testversionen
(SCHWENKMEZGER & HANK, 1993). Nach
MARCO (1981) umfasst sie die Gleichheit der Mit-
telwerte in den zu vergleichenden Testversionen,
die Gleichheit der Metrik (also der Standardabwei-
chungen und Verteilungsformen) sowie die Gleich-
heit der Rangfolge der Personen.

MEAD und DRASGOW (1993) weisen darauf hin,
dass Veränderungen in der Metrik durch lineare
und komplexere nichtlineare Transformationen
ausgeglichen werden können, sodass eine Darstel-
lung der Testergebnisse beider Testformen auf
einer Skala möglich ist. Liegen jedoch Unähnlich-
keiten in der Rangreihe der Probanden vor, die
größer sind als die Nichtentsprechung der Reliabi-
litäten der beiden Versionen, muss davon ausge-
gangen werden, dass die Transposition des Tests
dazu geführt hat, dass ein vom Original abwei-
chendes Konstrukt gemessen wird. Eine Prüfung
der Konstruktvalidität anhand eines Außenkrite-
riums wird jedoch nur von wenigen Forschern vor-
genommen. Meist fungiert lediglich der Originaltest
als Kriterium. Auch der Aufwand einer konfirmato-
rischen Faktorenanalyse, anhand derer die Ent-
sprechung der Strukturen der gemessenen Kons-
trukte geprüft werden könnte, wird selten betrie-
ben.

FINGER und ONES (1999) machen darauf auf-
merksam, dass die gängige Praxis, mögliche 
Unterschiede in der Rangreihe von Untersuchungs-
teilnehmern über Kreuzkorrelationen zu untersu-
chen, fehlerbehaftet sei, da das Ergebnis der Sig-
nifikanzprüfung im Hinblick auf diese Unterschie-
de stark von der Stichprobengröße beeinflusst
wird. Sie schlagen stattdessen vor, Effektstärken
und Konfidenzintervalle für die Überprüfung even-
tueller Unterschiede heranzuziehen und die Unter-
suchungen generell an großen Stichproben vorzu-
nehmen.

Um die erfahrungsbezogene Äquivalenz der Ver-
fahren zu prüfen, müssen eventuelle Unterschiede
in der subjektiven Wahrnehmung der Probanden
erkundet werden. Weiterhin sind die emotionale
Bewertung und Einstellung der Probanden zu den
verschiedenen Testmedien zu erfragen. Viele For-
scher lassen diesen Aspekt unberücksichtigt. Er
vermag jedoch Aufschluss zu geben über mögliche
Verzerrungstendenzen und damit über die Ursa-
chen einer nicht vorhandenen oder nicht zufrieden
stellenden Äquivalenz.

Die dritte Form der Äquivalenz von Testverfahren,
die populationsspezifische Entsprechung, bezieht
sich schließlich auf die Frage der Abhängigkeit der
Testergebnisse von interindividuellen und popula-
tionsspezifischen Unterschieden. 
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2.5.2 Erfahrungen aus Äquivalenzunter-
suchungen

Weisen die Ergebnisse bisheriger Äquivalenzunter-
suchungen nun darauf hin, dass sich die Papier-
Bleistift-Versionen und die Computerversionen 
von psychodiagnostischen Tests im Allgemeinen
entsprechen? Oder fallen mit Hilfe von Computer-
versionen gewonnene Testleistungen generell
höher oder niedriger aus als Leistungen bei Papier-
Bleistift-Verfahren? Ein Großteil der vorliegenden
Literaturübersichten stellt insgesamt eine hetero-
gene Befundlage dar. So entsprachen sich die Pa-
pier-Bleistift-Versionen und die Computerversionen
von Testverfahren in einigen Fällen, während sich in
anderen Fällen Probanden, die die Computerversi-
on bearbeiteten, überlegen zeigten. Bei Untersu-
chungen mit dem Intelligenztest SPM (Standard
Progressive Matrices; RAVEN, 1938) dagegen er-
zielten Personen, die den Test am Computer
durchführten, im Durchschnitt 13 IQ-Punkte weni-
ger, waren also den Absolventen der Papier-Blei-
stift-Version weit unterlegen (KUBINGER & FAR-
KAS, 1991). KLINCK (1998) führt die gefundenen
Unterschiede zwischen den beiden Darbietungs-
formen auf Veränderungen in folgenden drei Berei-
chen zurück, die in Hinblick auf Verzerrungen des
Testergebnisses auch interagieren können (vgl.
LEE et al., 1986):

– Merkmale der Testsituation, z. B. Einzel- statt
Gruppenuntersuchung; weniger intensiver Kon-
takt zum Versuchsleiter,

– Merkmale des Mediums, z. B. die Art der Ant-
worteingabe; der notwendige Wechsel der Auf-
merksamkeit zwischen Bildschirm und Ziffern-
block der Tastatur,

– Merkmale der einzelnen Testumsetzung, z. B.
Einzelaufgabendarbietung statt gleichzeitiger
Vorlage mehrerer bzw. aller Aufgaben; verän-
derte Navigationsmöglichkeiten; verändertes
Erscheinungsbild der Aufgaben – was mögli-
cherweise bei grafischen Aufgabenpräsentatio-
nen von besonderer Bedeutung ist.

Gibt es einen Einfluss des Diagnosegegenstands
auf die Äquivalenzproblematik? MAZZEO und
HARVEY (1988) untersuchten vorliegende Studien
zu verschiedenen Typen psychologischer Testver-
fahren und kamen auch in dieser Hinsicht zu dem
Ergebnis, dass die Befunde insgesamt nicht ein-
deutig seien. Es wurde jedoch deutlich, dass
Speed-Tests, bei denen also die Bearbeitungszeit

als Kriterium für die Testleistung fungiert (s. o.), und
Tests, die „multiscreen items” verwenden, mit Ef-
fekten des Darbietungsmediums auf die Äquiva-
lenz einhergehen. Die Notwendigkeit der Unter-
scheidung von Speed-Tests und Power-Tests (bei
den letztgenannten Tests ist die Bearbeitungszeit
für das Ergebnis ohne Belang) bei der Äquivalenz-
abwägung ist auch ein Resultat der Meta-Analyse
von MEAD und DRASGOW (1993). Als wahrschein-
lichste Erklärung für den Effekt der Administrati-
onsform auf das Testergebnis nennen sie die ge-
forderten motorischen Fähigkeiten, die sich bei den
beiden Testformen (Papier-Bleistift vs. Computer)
unterscheiden und die bei geschwindigkeitsbezo-
genen Tests von Relevanz für das Ergebnis sind.

Im Hinblick auf Power-Tests deuten die Ergebnisse
dieser Meta-Analyse nur auf einen geringen Effekt
der Administrationsform (Papier-Bleistift vs. Com-
puter) auf das Testergebnis hin, obwohl es bei den
betrachteten Verfahren auch eine (End-)Zeitbe-
grenzung gab. Die Autoren warnen trotzdem mit
Nachdruck davor, auf Basis dieses Befundes
davon auszugehen, dass bei allen Power-Tests mit
Zeitbegrenzung nur ein geringer Effekt der Darbie-
tungs- und Bearbeitungsform auf das Testergebnis
und damit eine Ähnlichkeit der computergestützten
Testversion mit der Papier-Bleistift-Testform vorlie-
ge. Ein weiterer Review-Artikel stammt von SPRAY
et al. (1989). Diese Forscher erlangten die Erkennt-
nis, dass vergleichbare Testergebnisse bei Papier-
Bleistift-Versionen und Computerversionen dann
entstehen, wenn die Software die gleiche Flexibi-
lität erlaubt wie das Papier-Bleistift-Verfahren, der
Proband also die Möglichkeit hat, zu bereits beant-
worteten Aufgaben zurückzukehren und diese zu
korrigieren.

KLINCK (1998) zufolge besteht im Allgemeinen
keine Prognostizierbarkeit der Äquivalenz neu ent-
wickelter Computerversionen mit den ihnen zu-
grunde liegenden Papier-Bleistift-Verfahren, da je-
weils andere Realisierungen der Transposition auf
das Medium Computer vorliegen. Die Effekte ein-
zelner Umsetzungsmerkmale seien auch deshalb
nicht überprüfbar, weil viele Autoren von Äquiva-
lenzuntersuchungen keine genauen Angaben über
die Gestaltung des entwickelten Computerpro-
gramms machen. Wäre eine solche Dokumentation
in der Vergangenheit erfolgt, bestünde heute viel-
leicht die Möglichkeit, mittels metaanalytischer
Techniken Wissen darüber zu erlangen, wie Com-
puterversionen gestaltet sein müssen, um als Pa-
rallelversionen von Papier-Bleistift-Verfahren einge-
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setzt werden zu können. Es wäre zudem besser
bekannt, welche Merkmale einer Originalversion
eine äquivalente Umsetzung auf das Medium Com-
puter erlauben und welche nicht. In ihrer eigenen
Untersuchung der Äquivalenz der Standard Pro-
gressive Matrices (SPM) von RAVEN (1938), von
Subtests des Berufswahltests (BWT; Bundesan-
stalt für Arbeit, 1991) und des Leistungsprüfsys-
tems (LPS; HORN, 1983) beschreibt KLINCK des-
halb sehr genau die Darstellung der Aufgaben am
Bildschirm und diskutiert auch mögliche Effekte
der Umsetzung der jeweiligen Papier-Bleistift-Form
am Computer. Sie kommt zu dem Schluss, dass
Aspekte der Geschwindigkeit und der Leichtigkeit
des Handlings des Untersuchungsinstruments
durch den Probanden (Bleistift im Vergleich zu
Maus, Tastatur oder Lichtgriffel) von umso größerer
Bedeutung sind, je stärker geschwindigkeitsbetont
der Test ist.

Zudem wirkt sich die optische Präsentation der
Aufgaben offenbar auf das Testergebnis aus, da sie
die Schwierigkeit der Aufgaben beeinflussen kann.
Beispielsweise bedeutet die angenehm große Ein-
zeldarstellung von Aufgaben am Bildschirm ge-
genüber einer unübersichtlich dicht zusammenge-
drängten Darstellung aller Aufgaben auf Papier
eine Erleichterung für den Probanden und damit
verbesserte Testergebnisse. Es ist jedoch darauf
hinzuweisen, dass in anderen Fällen negative Ef-
fekte der Einzeldarstellung diskutiert werden, da
diese das Zurückspringen zu vorhergehenden Auf-
gaben und damit den Vergleich mit diesen Aufga-
ben meist verhindert (s. o.; vgl. auch LEE et al.,
1986). Insgesamt bleibt also festzuhalten, dass
Veränderungen, die die Wahrnehmung der präsen-
tierten Aufgaben erleichtern oder erschweren, sich
potenziell auf das Testergebnis auswirken. Größe
und Richtung dieser Effekte können jedoch nicht
eindeutig vorhergesagt werden.

MEAD und DRASGOW (1993) warnen in Bezug auf
die Verwendung grafischer Aufgabenpräsentatio-
nen vor äquivalenzverzerrenden Einflüssen der
Darstellungsqualität, der Komplexität des Aufga-
bentyps, der Dauer bis zur Darstellung der Aufga-
ben und der Größe der Aufgaben im Vergleich zur
Papier-Bleistift-Version. Bei Textpassagen sei zu
beachten, dass die Lesbarkeit am Monitor gegen-
über dem Lesen von Ausdrucken in der Regel ver-
schlechtert ist.

Insbesondere bei der Anwendung adaptiver Tests
besteht das Problem der Kontextabhängigkeit der

Aufgabenschwierigkeit. Da die Reihenfolge der
Aufgaben bei adaptiven Tests nicht festgelegt ist,
sondern zwischen den Testdurchläufen variiert, be-
einflusst sie das Antwortverhalten und damit die
Äquivalenz der Verfahren (vgl. KLINCK, 1998; dort
Hinweis auf WILD, 1989; GITTLER & WILD, 1989;
RAUCH et al., 1993). Dieser Effekt ist auch zu be-
achten, wenn die Aufgabenabfolge bei Verfahren
systematisch oder zufällig variiert wird. MEAD und
DRASGOW (1993) hingegen kommen in ihrer
Meta-Analyse zu dem Schluss, dass der Einfluss
der adaptiven vs. konventionellen Administrations-
form die Testleistung nicht signifikant beeinflusst.

Um unsere Diskussion um die Äquivalenz von Test-
versionen abzurunden, wollen wir abschließend
nun noch der Frage nach subjektiv-motivationalen,
mit dem Design von Papier-Bleistift-Tests und
computergestützten Tests zusammenhängenden
Einflussfaktoren auf die Testergebnisse nachge-
hen. Ändert sich beispielsweise die Lösungsmoti-
vation der Prüflinge, wenn sie statt eines Fragebo-
gens einen Computertest bearbeiten? RICHMAN-
HIRSCH et al. (2000) fanden heraus, dass die Be-
arbeitung eines computerisierten Verfahrens per se
noch keine verbesserte Bearbeitungsmotivation
der Probanden im Vergleich zu Personen bewirkte,
die eine Papier-Bleistift-Version des Verfahrens be-
antworteten. Hingegen berichteten Manager, die
eine Multimedia-Version desselben Verfahrens am
Computer bearbeiteten, von außerordentlich ange-
nehmen Gefühlen.

Verschiedene Autoren untersuchten die Evokation
von Angst durch die Bearbeitung von Testverfahren
am Computer. Es wurde angenommen, dass einer-
seits das Medium an sich für manche Probanden
Angst auslösend wirkt (Stichwort „Technophobie”),
während andererseits auch bestimmte Merkmale
der Testsituation wie beispielsweise die Unmög-
lichkeit, eingegebene Antworten zu korrigieren,
Angst hervorrufen können. Während BRINGSJORD
(2001) in ihrer Untersuchung von Personen bei der
Bearbeitung des analytischen Teils der Graduate
Record Examination Angst- und Frustrationseffek-
te auf die Testleistungen identifizierte, konnte PO-
WERS (2001) an einer weitaus größeren Stichprobe
keine Angsteffekte auf die Bearbeitungsergebnisse
des allgemeinen Tests derselben Testbatterie fin-
den. Hinsichtlich der subjektiven Bewertung der
Testformen durch die Probanden fanden VISPOEL
et al. (2001) für die Rosenberg-Self-Esteem-Skala
eine Bevorzugung der Computerversion.
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Das letztgenannte Ergebnis könnte damit zusam-
menhängen, dass die jeweilige Darbietungsform
anscheinend die Offenheit der Testpersonen und
ihre Tendenz, gemäß der sozialen Erwünschtheit zu
antworten, beeinflusst. In ihrer Meta-Analyse über
die Verzerrung von Testergebnissen durch soziale
Erwünschtheitstendenzen, in die 61 Studien ein-
gingen, kamen RICHMAN et al. (1999) zu dem
Schluss, dass derartige Verzerrungen geringer
sind, wenn ein Test am Computer bearbeitet wird.
Eine weitere Meta-Analyse zum Einfluss des Test-
mediums auf die Testergebnisse (FEIGELSON &
DWIGHT, 2000) ergab eine größere Offenheit der
Testpersonen bei computergestützten Befragun-
gen zu sensiblen Verhaltensweisen. In Bezug auf
affektive Reaktionen wurden dabei sowohl positive
Empfindungen als auch negative Emotionen wie
Angst oder Frustration untersucht.

Zusammenfassend sei Folgendes festgehalten:
Wenn auch die dargestellten Befunde eine große
Heterogenität aufweisen, besteht doch in einem
Punkt Konsens: Es gibt – zumindest zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt – keine Möglichkeit, bei der Er-
stellung von Computerversionen vorhandener Pa-
pier-Bleistift-Tests eigene Äquivalenzuntersuchun-
gen zu umgehen. Immer wieder findet sich der Hin-
weis auf die von der American Psychological Asso-
ciation (1986) herausgegebenen Richtlinien bzw.
die vom Testkuratorium der Föderation Deutscher
Psychologenvereinigungen (1986) festgelegte Re-
gelung, dass nicht a priori von einer Äquivalenz der
Papier-Bleistift-Version und der computergestütz-
ten Version eines Tests und seiner Skalen ausge-
gangen werden darf, sondern die Äquivalenz für
jede einzelne Computerrealisierung eines Papier-
Bleistift-Verfahrens zu überprüfen ist (TROCHE et
al., 2002; KLINCK, 1998; FINGER & ONES, 1999;
MEAD & DRASGOW, 1993; SCHWENKMEZGER &
HANK, 1993; etc.).

Kehren wir auf dieser Grundlage zu unserer Aus-
gangsfrage zurück: Erscheint es gesichert, dass in
Hamburg Prüflinge, die zur Verwendung der com-
puterisierten Version der theoretischen Fahrerlaub-
nisprüfung gezwungen sind, nicht systematisch
besser oder schlechter gestellt werden als Prüflin-
ge, die auch die Papier-Bleistift-Version wählen
können?

Für die Äquivalenz der beiden Versionen spricht,
dass die computerisierte Version formal der Papier-
Bleistift-Version ähnelt; beispielsweise gibt es für
die Bearbeitung der Aufgaben keine Zeitbegren-

zung, und der Prüfling kann zu bereits bearbeiteten
Aufgaben zurückkehren, um die Lösungen zu kor-
rigieren. Für diese Bedingungen lässt die Literatur-
analyse eher geringe Einflüsse der Transposition
auf die Äquivalenz der Versionen erwarten.

Dennoch kann die Antwort gemäß der von uns
oben dargestellten Befunde methodenkritischer
Untersuchungen nur „Nein” lauten, da für das
Hamburger Projekt weder Informationen über me-
thodisch begründete Äquivalenzabwägungen noch
die unverzichtbaren Ergebnisse von Äquivalenzun-
tersuchungen vorliegen. Sofern nicht vor der Prü-
fung anhand von Trainingsangeboten zum Umgang
mit der Computerumgebung und der Prüfungssoft-
ware bei entsprechend indizierten Fahrerlaubnis-
bewerbern Computerängste abgebaut werden, ist
zumindest bei dieser Personengruppe eine Be-
nachteiligung gegenüber Prüflingen wahrschein-
lich, die auch die Papier-Bleistift Version wählen
dürfen.

Die nur in der Computerversion vorgenommene zu-
fällige Mischung der Reihenfolge der Auswahlant-
worten bei Mehrfach-Wahl-Antworten beeinträch-
tigt vermutlich auch die Äquivalenz der Prüfungs-
versionen, wenn auch damit die Betrugsmöglich-
keiten mittels Schablonen (s. Kap. 3.1) reduziert
werden. Wer also eine Gleichbehandlung aller 
Fahrerlaubnisbewerber wünscht, muss entweder
methodisch seriös die Äquivalenz der angebotenen
Prüfungsversionen nachweisen oder, sofern der
ausschließliche Einsatz einer computergestützten
Prüfungsstrategie angestrebt wird, diese mit einer
gegenüber der Papier-Bleistift-Version möglichst
verbesserten methodischen Qualität für alle Prüf-
linge verbindlich vorschreiben. 

2.6 Grundsätze der Erarbeitung von
Aufgaben und Paralleltests

2.6.1 Traditionelles Vorgehen bei der 
Aufgabenerarbeitung

Wie gelangen wir zu einer inhaltlich und metho-
disch anspruchsvollen computergestützten Strate-
gie für die Gestaltung der theoretischen Fahrer-
laubnisprüfung? Sobald die grundsätzlichen kon-
zeptionellen Erwägungen abgeschlossen sind und
innovative Leitlinien feststehen, wird man ganz tra-
ditionell an die Erarbeitung und Erprobung von
Aufgaben gehen. Bei der Erarbeitung der Aufgaben
(„Aufgabenkonstruktion”) durchläuft der Arbeits-
prozess drei Phasen. Zunächst wird Material für die
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Aufgabenkonzepte beschafft. Unter einem Aufga-
benkonzept versteht man die inhaltliche Abgren-
zung einer Aufgabe, indem man sie mit einem oder
mehreren Sätzen zwanglos beschreibt. „In einem
solchen Konzept soll enthalten sein, welches Pro-
blem oder welche Frage dem Pb gestellt werden
soll und welche Antworten als richtig und welche
als falsch gewertet werden sollen” (LIENERT &
RAATZ, 1998, S. 50). Danach werden die Aufga-
benkonzepte in konkrete Aufgaben nach den Re-
geln für den sprachlichen Aufgabenaufbau umge-
wandelt; wir kommen gleich darauf zurück.
Schließlich baut man aus den Aufgaben den Test-
entwurf auf und legt die Aufgabenbewertung fest.

Für die inhaltliche Gestaltung einer guten Aufgabe
benennen LIENERT und RAATZ (1998, S. 32) die
folgenden Kriterien:

„a) Die Aufgabe als inhaltliche Ganzheit soll einen
wesentlichen Aspekt des untersuchten Persön-
lichkeitsmerkmals betreffen. ...

b) Jede Aufgabe soll von jeder anderen inhaltlich
unabhängig sein. Die Lösung einer bestimmten
Aufgabe darf keinen Hinweis für die Lösung ir-
gendeiner anderen enthalten und schon gar
nicht deren Lösung bedingen. ...

c) Jede Aufgabe soll – soweit dies mit dem Testziel
vereinbar ist – speziell, konkret und wirklich-
keitsnah (ökologisch) gestaltet sein, nicht hinge-
gen allgemein, abstrakt und wirklichkeitsfern.”

Für die sprachliche Gestaltung einer guten Aufga-
be empfehlen LIENERT und RAATZ (1998, S. 52 ff.)
die folgenden Regeln:

„– Man vermeide beim sprachlichen Aufbau von
Aufgaben die Begriffe, die mehrere Bedeutun-
gen haben ...

– Man vermeide Begriffe und Formulierungen, die
nur einem Teil des später zu testenden Perso-
nenkreises geläufig sind.

– Man lege jeder Aufgabe nur einen sachlichen
Inhalt oder Gedanken zugrunde. ... Es erweist
sich also oft als zweckmäßig, den Inhalt einer
komplexen Frage in zwei oder mehrere Einzel-
fragen aufzulösen.

– Man benütze möglichst positive Anweisungen,
Aussagen, Fragen und vermeide insbesondere
doppelte Negationen.

– Man vermeide Verallgemeinerungen jeglicher
Art, besonders aber solche, die nur unter be-
stimmten Bedingungen Gültigkeit haben.

– Man vermeide umständliche Länge ebenso wie
telegrafische Kürze; Erstere führt zu unnötiger
Testzeitverlängerung, Letztere häufig zu Miss-
verständnissen.”

Bei der Erarbeitung der Testaufgaben geht man
von den bereits im Kapitel 2.3.3 („Schriftliche Prü-
fungsverfahren”) dargestellten Aufgabentypen aus
und berücksichtigt die Art des zu entwickelnden
Tests. Diese beschriebenen grundlegenden Aufga-
bentypen reichen nach Ansicht von LIENERT und
RAATZ (1998) für alle Testbedürfnisse aus und dürf-
ten damit auch für die theoretische Fahrerlaubnis-
prüfung genügen, wenn man zusätzlich die im
nachfolgenden Kapitel aufgeführten computerge-
stützten Gestaltungsvarianten nutzt. Man kann für
die theoretische Fahrerlaubnisprüfung ohne weite-
res verschiedene Aufgabentypen nutzen, da diese
Prüfung eine gewisse Komplexität besitzt und des-
halb schon aus Gründen einer gewissen formalen
Abwechslung der Aufgabentypus variiert werden
sollte. Prinzipiell kann zwar jeder Prüfungsinhalt in
jeden Aufgabentypus gekleidet werden (ebenda),
allerdings ist aus unserer Sicht mit Blick auf die
konkreten Prüfungsinhalte der theoretischen Fahr-
erlaubnisprüfung davon auszugehen, dass es für
jeden Aufgabeninhalt eine methodisch optimale
Kombination von traditionellem Aufgabentypus
und computergestützten Aufgabenelementen zur
Aufgabendarbietung und -bearbeitung gibt. Solche
aus unserer Sicht optimalen Kombinationen wollen
wir beispielhaft für einige Aufgabeninhalte im Kapi-
tel 4.1 beschreiben.

Sobald man über eine ausreichende Anzahl von
Aufgaben verfügt, die entsprechend den darge-
stellten inhaltlichen und sprachlichen Empfehlun-
gen konstruiert wurden, kann man mit der dritten
Phase, der Zusammenstellung der Aufgaben zum
Testentwurf (bzw. zum Entwurf des Prüfbogens)
beginnen. Wir gehen auf die dabei zu beachtenden
Regeln gesondert im Kapitel 2.6.4 („Vorgehen bei
der Test- und Paralleltesterarbeitung”) ein.

Hinsichtlich der Aufgabenbewertung, die bereits im
Testentwurf erwogen und verankert werden sollte,
ist als Leitprinzip zu beachten, „sie so einfach wie
nur irgend möglich zu gestalten ... Die tatsächlich
einfachste Art der Bewertung besteht darin, dass
jede richtig beantwortete Aufgabe eines Leistungs-
tests mit einem und nur einem Punkt in Anrech-
nung gebracht wird. ... Entscheidend ist das „psy-
chologische Gewicht” der einzelnen Aufgabe im
Rahmen des gesamten Tests. Man soll in diesem
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Sinne möglichst gleich gewichtige Aufgaben
wählen, damit nicht von vornherein eine unter-
schiedliche Bewertung – die nachträglich noch oft
genug vorgenommen werden muss – notwendig
wird. ... Das Streben nach einfacher Aufgabenbe-
wertung hat auch noch einen anderen Grund: Die
zu erwartende Häufigkeitsverteilung der Testpunkt-
werte nähert sich erfahrungsgemäß dann am 
stärksten der Normalverteilung, wenn jede Aufgabe
mit einem Punkt verrechnet wird ... Dabei wird 
vorausgesetzt, dass die Zahl der Aufgaben nicht 
zu klein ist und dass sie symmetrisch in fester 
Reihenfolge nach ansteigender Schwierigkeit ...
vorgegeben werden, sofern sie nicht alle gleich
schwierig sind ...” (LIENERT & RAATZ, 1998, S. 48
ff.).

Darüber hinaus sind die folgenden Leitlinien zu
berücksichtigen (ebenda; wir zitieren die folgende
Passage aufgrund ihrer hohen Bedeutung für die
Prüfungsgestaltung, s. Kap. 4.1):

„b) Unter Umständen können Aufgaben eine höhe-
re Punktzahl erhalten, wenn sie komplexer sind,
eine deutlich längere Bearbeitungszeit erfordern
oder schwieriger erscheinen. Letzteres ist vor
allem dann gerechtfertigt, wenn die Pbn anwei-
sungsgemäß die Aufgaben in beliebiger Reihen-
folge bearbeiten dürfen.

c) Eine andere Möglichkeit der unterschiedlichen
Aufgabenbewertung besteht darin, dass man
hinsichtlich des untersuchten Persönlichkeits-
merkmals bedeutsamere Aufgaben höher, z. B.
mit 2 oder 3 Testpunkten, bewertet als weniger
bedeutsame Aufgaben. Man spricht hier von
validitätsbezogener Aufgabenbewertung. Um
Verteilungsirregularitäten zu vermeiden, sollten
jedoch nicht mehr als ein Viertel der Aufgaben
mit 2 Punkten und nicht mehr als ein Achtel mit
3 Punkten verrechnet werden.

d) Bei sehr komplizierten oder eine lange Lö-
sungszeit erfordernden Testaufgaben sollte der
Versuch gemacht werden, diese in Teilaufgaben
zu zergliedern und diese Teilaufgaben dann se-
parat und adäquat mit je einem Punkt zu be-
werten. Diese Maßnahme ist besonders bei
Tests mit wenigen Aufgaben zu empfehlen.

Die hier genannten Gesichtspunkte für die Aufga-
benbewertung gelten nur bis zum Stadium der Auf-
gabenanalyse, dann muss auf alle Fälle eine Neu-
prüfung erfolgen. Es zeigt sich oft, dass die vom
psychologischen Aspekt her erfolgte so genannte

Primärbewertung – wenn sie überhaupt unter-
schiedlich war – der empirisch statistischen Se-
kundärbewertung nicht entspricht; dass also etwa
eine Aufgabe, die als relativ bedeutsam eingestuft
wurde, zwischen erfolgreichen und erfolglosen Pbn
nur unzureichend differenziert, sodass sie nicht
mehr wie ursprünglich mit zwei oder drei, sondern
nur noch mit einem Punkt verrechnet werden
kann.” 

2.6.2 Besonderheiten der Erarbeitung compu-
tergestützter Aufgaben

Momentan wird noch der Großteil an Prüfungen in
Form von Papier-Bleistift-Verfahren durchgeführt.
Dies gilt, mit den bereits geschilderten Ausnah-
men, auch für die theoretische Fahrerlaubnisprü-
fung. Bevor man diese traditionellen Versionen
durch computergestützte Prüfungsstrategien er-
setzt, ist eine Reihe von Vorüberlegungen erforder-
lich. So sollte am Anfang grundsätzlich geklärt
werden, zu welchem Zweck eine Computerisierung
erfolgt: Computergestützte Prüfungen sollten nur
entwickelt und eingesetzt werden, wenn bedeuten-
de Vorteile gegenüber der konventionellen Prü-
fungsform zu erwarten sind. Dies verlangt von den
Entwicklern, dass sie sich im Vorfeld vor allem in-
tensiv mit Möglichkeiten einer erweiterten Kompe-
tenzdiagnose und einer effektiven Aufgabenprä-
sentation und -bearbeitung beschäftigen. Pro-
gramme, die konventionelle Methoden nur in com-
puterisierter Form abbilden, sind einfach herzustel-
len. Sie werden aber dem Potenzial des Compu-
ters, insbesondere der heutigen Multimedia-Tech-
nologie, nicht gerecht. Es erscheint unzureichend,
den Einsatz des Computers auf Datenspeiche-
rungs- und Abfragefunktionen zu beschränken;
eine höhere Ebene muss angestrebt werden – die
Erfassung der Wissensanwendung und des Prob-
lemlöseverhaltens beim Benutzer (COBB, 1986).

Der Prozess von der Idee bis zur Umsetzung des
Vorhabens, traditionelle Aufgabentypen in eine an-
spruchsvollere, computergestützte Form zu über-
führen, erfordert eine systematische Herangehens-
weise, die wir mit den folgenden Fragen strukturie-
ren wollen:

1. Welche Zielstellung und Aufgabenkonzeption
liegen der Prüfung zugrunde?

2. Welche speziellen methodischen Fragen gilt es
bei der computergestützten Prüfungsgestaltung
zu beachten?
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3. Worauf ist bei der grafischen Gestaltung des
Prüfungsdesigns und der Prüfungsaufgaben zu
achten?

4. Wie lassen sich in die traditionellen Aufgabenty-
pen computergestützte Aufgabenelemente inte-
grieren?

• Zielstellung und Aufgabenkonzeption der Prü-
fung

Zunächst muss festgelegt werden, welche Wis-
sensbestände und Fähigkeiten des Prüflings ermit-
telt werden sollen und welches Niveau der geisti-
gen Aneignung erfasst werden soll. Dabei reichen
die Niveaustufen von der Erfassung des Fakten-
wissens über Verständnisfragen bis hin zu komple-
xen Anforderungen wie Anwendungsaufgaben 
(s. o.). Nach Abschluss dieser „Outcome”-Erwä-
gungen müssen Ziel und Zweck des Einsatzes be-
stimmter Aufgabentypen klar erkennbar sein. Gut
konstruierte computergestützte Aufgaben basieren
auf einer wohl durchdachten inhaltlichen und me-
thodischen Zielstellung, die das Fundament für alle
folgenden Entscheidungen bildet (PATERSON,
2002). Aus dieser Zielstellung resultiert auch eine
angemessene Aufgabenkonzeption zur Auswahl
geeigneter Aufgabentypen einschließlich compu-
tergestützter Aufgabenelemente, die der Präsenta-
tion und Bearbeitung der Aufgabe dienen. Jeder
Aufgabentyp, wir sind darauf bereits eingegangen,
hält ein gewisses Potenzial zur Erfassung von Prü-
fungsinhalten bereit; eine komplexe, heterogene
Prüfung wie die theoretische Fahrerlaubnisprüfung
muss auf die Kombination verschiedener Aufga-
bentypen und Aufgabenelemente bauen. Welche
speziellen methodischen Fragen dazu beantwortet
werden müssen und welche computergestützten
Aufgabenelemente verfügbar sind, wollen wir
nachfolgend vertiefend darstellen.

• Spezielle methodische Fragen der computerge-
stützten Prüfungsgestaltung

Jeder Test, jede Prüfung, und damit natürlich auch
eine computergestützte Prüfung, besteht aus drei
Phasen bzw. Elementen: der Instruktion (1), der
Präsentation und Bearbeitung der verschiedenen
Aufgaben (2) sowie der Auswertung (3). Im Rahmen
der Instruktion werden die Prüflinge grundsätzlich
in die Prüfungsarchitektur eingeführt; sie erhalten
eine verständliche Darstellung der Prüfungsbedin-
gungen und der Erwartungen, mit denen sie kon-
frontiert werden. Dazu gehört natürlich auch eine
anwenderfreundliche Einführung in den Gebrauch

der Computerumgebung. Zur besseren Übersicht
sollte zu Beginn der Prüfung eine Startseite mit
einem „Start der Prüfung”-Button erscheinen, so-
dass der Prüfling die Instruktion leicht findet. Die
Nutzung der Instruktion sollte verbindlich vorgege-
ben werden und wahlweise akustisch über Kopfhö-
rer oder visuell mittels einer Texteinblendung erfol-
gen.

Hinsichtlich der Präsentation und Bearbeitung der
Prüfungsaufgaben sind einige Vorüberlegungen
notwendig, die wir an dieser Stelle nur beispielhaft
aufführen können:

– Soll der Cursor immer sichtbar sein?

– Sind Eingabehilfen vorhanden?

– Erfolgt der Wechsel zwischen den Aufgaben
mittels „Weiter”-Button oder automatisch?

– Gibt es einen „Zurück”-Button, um zur vorheri-
gen Ansicht bzw. Aufgabe zurückzukehren?

– Werden die erfolgten Eingaben beim Zurück-
springen auf eine vorangegangene Aufgabe
gelöscht?

– Ist es möglich, Eingabefehler rückgängig zu ma-
chen?

– Gibt es eine Auswahl von Aufgaben, die mit
einer Zeitbegrenzung versehen sind?

– Erscheint, um dem Vergessen von Antworten
entgegenzuwirken, ein Hinweisfenster, wenn der
Prüfling eine Aufgabe nicht beantwortet hat?

– Erfolgt eine automatische Registrierung der
Antworten durch den Computer?

Im Hinblick auf die Auswertung ist wichtig zu
klären, ob die Ergebnis-Rückmeldung über den
Computer, beispielsweise in Form eines Hinweis-
fensters, erfolgt oder persönlich vom Prüfer vorge-
nommen wird. Die erstgenannte Möglichkeit er-
scheint uns als wenig aufwändig und Zeit sparend;
sie erlaubt es allerdings kaum, den Prüfling hin-
sichtlich der Optimierung seiner Verkehrstüchtig-
keit zu beraten oder auch Prüflinge mit stark be-
lastenden Misserfolgserlebnissen zu erkennen und
bei autoaggressiven Indikationen psychologisch zu
versorgen.

• Grafische Gestaltung des Prüfungsdesigns und
der Prüfungsaufgaben

Ein ansprechendes Testdesign und gut illustrierte
Prüfungsaufgaben können eine positive Grundein-
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stellung zur Prüfung beim Anwender, in unserem
Fall beim Prüfling, erzeugen und Prüfungsängste
bewältigen helfen. Diese didaktische Komponente
wird nicht nur von nutzerfreundlichen Möglichkei-
ten zur Aufgabenbearbeitung, sondern vor allem
durch eine professionelle multimediale Aufberei-
tung der Inhalte bei der Aufgabendarbietung er-
reicht. Multimedialität wird nach ISSING und KLIM-
SA (1997) charakterisiert durch eine Integration von
zeitabhängigen Medien (Ton, Bewegtbild) und zeit-
unabhängigen Medien (Text, Bilder, Grafik). Für die
Erreichung unseres Ziels, die Funktionalität der
theoretischen Prüfung zu verbessern, ist die Inte-
gration dieser Gestaltungselemente bzw. das Errei-
chen von Multimedialität unabdingbar (s. Kap.
4.1.1: „Visualisierungsargument”); damit verbun-
den ist beispielsweise die Einbindung von Fotos,
Videosequenzen oder sogar Simulationen in die
Aufgabenpräsentation.

Beispiele dafür, wie man in der Vergangenheit diese
Einbindung mehr oder minder erfolgreich realisiert
hat, haben wir im Kapitel 2.4.2 aufgeführt. Die heu-
tigen Computer mit ihren leistungsfähigen Grafik-
karten sind sehr gut in der Lage, fotorealistische
Abbildungen und filmische Sequenzen in guter
Qualität wiederzugeben. Sie ermöglichen bei-
spielsweise, Verkehrssituationen aus unterschiedli-
chen Blickwinkeln bzw. Perspektiven (etwa aus der
Sicht verschiedener beteiligter Verkehrsteilnehmer)
zu betrachten oder in ihrem zeitlichen Fortschreiten
zu beobachten. Dabei erlauben es so genannte
3D-Darstellungen, ein Objekt wie etwa eine Stra-
ßenkreuzung zu umkreisen. Damit ist es möglich,
jeden Blickwinkel jedes Verkehrsteilnehmers an
den Zufahrtsstraßen einer Kreuzung einzunehmen.

Der Einsatz bildlicher Darstellungsformen und ins-
besondere die Verwendung von Videosequenzen
erfüllen also die eingangs genannten didaktischen
Funktionen und können die Aufgabenstellung prä-
zisieren, indem sie den Realitätsbezug erhöhen.
Mit diesem Vorzug dienen sie vor allem der Aufga-
benpräsentation, wobei die bildlichen Darstel-
lungsformen der konkreten Prüfungsfrage (Aufga-
benstellung) in der Regel vorangehen oder nach-
laufen. Eine weitere Möglichkeit des Einsatzes bild-
licher Darstellungsformen wird von der britischen
Driving Standards Agency mit dem „Hazard Per-
ception Test” zur Erfassung der Qualität der Gefah-
renkognition von Fahrerlaubnisbewerbern, einem
dritten Bestandteil der Fahrerlaubnisprüfung in
Großbritannien, vorgestellt (s. Kap. 3.4). Dabei illus-
trieren Videosequenzen nicht die Prüfungsfragen,

sondern stellen für sich genommen Prüfungsauf-
gaben dar. In diesen Videosequenzen werden aus
Fahrersicht Verkehrsabläufe episodisch dargestellt.
Der Prüfling (in der Position bzw. aus der Perspek-
tive des Fahrers) hat die Aufgabe, durch Tasten-
druck innerhalb eines Zeitfensters zu signalisieren,
dass er potenzielle Gefährdungsmomente rechtzei-
tig erkannt hat.

Die finanziellen und zeitlichen Erstellungskosten
von Videosequenzen sind erheblich. Dies gilt ins-
besondere für die Nachbildung kritischer Situatio-
nen wie Risiko- und Unfallsituationen. Im Vergleich
dazu sind die Kosten für die Herstellung von Zei-
chentricksequenzen bzw. Animationen zwar gerin-
ger; trotzdem sollten der Produktion und Anwen-
dung bildlicher Darstellungsformen intensive 
Vorüberlegungen zur didaktischen Funktion und
zur angestrebten Qualität der Materialien vorange-
hen. Dabei helfen Studien, wie sie beispielsweise
zur Textwahrnehmung von Computernutzern be-
reits durchgeführt worden sind. Nach diesen Stu-
dien ist die Lesegeschwindigkeit bei Prüfungsauf-
gaben am Computerbildschirm um 25 Prozent ge-
ringer als bei gleichen Aufgaben in der Papierversi-
on. Die Lesbarkeit wird zudem stark vom Kontrast
zwischen Hintergrund und Schrift beeinflusst. Opti-
mal lesbar ist nach NIELSEN (2000) der so ge-
nannte „positive Text” (schwarze Schrift auf
weißem Hintergrund. Ein gemusterter Hintergrund
und animierte Texte haben einen negativen Einfluss
auf die Lesbarkeit von Computertexten. Des Weite-
ren ergaben Befragungen, dass nicht gern gescrollt
wird, um einen Text weiterzulesen.

Diese Beispiele deuten an, welche Aspekte bei der
Entwicklung von computergestützten Prüfungsfor-
men zu beachten sind. Weitere Hinweise finden
sich in einem Artikel, der sich speziell mit der Vi-
sualisierung von Untersuchungsinhalten mittels Vi-
deosystem beschäftigt und von ECHTERHOFF
(1989) stammt. Aufbauend auf Erfahrungen aus
den Bereichen Simulation, adaptives Testen und
computergestütztes Lernen, stellt er Beispiele einer
dynamischen Visualisierung von Untersuchungsin-
halten vor und erläutert Grenzen der Realisierung.
In weiteren Artikeln werden Werkzeuge zur Herstel-
lung von Text-, Bild- und Tonelementen vorgestellt;
beispielsweise berichten GLOWALLA et al. (1992)
über ein für ATARI-Computer entwickeltes Pro-
gramm zur Darbietung von Texten, Grafiken, Bild-
sequenzen und beliebigen Tonfolgen zur Anwen-
dung bei psychologischen Experimenten und Aus-
bildungskursen.
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Einige Hinweise auf Grundlagen für die konkrete
Gestaltung einer computergestützten Fahrerlaub-
nisprüfung seien angefügt. BOOTH (1991) weist
auf die Wichtigkeit der Gestaltung der user inter-
face, der Nutzerschnittstelle, hin. In seinem Artikel
„The key to valid computer-based testing: The user
interface” erörtert er Grundprinzipien und Grund-
ziele für die Gestaltung von Nutzerschnittstellen.

FUNKE und SCHULER (1998) betonen die Bedeu-
tung einer sorgfältigen Gestaltung des Antwortfor-
mats. Ihre Untersuchung zeigte, dass der vermeint-
liche Vorteil von Multimedia-Verfahren bzw. dem
Einsatz von Videosequenzen in Testverfahren
durch die Art der Antworterfassung (Auswahlant-
worten, schriftliche oder mündliche Antworten) be-
stimmt wird (s. o.). Sie plädieren für die Wahl einer
möglichst genauen Antworterfassung; wir kommen
darauf im Kapitel 4.1 zurück.

• Integration von computergestützten Aufgaben-
elementen in die traditionellen Aufgabentypen

Für die Verbindung traditioneller Aufgabentypen
mit computergestützten multimedialen Aufgaben-
elementen gibt es eine Vielfalt von Möglichkeiten,
die wir an dieser Stelle nicht erschöpfend darstel-
len können. Es sei aber ein Beispiel anhand des für
die theoretische Fahrerlaubnisprüfung wichtigen
Aufgabentypus der Mehrfach-Wahl-Aufgaben skiz-
ziert: Ein Routinegeschehen im Straßenverkehr
oder ein spezielles gefährliches Verkehrsgesche-
hen wird durch eine animierte Grafik oder eine Vi-
deosequenz aus Sicht der handelnden Person bild-
lich dargestellt. Der Prüfling kann dabei wie im rea-
len Straßenverkehr das Verkehrsgeschehen in sei-
nem realitätsadäquaten zeitlichen Verlauf verfol-
gen; die Anforderungssituation für angemessenes
verkehrssicheres Verhalten entsteht also wie in der
Wirklichkeit sukzessive. Bei der Gestaltung dieses
Geschehens muss methodisch abgewogen wer-
den, ob der Prüfling die Gelegenheit erhalten soll-
te, die Darstellung des Verkehrsgeschehens bzw.
die Entstehung der Anforderungssituation mehr-
fach abzurufen oder auch zu unterbrechen: Dage-
gen spricht die Unmöglichkeit des zeitlichen
„Zurückdrehens” der Situation in der Realität; dafür
die damit verbundene Möglichkeit, die Wahr-
scheinlichkeit von Wahrnehmungsfehlern zu mini-
mieren.

Zur dargestellten Anforderungssituation wird nun
eine Reihe angemessener und unangemessener
Verhaltensalternativen als Auswahlantworten vor-
gegeben. Der Prüfling soll die nach seiner Ansicht

angemessenen Verhaltensweisen zur Bewältigung
der Routine- oder Gefahrensituation auswählen
und bezeichnen (MW-Aufgabe) sowie in die richti-
ge Reihenfolge ihres zeitlichen Ablaufs bringen (er-
weiterte Aufgabenstellung im Sinne einer Umord-
nungs-Aufgabe). Zusätzlich zur bildlichen Darstel-
lung der Aufgabenstellung oder der Auswahlant-
worten könnten mittels Sprachausgabe über Kopf-
hörer auditive Erläuterungen des Sachverhalts ge-
geben werden. Für die Bearbeitung dieser Aufga-
be, die mittels computertypischer Handlungsab-
läufe wie das Markieren („Anklicken”) und Ver-
schieben von grafischen Elementen realisiert wird,
kann eine zeitliche Beschränkung vorgegeben wer-
den; die Situationsdarstellung kann dabei im Blick-
fenster des Prüflings verbleiben.

Aus unserer Sicht werden solche und ähnliche Auf-
gaben künftig das Erscheinungsbild der Fahrer-
laubnisprüfung dominieren. Es handelt sich dabei
also um Standardaufgabentypen (mit Ausnahme
des Alternativ-Aufgaben-Typus), die computerge-
stützt mittels animierter Grafikelemente oder Vi-
deosequenzen dargeboten und anschließend vom
Prüfling auch computergestützt bearbeitet werden.

Aufgaben mit einer solchen Charakteristik, die sich
ausschließlich mit Computerunterstützung und
nicht im Rahmen von Papier-Bleistift-Verfahren
verwirklichen lassen, würden eine völlig neue Rea-
litätsnähe zum tatsächlichen Straßenverkehr ga-
rantieren und könnten deshalb mit hoher Wahr-
scheinlichkeit die Validität der theoretischen Fahr-
erlaubnisprüfung erhöhen, da das Handeln des
Prüflings mit seinen Bedingungen und Optionen
wesentlich stärker dem Handeln des Fahrers in der
Wirklichkeit entspricht, als dies heute in der theo-
retischen Fahrerlaubnisprüfung der Fall ist.

Die computergestützte Präsentation und vor allem
Bearbeitung dieser oder ähnlicher Aufgaben erfor-
dern Überlegungen, welche physischen Handlun-
gen („actions”) des Prüflings zur geistigen Aneig-
nung und Bearbeitung der Prüfungsaufgabe erfor-
derlich sind (PATERSON, 2002). Bei der Aufgaben-
bearbeitung werden in der Regel zwei unterschied-
liche Kategorien von Handlungen bzw. von Com-
putereingaben unterschieden: erstens die Auswahl
von Lösungen aus einer Menge auf dem Bildschirm
vorgegebener Lösungsalternativen (z. B. bei Mehr-
fach-Wahl-Aufgaben) und zweitens die Eingabe
spezieller Daten als Antwort (z. B. bei Ergänzungs-
Aufgaben). Bei der ersten Kategorie, der Alternati-
venauswahl, werden die Handlungen ausschließ-
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lich mit Hilfe der Computer-Maus ausgeführt. Bei
der zweiten Kategorie, der Dateneingabe, werden
mit Hilfe von Tastatur und Maus Zahlen, Buchsta-
ben, ganze Sätze oder auch Zeichnungen in den
Computer eingegeben. Die beiden Kategorien kön-
nen auch innerhalb einer Prüfungsaufgabe kombi-
niert werden. In Tabelle 1 werden die beschriebe-
nen Handlungskategorien, beispielhafte Bearbei-
tungsformen und entsprechende Aufgabentypen
dargestellt.

Es gibt verschiedene computergestützte Aufga-
benelemente bzw. Form-Elemente (sog. „Formular-
Tags”) zur Konstruktion von Prüfungsaufgaben
(BATINIC & BOSNJAK, 2000). Zu diesen Aufgaben-
elementen zur Aufgabenbearbeitung gehören:

– Textfelder, in die Zeichenketten unterschiedli-
cher Länge eingegeben werden können,

– Buttons, die der Benutzer anklicken kann (z. B.
viereckige „Checkboxes” oder runde „Radio-
buttons”),

– Listenfelder bzw. „Drop-Down-Menüs”, beste-
hend aus Textzeilen zur Auswahl einer oder
mehrerer Alternativen,

– „Sensitive-Maps”, die Bilder und Grafiken dar-
stellen und in denen bestimmte Bereiche mit
einem Wert bzw. einer Operation versehen sind,

– „Hot-Spots”, die als aktive Bildbereiche aufzu-
fassen sind, wobei das Klicken auf einen be-
stimmten Bereich als Bestätigung einer Antwort
gewertet wird,

– „Drag-and-Drop”-Konzepte, bei denen mit dem
Cursor Icons bewegt und platziert werden, um
eine Frage zu beantworten.

2.6.3 Vorgehen bei der Aufgabenanalyse

• Psychometrische Qualität von Aufgaben

Objektivität, Reliabilität, Validität, Trennschärfe und
Schwierigkeit stellen die Kriterien für die Güte von

Aufgaben dar. Auf die Objektivität und Reliabilität
einer Aufgabe wollen wir nicht näher eingehen; sie
werden in der Regel auch nicht speziell überprüft,
obwohl dies ohne weiteres möglich wäre (LIENERT
& RAATZ, 1998). Die entsprechenden Begriffe
haben wir bereits im Kapitel 2.2 erläutert. Gleiches
gilt auch für den Validitätsbegriff, wobei man bei
Aufgaben (im Gegensatz zum gesamten Test) ei-
nerseits die Validität im engeren Sinne und ande-
rerseits die Trennschärfe als zwei unterschiedliche
Aspekte unterscheidet.

Als valide gilt eine Aufgabe dann, „wenn sie von
dem Pb mit starker Merkmalsausprägung häufiger
im Sinne der Erwartung beantwortet wird als von
dem Pb mit geringer Merkmalsausprägung. Eine
Intelligenzaufgabe z. B. ist dann valide, wenn sie
von vielen intelligenten Pbn und nur von wenigen
unintelligenten Pbn richtig beantwortet wird”
(ebenda, S. 30), wenn sie also mit dem Validitäts-
kriterium des Tests genügend hoch positiv korre-
liert. Als „trennscharf” wird eine Aufgabe dagegen
bezeichnet, „wenn sie mit dem Gesamtpunktwert
des Tests, von dem sie ein Teil ist, hinreichend kor-
reliert” (ebenda).

Zur Interpretation des „Trennschärfekoeffizienten”
führen LIENERT und RAATZ (1998, S. 78) aus: „Ein
hoher Trennschärfenkoeffizient besagt also, dass
die entsprechende Aufgabe „gute” von „schlech-
ten” Pbn deutlich unterscheidet, indem gute Pbn
die Aufgabe meist richtig und schlechte Pbn die
Aufgabe meist falsch beantworten oder auslassen.
Ein Trennschärfenkoeffizient um 0 bringt zum Aus-
druck, dass die Aufgabe von guten und schlechten
Pbn etwa gleich häufig richtig beantwortet wird;
solche Aufgaben sind unbrauchbar. Ein negativer
Trennschärfenkoeffizient besagt, dass die Aufgabe
von den guten Pbn öfter verfehlt und von den
schlechten meist richtig beantwortet wird, z. B.
weil die Anweisung von den guten Pbn missver-
standen wurde”.

Neben der Trennschärfe wird auch die Schwierig-
keit bei der Aufgabenanalyse geprüft und durch
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Tab. 1: Der Zusammenhang von computergestützten Aufgabentypen und Bearbeitungsformen

Handlungskategorien Bearbeitungsformen Aufgabentypen 

Auswahl
Markieren und Verschieben („Drag and drop“) Zuordnungs-Aufgaben, Umordnungs-Aufgaben 

Zielpunkt anklicken („Point and click“) Alternativ-Aufgaben, Mehrfach-Wahl-Aufgaben 

Dateneingabe
Schreiben (Buchstaben-Zahlen-Text-Eingabe) Kurzaufsatz-Aufgaben, Ergänzungs-Aufgaben 

(Objekt) Zeichnen Ergänzungs-Aufgaben 

Kombination von Auswahl und 
Dateneingabe „Point and click” + Text-Eingabe Mehrfach-Wahl-Aufgabe + Ergänzungs-Aufgabe 



einen statistischen Index gekennzeichnet: „Der
Schwierigkeitsindex einer Aufgabe ist gleich dem
prozentualen Anteil P der auf diese Aufgaben ent-
fallenden richtigen Antworten in einer Analysen-
stichprobe von der Größe N; der Schwierigkeitsin-
dex liegt also bei schwierigen Aufgaben niedrig, bei
leichten hoch” (LIENERT & RAATZ, 1998, S. 73).

An anderer Stelle diskutieren LIENERT und RAATZ
(1998, S. 31 ff.) die Wechselwirkungen zwischen
den Gütekriterien einer Aufgabe: „Zwischen Relia-
bilität und Objektivität besteht eine einseitige, mo-
notone Abhängigkeit, d. h., je größer die Objekti-
vität einer Aufgabe, desto höher ist im Allgemeinen
auch ihre Reliabilität ... Zwischen Trennschärfe und
Schwierigkeit jedoch besteht i. A. eine paraboloide
Abhängigkeit ..., d. h., bei geringer Schwierigkeit
einer Aufgabe ist auch ihre Trennschärfe gering, mit
ansteigender Schwierigkeit kann die Trennschärfe
wachsen und bei einer mittleren (50%igen) Schwie-
rigkeit ihr Maximum erreichen; erhöht sich die
Schwierigkeit weiter, so nimmt die Trennschärfe
wieder ab bis zu einem Minimum bei höchster
Schwierigkeit. ... Daher bieten Aufgaben von mitt-
lerer Schwierigkeit bzw. Popularität die besten Vo-
raussetzungen für eine hohe Trennschärfe.”

• Aufgabenselektion

Sind die Aufgaben erprobt und hinsichtlich ihrer
Gütekriterien analysiert, kann entschieden werden,
welche Aufgaben für den Testaufbau genutzt wer-
den. Die Beantwortung dieser Frage hängt davon
ab, „ob man die Analyse am Testrohwert oder an
einem Außenkriterium oder an beiden vorgenom-
men hat, ob es sich um einen Schnelligkeits- oder
einen Niveautest handelt, ob eine spätere Validie-
rung beabsichtigt ist oder nicht und ob die Testauf-
gaben homogen oder heterogen sind” (LIENERT &
RAATZ, 1998, S. 114).

Um Empfehlungen für die Aufgabenselektion
geben zu können, müssen wir also die theoretische
Fahrerlaubnisprüfung näher klassifizieren. Eine
diesbezügliche Anstrengung haben wir schon im
Kapitel 2.3.1 unternommen, und auch die damit
verbundenen Schwierigkeiten wurden an dieser
Stelle diskutiert. Aus unserer Sicht kommt die
(künftige) theoretische Fahrerlaubnisprüfung einem
Leistungstest am nächsten; sie stellt eher einen Ni-
veautest als einen Schnelligkeitstest dar und ist
durch ihre Lehrzielorientierung auf einen inhaltlich
breiten Prüfungsstoff mit ihrem Aufgabenspektrum
sicher als heterogen anzusehen. Insofern treffen
nach unserer Einschätzung am ehesten die folgen-

den Forderungen von LIENERT und RAATZ (1998,
S. 115 ff.) zu: „Für heterogene Niveautestaufgaben
hat die Trennschärfe eine relativ geringe Bedeu-
tung, bei ihnen spielt der Validitätskoeffizient eine
umso größere Rolle16. Allgemein gilt: Sind Trenn-
schärfen- und Validitätskoeffizient einer Aufgabe
sehr unterschiedlich, sollte man mit mehr Sorgfalt
bei der Auswahl vorgehen, als wenn Trennschär-
fen- und Validitätskoeffizient sich kaum unterschei-
den. Dieser Vergleich setzt allerdings voraus, dass
die Aufgabenanalyse sowohl am Testrohwert wie
auch an einem Außenkriterium durchgeführt wor-
den ist.”

An gleicher Stelle (ebenda) bieten die Autoren eine
Reihe von Empfehlungen für die Auswahl von Auf-
gaben nach der Schwierigkeit bei Niveautests.
Dazu gehört, die Aufgaben so zu wählen, dass die
Schwierigkeitsindizes „über den ganzen Bereich
des Persönlichkeitsmerkmals streuen, wenigstens
jedoch von P = 20 bis P = 80”, um auf diese Weise
zu sichern, „dass kein Pb der Analysenstichprobe
punktlos ausgehen würde, und ... nur wenige Pbn
alle Aufgaben lösen. ... Die Schwierigkeitsindizes
sollen sich an der Stelle der Schwierigkeitsskala
häufen, an der eine besonders gute Differenzierung
vom Test verlangt wird”. Auch ein anderer Hinweis
für den Aufbau heterogener (Eignungs-)Tests er-
scheint uns wichtig: „man behält diejenigen Aufga-
ben für die Endform, die mit dem Außenkriterium
hoch, aber untereinander niedrig korrelieren ... Nur
auf diese Weise wird die ganze Merkmalsbreite, so-
weit sie sich im Testinhalt widerspiegelt, hinrei-
chend erfasst” (ebenda, S. 116).

• Analyse und Revision der Alternativantworten
bei Mehrfach-Wahl-Aufgaben

Mehrfach-Wahl-Aufgaben spielen bei der theoreti-
schen Fahrerlaubnisprüfung eine besondere Rolle.
Wir hatten bereits im Kapitel 2.3.3 auf den Zusam-
menhang zwischen der Güte dieses Aufgabenty-
pus einerseits sowie der Anzahl und Qualität der
Auswahlantworten andererseits hingewiesen. Des-
halb erfordert die Aufgabenanalyse bei diesem Auf-
gabentypus nicht nur eine systematische Analyse
der Güte der Attraktoren, sondern auch der Dis-
traktoren.
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schärfe auswählen, würde man den Test „homogenisieren“,
was ja bei einem heterogenen Test gerade nicht beabsichtigt
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Mehrfach-Wahl-Aufgaben erfüllen nur dann ihren
Zweck, wenn den Distraktoren „eine gewisse
Wahrscheinlichkeit, ausgewählt zu werden, zu-
kommt. Diese Wahrscheinlichkeit sollte ungefähr
gleich sein. Ob die Alternativantworten dieser For-
derung entsprechen, kann letztlich nur durch eine
statistische Analyse dieser Antworten entschieden
werden. Ein entsprechendes Verfahren haben MI-
CHELSEN und MÜLLER (1988) entwickelt, welches
im Zusammenhang mit dem folgenden Beispiel er-
läutert wird” (LIENERT & RAATZ, 1998, S. 101 ff.).
Aufgrund der Bedeutung einer Distraktorenprüfung
für die Evaluation der Aufgaben der theoretischen
Fahrerlaubnisprüfung zitieren wir aus dieser Erläu-
terung (ebenda): „Theoretisch könnte jede einzelne
Alternativ-Antwort in genau der gleichen Weise wie
die Best-Antwort analysiert werden, jedoch ist die-
ses Verfahren im Verhältnis zu seiner Bedeutung zu
Zeit raubend; zudem sind Indizes für die Alternativ-
Antworten ungebräuchlich. ... Alternativ-Antworten
sollten eine negative Trennschärfe besitzen, also
von der schlechteren Gruppe häufiger gegeben
werden als von der guten Gruppe ... Behält ein Dis-
traktor trotz Revision seine positive Trennschärfe,
dann sollte er in der Endform der Testaufgabe auf
jeden Fall ersetzt werden. Prinzipiell wäre es natür-
lich möglich, ihn als „auch-richtig-Antwort” eben-
falls mit einem Punkt zu bewerten. Dadurch würde
jedoch die Augenscheinvalidität (face validity) des
Tests herabgesetzt; denn ein Testanwender wird
nicht verstehen, weshalb eine offensichtlich falsche
Antwort trotzdem mit einem Punkt belohnt wird.
Jede Testaufgabe sollte eine und nur eine richtige
Antwort haben.” 

2.6.4 Vorgehen bei der Test- und Paralleltest-
erarbeitung

• Testerarbeitung

Sind die Aufgabenanalyse (s. o.) und Aufgabenrevi-
sion abgeschlossen, werden die für den Testaufbau
ausgewählten Aufgaben geordnet, gruppiert und
gereiht. Für die Ordnung der Aufgaben legt man
sich computergestützt Übersichten an, in denen
nicht nur der Aufgabentext, sondern auch die Er-
gebnisse der Aufgabenanalyse vermerkt sind. „Die
Gruppierung der Aufgaben erfolgt – wenn über-
haupt – in erster Linie nach verschiedenen Aufga-
bentypen ..., in zweiter Linie nach inhaltlichen Ka-
tegorien ... Die Reihung der Aufgaben wird je nach
Durchführungstechnik bei der Aufgabenanalyse ...
entweder zufällig oder nach einer bestimmten Ge-
setzmäßigkeit, z. B. nach ansteigenden – ge-

schätzten – Schwierigkeitsgraden, vorgenommen”
(LIENERT & RAATZ, 1998, S. 53 ff.). Sobald die
Analysedaten des Testentwurfs zur Verfügung ste-
hen, kann man die Aufgaben nach ihren Schwierig-
keitsindizes anordnen. „Durch diese Maßnahme
gewinnt man die besten Chancen für eine normale
Testpunkteverteilung, die dann als Abbildung der
„Fähigkeitsverteilung” in der Analysenstichprobe
angesehen werden kann. ... Neben dem Schwierig-
keitsindex spielt auch die Höhe der Interkorrelation
zweier aufeinanderfolgender Aufgaben eine Rolle.
Zeigen nämlich zwei Aufgaben, die bei der Analy-
sendarbietung nicht aufeinander folgten, eine hohe
Interkorrelation, so fällt die Schwierigkeit derjeni-
gen Aufgabe, die der anderen in der neuen Anord-
nung nachfolgt, erheblich ab” (LIENERT & RAATZ,
1998, S. 140).

• Paralleltestaufbau

Der Begriff „Paralleltest” trat uns schon im Zusam-
menhang mit Reliabilitätsbetrachtungen entgegen.
Was aber ist genau unter diesem Begriff zu verste-
hen? „Paralleltests oder – wie sie sonst noch ge-
nannt werden – Alternativ- oder Äquivalenztests
sind solche Tests, die einen Paarling besitzen, mit
dem sie wechselseitig austauschbar sind. Es han-
delt sich also um zwei gleichwertige Formen ein
und desselben Tests, weshalb man auch von Pa-
rallelformen eines Tests spricht. ... Paralleltests
haben eine sehr große praktische Bedeutung ge-
wonnen, und man kann wohl mit gutem Recht be-
haupten, dass nahezu für alle standardisierten Pa-
pier- und Bleistiftgruppentests Parallelformen vor-
handen sind. Im Besonderen haben Paralleltests
folgende Vorzüge:

– Ein und derselbe Test kann an ein und demsel-
ben Pb – mit der Parallelform – wiederholt wer-
den. ...

– Der für den Gruppenversuch nicht zu unter-
schätzende Vorteil bei der Verwendung von Pa-
rallelformen besteht in der Vereitelung des
wechselseitigen Abschreibens ...” (LIENERT &
RAATZ, 1998, S. 297 ff.).

Soweit beim Aufbau eines Tests bereits Parallelfor-
men vorgesehen sind (und dies trifft im Hinblick auf
die theoretische Fahrerlaubnisprüfung zu), sollte
das Aufgabenmaterial für diese Parallelformen
gleichzeitig gesammelt, erprobt und analysiert wer-
den (Simultanaufbau). Beim Simultanaufbau wird
zunächst „eine möglichst große Anzahl von Aufga-
ben analysiert. Dann werden die qualifizierten Auf-
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gaben zu Gruppen gleicher Schwierigkeit und glei-
cher Trennschärfe geordnet ... Für heterogene
Tests wird auch auf die Gleichartigkeit des Testin-
halts zu achten sein, die am besten über ein Ra-
ting-Verfahren gewährleistet wird” (LIENERT &
RAATZ, 1998, S. 306 ff.), wir kommen im Kapitel
4.1 darauf zurück. Aus diesen Gruppen werden
dann im gleichen Verhältnis je Paralleltest die Auf-
gaben ausgewählt. Sobald es einen Grundstock
qualifizierter Paralleltests gibt und die Notwendig-
keit zur Erweiterung dieses Grundstocks oder zum
Austausch einzelner Paralleltests entsteht, kann
man neue Parallelformen konstruieren, indem man
für die vorliegenden Aufgabengruppen weitere Auf-
gaben erarbeitet, die den anderen Aufgaben der
Gruppe inhaltlich und methodisch-formal ähneln
(Sukzessivaufbau). „Sollen mehr als zwei Parallel-
formen eines Tests konstruiert werden, so müssen
für die sie konstitutierenden Parallelaufgaben
neben gleichen Schwierigkeiten auch gleiche Inter-
korrelationen gefordert werden” (ebenda, S. 143).

• Äquivalenz von Paralleltests

Wir haben bereits im Kapitel 2.5.1 („Aspekte der
Äquivalenz und ihre Bestimmung”; s. o.) die Äqui-
valenz von Papier-Bleistift-Verfahren und ihren
Computerversionen diskutiert und in diesem Zu-
sammenhang Äquivalenzkriterien vorgestellt.
Natürlich sind diese Äquivalenzkriterien (psycho-
metrische Äquivalenz, subjektiv perzipierte Äquiva-
lenz und populationsspezifische Äquivalenz; vgl.
SCHWENKMEZGER & HANK, 1993) auch ein her-
vorragender Maßstab zur Beurteilung der Äquiva-
lenz von Paralleltests, wobei man sich auch hier
meist auf den Nachweis der psychometrischen
Äquivalenz (im Wesentlichen Gleichheit der Mittel-
werte in den zu vergleichenden Testversionen, die
Gleichheit der Metrik, also der Standardabwei-
chungen und Verteilungsformen, sowie ggf. die
Gleichheit der Rangfolge der Personen; vgl.
MARCO, 1981) beschränkt. Wie diese Prüfung sta-
tistisch durchzuführen ist, stellen LIENERT und
RAATZ (1998, S. 300 ff.; vgl. auch 307 ff.) ausführ-
lich dar. Der Nachweis gleicher Rangfolgen bei Per-
sonen, die mehrere Paralleltests bearbeitet haben,
dürfte wegen des Aufwands und der organisatori-
schen Rahmenbedingungen bei der theoretischen
Fahrerlaubnisprüfung kaum zu erbringen sein.

Darüber hinaus ist die Äquivalenz der Validität und
der Reliabilität der Paralleltests zu prüfen. Gleiche
Validität der Paralleltests kann nur empirisch ermit-
telt und bewiesen werden, indem alle Parallelfor-

men an demselben Validitätskriterium validiert wer-
den und statistisch nicht signifikant verschiedene
Validitätskoeffizienten aufweisen. Hinsichtlich der
Reliabilität bemerken LIENERT und RAATZ (1998,
S. 300 ff.; vgl. auch 307 ff.): „Da die Reliabilität
eines Tests, für den Parallelformen vorliegen, durch
deren Korrelation definiert ist, richtet sich die
primäre Forderung bei Paralleltests auf eine genü-
gend hohe Paralleltestreliabilität. ... Zu dieser Pa-
ralleltestreliabilität kann jede der beiden Formen in
verschieden hohem Grade beitragen, da ja die bei-
den Parallelformen nicht gleiche innere Konsistenz
besitzen müssen.” Um diesen Sachverhalt zu prü-
fen, empfehlen die Autoren u. a., „die Konsistenz 
z. B. nach der split-half-Methode zu berechnen.
Um einen Unterschied der Reliabilitäten beider
Parallelformen nachzuweisen, werden in üblicher
Weise die beiden ... Halbtest-Reliabilitätskoeffi-
zienten mit dem t-Test verglichen. Wie beim Vali-
ditätskoeffizienten darf auch hier kein signifikanter
Unterschied bestehen.” 

2.7 Schlussfolgerungen

Wir haben gezeigt, dass der Computer zu einem
selbstverständlichen, nützlichen und für die Dar-
bietung bestimmter Aufgaben notwendigen Medi-
um in der psychologischen Diagnostik geworden
ist. Gerade Letzteres gilt auch für den Einsatz des
Computers bei der theoretischen Fahrerlaubnis-
prüfung: Wie sollten beispielsweise sonst Aufga-
ben zur Erfassung des Niveaus der Gefahrenkogni-
tion bei Prüflingen gestellt werden? Solche Aufga-
ben können mit den herkömmlichen Mitteln der
Aufgabenpräsentation und -bearbeitung in Papier-
Bleistift-Verfahren nicht realisiert werden und las-
sen auf einen beträchtlichen Gewinn an Validität
bei der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung hoffen,
den wir mit Blick auf den Realverkehr bereits im
Kapitel 2.6.2 („Integration von computergestützten
Aufgabenelementen in die traditionellen Aufgaben-
typen”) beschrieben haben. Damit empfiehlt sich
der Computer nachdrücklich auch als Requisit für
die theoretische Fahrerlaubnisprüfung.

Darüber hinaus bedeutet der Einsatz eines Compu-
ters bei Tests bzw. Prüfungen auch einen Zuwachs
an Durchführungs- und Auswertungsobjektivität
durch Standardisierungschancen, eine Einschrän-
kung von Manipulationsmöglichkeiten, verbesserte
Möglichkeiten für die Qualitätssicherung bei den
Aufgaben und beim Test insgesamt sowie nicht zu-
letzt eine Zeitersparnis für den Prüfer. Weiterhin
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sind speziell im Hinblick auf eine computergestütz-
te theoretische Fahrerlaubnisprüfung als weitere
Vorzüge einer Computernutzung zu nennen:

– eine verbesserte Prüfungsdurchführung in
Fremdsprachen,

– eine Sprachunterstützung während der Prü-
fungsdurchführung für leseschwache Prüflinge
oder Analphabeten,

– eine erleichterte Erstellung von Prüfprotokollen
und -statistiken sowie

– eine schnellere Aktualisierung des Aufgabenka-
talogs und der Prüfbogen.

Da wir exemplarisch zeigen möchten, wie alle
diese Vorteile und Optimierungschancen auch für
die theoretische Fahrerlaubnisprüfung genutzt wer-
den können, wollen wir im Kapitel 4.2 anhand einer
Reihe von Beispielen beschreiben, welche Kombi-
nationen traditioneller Aufgabentypen mit compu-
tergestützten Gestaltungselementen sich anbieten,
um Aufgaben zu speziellen Prüfungsinhalten ange-
messen zu präsentieren und nutzerfreundliche Be-
arbeitungsmöglichkeiten für den Prüfling anzubie-
ten.

Eine sinnvolle und breite Nutzung der aufgezeigten
Möglichkeiten für eine computergestützte Prü-
fungsgestaltung erfordert allerdings ein gut durch-
dachtes Konzept und ein interdisziplinäres Team,
dem wie bisher die Fachexperten der Technischen
Prüfstellen und der Fahrlehrerschaft, die Vertreter
der zuständigen Verkehrsbehörden des Bundes
und der Länder sowie darüber hinaus auch
pädagogisch-psychologisch versierte Testpsycho-
logen und Teststatistiker angehören müssen. Die-
ses Team ist im Hinblick auf eine optimale Aufga-
bengestaltung punktuell um Medienpädagogen
und IT-Spezialisten im Bereich grafischer Benutzer-
schnittstellen zu erweitern (s. Kap. 4.1).

Erst wenn sich diese Zusammenarbeit bewährt hat
und ein neues computergestütztes Prüfungskon-
zept erarbeitet und erprobt worden ist, wäre lang-
fristig vor dem Hintergrund der fortschreitenden
Hard- und Softwareentwicklung sowie sinkender
Preise in diesem Bereich eine neue Vision für eine
Ergänzung der Fahrerlaubnisprüfung vorstellbar:
Simulationen realer Fahrten mit ihren vielfältigen
Routine- und Gefahrensituationen könnten dann
bei der Aufgabendarbietung ergänzend neben Vi-
deosequenzen und andere herkömmliche Bilddar-
stellungen treten. Teile des heutigen Prüfungsstof-

fes der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung würden
dann vielleicht in verschiedene computersimulierte
Szenarien integriert, was einerseits sicher zu einem
deutlichen Anstieg der Prüfungszeit führen würde,
andererseits aber ermöglichen könnte, in viel stär-
kerem Ausmaß als heute Persönlichkeitsdispositio-
nen wie Risikobereitschaft, Perspektivenübernah-
mefähigkeiten und Aggressivität abzubilden oder
das Niveau der Gefahrenkognition zu erfassen. Der
Computer würde uns dann in Form von Fahrsimu-
latoren oder Bewegungsplattformen entgegentre-
ten; diese Ausstattung würde auch eine andauern-
de Erfassung von Reaktions- bzw. Verhaltensmus-
tern und vieles andere mehr ermöglichen.

Sicher erscheinen manchem Leser solche Ergän-
zungen der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung er-
strebenswert; leider sind sie jedoch derzeit noch
nicht realisierbar, und wir können den zweiten
Schritt nicht vor dem ersten tun. Abgesehen
davon, dass Fahrsimulatoren mit derartigen Diag-
nosemöglichkeiten heute gar nicht flächendeckend
in Gruppenprüfungen eingesetzt werden könnten,
weil sie noch viel zu groß und teuer wären, sind
auch die notwendigen inhaltlichen und methodi-
schen Vorarbeiten für die Verwirklichung einer sol-
chen Version noch nicht geleistet (s. Kap. 2.3.5). So
stellt das vorliegende Kapitel einen ersten Versuch
zur Einordnung der theoretischen Fahrerlaubnis-
prüfung in die testpsychologischen und prüfungs-
didaktischen Grundlagen dar. Die Erarbeitung einer
verbesserten Systematik des Prüfungsstoffs und
von computergestützten Prüfungsaufgaben hat ge-
rade begonnen. Auch die Erarbeitung, Erprobung
und Revision von computergestützten Prüfungs-
aufgaben stehen in Deutschland noch am Anfang.
In diesem Zusammenhang werden wir noch auf die
verdienstvollen Vorarbeiten eingehen, die erstens
im Pilotprojekt „Theoretische Fahrerlaubnisprüfung
am PC” (CYGANSKI & BIEDINGER, 1999; s. Kap.
3.3) und zweitens im Arbeitskreis „Verbesserungs-
vorschläge zur herkömmlichen Fahrerlaubnisprü-
fung” unter Leitung von Herrn Dr. REITER (s. Kap.
4.1.6) geleistet wurden.

Wir wollen dieses Kapitel mit einem Hinweis ab-
schließen, der uns bei den unvermeidlichen Miss-
erfolgen auf dem skizzierten Weg zu einer opti-
mierten Fahrerlaubnisprüfung ermutigen und die
dabei notwendige Zusammenarbeit verschiedener
Professionen leiten kann: LIENERT und RAATZ
(1998, S. 116) weisen unter Bezug auf DAVIS
(1951) darauf hin, dass die simultane Selektion von
Testaufgaben nach Trennschärfe und Schwierigkeit
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nicht einfach sei und nicht selten mit vielerlei Kom-
promissen ende. Dies gilt sicher auch für die Erar-
beitung, Analyse und Selektion von Test- bzw. Prü-
fungsaufgaben an sich. Die Autoren empfehlen
deshalb nachdrücklich, „auch immer die psycholo-
gische Validität der einzelnen Aufgaben zu beach-
ten, damit die Testendform auch den Laien in etwa
befriedigt. Alle erfahrenen Testbearbeiter ... sollten
sich bei der Aufgabenselektion jedes Perfektionis-
mus enthalten und ein Gefühl für diese Technik und
die hierzu erforderliche Kompromissbereitschaft
erwerben”. 

3 Ausgangspunkte für die Opti-
mierung der Fahrerlaubnis-
prüfung

3.1 Bewertung der gegenwärtigen Prü-
fungspraxis in Deutschland

3.1.1 Prüfungsmodell und Prüfungsformen

• Prüfungsvoraussetzungen und
Prüfungsmodell17

Grundsätzlich ist zum Verkehr auf öffentlichen
Straßen jedermann zugelassen, soweit nicht für die
Zulassung zu einzelnen Verkehrsarten eine Erlaub-
nis vorgeschrieben ist (§ 1 der Fahrerlaubnis-Ver-
ordnung, kurz „FeV”). Eine Voraussetzung für die
Erteilung einer Fahrerlaubnis ist die Eignung des
Fahrerlaubnisbewerbers zum Führen von Kraftfahr-
zeugen. Ein Bewerber erscheint als geeignet, wenn
aufgrund seines individuellen körperlichen und 
geistigen Zustandes nach der Fahrschulausbildung
ein sicheres Führen eines Kraftfahrzeugs ohne Ver-
kehrsgefährdung zu erwarten ist. Darüber hinaus
darf der Fahrerlaubnisbewerber nicht erheblich
oder nicht wiederholt gegen verkehrsrechtliche
Vorschriften oder Strafgesetze verstoßen haben 
(§ 11 FeV). Die Eignung beschreibt also ein Mini-

mum an physischen und psychischen Vorausset-
zungen  für das Führen von Kraftfahrzeugen und
damit im übertragenen Sinne auch für die Fahr-
schulausbildung und Fahrerlaubnisprüfung. Die
Fahrerlaubnisprüfung wird von einem amtlich aner-
kannten Sachverständigen oder Prüfer für den
Kraftfahrzeugverkehr abgenommen (§ 15 FeV).

Stellt der Prüfer Tatsachen fest, die bei ihm Zweifel
über die körperliche oder geistige Eignung des
Fahrerlaubnisbewerbers begründen, hat er der
Fahrerlaubnisbehörde Mitteilung zu machen und
den Bewerber hierüber zu unterrichten. Zweifel an
der psychischen Leistungsfähigkeit können sich
beispielsweise aus einer Minderung der visuellen
Orientierung, der Konzentrationsfähigkeit, der Auf-
merksamkeit, der Reaktionsfähigkeit oder der Be-
lastbarkeit ergeben, darüber hinaus auch bei einer
Drogenproblematik, beim Verdacht des Miss-
brauchs psychoaktiv wirkender Stoffe oder hohem
Aggressionspotenzial. Für die gerechtfertigte An-
nahme einer Verkehrsgefährdung wird unterstellt,
dass eine nahe, durch Tatsachen begründete
Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Schädi-
gungsereignisses gegeben sein muss (§§ 11 ff.
sowie Punkte 2.1 und 2.5 der Begutachtungsleitli-
nien zur Kraftfahrereignung).

Wenn keine Zweifel an der Eignung des Fahrer-
laubnisbewerbers bestehen, kann die Fahrerlaub-
nisprüfung durchgeführt werden. Die Fahrerlaub-
nisprüfung besteht aus einer theoretischen und
einer praktischen (Teil-)Prüfung, in denen der Fahr-
erlaubnisbewerber seine Befähigung zum Führen
von Kraftfahrzeugen nachzuweisen hat (§ 15 FeV).
In den Jahren 2000 und 2001 fanden jeweils rund
1,9 Millionen theoretische Fahrerlaubnisprüfungen
und 1,7 Millionen praktische Fahrerlaubnisprüfun-
gen statt. Die geringere Anzahl praktischer Fahrer-
laubnisprüfungen erklärt sich aus der Tatsache,
dass Fahrerlaubnisbewerber, die ihre theoretische
Fahrerlaubnisprüfung nicht bestanden haben,
diese zum Teil mehrfach wiederholen bzw. nicht zur
praktischen Fahrerlaubnisprüfung zugelassen wer-
den (§ 17 Abs. 1 FeV), wenn sie die Theorieprüfung
nicht zuvor bewältigt haben.

Die grundsätzlichen Inhalte und Abläufe der theo-
retischen Fahrerlaubnisprüfung regelt der § 16 der
Fahrerlaubnis-Verordnung. Der Prüfungsstoff, die
Form der Prüfung, der Umfang der Prüfung, die Zu-
sammenstellung der Fragen und die Bewertung der
Prüfung ergeben sich aus der Anlage 7 der FeV, Teil
1. Der Prüfungsstoff bildet wiederum die Grundla-
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des Prüfungsmodells betroffen, nicht aber die wesentlichen
Darstellungen und Schlussfolgerungen.



ge für den „Fragenkatalog”; wir kommen unter in-
haltlichen Gesichtspunkten vertiefend auf den Prü-
fungsstoff zurück. Der Fragenkatalog stellt eine Zu-
sammenstellung möglicher Aufgaben dar. Diese
Zusammenstellung wird vom Bundesministerium
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen im Einver-
nehmen mit den zuständigen obersten Landes-
behörden in der jeweils geltenden Fassung im Ver-
kehrsblatt als Richtlinie bekannt gegeben. Aus den
Bestimmungen der Prüfungsrichtlinie ergeben sich
darüber hinaus detaillierte Vorgaben beispielsweise
über:

– die Gesamtanzahl der zu bearbeitenden Prü-
fungsaufgaben je Fahrerlaubnisklasse,

– die Anzahl der Aufgaben zu einzelnen Themen-
gebieten der Prüfungsinhalte,

– die Punktebewertungen in Abhängigkeit von der
Aufgabenzuordnung zu den Themengebieten
und

– die für das Bestehen der Prüfung erforderliche
Leistung, die durch eine zu unterschreitende
Fehlerpunktzahl dargestellt wird.

Unter methodischen Gesichtspunkten stellt die
theoretische Fahrerlaubnisprüfung eine vollstan-
dardisierte schriftliche Befragung dar (s. Kap.
2.3.3), wenn man von einer vorliegenden compu-
tergestützten Prüfungsform absieht. Bei dieser
computergestützten Prüfungsform handelt es sich
um eine nachträgliche Transposition der herkömm-
lichen Papier-Bleistift-Prüfung in eine Computer-
fassung (s. Kap. 2.4.3). Diese Transposition stellen
wir im Kapitel 3.3 näher vor; sie besitzt gegenüber
der herkömmlichen Prüfungsform keinen inhaltli-
chen Neuwert und löst den Anspruch kaum ein,
durch eine computergestützte Teststrategie zur
methodischen Optimierung der theoretischen 
Fahrerlaubnisprüfung beizutragen. Diese Feststel-
lung ist nicht als Kritik an den Autoren dieser Versi-
on zu verstehen, da wahrscheinlich mit der Trans-
position aus Äquivalenzgründen eine computerge-
stützte Prüfungsversion produziert werden sollte,
die der ursprünglichen Papier-Bleistift-Version
möglichst nahe kam.

Die grundsätzlichen Inhalte und Abläufe der prakti-
schen Fahrerlaubnisprüfung sind im § 17 der Fahr-
erlaubnis-Verordnung geregelt. Der Prüfungsstoff,
die Prüfungsfahrzeuge, die Prüfungsdauer, die
Durchführung der Prüfung und ihre Bewertung
richten sich nach der Anlage 7 der FeV, Teil 2. Die
praktische Fahrerlaubnisprüfung stellt aus metho-

discher Sicht ein praktisches Prüfungsverfahren
dar und ähnelt in ihrer Systematik einer Arbeitspro-
be (s. Kap. 2.3.4), da teilstandardisierte Aufgaben
in Hinblick auf verkehrstypische Handlungsabläufe
innerhalb einer bestimmten Zeit und unter kontinu-
ierlicher Aufsicht bewältigt werden müssen, den-
ken wir beispielsweise an das Einparken oder das
Überholen. Für die Einschätzung der Aufgabenbe-
wältigung ist dabei die Qualität des Handlungspro-
zesses maßgeblich.

• Prüfungsformen

Die Aufgabensets („Prüfbogen”) für die theoreti-
sche Fahrerlaubnisprüfung werden in deutscher
Sprache und in 11 weiteren europäischen Spra-
chen als Papier-Bleistift-Versionen angeboten. Die
Anzahl der zur Verfügung stehenden unterschiedli-
chen Paralleltests (s. Kap. 2: die unterschiedlichen
Prüfbogen stellen „Paralleltests” dar) variiert je
nach Sprache und Fahrerlaubnisklasse: Während
beispielsweise für die Klasse B derzeit ca. 30 ver-
schiedene Paralleltests in deutscher Sprache exis-
tieren, schwankt deren Anzahl im fremdsprachigen
Bereich – entsprechend dem jeweiligen mutter-
sprachlichen Bevölkerungsanteil in der Gesamtbe-
völkerung in Deutschland – zwischen acht und 15
verschiedenen Paralleltests. Dies verursacht be-
trächtlichen organisatorischen Aufwand, denn al-
lein für die theoretische Fahrerlaubnisprüfung der
Klasse B müssen damit beispielsweise 137 Paral-
leltests an mehreren hundert festen Prüforten
vorrätig gehalten bzw. bei Theorieprüfungen in an-
gemieteten Räumen oder in Fahrschulen von den
Prüfern mitgebracht werden. Dieser organisatori-
sche Aufwand wird noch dadurch verschärft, dass
nicht selten einige der Paralleltests beispielsweise
wegen Änderungen der rechtlichen Grundlagen 
(z. B. StVO) oder wegen sprachlicher Unklarheiten
bei den Übersetzungen zurückgezogen werden
und dies bei der Auswahl und Bereitstellung der
Prüfbogen zu berücksichtigen ist.

Wie bei einer Reihe anderer psychodiagnostischer
Verfahren auch wurde inzwischen aus der Papier-
Bleistift-Testform für die theoretische Fahrerlaub-
nisprüfung eine computergestützte Testform erar-
beitet (s. o. und Kap. 3.3; Pilotprojekt „Theoreti-
sche Fahrerlaubnisprüfung am PC”). Darauf auf-
bauende computergestützte Versionen der Prüfbo-
gen stehen bei verschiedenen Technischen Prüf-
stellen (z. B. TÜV NORD, TÜV Rheinland/Berlin-
Brandenburg, DEKRA, RWTÜV, TP Hamburg) be-
triebsbereit zur Verfügung und wurden am
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01.04.2003 im Bundesland Hamburg auch gesetz-
lich eingeführt. Dabei ist für Prüflinge, die sich nicht
in deutscher Sprache prüfen lassen wollen, die
computergestützte Prüfungsform obligatorisch
vorgesehen, während Prüfungen in deutscher
Sprache wahlwiese als Papier-Bleistift-Prüfung
oder als computergestützte Prüfung erfolgen kön-
nen (s. o.).

1997 wurde für die theoretische Fahrerlaubnisprü-
fung von fremdsprachigen Fahrerlaubnisbewer-
bern zusätzlich zu den fremdsprachigen Prüfbogen
ein Mini-Disc-System eingeführt, das aus der Mini-
Disc und einem speziellen Tonwiedergabegerät be-
steht. Bei der Prüfung erhält der Prüfling einen der
üblichen deutschsprachigen Prüfbogen und die
Mini-Disc mit den entsprechenden Übersetzungen
der Prüfungsaufgaben in der von ihm gewählten
Sprache. Während der Prüfung hört der Prüfling die
Prüfungsfragen und die vorgegebenen Auswahl-
antworten in der gewählten Sprache über Kopfhö-
rer. Die von ihm ausgewählten Antworten kreuzt er
dann auf dem bereitgestellten Prüfbogen an. Er
kann sich mittels des Wiedergabegeräts die Prü-
fungsfragen und die Auswahlantworten beliebig oft
und unabhängig von der Reihenfolge der Aufgaben
wiederholen lassen. Die Auswertung erfolgt auf
dem deutschsprachigen Prüfbogen analog der üb-
lichen Auswertung und verursacht dadurch keinen
besonderen Aufwand. Die Mini-Disc-Versionen der
deutschsprachigen Prüfbogen existieren für die
Klasse B in den Sprachen Albanisch, Arabisch,
Türkisch, Serbo-Kroatisch, Tamilisch, Persisch-Af-
ghanisch und Vietnamesisch.

Mit der Einführung des Mini-Disc-Systems sollte
der Anteil der Prüfungen reduziert werden, die
unter Hinzuziehung von Dolmetschern durchge-
führt werden und damit besonders hohe Kosten
verursachen. Fahrerlaubnisbewerber, die über un-
zureichende Deutschkenntnisse verfügen und für
die weder Prüfbogen noch Mini-Disc-Versionen in
der gewünschten Sprache zur Verfügung stehen,
können die Fahrerlaubnisprüfung nämlich mit Un-
terstützung eines „beeidigten oder eines öffentlich
bestellten und vereidigten Dolmetschers oder
Übersetzers” (im Folgenden kurz „Dolmetscher”)
ablegen, für den sie selbst die Kosten zu tragen
haben  (s. FeV, Anlage 7 zu § 16 Abs. 2 sowie § 17
Abs. 2 und 3). Dazu erhält der Prüfling bei der theo-
retischen Fahrerlaubnisprüfung einen deutschspra-
chigen Prüfbogen. Der Prüfer liest dann dem Prüf-
ling die Prüfungsfragen und die vorgegebenen
Auswahlantworten vor, die der Dolmetscher nach-

folgend in die vom Prüfling gewählte Sprache über-
setzt. Der Prüfling kreuzt dann die von ihm für rich-
tig gehaltenen Antworten auf dem Prüfbogen an.
Für Fahrerlaubnisbewerber, die nicht lesen können,
besteht die Möglichkeit, gegebenenfalls mit Audio-
Unterstützung mündlich geprüft zu werden. Bei
mündlichen Prüfungen und Prüfungen mit Dolmet-
scher ist mit Zustimmung des Bewerbers die Auf-
zeichnung auf Tonträger möglich. Wird dies abge-
lehnt, findet die Prüfung schriftlich statt. Die münd-
liche Prüfung muss nach Inhalt und Umfang der
schriftlichen entsprechen (s. FeV, Anlage 7 zu § 16
Abs. 2 sowie § 17 Abs. 2 und 3). 

3.1.2 Prüfungsinhalte

Mit der Fahrerlaubnisprüfung soll der Fahrerlaub-
nisbewerber seine Befähigung zum Führen von
Kraftfahrzeugen nachweisen. Der Gesetzgeber hat
die mit dieser Befähigung in Zusammenhang ste-
henden Anforderungen und die entsprechenden
Prüfungsbedingungen in den §§ 16 und 17 FeV
sowie Anlage 7, Teil 1 und 2, präzise formuliert 
(s. o.).

In der praktischen Fahrerlaubnisprüfung hat der
Fahrerlaubnisbewerber nachzuweisen, dass er
über die zur sicheren Führung eines Kraftfahr-
zeugs, gegebenenfalls mit Anhänger, im Verkehr
erforderlichen technischen Kenntnisse und über
ausreichende Kenntnisse einer umweltbewussten
und Energie sparenden Fahrweise verfügt sowie zu
ihrer praktischen Anwendung fähig ist (§ 17 FeV).
Wir wollen die Prüfungsinhalte wie auch die Be-
stimmungen zur Durchführung und Bewertung der
praktischen Fahrerlaubnisprüfung im vorliegenden
Bericht nicht weiter vertiefend darstellen. In Ab-
sprache mit der BASt als Auftraggeber des For-
schungsprojekts beschränken wir uns in den nach-
folgenden Ausführungen weit gehend auf die Be-
trachtung der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung.
Zwar besteht sicher auch bei der praktischen Fahr-
erlaubnisprüfung Reformbedarf, jedoch erfordern
die Ressourcen des Projekts eine Konzentration
auf die theoretische Fahrerlaubnisprüfung. Aller-
dings werden wir, wo es sich anbietet, Ausgangs-
positionen für die anstehenden Reformen bei der
praktischen Fahrerlaubnisprüfung markieren. Dazu
gehören einige Darlegungen zu wünschenswerten
Reforminhalten, wie sie im europäischen Rahmen
deklariert wurden (s. Kap. 3.4).

In der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung hat der
Fahrerlaubnisbewerber zu zeigen, dass er ausrei-
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chende Kenntnisse der für das Führen von Kraft-
fahrzeugen maßgebenden gesetzlichen Vorschrif-
ten sowie über eine umweltbewusste und Energie
sparende Fahrweise besitzt und mit den Gefahren
des Straßenverkehrs und den zu ihrer Abwehr er-
forderlichen Verhaltensweisen vertraut ist (§ 16
FeV). Damit ist der inhaltliche Rahmen der in der
Fahrerlaubnisprüfung nachzuweisenden Befähi-
gung grundsätzlich abgesteckt; die Präzisierung
der Prüfungsinhalte für die theoretische Fahrer-
laubnisprüfung leistet der Gesetzgeber in der Anla-
ge 7 zum § 16 FeV, Teil 1, mit der Festlegung des
Prüfungsstoffs. Gemäß dieser Prüfungsrichtlinie
wird als Gegenstand der theoretischen Fahrerlaub-
nisprüfung die Erfassung von Kenntnissen in fol-
genden Sachgebieten festgelegt:

1. Gefahrenlehre (Grundformen des Verkehrsver-
haltens: Defensive Fahrweise, Behinderung und
Gefährdung; Verhalten gegenüber Fußgängern:
Kinder, ältere Menschen, Behinderte und
Fußgänger allgemein; Fahrbahn- und Witte-
rungsverhältnisse; Dunkelheit und schlechte
Sicht; Geschwindigkeit; Überholen; Besondere
Verkehrssituationen: Anfahrender, fließender
und anhaltender Verkehr, Auto und Zweirad
sowie Wild; Autobahn; Alkohol, Drogen und Me-
dikamente; Ermüdung und Ablenkung; Affektiv-
emotionales Verhalten im Straßenverkehr);

2. Verhalten im Straßenverkehr (Grundregeln über
das Verhalten im Straßenverkehr; Straßenbe-
nutzung; Geschwindigkeit; Abstand; Überholen;
Vorbeifahren; Benutzung von Fahrstreifen durch
Kraftfahrzeuge; Abbiegen, Wenden und Rück-
wärtsfahren; Einfahren und Anfahren; Besonde-
re Verkehrslagen; Halten und Parken; Einrich-
tungen zur Überwachung der Parkzeit; Sorg-
faltspflichten; Liegenbleiben und Abschleppen
von Fahrzeugen; Warnzeichen; Beleuchtung;
Autobahnen und Kraftfahrstraßen; Bahnüber-
gänge; Öffentliche Verkehrsmittel und Schul-
busse; Personenbeförderung; Ladung; Sonstige
Pflichten des Fahrzeugführers; Verhalten an
Fußgängerüberwegen und gegenüber Fußgän-
gern; Übermäßige Straßenbenutzung; Sonn-
tagsfahrverbot; Verkehrshindernisse; Unfall;
Zeichen und Weisungen der Polizeibeamten;
Wechsellichtzeichen und Dauerlichtzeichen;
Blaues Blinklicht und gelbes Blinklicht);

3. Vorfahrt, Vorrang;

4. Verkehrszeichen (Gefahrzeichen; Vorschriftzei-
chen; Richtzeichen; Verkehrseinrichtungen);

5. Umweltschutz;

6. Vorschriften über den Betrieb der Fahrzeuge
(Untersuchung der Fahrzeuge; Zulassung zum
Straßenverkehr, Fahrzeugpapiere, Fahrerlaub-
nis; Anhängerbetrieb; Lenk- und Ruhezeiten;
EG-Kontrollgerät; Abmessungen und Gewich-
te);

7. Technik (Fahrbetrieb, Fahrphysik und Fahrtech-
nik; Bremsanlagen; Ausrüstung von Fahrzeu-
gen);

8. Eignung und Befähigung von Kraftfahrern.

Damit ist der Prüfungsinhalt bzw. der Diagnosege-
genstand der Fahrerlaubnisprüfung umrissen.
Diese Inhalte müssen nun in einen konkreten Auf-
gabenpool für die theoretische Fahrerlaubnisprü-
fung („Fragenkatalog”; s. dazu auch Kap. 4.1)
transformiert werden. Die Prüfungsaufgaben müs-
sen derart konzipiert werden, dass sie den be-
schriebenen Inhaltsumfang einerseits repräsentativ
für alle Teilinhalte abdecken und andererseits nicht
darüber hinausgehen. Die Frage, ob die derzeitigen
Prüfungsaufgaben in den vorliegenden unter-
schiedlichen Paralleltests der theoretischen Prü-
fung diesen Inhaltsumfang insgesamt repräsentie-
ren, ist eine wichtige Frage im Zusammenhang mit
der Güte und insbesondere mit der Validität der ge-
genwärtigen theoretischen Fahrerlaubnisprüfung.
Bevor wir uns den Gütefragen zuwenden, wollen
wir allerdings noch die Struktur des derzeit zugrun-
de liegenden Aufgabenpools bzw. Fragenkatalogs
etwas näher beschreiben.

Der Fragenkatalog für die theoretische Fahrerlaub-
nisprüfung enthält derzeit (Stand Frühjahr 2004)
1.298 Fragen, davon entfallen 519 auf den Grund-
stoff und 779 auf den klassenspezifischen Zusatz-
stoff (jede Prüfung enthält gemäß Anlage 7 zum § 16
FeV, Teil 1, Fragen aus dem Grundstoff und dem Zu-
satzstoff des Fragenkatalogs; der Grundstoff bein-
haltet den für alle Klassen geltenden Prüfungsstoff
und der Zusatzstoff den Stoff, der sich aus den be-
sonderen Anforderungen der jeweiligen Klasse er-
gibt). Die Prüfungsfragen beziehen sich im Wesentli-
chen auf die Straßenverkehrsordnung (StVO); bei-
spielsweise sind sämtliche Fragen des umfangrei-
chen Teilbereichs „Verhalten im Straßenverkehr” aus
dem Prüfungsstoff (s. o.) durch ihre Klassifizierung
bzw. Nummerierung direkt einzelnen Paragraphen
der StVO zugeordnet. Neben dem Teilbereich „Ver-
halten im Straßenverkehr” gibt es noch sieben wei-
tere Untergruppen des Aufgabenpools, der nach in-
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haltlichen Gesichtspunkten gemäß der o. g. acht
Themenbereiche des Prüfungsstoffs strukturiert wur-
de. Dabei handelt es sich demzufolge um die The-
menbereiche „Gefahrenlehre”, „Vorfahrt/Vorrang”,
„Verkehrszeichen”, „Umweltschutz”, „Vorschriften
über den Betrieb der Fahrzeuge”, „Fahrzeugtechnik”
sowie „Eignung und Befähigung von Kraftfahrern”.
Jeder Paralleltest bzw. jeder Prüfbogen enthält in
gleichen Proportionen Aufgaben aus den o. g. The-
menbereichen. In der Regel beinhaltet ein Prüfbogen
30 Aufgaben, die mit zwei, drei, vier oder fünf Feh-
lerpunkten belegt sein können (s. Kap. 3.1.4).

In der deutschen und internationalen Fachöffent-
lichkeit fordern Experten immer wieder, dass die
Prüfungsinhalte mit den Ausbildungsinhalten weit
gehend übereinstimmen sollten, nicht zuletzt um
eine umfassende Fahrschulausbildung durch die
Fahrlehrer zu sichern und die Fahrschüler mit
Nachdruck auf die Aneignung aller Aspekte des
Fahrenkönnens zu orientieren (s. dazu die Exper-
tenmeinungen in Kap. 3.2). Deshalb müssen wir an
dieser Stelle auch kurz auf die Fahrschüler-Ausbil-
dungsordnung eingehen, in der die Ausbildungsin-
halte festgelegt sind. In diesem Zusammenhang
stellen wir im Folgenden den Rahmenplan mit den
Ausbildungsthemen für den Grundstoff aller Klas-
sen dar; diese Themen sind aus unserer Sicht hin-
sichtlich der wünschenswerten thematischen In-
halte der Fahrerlaubnisprüfung unbedingt zu
berücksichtigen:

– Persönliche Voraussetzungen: Körperliche
Fähigkeiten, Einschränkungen der körperlichen
Fähigkeiten, Psychische und soziale Vorausset-
zungen;

– Risikofaktor Mensch: Beeinflussung des Ver-
kehrsverhaltens, Selbstbilder, Fahrideale und
Fahrerrollen;

– Rechtliche Rahmenbedingungen: Führen von
Kraftfahrzeugen, Zulassung von Fahrzeugen,
Fahrzeuguntersuchungen, Versicherungen,
Fahrzeugpapiere und Führerschein, Internatio-
naler Kraftfahrzeugverkehr;

– Straßenverkehrssystem und seine Nutzung:
Verkehrswege und ihre Bedeutung, Grundregel
§ 1 (StVO), Gefahrenwahrnehmung bei der Be-
nutzung der Verkehrswege;

– Vorfahrt und Verkehrsregeln;

– Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen
sowie Bahnübergänge;

– Andere Teilnehmer im Straßenverkehr: Beson-
derheiten und Verhalten gegenüber anderen
Verkehrsteilnehmern, Verhalten an Fußgänger-
überwegen und -furten, Maßnahmen zur Ver-
kehrsberuhigung;

– Geschwindigkeit, Abstand und umweltscho-
nende Fahrweise: Bedeutung der Geschwindig-
keit, Vorausschauendes Verhalten, Sicherheits-
abstände, Wahl der Geschwindigkeit in Abhän-
gigkeit von Straße, Verkehr, Witterungs- und
Sichtverhältnissen, Lärmschutz, Geschwindig-
keitsvorschriften, Warnzeichen;

– Verkehrsverhalten bei Fahrmanövern, Verkehrs-
beobachtung: Einfahren, Anfahren, Überholen,
Vorbeifahren, Ausweichen, Nebeneinanderfah-
ren, Abbiegen, Wenden, Rückwärtsfahren,
Kenntnis der Verkehrsregeln bei verschiedenen
Fahrmanövern;

– Ruhender Verkehr: Ruhender Verkehr, Ein- und
Aussteigen, Absichern liegen gebliebener Fahr-
zeuge, Anschleppen, Abschleppen und Schlep-
pen;

– Verhalten in besonderen Situationen, Folgen
von Verstößen gegen Verkehrsvorschriften: Be-
nutzung von Beleuchtungseinrichtungen, Ver-
halten gegenüber Sonderfahrzeugen, Verhalten
nach Verkehrsunfall, Ahndung von Fehlverhal-
ten, Verkehrszentralregister, Entzug der Fahrer-
laubnis, Verlust des Versicherungsschutzes, Be-
gutachtungsstelle für Fahreignung;

– Lebenslanges Lernen: Besondere Risikofakto-
ren, Hilfen, Risiken durch Informations- und
Kommunikationsdefizite im Straßenverkehr,
Verkehrssicherheit durch Weiterbildung, Sicher-
heitstraining, Kurse zur umweltschonenden
Fahrweise.

Sind die Ausbildungsinhalte gemäß Fahrschüler-
Ausbildungsordnung und die Prüfungsinhalte
gemäß der Prüfungsrichtlinie (Anlage 7 zum § 16
FeV, Teil 1) hinsichtlich ihrer Inhalte und ihrer struk-
turellen Systematik als kongruent anzusehen? Ein
erster Vergleich deutet eher darauf hin, dass deut-
liche Unterschiede zumindest in der strukturellen
Systematik bestehen: Die Ausbildungsinhalte sind,
wie oben dargestellt, in der Fahrschüler-Ausbil-
dungsordnung mittels Rahmenplan in 12 Themen-
gruppen präzise festlegt. Die Fahrerlaubnisprüfung
dagegen folgt dieser Systematik nicht und erfasst
die Aneignung der Ausbildungsinhalte in zwei kom-
binierten, sich ergänzenden Teilprüfungen mit un-
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terschiedlichem methodischem Charakter, die ins-
gesamt die Ausbildungsinhalte abdecken sollen.
Damit erscheint es schon prinzipiell als schwierig,
die notwendige Kongruenz in der Systematik der
beiden Bereiche herzustellen. Weiterhin ist zu fra-
gen, ob die Gliederung der Prüfungsinhalte in acht
Inhaltsbereiche (s. o.) schon formal gesehen diese
Aufgabe erleichtert.

Darüber hinaus dient der sehr unterschiedliche 
Differenzierungsgrad dieser thematischen Unter-
gruppen bei den Prüfungsinhalten weder der Ver-
zahnung mit den Ausbildungsinhalten noch der
Orientierung der Lehrenden und Lernenden oder
der inhaltlichen Ausgewogenheit bei der Weiter-
entwicklung der Prüfungsaufgaben. Während das
Differenzierungsniveau in der Struktur der Aus-
bildungsinhalte relativ einheitlich wirkt und die 
Themenverteilung gemäß der Themenbedeutung
für die Verkehrssicherheit gelungen erscheint, steht
bei den Prüfungsinhalten beispielsweise den 
30 Unterpunkten des zweiten Themenbereichs
„Verhalten im Straßenverkehr” ein inhaltlich nicht
durch Teilbereiche untersetzter achter Themen-
bereich „Eignung und Befähigung von Kraft-
fahrern” gegenüber. Aus unserer Sicht lassen sich
einige Unterpunkte des erstgenannten Themenbe-
reichs problemlos und mit Gewinn für die Über-
sichtlichkeit und Ausgewogenheit der Gliederung
zusammenfassen. Dagegen deutet der geringe 
Differenzierungsgrad des letztgenannten Bereichs
eher auf eine Unterschätzung seiner Bedeutung
hin. Diese Unterschätzung wird, wie wir in den Fol-
gekapiteln darstellen, auch häufig von Experten 
kritisch reklamiert. Es erscheint deshalb wün-
schenswert, dass der Gesetzgeber die hohe Be-
deutung dieses Themenbereichs für die Verkehrs-
sicherheit auch durch eine Differenzierung und Prä-
zisierung der diesbezüglichen Anforderungen in
der Fahrerlaubnisprüfung verdeutlicht.

Nach unserer Auffassung bietet die angestrebte
Reform der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung
auch eine Chance für die von uns geforderte in-
haltliche Optimierung und Restrukturierung der
Prüfungsinhalte. Diese erscheinen auch aus ande-
ren Gründen notwendig. Beispielsweise sind aus
unserer Sicht nicht nur die Themengruppierungen,
sondern auch die Bezeichnungen der Gruppen
suboptimal gewählt, da sie den Eindruck er-
wecken, dass sie weder den oben beschriebenen
Umfang der Ausbildungsinhalte erschöpfend ab-
decken noch als disjunkt anzusehen sind. So lässt
sich unter dem Titel des zweiten Themenbereichs

„Verhalten im Straßenverkehr” eine Fülle von Un-
terthemen subsumieren, die wir in anderen The-
menbereichen finden.

Ein weiterer wichtiger Grund für unsere Forderung
nach einer Restrukturierung des Prüfungsstoffs 
ergibt sich aus der Möglichkeit eines computer-
gestützten, flexibleren Designs für die theore-
tische Fahrerlaubnisprüfung und der daraus resul-
tierenden Veränderung der Funktion der Struktur
der Prüfungsinhalte. Während bislang die Funktion
dieser Struktur vorrangig in der pädagogischen
Orientierung der Fahrschullehrer und Fahrschüler
sowie in der organisatorischen Orientierung bei der
Weiterentwicklung der Prüfungsfragen bestand,
wird bei einer gewünschten künftigen Erhöhung
der Anzahl der Paralleltests einschließlich einer
höheren zufälligen Aufgabenvariation mit Hilfe des
Computers die Struktur der Prüfungsinhalte im
Hinblick auf die zufallsgestützte Paralleltestgene-
rierung wichtiger; die Struktur erhält sozusagen
eine zusätzliche technologische Funktion. Wir 
werden auf dieses Problem im Kapitel 4.1 zurück-
kommen, wenn wir unsere Ausgangspunkte für
eine Reform der theoretischen Fahrerlaubnis-
prüfung zusammengetragen haben und Leitlinien
für die kontinuierliche Weiterentwicklung des 
Aufgabenpools darlegen können. In diesem Ka-
pitel werden wir dann auch den inhaltlichen Ver-
gleich der Ausbildungsinhalte einerseits und der
Prüfungsinhalte andererseits noch einmal vertie-
fen.

Wie ging man bislang bei der Weiterentwicklung
des Fragenkatalogs vor; welche Mechanismen
werden gegenwärtig angewendet, um zu neuen
Prüfungsaufgaben zu gelangen? Bei Bedarf (z. B.
bei Änderungen der gesetzlichen Grundlagen auf
EU-Ebene, die eine Modifikation von Prüfungsauf-
gaben erfordern) schaltet das zuständige Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
den Arbeitskreis „Fahrerlaubnisfragen” („AKFF”)
des VdTÜV ein. Dieser erarbeitet gemeinsam mit
der Arbeitsgemeinschaft „Theoretische Prüfung”,
der Experten der Fachöffentlichkeit angehören,
Aufgabenentwürfe. Diese Entwürfe werden an-
schließend beim Bundesministerium für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen durch den Unteraus-
schuss „Fahrerlaubnisprüfung” unter inhaltlichen
und rechtlichen Gesichtspunkten geprüft. Fällt das
Ergebnis dieser Prüfung zustimmend aus, werden
die vorgeschlagenen Aufgabenentwürfe dem
Bund-Länder-Fachausschuss („BLFA-FE”) zur Ge-
nehmigung vorgelegt.
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Im Falle der Genehmigung werden die neuen Prü-
fungsaufgaben im Verkehrsblatt des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen
veröffentlicht. Mit dieser Veröffentlichung werden
die neuen Prüfungsaufgaben rechtsgültig und kön-
nen zur Erstellung von neuen Prüfbogen verwendet
werden. Bild 2 illustriert dieses Verfahren.

3.1.3 Aufgabencharakteristik der theoretischen
Fahrerlaubnisprüfung

• Aufgabentypen

Bei der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung kom-
men verschiedene Aufgabentypen zum Einsatz.
Das Aufgabenset bzw. der Prüfbogen setzt sich
vorrangig aus Mehrfach-Wahl-Aufgaben mit drei
Antwortmöglichkeiten zusammen, wovon eine bis
alle richtig sein können. Die Aufgaben sind entwe-
der als reine Textfragen oder als Textfragen mit Bild-
unterstützung dargestellt. Es handelt sich bei die-
sem Aufgabentypus also um gebundene schriftli-
che Mehrfach-Wahl-Aufgaben, bei denen der Prüf-
ling an die vorgegebenen Antwortmöglichkeiten
gebunden ist. Als zweiter Aufgabentypus werden in
der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung halboffene
schriftliche Aufgaben verwandt, die eine Freitext-
Eingabe von Zahlenwerten erfordern („Schlüssel-
wortergänzungs-Aufgaben”). Bei dieser Aufgabe
wird vom Prüfling die Angabe der richtigen Lösung
erwartet, wobei er diese anhand von erlerntem
Wissen erinnern bzw. selbst finden muss.

• Ausgewählte Bewertungskriterien für Aufgaben-
typen

Um die derzeitigen Aufgabentypen in der theoreti-
schen Fahrerlaubnisprüfung methodisch bewerten
zu können, benötigen wir Bewertungskriterien. Zu
den Beurteilungskriterien bzw. Auswahlgesichts-
punkten für einen Testeinsatz gehören nach LIE-
NERT (1969):

– leichte Verständlichkeit,

– einfache Durchführbarkeit,

– kurze Lösungszeit,

– geringer Material- bzw. Papierverbrauch,

– leichte Auswertbarkeit,

– geringe Häufigkeit von Zufallslösungen,

– Abhängigkeit von Gedächtnisleistung und

– Komplexitätsgrad der Aufgabe.

Der Komplexitätsgrad von Aufgaben kann durch
folgende vier Niveaustufen beschrieben werden
(LIENERT, 1969):

1. Niveaustufe: Aufgaben, die lediglich eine Stel-
lungnahme des Kandidaten erfordern;

2. Niveaustufe: Aufgaben, die Tatsachenwissen
voraussetzen und deren Beantwortung mittels
Gedächtnisleistung erfolgt;

3. Niveaustufe: Aufgaben, die die Anwendung von
Wissen und Kenntnissen verlangen;

4. Niveaustufe: Aufgaben, die das Verständnis
komplexer Zusammenhänge erfordern.

Wie bereits dargestellt, werden gegenwärtig in der
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung Mehrfach-
Wahl-Aufgaben und halboffene schriftliche Aufga-
ben verwendet, deren Besonderheiten wir nun
zunächst unter allgemeinen Gesichtspunkten erör-
tern wollen.

• Besonderheiten von Mehrfach-Wahl-Aufgaben
und Schlüsselwortergänzungs-Aufgaben

Mit dem Einsatz von Mehrfach-Wahl-Aufgaben
wird angestrebt, viele Themengebiete durch viele
Fragen bei geringem Zeitaufwand abzudecken,
denn die Vorteile dieses Aufgabentypus liegen in
der effektiven Durchführbarkeit, der schnellen und
sicheren Auswertung mit Hilfe von Schablonen,
dem hohen Maß an Durchführungs-, Auswertungs-
und Interpretationsobjektivität sowie einer leicht zu
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sichernden Reliabilität. Die Validität von Mehrfach-
Wahl-Aufgaben ist dagegen relativ schwierig zu si-
chern, da die Wahrscheinlichkeit richtiger Zufallslö-
sungen durch Raten hoch ausfällt. Allerdings kann
die Validität dieses Aufgabentypus verbessert wer-
den, indem man die Anzahl der Auswahlantworten
erhöht, weil damit die Erfolgswahrscheinlichkeit
des Ratens als Strategie zur Aufgabenbearbeitung
sinkt.

Für eine hohe Validität ist es bei Mehrfach-Wahl-
Aufgaben ebenso wichtig, die Auswahlantworten
möglichst gleichwertig zu formulieren, damit die
richtigen und falschen Lösungen nicht offenkundig
sind. Deshalb geht die sorgfältige Erarbeitung ge-
bundener Aufgaben und der dazugehörigen Lö-
sungsalternativen mit einem hohen Arbeitsaufwand
einher. Mehrfach-Wahl-Aufgaben sind ihrem Kom-
plexitätsgrad nach in der Regel lediglich der zwei-
ten Stufe zuzuordnen (s. o.) und engen darüber hi-
naus den Prüfling in seinem Antwortverhalten ein,
da er sich an die vorgegebenen Auswahlantworten
halten muss. Durch die Vorgabe der Lösung bzw.
mehrerer Lösungen und die Beschränkung auf ge-
forderte Gedächtnisleistungen wird das Denken
des Prüflings nicht selten unterfordert (LIENERT,
1969). Deshalb können mit gebundenen Mehrfach-
Wahl-Aufgaben zwar Faktenwissen und Detail-
kenntnisse gut erfasst werden; die Befähigung zum
analytischen Denken lässt sich jedoch nicht ohne
(methodische) Mühe begründet beurteilen (EB-
BINGHAUS & SCHMIDT, 1999). Es sei allerdings
bereits an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass
man die diesbezüglichen diagnostischen Potenzia-
le dieses Aufgabentypus durch methodische Ver-
feinerungen und mit Computerunterstützung künf-
tig besser als bisher ausschöpfen könnte; wir kom-
men darauf zurück und stellen im Kapitel 4.2 auch
diesbezügliche Beispiele dar.

Der zweite verwendete Aufgabentypus, die Schlüs-
selwortergänzungs-Aufgabe bzw. die halboffene
schriftliche Aufgabe, ist in der Entwicklungsreihe
der Aufgabentypen die älteste Aufgabenart. Der
größte Vorteil dieses Aufgabentypus liegt darin,
dass er Zufallseinflüsse auf den Lösungserfolg mi-
nimiert: Hier genügt meist kein „Fingerspitzenge-
fühl”, um die richtige Lösung zu benennen. Der
Prüfling muss bei diesem Aufgabentypus, denken
wir beispielsweise an eine Aufgabe zur Berechnung
eines Bremsweges, direkt auf sein Wissen zurück-
greifen und Lösungen produzieren, da ihm keine
Auswahlantworten vorgegeben werden. Damit stel-
len halboffene Aufgaben im Vergleich zu gebunde-

nen Aufgaben höhere Anforderungen an das Den-
ken (EBBINGHAUS & SCHMIDT, 1999) und können
hinsichtlich ihres Komplexitätsgrads die dritte Ni-
veaustufe erreichen (s. o.). Dies erleichtert auch die
Sicherung ihrer Validität, da man durch entspre-
chende Aufgabenkonstruktionen die Wahrschein-
lichkeit richtiger Zufallslösungen infolge von Ra-
testrategien oder mechanischen Lernstrategien mi-
nimieren kann.

Auch bei halboffenen schriftlichen Aufgaben ist die
Durchführung hinsichtlich der Zeitökonomie als ef-
fektiv einzuschätzen, obwohl der Prüfling zum Fin-
den einer eigenen Lösung gründlicher nachdenken
muss und dafür eine gewisse Zeit beansprucht. Da
die Antworten jedoch kurz zu fassen sind, ist mit
einer schnellen Aufgabenbeantwortung zu rech-
nen. Die Auswertung ist nicht aufwändig, da nur
eine bestimmte Lösung in Frage kommt. Da der
Standardisierungsgrad auch bei diesem Aufgaben-
typus hoch ist, geht man im Allgemeinen von einer
gesicherten Durchführungsobjektivität und Aus-
wertungsobjektivität aus. Die Entwicklung halbof-
fener Aufgaben ist im Gegensatz zu gebundenen
Aufgaben meist nicht sehr aufwändig, da keine Lö-
sungsalternativen bzw. Auswahlantworten erarbei-
tet werden müssen.  

3.1.4 Durchführung und Auswertung der theo-
retischen Fahrerlaubnisprüfung

• Durchführung

Die theoretische Fahrerlaubnisprüfung darf in
Deutschland frühestens drei Monate vor Erreichen
des Mindestalters zum Führen von Fahrzeugen der
entsprechenden Fahrerlaubnisklasse abgenom-
men werden. Die Anmeldung zur theoretischen
Fahrerlaubnisprüfung sowie die Prüfungsdurch-
führung erfolgen nach bestimmten Regularien.
Wenn wir im Folgenden diese Regularien darstel-
len, handelt es sich um das Regelverfahren. Davon
abweichend existieren zuweilen mit geringem Ab-
weichungsgrad landesspezifische Regelungen
oder auch regional bezogene Praktiken und Ver-
fahrensabläufe, wie sie durch verschiedene Betrei-
ber der Technischen Prüfstellen gepflegt werden.

In der Regel hat der Fahrschüler vor der theoreti-
schen Fahrerlaubnisprüfung eine Bescheinigung
des Fahrschulinhabers vorzulegen, dass er
während der Fahrschulausbildung gemäß § 4 Abs.
3 der Fahrschüler-Ausbildungsordnung am vorge-
schriebenen Mindestunterricht teilgenommen hat.
Gemäß § 6 Abs. 1 darf der Fahrlehrer die theoreti-
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sche und praktische Ausbildung erst abschließen,
wenn der Bewerber den Unterricht im gesetzlich
vorgeschriebenen Umfang absolviert hat und der
Fahrlehrer überzeugt ist, dass die Ausbildungsziele
nach § 1 erreicht sind. Hier ergibt sich aus unserer
Sicht ein dringend reformbedürftiger Missstand,
der von Experten häufig kritisiert wird: In der Fahr-
schüler-Ausbildungsordnung sind zwar die Ausbil-
dungsinhalte mittels Rahmenplan in 12 Themen-
gruppen präzise festlegt, und es gibt auch einen
mit Bezug auf die Ausbildungsinhalte festgelegten
zeitlichen Mindestumfang der Ausbildung; aller-
dings existiert kein Kurssystem in der Fahrschul-
ausbildung, und der Prüfer überprüft vor der Ab-
nahme der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung nur,
ob das Ausstellungsdatum der o. g. Bescheinigung
nicht länger als zwei Jahre zurückliegt und ob der
zeitliche Mindestumfang der Ausbildung erreicht
ist. Sofern also der Fahrschulinhaber aus unserer
Sicht pflichtwidrig das Erreichen der Ausbildungs-
ziele attestiert, obwohl der Fahrerlaubnisbewerber
zwar den zeitlichen Mindestumfang, nicht aber alle
Ausbildungsthemen absolviert hat, werden Fahrer-
laubnisbewerber, die nicht alle Themen absolviert
haben, auch nicht auffällig. Wünschenswert wäre
aus unserer Sicht, dass die Fahrschulinhaber den
Besuch aller thematischen Lektionen gemäß Rah-
menplan bestätigen müssen. Damit würde gesi-
chert, dass Fahrschüler die Ausbildungsthemen
laut Rahmenplan auch tatsächlich vollständig ab-
solvieren.

Ist die Ausbildung abgeschlossen und liegt die
Ausbildungsbescheinigung vor, kann eine Anmel-
dung zur theoretischen Fahrerlaubnisprüfung bei
der zuständigen Technischen Prüfstelle erfolgen.
Wenn die Zulassungsvoraussetzungen erfüllt sind,
werden ein Prüfungstermin für mehrere Fahr-
schüler und ein Prüfer festgelegt sowie die not-
wendigen Prüfungsunterlagen vorbereitet. Die
theoretische Fahrerlaubnisprüfung findet in der
Regel in einem Prüflokal der zuständigen Techni-
schen Prüfstelle statt. In einigen Bundesländern
besteht auch die Möglichkeit, die Prüfung in den
Räumen der Fahrschule durchzuführen oder sie an
sog. „offenen Terminen” zu absolvieren. Damit sind
regelmäßig von der Technischen Prüfstelle durch-
geführte Prüfungen an feststehenden Tagen ge-
meint.

Zu Beginn der Prüfung hat der Prüfer die Pflicht,
sich durch eine Identitätskontrolle davon zu über-
zeugen, dass es sich um den jeweiligen Prüfling
gemäß den Prüfungsunterlagen handelt. Des Wei-

teren erfolgt eine Kontrolle, ob die Schreibweise
des Namens, das Geburtsdatum und die zutreffen-
de Fahrerlaubnisklasse mit dem Fahrerlaubnisan-
trag übereinstimmen. Danach werden die Prüflinge
über den formalen Prüfungsablauf (z. B. Informa-
tionen zur Bearbeitungszeit und zu Klausurbedin-
gungen) und die Rahmenbedingungen für das Prü-
fungsgeschehen (z. B. Modalitäten des Ausfüllens
der Prüfbogen, Korrekturmöglichkeiten bei als
falsch erkannten Lösungen, Kriterien zur Feststel-
lung von Prüfungsmanipulationen, Folgen von Be-
trugsversuchen) informiert. Weiterhin muss der
Prüfer durch organisatorische Maßnahmen mög-
lichst Manipulationen der Prüfungsergebnisse vor-
beugen. Dazu gehören die Begrenzung der Anzahl
von Prüflingen in der Gruppe und manipulations-
hemmende Sitzordnungen.

Danach bearbeiten die Prüflinge die Prüfungsauf-
gaben. Der Prüfer hat sich während der gesamten
Dauer der Prüfung davon zu überzeugen, dass
diese ordnungsgemäß und ruhig abläuft und insbe-
sondere keine Manipulationsversuche stattfinden.
Wird ein Prüfling des Prüfungsbetrugs überführt, so
ist die Prüfung für den Betreffenden sofort abzu-
brechen; bei Täuschungshandlungen gilt die theo-
retische Fahrerlaubnisprüfung als nicht bestanden
(s. Anlage 7 der FeV Nr. 1.4). Unruhe entsteht häu-
fig durch Unterschiede bei der von den Prüflingen
benötigten Bearbeitungszeit und dem daraus re-
sultierenden Abgeben von ausgefüllten Prüfbogen
zu verschiedenen Zeitpunkten. Nach dem Abge-
ben des ausgefüllten Prüfbogens verlässt der Prüf-
ling den Prüfungsraum. Damit sollen Störungen an-
derer Prüflinge vermieden werden.

• Auswertung

Der Prüfer beginnt mit der Auswertung der Prüfbo-
gen, sobald die Prüflinge den Prüfungsraum ver-
lassen haben. Die Auswertung der Prüfbogen
nimmt der Prüfer anhand von Schablonen vor.
Durch Anlegen der Code-Schablone wird zunächst
die Nummer des Prüfbogens festgestellt und damit
der jeweilige Paralleltest ermittelt, der vom Prüfling
bearbeitet wurde. Anschließend nimmt der Prüfer
die zu diesem Paralleltest gehörende Auswer-
tungsschablone und erfasst durch Anlegen der
Schablonenspalte an die jeweilige Aufgabenspalte
die Richtigkeit der Lösungen. Dabei markiert der
Prüfer im Prüfbogen sowohl die falschen als auch
die fehlenden richtigen Antworten, die zu „Fehler-
punkten” führen. Eine Multiple-Choice-Aufgabe gilt
als falsch gelöst, wenn nicht alle richtigen Aus-
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wahlantworten oder wenn falsche Auswahlantwor-
ten angekreuzt wurden. Dies stellt sicher eine rela-
tiv hohe Anforderung dar, denn gefordert wird nicht
einfach das Auffinden einzelner richtiger Antwor-
ten, sondern die vollkommen richtige Darstellung
eines Lösungsschemas für die jeweilige Prüfungs-
aufgabe, bestehend aus genau der Menge aller
richtigen Lösungen. Als Alternative zu diesem Lö-
sungsschema-Modell wäre es denkbar, jeweils 
Leistungspunkte für alle richtig bezeichneten Lö-
sungsalternativen bzw. Einzelantworten zu verge-
ben und damit Teillösungen zu honorieren. Wir wer-
den auf diese Möglichkeit im Kapitel 4.1 noch
zurückkommen; bereits hier sei aber angemerkt,
dass der beschriebene Bewertungsmodus eine
Besonderheit des deutschen Prüfungssystems
darstellt und sich darüber hinaus nur in wenigen
anderen europäischen Ländern findet.

Die Prüfungsfragen werden entsprechend ihrem In-
halt und dessen Bedeutung für die Verkehrssicher-
heit, den Umweltschutz und die Energieeinsparung
(s. Anlage 7 der FeV zu § 16 Abs. 2 und § 17 Abs.
2 und 3) mit zwei bis fünf Punkten bewertet; die
Wertigkeit jeder Frage ist im Fragenkatalog ange-
geben. Die vom Prüfling erreichte Fehlerpunktzahl
entspricht also nicht einfach der Anzahl falsch
gelöster Aufgaben, sondern wird unter Verwen-
dung der genannten Gewichtung errechnet. Dabei
wird beispielsweise bei falsch beantworteten Vor-
fahrtsaufgaben der Gewichtungsfaktor „5” verwen-
det, während bei Fragen nach der Bedeutung von
Verkehrszeichen häufig nur der Gewichtungsfaktor
„2” eingesetzt wird. Auf die Vor- und Nachteile die-
ses Gewichtungssystems werden wir im Kapitel
4.1 noch näher eingehen. Für jede Fahrerlaubnis-
klasse bestimmt sich die Anzahl der zu bearbeiten-
den Prüfungsfragen, die Anzahl der erreichbaren
Punkte und die zulässige Fehlerpunktzahl aus der
Anlage 7 zum § 16 FeV (s. o.). Die mögliche Anzahl
der Fehlerpunkte ist im Prüfbogen neben den Auf-
gaben aufgeführt und stellt damit für den Prüfling
wie auch für den Prüfer eine Orientierung dar.

Die gewichteten Fehlerpunkte markiert der Prüfer
neben der falsch gelösten Aufgabe. Wenn der Prü-
fer die einzelnen Aufgaben im Prüfbogen ausge-
wertet hat, addiert er die Fehlerpunkte getrennt so-
wohl für den Grundbogen als auch für den Zusatz-
bogen und trägt die Fehlerpunktzahlen in das vor-
gesehene Feld auf der ersten Seite des Prüfbogens
ein. Überschreitet der Prüfling neun Fehlerpunkte
(mit Ausnahme der Klassen D, D1 und Mofa), gilt
die Prüfung als nicht bestanden und muss wieder-

holt werden. Als typische Auswertungsfehler gelten
das Übersehen falscher Lösungen oder fehlender
richtiger Lösungen, das durch ungenaues Anlegen
der Schablone begünstigt wird, und Additionsfeh-
ler.

Zur Bekanntgabe der Prüfungsergebnisse wird den
erfolgreichen und insbesondere den nicht erfolgrei-
chen Prüflingen die Gelegenheit eröffnet, einzeln
ihre ausgewerteten Prüfbogen einzusehen. Die
Möglichkeit einer Fehlerdiskussion mit dem Prüfer
oder eines Beratungsgesprächs hinsichtlich der
Optimierung des gezeigten Kenntnisstands wird in
der Regel nur von Prüflingen in Anspruch genom-
men, die die Prüfung nicht bestanden haben.
Grundsätzlich wird die diagnostische bzw. selekti-
ve Funktion der Prüfung aber durch eine beratende
bzw. intervenierende Funktion ergänzt. Diese funk-
tionale Erweiterung der theoretischen Fahrerlaub-
nisprüfung durch Lernhinweise ist aus pädago-
gisch-psychologischer Sicht sehr zu begrüßen.  

3.1.5 Bemerkungen zu methodenkritischen Un-
tersuchungen in der Vergangenheit18

Die Fahrerlaubnisprüfung für Kraftfahrzeugführer
wurde Anfang des vorigen Jahrhunderts einge-
führt. Damals fanden sich erst wenige Automobile
im Straßenverkehr. Deshalb bildete zu diesem Zeit-
punkt auch nicht die Organisation des sozialen Zu-
sammenspiels von Verkehrsteilnehmern bei hoher
Verkehrsdichte einen Schwerpunkt der staatlichen
Regelungsbemühungen. Vielmehr standen zu-
nächst zwei andere Aspekte im Vordergrund: Zum
einen ging es um die Beherrschung der Fahrzeug-
technik und zum anderen um die juristischen
Aspekte der Einhaltung von Verkehrsregeln und der
Haftung im Falle von Schäden durch Unfälle. Dies
ist auch der Grund, weshalb zuerst Techniker und
Juristen die Anforderungen insbesondere in der
mündlichen theoretischen Fahrerlaubnisprüfung
wesentlich geprägt haben und nicht Pädagogen
oder gar Psychologen.

Mit der heutigen massenhaften Verwendung von
Kraftfahrzeugen ist der Straßenverkehr zu einem
komplexen Interaktions- und Kommunikationssys-
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tem geworden, an dem praktisch alle Mitglieder der
Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar teilhaben.
Um dieses Verkehrssystem zu ordnen und Gefah-
ren zu minimieren, bedarf es deshalb heute we-
sentlich umfangreicherer und komplexerer Regeln,
die zudem ständig an die sich wandelnden Ver-
kehrsbedingungen angepasst werden müssen.
Durch die enorm gestiegene Beteiligung der Bevöl-
kerung am Straßenverkehr mussten und müssen
auch immer stärker psycho-soziale Aspekte bei der
Erarbeitung der Regelwerke des Straßenverkehrs,
bei der sie vermittelnden Fahrschulausbildung und
natürlich auch im Fahrerlaubnisprüfungssystem
Berücksichtigung finden. Gleichzeitig erfordert
heute die Änderung dieser Regelwerke, von denen
praktisch die Gesamtbevölkerung betroffen ist,
auch eine breitere verkehrspolitische Partizipation
von verschiedenen Interessengruppen als vor ein-
hundert Jahren. Schließlich nahm mit dem ge-
wachsenen Gefährdungspotenzial auch die Not-
wendigkeit zu, das Vorhandensein verkehrsbezo-
genen Wissens und Könnens bei den Fahrerlaub-
nisbewerbern zuverlässig zu prüfen. Um dieses ef-
fizient zu gestalten, wurden schließlich die Prü-
fungsabläufe standardisiert und Prüfbogen ent-
wickelt.

In Deutschland wurden Prüfbogen im Sinne spezi-
eller Fragebogen für die Fahrerlaubnisprüfung erst-
mals Mitte der 50er Jahre von der Staatlichen
Technischen Prüfstelle Hamburg bei der theoreti-
schen Fahrerlaubnisprüfung eingesetzt. Als Vorla-
ge für den Entwurf der Prüfbogen dienten dabei
Fragebögen aus den USA. Ab 1958 wurden auch
vom TÜV München Prüfbogen bei Mopedführer-
prüfungen verwendet. Dazu wurden sieben unter-
schiedliche Prüfbogen mit jeweils 20 Fragen erar-
beitet. Die guten Erprobungserfahrungen mit die-
sem Prüfungssystem veranlassten daraufhin die
TÜV Essen und München, auch die theoretische
Fahrerlaubnisprüfung der Klassen 1 (Kraftrad) und
3 (Pkw) versuchsweise mit Prüfbogen durchzu-
führen; beim TÜV Essen wurde daraufhin der Ein-
satz von Prüfbogen am 16.11.1959 verpflichtend
eingeführt. Etwa zur gleichen Zeit wurden beim
TÜV Mannheim Prüfbogen eingesetzt, mit deren
Hilfe der Prüfer dem Prüfling die Fragen mündlich
vorgetragen und erläutert hat. Die Antworten trug
der Prüfling anschließend in ein Formblatt ein.

Für die Einführung des Prüfbogensystems gab es
zu diesem Zeitpunkt verschiedene Gründe: Erstens
existierten bei der Durchführung der damals noch
mündlichen theoretischen Fahrerlaubnisprüfung

und bei der Auswertung der Prüfungsergebnisse
beträchtliche Unterschiede zwischen den Prüfern;
die Prüfbogen sollten deshalb einen Beitrag zur
Vereinheitlichung der Prüfungsbedingungen leis-
ten. Zweitens nahm die Anzahl der durchzuführen-
den theoretischen Fahrerlaubnisprüfungen dras-
tisch zu, beispielsweise waren ca. drei Millionen
zusätzliche Mopedführerprüfungen abzunehmen
und erforderten Bemühungen um eine bessere
Prüfungsökonomie. Mit der Einführung der Prüfbo-
gen erhoffte man sich eine Verringerung der Prü-
fungszeit; Personaleinsparungen waren dadurch
allerdings nicht zu erzielen, obwohl für die Prüfbo-
genprüfung Fachhochschulabsolventen (amtlich
anerkannte Sachverständige mit Teilbefugnis oder
amtlich anerkannte Prüfer) eingesetzt werden
konnten. Drittens schließlich sollten die Prüfungs-
inhalte verbreitert und systematischer erfasst wer-
den, um die Fahrschulen zu einer verbesserten
theoretischen Fahrschulausbildung anzuregen. Da-
gegen besaß die Erhöhung der Verkehrssicherheit
als Grund für die Einführung des Prüfbogensys-
tems nur eine vergleichsweise geringe Bedeutung:
Nur drei von zehn TÜV schätzten damals ein, dass
mit der Einführung der Prüfbogen ein Beitrag zur
Erhöhung der Verkehrssicherheit verbunden sei.

Anfang der 60er Jahre übernahm dann der Verband
der Technischen Überwachungs-Vereine (VdTÜV)
die Entwicklung und einheitliche Gestaltung der
Prüfbogen für die verschiedenen Fahrerlaubnis-
klassen. In diesem Zusammenhang wurden dann
auch statistische Untersuchungen zu Schwierig-
keitsindizes und Fehlerverteilungen bei den einzel-
nen Prüfbogen bzw. Paralleltests durchgeführt.
Beispielsweise realisierte der TÜV Hannover im
Jahre 1966 eine vergleichende Analyse der Fehler-
häufigkeiten bei 22 Paralleltests. Die Ergebnisse
zeigten eine beträchtliche Varianz der Fehlerhäufig-
keiten, obwohl alle Paralleltests von demselben
Personenkreis (20 Probanden) bearbeitet wurden.
Dies führte dazu, dass die beiden Prüfbogen mit
der geringsten Fehlerhäufigkeit nicht weiter ver-
wendet wurden.

Im selben Jahr wurden beim TÜV Rheinland mit
889 Prüflingen nach der obligatorischen schriftli-
chen Fahrerlaubnisprüfung zusätzliche mündliche
Prüfungen in Anlehnung an die Inhalte der jeweili-
gen Prüfbogen durchgeführt. Die Nichtbestehens-
quote betrug bei der schriftlichen Prüfung 10 Pro-
zent gegenüber 31 Prozent bei der mündlichen
Prüfung. Die deutlich geringere Nichtbestehens-
quote bei den mittels Prüfbogen durchgeführten
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theoretischen Fahrerlaubnisprüfungen erklärte man
sich aus der besseren Möglichkeit, auf den Prüfbo-
gen die richtigen Antworten zu erraten. Im Allge-
meinen konnte jedoch festgestellt werden, dass
mit der Einführung der Prüfbogen die Nichtbeste-
hensquote zunächst anstieg, anschließend sich je-
doch die ursprüngliche Nichtbestehensquote nach
kurzer Zeit wieder einstellte; vielleicht der Effekt
einer „nachlaufenden” verbesserten Prüfungsvor-
bereitung durch die Fahrschulen.

In dieser Zeit wurden auch sehr häufig Änderungen
bei der Aufgabengestaltung und bei der Lösungs-
bewertung diskutiert und vorgenommen. Zunächst
wurden nur Prüfungsaufgaben angeboten, bei
denen genau eine Auswahlantwort richtig war.
1966 wurde erstmals bei einem Fahrmeisterlehr-
gang bei Quelle in Bielefeld ein Prüfbogen erprobt,
der Aufgaben ohne eine richtige Auswahlantwort
sowie Aufgaben mit einer, zwei oder drei richtigen
Lösungsalternativen enthielt. Ziel dieser Neuerun-
gen war damals vor allem, eine Qualitätsverbesse-
rung in der theoretischen Fahrschulausbildung zu
stimulieren. In dieser Zeit entstanden auch die
„Grundsätze des Arbeitskreises des Kraftfahrtech-
nischen Ausschusses ‚Führerscheinprüfung’ für die
Gestaltung der Prüfbogen”. Dort sind Richtlinien
für die formale Gestaltung der Prüfungsaufgaben
(Form und Inhalt der Fragen) festgelegt. Gleichzei-
tig wurde ein einheitliches Schema für die statisti-
sche Auswertung der Prüfbogen vorgegeben.

1969 wurden dann nach diesen Grundsätzen neue
Prüfbogen entwickelt, die bereits der im Jahr 1970
geänderten StVO entsprachen. Im Rahmen dieses
Entwicklungsprozesses fand eine umfangreiche
Diskussion über die Bewertung der Prüfungsfragen
statt. Zunächst wurde jede richtig beantwortete
Frage mit einem Punkt bewertet, da aus Unfallsta-
tistiken oder dem Bußgeldkatalog kein relationaler
Bewertungsmaßstab abgeleitet werden konnte.
Gleichzeitig wurden jedoch auch Versuche mit dif-
ferenzierteren Bewertungsmaßstäben durchge-
führt, beispielsweise wurden bei richtigen Antwor-
ten auf Fragen zur Sicherheitslehre drei Punkte ver-
geben, bei Fragen zur Vorfahrt zwei Punkte und ein
Punkt für alle übrigen Fragen. Ein anderes Bewer-
tungsmodell sah vor, ein Prüfungsergebnis als
„Nicht bestanden” zu werten, wenn der Prüfling
mehr als vier von 25 Prüfungsfragen falsch beant-
wortet hatte, unabhängig von der Zahl der
Falschantworten je Frage. Die Referenten der Län-
derbehörden bestanden damals allerdings darauf,
dass die Zahl der richtigen Antworten und nicht die

Zahl der richtig beantworteten Fragen für den Prü-
fungserfolg maßgebend sei.

Mit der Veröffentlichung der neuen Prüfungsrichtli-
nie vom 20. November 1970 (VkBl 1970, 877 ff.)
wurde verbindlich festgelegt, dass die Kenntnisse
der Bewerber anhand eines Prüfbogens zu ermit-
teln sind; die möglichen Prüfungsfragen wurden in
einem Fragenkatalog veröffentlicht. Im ersten hal-
ben Jahr der Einführung der neuen Prüfbogen galt
die Prüfung als bestanden, wenn nicht mehr als 15
Prozent der möglichen Fehlerpunkte erreicht wur-
den; später wurde dieser Wert auf 10 Prozent he-
runtergesetzt und im Laufe des Jahres 1973
nochmals auf sieben Prozent. Dabei waren für in-
haltlich verschiedene Fragengruppen unterschied-
liche Wertigkeiten (2, 3 oder 4 Fehlerpunkte) fest-
gelegt.

Im Mai 1971 wurden erstmalig für die neuen Prüf-
bogen statistische Auswertungen der Nichtbeste-
hensquoten unter regional vergleichenden Ge-
sichtspunkten durchgeführt. Beispielsweise wur-
den in diesem Jahr anhand einer Analyse der Prü-
fungsergebnisse von insgesamt ca. 15.500 Prüfbo-
gen die Nichtbestehensquoten beim TÜV Bayern
und beim RWTÜV (Dortmund) verglichen; weiterhin
wurde die durchschnittliche Fehlerhäufigkeit zu
verschiedenen Paralleltests an fünf verschiedenen
Prüforten erfasst. Diese Analysen zeigen, dass seit
der Einführung der Prüfbogen kontinuierlich und
mit hohem Aufwand an der Weiterentwicklung und
Verbesserung der Prüfungsfragen gearbeitet
wurde. Bei dieser inhaltlichen und  methodischen
Reflexion des Prüfungswesens wurde vielfach
auch der Rat von Psychologen und Medizinern aus
unterschiedlichen Forschungseinrichtungen heran-
gezogen.

An der inhaltlichen Weiterentwicklung der Fahrer-
laubnisprüfung hat in den 70er Jahren insbesonde-
re die Studienstelle für Kraftfahrzeug-Führerprüfun-
gen beim TÜV Rheinland in Köln gearbeitet. Bei der
praktischen Fahrerlaubnisprüfung ging es um For-
schungen – schon damals im Auftrage der BASt –
zur Festlegung möglichst vergleichbarer Anforde-
rungen für die Fahrerlaubnisbewerber. Im Mittel-
punkt stand dabei insbesondere die ergänzende
Einführung positiver Leistungsmerkmale in den seit
1973 existierenden bundeseinheitlichen Katalog
der Fahrfehler bei der Fahrerlaubnisprüfung.

Bei der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung stellte
vor allem die Ermittlung der Schwierigkeitsindices
der unterschiedlichen Fragebögen einen Arbeits-
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schwerpunkt dar, um zu einer Angleichung der
Schwierigkeitsindices zu gelangen. In Hinblick auf
die Optimierung der Aufgabenqualität wurde da-
mals bereits vorgeschlagen, dass so genannte
„Fragen in der Erprobung”, die für den Prüfling
nicht erkennbar sind, in den „Ernstfallprüfungen”
unbewertet mitlaufen, bevor sie in den Standard-
prüfungen eingesetzt werden. Weiterhin wurde dis-
kutiert, das Lehrziel „Kenntnisse über Regeln nach-
weisen” in das Lehrziel „Anwendung von Regeln in
der konkreten Situation” umzuwandeln: Die Erfas-
sung von Regelkenntnissen sollte also situations-
bezogen gestaltet werden, und der Prüfling sollte
sich in relativ kurzer, begrenzter Zeit für eine ange-
messene Reaktion entscheiden. Darüber hinaus
wurde erörtert, ob die Wiederholungsprüfungen
mehrfach auffälliger Fahrer aufgrund ihres besse-
ren Erfahrungsstandes nicht auf einem höheren Ni-
veau als bei den Erstprüfungen der Fahranfänger
durchgeführt werden müssten (SCHNEIDER,
1977). Schließlich wurde auch auf die neueren Er-
kenntnisse der Unterrichtsforschung und Testtheo-
rie hingewiesen, nach denen bei lehrzielorientierten
Tests wie der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung
keinesfalls auf die bewährten Testkennwerte der
Reliabilität und Validität verzichtet werden muss
(KROJ, 1977).

In dieser Zeit wurde auch bereits an der Erprobung
eines audiovisuellen Prüfsystems gearbeitet (HAM-
PEL, 1977), dafür wurden verschiedene Dia-Serien
entwickelt. Nach entsprechender Einführung und
Erklärung von Beispielaufgaben wurden in der Prü-
fung insgesamt 31 Dias gezeigt und die notwendi-
gen Aufgabeninstruktionen über Tonband gege-
ben. Die Antworten waren in einem Antwortformu-
lar zu verzeichnen. Die Gesamtdauer der Dia-Prü-
fung betrug ca. 30 Minuten. Um das einfache Aus-
wendiglernen von Fragen und Antworten und die
leichte Durchschaubarkeit von Fragen zur Gefah-
renlehre zu erschweren, musste man von dem Sys-
tem der einfachen Mehrfach-Wahl-Antworten, dem
sog. „Quizsystem”, abgehen. Deshalb wurden fünf
neue Konstruktionsprinzipien für die Prüfungsfra-
gen entwickelt (HAMPEL, 1977, S. 59 ff.):

1. Übergang von „geschlossenen Fragen” zu „of-
fenen Fragestellungen” (im Wesentlichen ging
es hier um die Suche nach verbesserten Dis-
traktoren, die nicht schon durch ihre Formulie-
rung zu offensichtlich richtigen Lösungen
führen; bei diesen offenen Fragestellungen han-
delte es sich nicht, wie im Kapitel 2.3.3 be-
schrieben, im ursprünglichen Sinne um eine

freie Aufgabenbearbeitung, sondern um eine
gebundene Aufgabenbearbeitung, bei der bei-
spielsweise als Auswahlantworten Sektoren in
Bildern zu markieren waren),

2. Auswahlantworten werden nicht gleichzeitig,
sondern nacheinander angeboten (dabei be-
stand nicht mehr die Möglichkeit, die Alternati-
ven gegeneinander abzuwägen, sondern der
Prüfling musste direkt entscheiden, ob eine Ant-
wort richtig oder falsch war),

3. möglichst wenig nach dem Wissen selbst fra-
gen, sondern nach dem Verhalten, das aus dem
Wissen resultiert (so wurde beispielsweise nicht
nach der Bedeutung eines Verkehrszeichens
gefragt, sondern nach dem Verhalten in der Si-
tuation, die durch dieses Zeichen bestimmt
wird),

4. Begründungen fordern (damit sollte die Wahr-
scheinlichkeit richtiger Zufallslösungen redu-
ziert werden),

5. Beantwortung relativ leichter Fragen unter Zeit-
limitierung (dabei musste die Entscheidung in
der vorgegebenen Situation innerhalb von 2 Se-
kunden gefällt werden).

Die Erprobung dieser audiovisuellen Prüfung er-
folgte für die Prüflinge auf freiwilliger Basis und er-
gänzend im Rahmen der offiziellen Prüfung, teils
vorher und teils nachher, mit 295 Prüflingen an fünf
verschiedenen Prüfstellen. Es zeigte sich, dass die
Fragen der audiovisuellen Prüfung deutlich schwe-
rer zu beantworten waren als die amtlichen Prüfbo-
gen. Hätte man das gleiche Kriterium für das Nicht-
Bestehen der Prüfung wie bei der Standardprüfung
angelegt (d. h. 7 % Fehler waren zulässig), so hät-
ten lediglich drei Prozent der Prüflinge die audiovi-
suelle Prüfung bestanden.

Im Rahmen umfangreicher statistischer Analysen
wurde auch der Frage nachgegangen, ob Experten
wie Sachverständige, Psychologen und Verwal-
tungsangestellte, die ja wesentlich die Inhalte der
heutigen Aufgaben festlegen, den Schwierigkeits-
grad der Fragen so prognostizieren können, wie er
sich dann bei der Prüfung ergibt. Es zeigte sich,
dass die Prognosen meist unbefriedigend ausfielen
und nicht dem realen Schwierigkeitsgrad der Auf-
gaben entsprachen.

HAMPEL (1977) zog aus diesen Untersuchungen
vor allem die zwei folgenden Schlussfolgerungen:
Erstens war das audiovisuelle Prüfungssystem bei
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gleichzeitiger Anwendung neuer Fragetechniken
offenbar besser als die konventionelle Fragebo-
genmethode in der Lage, für die Verkehrssicherheit
wichtige Lehrinhalte zu erfassen. Der Prüfungsge-
genstand verlagerte sich mit der neuen Methode
von der expliziten Abfrage des Regelwissens hin
zur Erarbeitung von angemessenen Verhaltensop-
tionen in speziellen Verkehrssituationen, also zur
Anwendung des Regelwissens, insbesondere im
Bereich der Gefahrenlehre. Zweitens sollten Prü-
fungsfragen im Rahmen der Führerscheinprüfung,
gleichgültig ob audiovisuelle Aufgaben oder Frage-
bogenaufgaben, in Zukunft nicht alleine aufgrund
von Expertenratings eingeführt werden, sondern
nur nach empirischer Erprobung und statistischer
Analyse.

Natürlich muss man sich fragen, warum diese Un-
tersuchungen nicht weitergeführt wurden. Soweit
heute zu erkennen ist, lag das wohl an der Prakti-
kabilität dieses komplexen Systems. Erst die heuti-
gen Möglichkeiten der Aufgabendarbietung und
Aufgabenauswertung sowie der statistischen Ana-
lyse per Computer bieten die Chance und Notwen-
digkeit, die damals eingeleiteten Schritte zu vollen-
den.

Insgesamt bleibt festzuhalten, dass in der Vergan-
genheit nicht nur die gerade beschriebenen
Bemühungen um eine Weiterentwicklung der Prü-
fungsaufgaben, sondern auch die Anstrengungen
zu einer kontinuierlichen Methodenreflexion auf
technologische Grenzen stießen. Diese Grenzen
waren bei der Methodenreflexion vor allem auf die
häufigen Änderungen der Prüfbogen und das Feh-
len von Voraussetzungen für die computergestütz-
te Auswertung von Prüfungsergebnissen zurückzu-
führen. Diese Einschränkungen führten in den letz-
ten Jahren zu gewissen Defiziten bei der Reflexion
der Aufgabenqualität; allerdings haben Arbeiten
zur Behebung dieser Defizite bereits begonnen 
(s. u.).

Grundsätzlich sei deshalb den folgenden metho-
denkritischen Bemerkungen vorangestellt, dass die
Kritik am bestehenden System nur auf Grund neuer
Rahmenbedingungen und Entwicklungen erhoben
werden kann, da diese natürlich auch neue Chan-
cen bieten, denken wir nur an die Möglichkeiten
heute verfügbarer computergestützter Datenverar-
beitungsstrategien für die umfassende Evaluation
des Prüfungssystems. Wenn wir also den Ist-Zu-
stand des gegenwärtigen Systems kritisieren, so
soll damit nicht unterstellt werden, dass man ver-

säumt hätte, dieses System über den Zeitraum sei-
nes Bestehens an die sich wandelnden Verkehrs-
anforderungen anzupassen! 

3.1.6 Qualität der theoretischen Fahrerlaub-
nisprüfung

• Bewertung der Objektivität

Mit Blick auf die im Kapitel 2.2.2 dargestellten Ob-
jektivitätskriterien ist zu konstatieren: Bei der theo-
retischen Fahrerlaubnisprüfung handelt es sich um
ein standardisiertes Verfahren, bei dem die Aufga-
benformulierungen, die Aufgabenabfolge, das Auf-
gabenangebot sowie die Ergebnisregistrierung und
-bewertung vorgegeben sind. Für die Prüfungs-
durchführung existieren weit gehend verbindliche
Regeln bzw. Handlungsvorschriften für die Prüfer
(s. o. Bemerkungen zum Regelverfahren); diese
Standards werden durch die beschriebenen ge-
setzlichen Bestimmungen und nicht zuletzt auch
durch das Qualitätssicherungssystem der Techni-
schen Prüfstellen und ihre Akkreditierung gewähr-
leistet. Zwar mag zuweilen die Notwendigkeit von
Adaptationen der Prüfungsdurchführung an die
spezielle Prüfungssituation gegeben sein; derartige
Flexibilisierungen betreffen aber nie substanzielle
Fragen der Prüfungsdurchführung, sondern eher
Randbedingungen wie die Ausgestaltung der „Auf-
wärmphase”, welche dem Aufbau eines span-
nungsfreien, vertrauensvollen Verhältnisses zwi-
schen Prüfer und Fahrerlaubnisbewerber dient. Die
methodische Eigenart der verwendeten Aufgaben-
typen, die wir bereits beschrieben haben (s. o.), för-
dert neben der Prüfungskonstruktion die Objekti-
vität des Verfahrens. Insgesamt kann damit kaum
ein Zweifel daran bestehen, dass die theoretische
Fahrerlaubnisprüfung bei ordnungsgemäßer
Durchführung und Auswertung ein hohes Maß an
Objektivität garantiert.

• Bewertung der Reliabilität

Im Kapitel 2.2.3 hatten wir die Reliabilitätsaspekte
„Paralleltest-Reliabilität”, „Retest-Reliabilität” (bzw.
„Stabilität”) und „Interne Konsistenz” unterschie-
den. Für alle diese Aspekte der Reliabilität besteht
die Möglichkeit, auf der Grundlage empirischer Un-
tersuchungen mit statistischen Verfahren Reliabi-
litätskoeffizienten zu berechnen, anhand derer man
die instrumentelle Zuverlässigkeit der theoreti-
schen Fahrerlaubnisprüfung quantitativ abschät-
zen könnte. Unsere Recherchen ergaben, dass bei
der allgemeinen Einführung der Prüfbogen Anfang
der 70er Jahre zwar Untersuchungen der Reliabi-
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lität durchgeführt wurden, für die heute verwende-
ten Paralleltests solche systematischen Analysen
jedoch nicht vorliegen. Ein wesentlicher Grund
dafür ist sicherlich die mehrfache Änderung der
Prüfbogen aufgrund geänderter gesetzlicher Vor-
gaben und der damit verbundene hohe Aufwand
für systematische Reliabilitätsuntersuchungen, für
die darüber hinaus lange Zeit auch keine Möglich-
keiten der computergestützten Datenverarbeitung
verfügbar waren (s. o.). Dies ist aus methodischer
Sicht sehr bedauerlich. Wir verfügen demzufolge
nicht über Indizien zur Abschätzung

– der Paralleltest-Reliabilität (d. h., wir wissen
nichts über die methodische Äquivalenz der vie-
len vorliegenden Paralleltests hinsichtlich ihrer
instrumentellen Zuverlässigkeit),

– der Retest-Reliabilität (d. h., wir wissen nicht,
ob derselbe Prüfling beim mehrmaligen Bear-
beiten desselben Aufgabensets bzw. Prüfbo-
gens ähnliche Ergebnisse erreichen würde) und

– der internen Konsistenz (d. h., wir wissen nicht,
ob die Aufgaben eines Aufgabensets eher ho-
mogene oder eher heterogene Anforderungen
erfassen; und vor allem wissen wir auch nicht,
ob sich die Paralleltests hierin unterscheiden).

Hinzuzufügen bleibt, dass der Mangel an metho-
denkritischen empirischen Informationen auch 
andere grundlegende Parameter wie die Trenn-
schärfe oder den Schwierigkeitsindex der bislang
verwendeten Aufgaben betrifft. So muss z. B. die
wichtige Frage unbeantwortet bleiben, ob sich 
die Paralleltests systematisch bzw. substanziell
hinsichtlich ihres Schwierigkeitsgrads unterschei-
den.

Allerdings existieren Versuche, an frühere Anstren-
gungen zur Methodenreflexion anzuknüpfen (s.
Kap. 3.1.5) und auf empirischem Wege die Güte
der gegenwärtigen theoretischen Fahrerlaubnis-
prüfung kritisch zu betrachten. So hat beispiels-
weise die Technische Prüfstelle des DEKRA e. V.
Dresden in Zusammenarbeit mit Obersten Landes-
behörden aufgrund der relativ hohen Nichtbeste-
hensquoten in einigen ostdeutschen Bundeslän-
dern eine Schwierigkeitsanalyse mit Aufgaben der
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung durchgeführt

(PETZHOLTZ & ERDENKÄUFER, 2002). Dabei wur-
den 4.348 Prüfbogen mit dem Grund- und Zusatz-
stoff der Klasse B und 1.106 Prüfbogen mit dem
Grund- und Zusatzstoff der Klassen M bis CE se-
lektiv ausgewertet. Zwar erfolgte bislang keine auf
die jeweiligen Paralleltests bezogene Auswertung,
die methodische Reflexion hat also die Aufgabene-
bene nicht verlassen; trotzdem zeigten sich bereits
einige interessante Ergebnisse, wenn man statisti-
sche Aussagesicherheit unterstellt. Diese Ergeb-
nisse der Aufgabenanalyse können wir im Rahmen
des vorliegenden Berichts natürlich nicht ausführ-
lich darstellen; sie könnten aber den Anfangspunkt
einer methodisch reflektierten Weiterentwicklung
des Fragenkatalogs bilden. Bei dieser Weiterent-
wicklung werden auch Fragen nach dem wün-
schenswerten Schwierigkeitsniveau der Prüfungs-
aufgaben und nach der Sicherung eines ähnlichen
Schwierigkeitsniveaus in den Paralleltests beant-
wortet werden müssen. Tabelle 2 zeigt, dass das
durchschnittliche Schwierigkeitsniveau der Prü-
fungsaufgaben in Abhängigkeit vom Themenbe-
reich, dem die jeweiligen Prüfungsfragen an-
gehören, sehr unterschiedlich ausfällt.

Weiterhin deuten die Ergebnisse der Aufgabenana-
lysen auf folgende Sachverhalte hin: Im Themen-
bereich „Gefahrenlehre”, der für die Verkehrssi-
cherheit inhaltlich außerordentlich bedeutsam er-
scheint, fällt die durchschnittliche Aufgaben-
schwierigkeit relativ gering aus, was auf eine Reihe
vergleichsweise leicht zu beantwortender Mehr-
fach-Wahl-Aufgaben hinweist, bei denen metho-
disch wenig anspruchsvolle Distraktoren die richti-
gen Lösungen suggerieren.
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Tab. 2: Falsche Antworten in den einzelnen Themenbereichen
(PETZHOLTZ & ERDENKÄUFER, 2002)

Analysierte

Themenbereich Prüfungsfragen19 Falschantworten

Anzahl Anzahl Anteil (%) 

„Gefahrenlehre“ 224 43 19,2 

„Verhalten im 
Straßenverkehr” 308 92 29,9

„Vorfahrt, Vorrang“ 44 20 45,5

„Verkehrszeichen“ 89 28 31,5

„Umweltschutz“ 44 17 38,6

„Vorschriften über 
den Betrieb der 
Fahrzeuge“ 100 22 22,0

„Fahrzeugtechnik“ 171 29 17,0

„Eignung und 
Befähigung von 
Kraftfahrern“ 8 3 37,5

Gesamt 988 254 25,7

19 Es handelt sich dabei um die Anzahl der analysierten Fragen
aus dem Amtlichen Fragenkatalog.



Ähnlich stellen sich die Aufgabenschwierigkeit und
die Indikatorenqualität bei den Aufgaben des The-
menbereichs „Fahrzeugtechnik” insbesondere im
Grundstoff dar. Unter den vielen leicht zu beant-
wortenden Fragen fallen allerdings auch einige
sehr schwierige Aufgaben auf: Beispielsweise ist
das für die Minderung des Unfallrisikos wichtige
„degressive Bremsen” vielen Prüflingen nicht be-
kannt.

Die Prüfungsaufgaben des Themenbereichs „Ver-
halten im Straßenverkehr” weisen eine höhere
durchschnittliche Aufgabenschwierigkeit aus. Der
Grund dafür ist aus unserer Sicht darin zu suchen,
dass die Inhalte dieser Prüfungsfragen sich über-
wiegend auf StVO-Vorschriften oder Faustformeln
zur Abwägung verkehrsrelevanter Entscheidungen
beziehen, die ohne eine qualifizierte Fahrschulaus-
bildung und engagiertes Lernen kaum erfolgreich
anzueignen sind (z. B. Verhalten an Haltestellen
oder Regelungen zum Seitenstreifen, zum
Linksparken, zum Reißverschlussverfahren, zu Ab-
ständen und zum Sonntagsfahrverbot).

Die Schwierigkeitsanalysen zu den Aufgaben der
Themenbereiche „Verkehrszeichen” und „Umwelt-
schutz” zeigen deutlich, dass die Aufgabenschwie-
rigkeit in die Höhe schnellt, sobald konkrete Kennt-
nisse erfragt werden. Auch Vorschriften über den
Fahrzeugbetrieb sind deshalb oft nicht bekannt (z.
B. Erlöschen der Betriebserlaubnis nach techni-
schen Veränderungen). Dies deutet im Zusammen-
hang mit den vorherigen Ausführungen auf eine ge-
ringe Lernbereitschaft und daraus resultierende
Wissenslücken bei nicht wenigen Fahrerlaubnisbe-
werbern hin.

Im Zusatzstoff weisen die Technikfragen mit bis zu
85 Prozent falscher Lösungen eine besonders hohe
Fehlerhäufigkeit auf (z. B. Bremswirkung am Pkw-
Anhänger oder Bedienung der Bremse mit ABS).

Wir wollen die Darstellung der Untersuchungser-
gebnisse an dieser Stelle nicht vertiefen, und sicher
wurden die in den Untersuchungsdaten verborge-
nen Informationen zur Indikatorenqualität und zu
diesbezüglichen Optimierungschancen auch noch
nicht ausgeschöpft. Allerdings haben wir beispiel-
haft aufgezeigt, wie schon eine relativ wenig auf-
wändige empirische Methodenreflexion wirkungs-
voll dazu beiträgt, Indikatoren mit geringer Qualität
zu identifizieren, um sie nachfolgend überarbeiten
bzw. eliminieren zu können. Von diesen geringwer-
tigen Indikatoren gibt es anscheinend im Fragen-
katalog eine ganze Reihe, die aufgrund ihrer für 

die Verkehrssicherheit wenig relevanten Inhalte
oder methodisch anspruchsarmen Distraktoren als
überarbeitungswürdig gelten können – ein Pro-
blem, das die Fahrlehrerschaft zu Recht seit lan-
gem kritisiert.

Im Zusammenhang mit der angesprochenen Nicht-
bestehensquote sei noch angefügt, dass hohe
oder wachsende Nichtbestehensquoten (s. Kap.
3.4; die drastische Erhöhung der Nichtbestehens-
quote bei der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung
im Jahr 1999 resultiert vermutlich aber aus einer
Veränderung der Bewertungsmaßstäbe, da 1998
die Wertigkeit von Vorfahrtsfragen von 4 auf 5
Punkte erhöht wurde) bzw. eine hohe Aufgaben-
schwierigkeit nicht per se ein Indiz für eine geringe
Qualität der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung
darstellen. Im Gegenteil: Wenn sich in der DEKRA-
Studie zeigt, dass die Aufgabenschwierigkeit deut-
lich mit leicht zu kennzeichnenden unterschiedli-
chen Lernanforderungen der Aufgaben korrespon-
diert (s. o.), stellt dieser Befund aus unserer Sicht
ein wichtiges Validitätsindiz dar, das die im nach-
folgenden Subkapitel diskutierten Validitätsbefun-
de ergänzt. Es geht deshalb sicher bei einer Re-
form der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung nicht
darum, Aufgaben zu konstruieren, die eine geringe
Schwierigkeit haben und damit eine geringe Nicht-
bestehensquote nach sich ziehen. Vielmehr ist
durch die Sicherung eines angemessenen Schwie-
rigkeitsgrads bei allen Indikatoren darauf hinzuwir-
ken, dass die selektive Funktion der Fahrerlaubnis-
prüfung gewährleistet wird und Prüflingen mit un-
zureichenden Kenntnissen und Fähigkeiten der
Weg zum Fahrzeugführer verschlossen bleibt.

Um dieses Ziel zu erreichen, gilt es, das unter Fahr-
erlaubnisbewerbern anscheinend um sich greifen-
de Verhaltensmuster zurückzudrängen, trotz
schlechter Prüfungsvorbereitung und im Vertrauen
auf die Möglichkeit, einen erfolglosen Prüfungsver-
such ggf. ohne nennenswerte Wartezeiten oder fi-
nanzielle Belastungen wiederholen zu können, an
der Prüfung teilzunehmen. Aus unserer Sicht müs-
sten derartige erfolglose Prüfungsversuche „auf
Probe” restriktiver sanktioniert werden, z. B. durch
deutlich längere Sperrfristen: Derzeit darf eine nicht
bestandene Fahrerlaubnisprüfung nach zwei Wo-
chen bzw. bei zweimaligem Nichtbestehen der
Wiederholungsprüfung nach Ablauf von drei Mona-
ten wiederholt werden (§ 18 FeV). Die Einräumung
einer derart kurzen Sperrfrist von zwei Wochen für
drei Prüfungsversuche entfaltet aus unserer Sicht
genauso wie die relativ geringen Gebühren für 
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Wiederholungsprüfungen (für die bei vielen Prüflin-
gen noch dazu die Eltern aufkommen) wenig Moti-
vierungspotenzial für eine gute Prüfungsvorberei-
tung, sofern man sich nicht durch moralische Er-
wägungen motiviert fühlt.

• Bewertung der Validität

Wie im Kapitel 2.2.1 beschrieben, stellen die Ob-
jektivität und die Reliabilität notwendige, aber nicht
hinreichende Voraussetzungen für die Validität
eines Verfahrens dar. Da jedoch keine Hinweise auf
die Reliabilität der theoretischen Fahrerlaubnisprü-
fung vorliegen, fehlen damit auch wesentliche Indi-
zien zur Beurteilung ihrer Validität.

Die Möglichkeiten für den unbedingt nötigen Nach-
weis der Validität eines Verfahrens haben wir im
Kapitel 2.2.4 beschrieben. Inhaltsvalidität, die
einem Verfahren durch ein Expertenrating zugebil-
ligt werden kann, hat die theoretische Fahrerlaub-
nisprüfung bei ihrer Einführung in gewissem Um-
fang besessen, da die Einführung des Prüfungsver-
fahrens durch Experteneinschätzungen zu seiner
Angemessenheit gesichert wurde. Allerdings waren
zu diesem Zeitpunkt, als es noch um das Für und
Wider der generellen Einführung einer theoreti-
schen Fahrerlaubnisprüfung ging, die Ansprüche
an die Standardisierung und Validierung dieser
Prüfung noch nicht so hoch wie heute. Dies ver-
deutlicht die Einleitung aus der Richtlinie zur Ein-
führung des Fragenkatalogs aus dem Jahre 1963:
„Der nachstehende Fragenkatalog soll die Prü-
fungsanforderungen vereinheitlichen und für die
Fragen und Antworten bei der Prüfung Anregungen
geben, ohne eine bestimmte Formulierung vorzu-
schreiben. Der Bewerber um eine Fahrerlaubnis
braucht bei der Prüfung nur den wesentlichen In-
halt der im Katalog enthaltenen Antworten zu den
Fragen wiederzugeben.” Erst später sind darauf
basierend die heute bekannten standardisierten
Prüfbogen entstanden, um eine größtmögliche Ver-
einheitlichung der Prüfungsanforderungen zu errei-
chen.

Nicht nur die methodischen Ansprüche, sondern
auch die inhaltlichen Vorstellungen darüber, welche
Kenntnisse und Fähigkeiten man für das Führen
von Kraftfahrzeugen, für umweltbewusstes und En-
ergie sparendes Fahren und vor allem für Gefahren
minimierendes Verhalten im Straßenverkehr
benötigt (s. o. § 16 FeV), haben sich seit der Ein-
führung der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung
fortlaufend verändert. Natürlich wurden auch die
Prüfungsinhalte immer wieder an diese Verände-

rungen angepasst. Trotzdem werden wir im Fol-
genden (s. Kap. 3.2) noch genauer belegen, dass
die theoretische Fahrerlaubnisprüfung aus heutiger
Sicht von Experten den gegenwärtigen Vorstellun-
gen und verkehrspsychologischen Grundlagen
einer modernen Fahrschulausbildung und Ver-
kehrssicherheitsarbeit nicht optimal entspricht.
Dies bedeutet aber letztendlich auch, dass die In-
haltsvalidität der theoretischen Fahrerlaubnisprü-
fung derzeit für die Erfassung der Aneignung der
notwendigen Ausbildungsinhalte als nicht ausrei-
chend erscheint.

Der Nachweis von Kriteriumsvalidität und Kons-
truktvalidität (LIENERT, 1969; EBBINGHAUS &
SCHMIDT, 1999) ist mit der Durchführung von em-
pirischen Untersuchungen verbunden, die einen
Zusammenhang zwischen den Leistungen von
Prüflingen bei der theoretischen Fahrerlaubnisprü-
fung einerseits und weiteren gemessenen ver-
kehrsbezogenen Persönlichkeits- oder Verhaltens-
parametern der Prüflinge bzw. Fahranfänger an-
dererseits herstellen. Aus unserer Sicht erscheint
ein Nachweis von Kriteriumsvalidität als mindes-
tens genauso wichtig wie eine Expertenbestäti-
gung der Inhaltsvalidität der theoretischen Fahrer-
laubnisprüfung – leider ist uns jedoch von derarti-
gen Untersuchungen nichts bekannt. Diese Aussa-
ge gilt für beide Arten der kriteriumsbezogenen Va-
lidität, also sowohl für die Übereinstimmungsvali-
dität (Prüfungsergebnis und Außenkriterium wer-
den zur gleichen Zeit erhoben und auf Überein-
stimmungen hin untersucht) als auch für die prog-
nostische Validität beispielsweise in Hinblick auf
die späteren Verkehrsdelikte oder Verkehrsunfälle
der Prüflinge. Wenn man es ernst meint mit der
wissenschaftlichen Fundierung der theoretischen
Fahrerlaubnisprüfung, sind solche Validitätsnach-
weise aber künftig anzustreben.

Allerdings erscheint die Bestimmung der prognos-
tischen Validität der theoretischen Fahrerlaubnis-
prüfung auch als methodisch schwierig, denn die
Prüflinge mit nicht ausreichenden Prüfungsleistun-
gen dürfen am Straßenverkehr nicht als Kraftfahrer
teilnehmen, weshalb für sie in der Regel keine
Außenkriterien wie Delikt- oder Unfallzahlen im
Straßenverkehr gegeben sind. Bei den Prüflingen,
die ihre theoretische Fahrerlaubnisprüfung dage-
gen bestanden haben, ist die Varianz der Prüfungs-
ergebnisse nur gering (bei den meisten Fahrerlaub-
nisklassen beträgt die erlaubte Variationsweite bei
den Fehlerpunkten nur 9 Punkte), sodass die sta-
tistische Auffindung und Absicherung von Zusam-
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menhängen mit solchen Außenkriterien schon me-
thodisch als problematisch anzusehen sind. Die
unzulängliche Forschungssituation bedeutet nun
allerdings nicht, dass wir auf begründete Einschät-
zungen zur Validität der theoretischen Fahrerlaub-
nisprüfung völlig verzichten müssten. Erste Indizien
für die Beurteilung der Validität bietet bereits die
grundsätzliche Analyse der gegenwärtig verwen-
deten Aufgabenarten. Wir haben bereits darge-
stellt, dass die Validität von Mehrfach-Wahl-Aufga-
ben in der Regel mit der Anzahl der Auswahlant-
worten wächst, weil damit die Erfolgswahrschein-
lichkeit des Erratens richtiger Lösungen sinkt. Bei
der derzeit geringen Anzahl von Auswahlantworten
– gegenwärtig sind es nur zwei oder drei – ist zu
vermuten, dass die Validität der Prüfungsergebnis-
se durch die hohe Wahrscheinlichkeit des Erratens
der richtigen Lösung deutlich eingeschränkt ist.
Weiterhin wird die Validität der derzeitigen theoreti-
schen Fahrerlaubnisprüfung dadurch beeinträch-
tigt, dass es bei einigen Mehrfach-Wahl-Aufgaben
offenkundig möglich ist, richtige oder falsche Lö-
sungsalternativen auch ohne verkehrsbezogene
Kenntnisse herauszufinden, weil beispielsweise
einzelne Lösungsangebote nicht sozialen Um-
gangsformen mit hoher allgemeiner Verbindlichkeit
entsprechen. Auf die geringe Qualität einer Reihe
von Distraktoren deuten auch die referierten Ergeb-
nisse der DEKRA-Untersuchung (s. o.) hin.

Ein weiteres und aus unserer Sicht außerordentlich
wichtiges Validitätsindiz stellt die Bewertung der
Manipulationsanfälligkeit des derzeitigen Prüfungs-
designs dar. Dazu ist vorauszuschicken, dass aus
Expertensicht die Validität der Prüfungsergebnisse
nicht selten durch Prüfungsbetrug beeinträchtigt
wird. Die Betrugsmöglichkeiten resultieren im We-
sentlichen daraus, dass die Prüfbogen mit den Auf-
gabensets zwar nicht veröffentlicht wurden, aber
einigen Fahrerlaubnisbewerbern trotzdem bekannt
sind. Da sowohl die Reihenfolge der Prüfungsauf-
gaben in einem Prüfbogen als auch die Antwortrei-
henfolge der „Richtig-Falsch-Antworten” fest vor-
gegeben sind, werden mit relativ wenig Aufwand
Lösungsschablonen vorgefertigt und zur Angabe
der richtigen Lösungsschemata benutzt. Derartige
Betrugshilfen sind verbreitet und können auch
gegen teilweise erhebliche Zahlungen erworben
werden. Damit ist davon auszugehen, dass ein
nicht genau zu bestimmender Anteil von Fahran-
fängern am Straßenverkehr teilnimmt, ohne sich
substanziell mit den Ausbildungsinhalten der Fahr-
schule auseinander gesetzt zu haben. Deshalb er-

scheint die Unterbindung von Manipulationen im
Prüfungsgeschehen und von Prüfungsbetrug als
eine wichtige Forderung bei der Optimierung der
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung.

Schließlich wird die Validität eines Verfahrens be-
einträchtigt, wenn das Verfahrensdesign es ermög-
licht, dass statt der zu diagnostizierenden Prü-
fungsinhalte schematisches Lernen und darauf be-
ruhende Gedächtnisleistungen systematisch zum
Prüfungserfolg führen. Dies ist offenkundig der Fall
und wird durch das Vorliegen relativ weniger Paral-
leltests insbesondere bei den in Deutschland selten
gesprochenen Fremdsprachen begünstigt. Eine Er-
höhung der Anzahl verfügbarer Paralleltests könn-
te hier Abhilfe schaffen, würde aber den jetzt schon
hohen Organisationsaufwand, der aus der Bereit-
stellung von hunderten Papier-Bleistift-Versionen
der Prüfbogen resultiert, in inakzeptabler Weise
steigern. Einen Weg zur wünschenswerten Diversi-
fizierung der Paralleltests und zur Bewältigung des
damit verbundenen Organisationsaufwands könnte
die Verwendung computergestützter Prüfungsfor-
men bieten.

Insgesamt bleibt zu konstatieren, dass die darge-
stellten Kritikpunkte hinsichtlich der Gültigkeit der
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung für die Erfas-
sung der eingangs beschriebenen Prüfungsinhalte
trotz des Mangels an expliziten Validitätsuntersu-
chungen erhebliche Zweifel an der Güte des der-
zeitigen Prüfungsdesigns begründen.

• Bewertung der Nebengütekriterien

Wie ist die theoretische Fahrerlaubnisprüfung hin-
sichtlich der Nebengütekriterien (s. Kap. 2.2.5) ein-
zuschätzen? Zweifelsohne besteht für diese Prü-
fung ein praktisches Bedürfnis, und das Verfahren
ist mit relativ geringen zeitlichen und materiellen
Ressourcen routinemäßig und effektiv zu handha-
ben. Somit erscheinen uns die Nützlichkeit und die
Ökonomie des Verfahrens grundsätzlich gewährleis-
tet, wenn auch sicher Möglichkeiten zur Verbesse-
rung der Verfahrensökonomie beispielsweise durch
computergestützte Prüfungsformen (s. Kap. 2.4)
gegeben sind. Eine Normierung liegt dagegen
höchstens im weitesten Sinne im Hinblick auf die
regelmäßig veröffentlichten Nichtbestehensquoten
vor. Über die Varianz der Prüfungsergebnisse hin-
sichtlich der Fehlerpunktzahlen ist dagegen nichts
bekannt, weshalb empirisch begründete Verfahren
der Testoptimierung nicht eingesetzt werden kön-
nen. Mit Blick auf das Vergleichbarkeitskriterium
bleibt festzuhalten, dass für die theoretische Fahr-
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erlaubnisprüfung eine Reihe von Parallelformen
existiert, deren psychometrische Äquivalenz und
insbesondere Validitätsähnlichkeit aber noch zu
zeigen wäre. 

3.1.7 Fazit

Die gegenwärtige Praxis der theoretischen Fahrer-
laubnisprüfung erscheint unter inhaltlichen und
methodischen Gesichtspunkten als verbesse-
rungswürdig. Mit Blick auf die unzureichend reflek-
tierte psychometrische Güte der theoretischen
Fahrerlaubnisprüfung ist kritisch festzustellen, dass
wir nicht sicher einschätzen können, ob hinter er-
folgreich bestandenen Prüfungen auch tatsächlich
die für eine sichere Verkehrsteilnahme erforderli-
chen und vom Gesetzgeber geforderten Kenntnis-
se, Fähigkeiten und Einstellungen in ausreichender
Qualität stehen und ob die Prüfungsgerechtigkeit
umfassend gesichert ist, denn Bedenken hinsicht-
lich der psychometrischen Güte der theoretischen
Fahrerlaubnisprüfung begründen auch Zweifel an
der Prüfungsgerechtigkeit.

Unter inhaltlichen und pädagogisch-psychologi-
schen Gesichtspunkten halten wir deshalb
grundsätzlich eine Absicherung der Validität der
Prüfungsinhalte für erforderlich. Darüber hinaus
wäre es erstens wünschenswert, dass die Prü-
fungsinhalte auch alle in der Fahrschüler-Ausbil-
dungsordnung vorgegebenen Ausbildungsinhalte
abdecken, also beispielsweise Themen wie „Per-
sönliche Voraussetzungen” (insbesondere psychi-
sche und soziale Voraussetzungen der Verkehrs-
teilnahme) und „Risikofaktor Mensch” (insbeson-
dere Einflussfaktoren auf das Verkehrsverhalten,
Selbstbilder, Fahrideale und Fahrerrollen) entspre-
chend ihrer jeweiligen Bedeutung angemessen
berücksichtigen. Um dies zu erreichen, sollten die
relativ undifferenzierten Themenbereiche des Prü-
fungsstoffs wie beispielsweise der Themenbereich
„Eignung und Befähigung von Kraftfahrern” inhalt-
lich untersetzt und darauf aufbauend mit einer an-
gemessenen Anzahl von Prüfungsfragen operatio-
nalisiert bzw. präzisiert werden. Bei der Bewälti-
gung dieser Aufgabe müssen juristische Rahmen-
bedingungen und das von uns im Kapitel 2.1 dis-
kutierte Verhältnis von Fahreignungsdiagnostik und
Befähigungsprüfung beachtet werden. Wenn die
Prüfungsinhalte auf diese Weise ergänzt und über-
arbeitet sind, muss zweitens eine Restrukturierung
der Prüfungsinhalte erfolgen. Eine optimierte
Struktur sollte neben pädagogischen Orientie-
rungsfunktionen auch eine nützliche technologi-

sche Grundlage für die Paralleltestgenerierung bie-
ten.

Methodisch ist anzumerken, dass die Aufgaben-
instruktionen nicht selten auf schwer verständli-
chen verbalen Beschreibungen von Verkehrssitua-
tionen beruhen, die falsche Lösungen auch bei
Prüflingen begünstigen, die sich umfangreiche und
anwendbare Kenntnisse und Fähigkeiten in der
Fahrschulausbildung erworben haben. Weiterhin
wird die Validität bei vielen Mehrfach-Wahl-Aufga-
ben durch die geringe Qualität der Distraktoren be-
einträchtigt, die es erlaubt, falsche Lösungsalter-
nativen ohne einschlägige Kenntnisse zu erkennen.
Hier scheinen wichtige Ansatzpunkte für eine Ver-
besserung der Aufgabenqualität gegeben zu sein:
Die Instruktionen müssen durch visuelle Elemente
an Anschaulichkeit, Verständlichkeit und vor allem
Eindeutigkeit gewinnen. Die Aufgaben sind
grundsätzlich so zu konstruieren, dass der Prüfling
die richtige Lösung nicht ohne eine inhaltliche Aus-
einandersetzung mit den Prüfungsinhalten und
einem Zusammenhangswissen finden kann. Auf
die methodischen Vorzüge von Mehrfach-Wahl-
Aufgaben hatten wir bereits hingewiesen; es er-
scheint deshalb auch in Zukunft ratsam, auf diesen
Aufgabentypus zurückzugreifen. Allerdings ist stär-
ker darauf zu achten, dass zu Mehrfach-Wahl-Auf-
gaben anspruchsvolle Auswahlantworten und ins-
besondere eine angemessene Anzahl gleichwerti-
ger Distraktoren vorgegeben werden.

Unabhängig von der Aufgabenqualität sollte der
Schutz vor Prüfungsbetrug verbessert werden.
Dazu müssen ausreichend Paralleltests mit äquiva-
lenter Schwierigkeit und Güte in allen Sprachen zur
Verfügung stehen, in denen die Prüfungsdurch-
führung angeboten werden soll. Schließlich er-
scheint es künftig unverzichtbar, ein forschungsge-
stütztes System der Methodenreflexion und Me-
thodenoptimierung zu installieren, in dem Experten
der Prüforganisationen, Verkehrspädagogen und
Testpsychologen zusammenwirken. In diesem Sys-
tem müssen fortlaufend Daten zu Prüfungsergeb-
nissen gesammelt und hinsichtlich psychometri-
scher Parameter ausgewertet werden, um die der-
zeit unbefriedigende Datenlage für methodenkriti-
sche Analysen zu verbessern und um die Güte und
Weiterentwicklung des Prüfungsdesigns zu si-
chern. Die Optimierung der Fahrerlaubnisprüfung
gewinnt damit prozessualen und interdisziplinären
Charakter. Der Computer wird dabei in verschiede-
ner Hinsicht hilfreich und unverzichtbar sein (s.
2.4.2): bei der Methodenentwicklung und Metho-
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denevaluation (z. B. Aufgabenanalysen, Anlage von
„Norm-Banken”, Auswertung von Validierungsda-
ten), bei der Prüfungsdurchführung (z. B. Auswahl
der zu bearbeitenden Aufgaben, Instruktion und
Aufgabenpräsentation, Antwortregistrierung) und
bei der Prüfungsauswertung (z. B. kriterienbezoge-
ne Auswertung, Rückmeldung der Prüfungsergeb-
nisse an den Prüfling und Prüfer, Dokumentation
der Prüfungsergebnisse). 

3.2 Meinungen und Forderungen von
Experten

3.2.1 Ergebnisse einer Sichtung von Fach-
literatur

„Will man das hohe Unfallrisiko des Fahranfängers
nicht einfach als gottgegeben hinnehmen, so muss
man das System seines Eintritts in den Verkehr neu
überdenken” (BARTHELMESS, 1999, S. 160). 
Folgt man dieser Empfehlung, so gilt es zunächst,
die Ziele der Fahrschulausbildung und Fahrerlaub-
nisprüfung zu betrachten. Diese Ziele waren im
Laufe der Zeit einem starken Wandel unterworfen.
Insbesondere in der praktischen Prüfung standen
zunächst Aspekte der Fahrzeugtechnik und Fahr-
zeugbedienung im Mittelpunkt. Bald rückten je-
doch Verkehrsvorschriften und -regeln ins Zentrum
der Aufmerksamkeit (s. Kap. 3.1.5). Heute dagegen
liegt der Anspruch der Fahrschulausbildung auch
darin, den Fahrschüler zu einem verantwortungs-
bewussten, rücksichtsvollen Verkehrsteilnehmer zu
erziehen (GLOWALLA et al., 1994). Hieraus erge-
ben sich neue Anforderungen an die Fahrschulaus-
bildung, die über die Vermittlung der Fahrzeugbe-
dienung und der zu beachtenden Verkehrsregeln
hinausgehen. Es wird vielmehr eine „möglichst weit
über die Fahrerlaubnisprüfung hinausreichende
Beeinflussung des Fahrverhaltens angestrebt”
(Bundesvereinigung der Fahrlehrerverbände, Hrsg.,
Praktische Ausbildung Pkw, curricularer Leitfaden,
2000, S. 10). Natürlich ist mit dieser Veränderung
der Ausbildungsinhalte auch die Herausforderung
verbunden, den angestrebten Erziehungserfolg im
Rahmen der Fahrerlaubnisprüfung zu erfassen.

Fahrschulausbildung und Fahrerlaubnisprüfung
sollen also dem Fahrerlaubnisbewerber auch ver-
mitteln, dass das Verkehrssystem in erster Linie als
soziales System verstanden werden muss und das
Verhalten im Straßenverkehr auf dem Solidarprin-
zip beruht (BÄCHLI-BIETRY, 1998). In der Vergan-
genheit stand dieser Forderung lange Zeit bei Fahr-

lehrern und Prüfern die Annahme gegenüber, ein
guter Prüfling zeichne sich in erster Linie durch
einen sicheren Umgang mit dem Fahrzeug und
eine zügige Fahrweise aus. Vorsichtiges Fahren
hingegen wurde häufig als Unsicherheit oder gar
Ängstlichkeit ausgelegt. Natürlich muss der siche-
re Umgang mit dem Fahrzeug nach wie vor Kriteri-
um für das Bestehen der Prüfung sein, dennoch
muss der Aspekt des defensiven, vorausschauen-
den und umweltbewussten Fahrens künftig noch
wesentlich stärker als bisher in die Beurteilung des
Fahrverhaltens eingehen. Der Fahrerlaubnisbewer-
ber muss also zeigen, dass er sicher mit dem Fahr-
zeug umgehen kann und die Verkehrsregeln be-
herrscht. Darüber hinaus muss aber auch deutlich
werden, dass dem Prüfling vor allem die sozialen
Aspekte des Fahrens bewusst sind und er sein
Fahrverhalten entsprechend einrichtet (BARTHEL-
MESS, 1999).

Eine der wichtigsten Voraussetzungen dafür und
damit auch ein bedeutsames Ziel der Fahrschul-
ausbildung und Fahrerlaubnisprüfung ist der Er-
werb von Fähigkeiten zur Perspektivenübernahme,
zum moralischen Urteilen und nicht zuletzt zur
Selbstreflexion. KESKINEN (1996) fordert entspre-
chend, dass im Rahmen der Fahrerlaubnisprüfung
nicht nur Wissen und Fähigkeiten des Prüflings er-
fasst werden. Vielmehr solle auch sein Vermögen
beurteilt werden, Risiken zu erkennen, einzuschät-
zen und zu vermeiden. Weiterhin müsse die Fähig-
keit zu realistischen Selbsteinschätzungen in der
Prüfung operationalisiert werden (zit. nach BÄCH-
LI-BIETRY, 1998). HEILIG und KNÖRZER (2000) er-
gänzen, dass die Fähigkeit zu realistischen
Selbsteinschätzungen nicht nur in Hinblick auf die
Beurteilung von Risikosituationen im engeren
Sinne vermittelt werden müsse, sondern das ge-
samte Verkehrsverhalten einschließen solle. Dazu
gehören aus unserer Sicht beispielsweise auch
Aspekte der Fahrzeugbeherrschung, der Gefahren-
erkennung, der Fahrtüchtigkeit und der Aggressi-
vität. Da nur „gelehrt und gelernt wird, was geprüft
wird” (s. o.), müssen diese Aspekte der Selbstrefle-
xion von Fahrverhalten demzufolge auch als Prü-
fungsinhalte thematisiert werden. Mit der Benen-
nung dieser Aspekte als Prüfungsgegenstände
knüpfen wir an die Zielstellung (Kap. 1.3) an und
nähern uns unserem Ziel, die Prüfungsinhalte wei-
terzuentwickeln (Kap. 4.1).

Zu einer realistischen Selbsteinschätzung gelangt
man durch Lernprozesse, die adäquate Fremdein-
schätzungen des eigenen Verhaltens durch andere 
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Personen voraussetzen. Diese erfolgen vornehm-
lich durch den Fahrlehrer in der Fahrschulausbil-
dung. Aber auch der Prüfer trägt bei der Fahrer-
laubnisprüfung zur Vermittlung solcher Rückmel-
dungen bei. Sicherlich sind die Möglichkeiten des
Prüfers, in der Fahrerlaubnisprüfung auf die Fahr-
schüler pädagogisch einzuwirken, einerseits be-
grenzt, da er in der zur Verfügung stehenden kurzen
Prüfungszeit kaum die Defizite seiner Prüflinge hin-
sichtlich ihrer Fähigkeit zur Selbsteinschätzung
substanziell beurteilen und diskursiv bearbeiten
kann; dies gilt übrigens genauso für die Fähigkeiten
des Prüflings im sozio-kognitiven und moralischen
Bereich. Andererseits ist der Einfluss des Prüfers
auf die (meist jugendlichen) Fahranfänger keines-
falls zu unterschätzen, da er über den Erfolg der aus
Sicht des Prüflings und seiner sozialen Referenz-
gruppen überaus bedeutsamen Entwicklungsauf-
gabe „Fahrerlaubniserwerb” entscheidet. Deshalb
dürfte sich der Versuch lohnen, die wünschenswer-
ten Prüfungsinhalte vor dem Hintergrund der bishe-
rigen Ausführungen zu präzisieren und vor allem zu
systematisieren. Für die Bewältigung dieser Aufga-
be erhalten wir Anregungen aus dem GADGET-Re-
port (SIEGRIST, 1999), der wohl zu den wichtigsten
neueren Publikationen zum Thema „Fahrschulaus-
bildung” gehört. In diesem Report werden verschie-
dene Modelle der Fahrschulausbildung im Hinblick
auf den zu erwartenden Sicherheitsgewinn und die
Reduktion von Unfällen diskutiert, um daraus Emp-
fehlungen für die EU-Verkehrspolitik im Allgemeinen
sowie für die inhaltliche und methodische Ausge-
staltung der Fahrschulausbildung im Besonderen
abzuleiten (SIEGRIST, 2000). Um einheitliche Krite-
rien zur Beurteilung der Fahrschulausbildung zu er-
arbeiten, nutzte man ein hierarchisches vierstufiges
Modell des Fahrverhaltens nach KESKINEN (1996),
das auf verkehrspsychologischen Theorien sowie
neueren theoretischen Ansätzen der Lern- und Ent-
wicklungspsychologie basiert. Dieses Modell pos-
tuliert, dass die Fahrausbildung nur dann erfolg-
reich verkehrssicherheitsrelevante Einstellungen bei
jungen Fahrschülern beeinflussen kann, wenn fol-
gende Ebenen im pädagogischen Prozess berück-
sichtigt werden:

– die Ebene der Fahrzeugbedienung: Diese nied-
rigste Ebene beinhaltet Fertigkeiten zur Hand-
habung des Fahrzeugs. Mangelndes Können
hinsichtlich der Fahrzeugbedienung ist eine
nicht zu vernachlässigende Ursache für Unfälle
von Fahranfängern. In der Fahrschulausbildung
muss es deshalb nicht zuletzt um das Üben der
Fahrzeugbedienung gehen;

– die Ebene der Beherrschung von Verkehrssitua-
tionen: Aufgrund mangelnder Fahrerfahrung
sind bedeutsame Fertigkeiten zur richtigen
Wahrnehmung und Einschätzung von Verkehrs-
situationen bei Fahranfängern noch wenig ent-
wickelt. Diese Tatsache muss den jungen Fah-
rern in der Fahrschulausbildung verdeutlicht
werden, und es muss natürlich die Bewältigung
verschiedener Routinesituationen im Straßen-
verkehr trainiert werden;

– die Ebene der Absichten und des sozialen Kon-
textes: Diese Ebene beinhaltet sowohl die Ziele
des Fahrens als auch den Kontext, in dem ge-
fahren wird. Junge Fahrer nutzen, wie bereits
dargelegt, ihr Auto häufig zu Freizeitzwecken
und am Wochenende. Sie fahren oft nachts und
sind dann mit Freunden unterwegs. Daraus er-
gibt sich ein erhöhtes Risiko für die jungen Fah-
rer, das im Zusammenhang mit dem Zustand
des Fahrers (z. B. Laune, Blutalkoholspiegel),
der Fahrumgebung (z. B. ländlich, urban), den
sozialen Umständen (z. B. Anzahl und Zustand
der Beifahrer) sowie den „Extramotiven” (z. B.
Wettfahrten) steht. Diese Risiken und ihre Fol-
gen müssen in der Fahrschulausbildung thema-
tisiert werden;

– die Ebene der generellen Lebensziele und Le-
benskompetenzen: Auf dieser höchsten Ebene
sind generelle Persönlichkeitscharakteristika
wie Einstellungen, Motive und Werthaltungen
angesiedelt, die das Fahrverhalten positiv oder
negativ beeinflussen. In der Fahrschulausbil-
dung muss daher auf die im Jugendalter typi-
schen Entwicklungsaufgaben und Lebensziele
eingegangen werden (z. B. Aufbau der Identität,
Erreichen von Unabhängigkeit und Statuser-
werb in der Gruppe der Gleichaltrigen).

Wie kann man die Fahrschulausbildung nach die-
sem Modell organisieren? „Der pädagogische Pro-
zess muss mit der Aneignung von notwendigen
elementaren Automatismen der Fahrzeugbedie-
nung (unterste Ebene) beginnen, dann zur Beherr-
schung von Verkehrssituationen (zweitunterste
Ebene) übergehen und schließlich auch die beiden
oberen Ebenen abdecken. Die Fahrerausbildung
lediglich quantitativ zu erweitern reicht demnach
nicht aus” (SIEGRIST, 2000, S. 166). Vielmehr
müsse eine Fahrschulausbildung, wenn sie die Un-
fallgefährdung junger Fahrer senken soll, sowohl
alle vier Ebenen berücksichtigen als auch die Ab-
hängigkeit der Ebenen untereinander verdeutli-
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chen, denn ein Erfolg bzw. Misserfolg auf einer
höheren Ebene hat Auswirkungen auf die tieferen
Ebenen der Handlungsregulation. Um diese Aussa-
gen weiter zu präzisieren, greifen wir nochmals auf
den GADGET-Report (SIEGRIST, 1999) zurück. Im
Rahmen dieses Reports haben HATAKKA et al.
(1999) das o. g. Modell von KESKINEN (1996) zu
einer komplexen 4 x 3-Matrix20 („GADGET-Matrix”)
ausgearbeitet. Wir haben diese Matrix geringfügig
an unsere Aufgabenstellung adaptiert und über-
setzt (s. Tabelle 3), um die zu erwartenden Verän-
derungen in der Fahrschulausbildung zu illustrie-
ren.

Die Autoren der GADGET-Studie beschreiben diese
Veränderungen zusammenfassend folgender-
maßen: „Als deutliche Erweiterung zur heute geläu-
figen Fahrerausbildung, welche auf den unteren lin-
ken Bereich des Rasters fokussiert ist, sollten
zukünftige Programme vermehrt auch den oberen
rechten Bereich einbeziehen.”

Natürlich läge es nahe, diese Forderung auf die
künftigen Prüfungsinhalte der Fahrerlaubnisprü-
fung auszudehnen. Als Leitgedanke erscheint uns

eine solche Ausdehnung auch durchaus als wün-
schenswert und nützlich; inwieweit sich allerdings
der damit verbundene Anspruch tatsächlich me-
thodisch umsetzen lässt, muss vorerst weit gehend
offen bleiben. Außerdem dürfte die praktische Fahr-
erlaubnisprüfung vermutlich bessere Aussichten
für die Erfüllung eines solchen Anspruchs bieten
als die theoretische Fahrerlaubnisprüfung, weil die
praktische Prüfung als ganzheitliche Einzelprüfung
dem Prüfer mehr Gelegenheit für die Diagnose von
sozio-kognitiven und moralischen Fähigkeiten wie
auch von Werthaltungen und Motivationsstrukturen
bietet. Die theoretische Prüfung dagegen wird si-
cher auch in Zukunft nicht zuletzt aus testökono-
mischen Gründen eine Gruppenprüfung bleiben,
was neben Objektivitätserwägungen für eine eher
eingeschränkte soziale Prüfer-Prüfling-Interaktion
spricht. Deshalb und auch wegen der methodi-
schen Schwierigkeiten, Selbsteinschätzungen zu
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Tab. 3: Die hierarchischen Ebenen des Fahrverhaltens und Beispiele für darauf bezogene Ausbildungsinhalte in der Fahrschulaus-
bildung (nach HATAKKA et al., 1999) 

Hierarchische Wesentliche Ausbildungsinhalte (Beispiele) 
Ebenen des 
Fahrverhaltens Wissen bzw. Fähigkeiten ... Risikoerhöhende Faktoren Selbsteinschätzung ... 

Lebensziele und � über Lebensstil und Lebens- � Akzeptanz von Risiko � zur Fähigkeit zur Kontrolle von 
-kompetenzen umstände � Sensationslust Impulsen
(generell) � Selbstüberschätzung � Sozialer Druck � zur Risikobereitschaft

� über Gruppennormen � Gebrauch von Alkohol und Drogen � zur Fahrtauglichkeit
� über Motive � Wertedefizite � zur Frustrationstoleranz
� zur Selbstkontrolle 
� über individuelle Werte 

Absichten und � über die Notwendigkeit der Fahrt � Zustand des Lenkers (Laune, Blut- � zu Planungsfähigkeiten  
sozialer Kontext � über den Zusammenhang zwischen alkoholgehalt etc.) � zu typischen Fahrabsichten
(bezogen auf der Qualität einer Fahrt � Fahrumgebung (ländlich/urban) � zu „Extramotiven“, die der Fahr-
Fahrverhalten) und � Soziale Umstände und Gesellschaft sicherheit zuwiderlaufen

- dem Fahrzweck � Extra-Motive (z. B. Wettkampf)
- der Routenplanung � Extra-Motive (z. B. Wettkampf)
- dem sozialen Druck im Auto

Beherrschen � über Verkehrsregeln � Falsche Erwartungen � zu Stärken und Schwächen des 
von � zur Wahrnehmung und Beach- � Risikoerhöhender Fahrstil (z. B. eigenen Fahrkönnens in Verkehrs-
Verkehrssitua- tung von Signalen aggressiv) situationen 
tionen � zur Antizipation des Situations- � Ungenügende Geschwindigkeits- � zum persönlichen Fahrstil

verlaufs anpassung � zu persönlichen Sicherheitsmargen
� zur Geschwindigkeitsanpassung � Nichtbefolgen der Regeln/unvorher- � zu Stärken und Schwächen in
� über den Abstand zu anderen Ver- sagbares Verhalten gefährlichen Situationen

kehrsteilnehmern und Sicherheits- � Informationsüberflutung
marken 

Fahrzeug- � zur Kontrolle der Richtung und � Ungenügende Automatismen/ � zu Stärken und Schwächen beim 
bedienung Position Fähigkeiten elementaren Fahrkönnen

� über Pneuhaftung und Reibung � Unzureichende Geschwindigkeits- � zu Stärken und Schwächen der 
� über Fahrzeugeigenschaften keitsanpassung Fähigkeiten in gefährlichen
� über physikalische Phänomene � Schwierige Bedingungen (geringe Situationen

Reibung etc.) 

20 Die genannten Autoren verweisen wiederum auf HATAKKA
et al. (1997) als Quelle der Matrix.



Werthaltungen, Motiven oder soziokognitiven
Fähigkeiten angemessen und valide in Befragun-
gen zu operationalisieren, möchten wir die Erwar-
tungen hinsichtlich einer starken Berücksichtigung
des oberen rechten Tabellenbereichs in der theore-
tischen Prüfung vorsorglich dämpfen.

Während bei der Fahrerlaubnisprüfung also die
Umsetzung der beschriebenen verkehrspsycholo-
gischen Grundpositionen in die Praxis erst noch
weiter diskutiert werden muss, ist man bei der
Fahrschulausbildung bereits einen Schritt weiter
vorangekommen. In den curricularen Leitfäden zur
praktischen Fahrschulausbildung, die von der Bun-
desvereinigung der Fahrlehrerverbände e. V. he-
rausgegeben werden, finden sich beispielsweise
Anregungen zur Förderung des Fahrverhaltens, die
sich auf alle oben beschriebenen Hierarchieebenen
beziehen. Das Erlernen des Autofahrens wird dabei
als komplexer Lernprozess beschrieben, in dem
Leistungen im psychomotorischen, im kognitiven
und sozio-kognitiven sowie im affektiv-emotiona-
len Bereich erbracht werden müssen.

Neben Fähigkeiten zur Fahrzeugbedienung und
Wissen über Verkehrsvorschriften soll die Fahr-
schulausbildung vor allem auf die Stärkung des
Verantwortungsbewusstseins sowie des partner-
schaftlichen und selbstkritischen Verhaltens im
Straßenverkehr abzielen. Berücksichtigt werden
dabei auch die psychologischen Besonderheiten
jugendlicher Fahrschüler, die noch keine stabile
Identität gewonnen haben und zu Risikoverhalten
neigen (LAMSZUS, 2000). Damit sind, mit den ge-
nannten Vorbehalten, auch Zielgrößen für die Opti-
mierung der Fahrerlaubnisprüfung gegeben. 

3.2.2 Ergebnisse eines Expertenworkshops

Am 20.07.2001 fand in der Bundesanstalt für
Straßenwesen in Bergisch Gladbach eine Exper-
tenanhörung statt, anlässlich der u. a. Möglichkei-
ten der Optimierung der Fahrerlaubnisprüfung
erörtert wurden. An der Anhörung nahmen teil: Herr
BAHR (BASt), Herr Dr. BARTHELMESS (Verkehrs-
psychologe), Herr BÖGL (TÜV Süd), Herr BÖNNIN-
GER (DEKRA), Herr v. BRESSENSDORF (Bundes-
vereinigung der Fahrlehrerverbände), Herr Dr. jur.
JAGOW (Ministerialdirigent a. D., Rechtsanwalt),
Herr KLEUTGES (TÜV Rheinland/Berlin-Branden-
burg), Herr Prof. LAMSZUS (Universität der Bun-
deswehr Hamburg), Herr Dr. REITER (TÜV Verlag),
Herr Prof. SCHNEIDER (Forschungsgemeinschaft
Auto-Sicht-Sicherheit), Herr SEIFERT (BASt), Herr

TREUGER (DEKRA), Herr Dr. UTZELMANN (TÜV
Rheinland/Berlin-Brandenburg), Herr Dr. DeVOl
(RWTÜV) und Herr Dr. WOBBEN (RWTÜV).

Herr Prof. SCHNEIDER sprach sich für den Einsatz
computergestützter dynamischer Aufgabenpräsen-
tationen in der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung
aus. Dabei sollten nicht nur die Richtigkeit der Auf-
gabenlösung, sondern auch die Reaktionszeit im
Sinne einer rechtzeitigen richtigen Verhaltensreak-
tion in Gefährdungssituationen erfasst werden.
Man müsse sich jedoch bewusst sein, dass die
theoretische Prüfung auf diese Weise mehr und
mehr Anteile der praktischen Prüfung erhalte. Ein-
schlägige Erfahrungen lägen in Irland vor. Ob mit
computergestützten dynamischen Aufgabenprä-
sentationen auch eine erhöhte Risikobereitschaft
des Prüflings festgestellt werden könne, sei jedoch
fraglich. Das Einsetzen entsprechender Filmse-
quenzen innerhalb der Prüfung per se sei nicht
ohne weiteres als valides Instrument zur Erfassung
von Risikobereitschaft oder Gefahrenkognitionen
anzusehen. Dem Ziel, hochrisikobereiten Fahrern
den Zugang zum Straßenverkehr zu verwehren,
müsse man auch dadurch näher kommen, dass
man delinquenten Fahrerlaubnisbewerbern mit De-
likten inner- oder außerhalb des Straßenverkehrs
die Ersterteilung der Fahrerlaubnis erschwere (auf
die in unterschiedlichen Studien beschriebene mul-
tiple Delinquenzneigung von Hochrisikofahrern
hatten wir bereits im Kap. 1 hingewiesen).

Herr v. BRESSENSDORF wies darauf hin, dass be-
dingt durch das „Paternoster-System” (d. h., die
Fahrschüler nutzen nach Belieben die in der Fahr-
schule angebotenen Ausbildungseinheiten, um
eine vorgeschriebene Anzahl davon zu absolvieren;
inhaltliche Vorgaben zur Zusammenstellung der
Ausbildungseinheiten bestehen nicht, dadurch wird
ermöglicht, dass Fahrschüler auch durch den
mehrmaligen Besuch der gleichen Ausbildungsein-
heit die geforderte Anzahl absolvierter Ausbil-
dungseinheiten nachweisen können) eine sinnvoll
aufgebaute theoretische Fahrschulausbildung der-
zeit nicht sichergestellt werde. Darüber hinaus
würde die theoretische Fahrschulausbildung nicht
selten mit Blick auf die überschaubare Menge der
zur Verfügung stehenden Prüfungsfragen inhaltlich
eingeschränkt. Es erscheine fraglich, ob die Prü-
fungsfragen zur theoretischen Fahrerlaubnisprü-
fung inhaltlich den Rahmen der vorgeschriebenen
Ausbildungsinhalte abdecken würden und bei-
spielsweise durch Prüfungsfragen zu Risikofakto-
ren im Straßenverkehr tatsächlich eine Reduzie-
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rung der Risikobereitschaft erreicht werde, die
nicht zuletzt in grundlegenden Werthaltungen sich
selbst und den anderen Verkehrsteilnehmern ge-
genüber begründet sei. Weiterhin forderte Herr v.
BRESSENSDORF nachdrücklich, die pädagogi-
sche Wirksamkeit der gestellten Fragen wissen-
schaftlich zu überprüfen; durch eine Optimierung
der Fahrschulausbildung und der Fahrerlaubnis-
prüfung müsse sichergestellt werden, dass erfolg-
reiche Prüflinge nicht nur Regelwissen besitzen,
sondern auch die dahinter stehenden inhaltlichen
Prinzipien verstanden haben. In diesem Zusam-
menhang gehöre auch die pädagogisch-psycholo-
gische Qualifikation der Prüfer auf den Prüfstand.

Herr Dr. BARTHELMESS forderte, die Teilnahme
am motorisierten öffentlichen Straßenverkehr stär-
ker als soziales Handeln zu sehen. Dies bedeute
auch, dass bei der Aufgabenkonstruktion zur Fahr-
erlaubnisprüfung dem Sozialverhalten von Kraft-
fahrern, den Einstellungen zur Verkehrssicherheit
und der Gefahrenkognition eine größere Bedeu-
tung zugemessen werden müsse. Eine hohe Vali-
dität des Prüfungsinstrumentariums müsse si-
chern, dass nicht nur Scheinkompetenz gemessen
werde. Die vorliegenden Erfahrungen aus dem
Nachschulungsbereich könnten dazu genutzt wer-
den.

Herr TREUGER hält es für praktikabel, bei der
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung anhand von
computergestützten Prüfungsaufgaben mit inte-
grierten Videosequenzen auch Indikatoren zur Risi-
kobereitschaft der Prüflinge zu erheben. In der
praktischen Fahrerlaubnisprüfung sei die Erfas-
sung von Risikobereitschaft derzeit dagegen ver-
mutlich nur schwer möglich, da die reine Fahrzeit
relativ kurz sei, die Strecken nicht immer ausrei-
chende Anforderungen bieten würden und meist
nur mit einer geringen Geschwindigkeit gefahren
werde. Aufgrund seiner umfangreichen Erfahrun-
gen als Prüfer bestätigte Herr TREUGER den o. g.
Eindruck, dass für die theoretische Fahrerlaubnis-
prüfung oftmals die Antworten auf die Prüfungsfra-
gen von den Prüflingen schematisch auswendig
gelernt würden, ohne dass die damit verbundenen
Wissensbestände verstanden wurden oder gar an-
gewendet werden können. Er forderte, dass die
Fahrprüfer insbesondere für die Verbesserung der
Qualität der praktischen Fahrerlaubnisprüfung
neben verkehrsrechtlichen auch verkehrspsycholo-
gische Kenntnisse erwerben sollten. Erste Erfah-
rungen im Ausland mit Fahrprüfern, an die höhere
pädagogisch-psychologische Anforderungen ge-

stellt werden, lägen vor. Derartige Kenntnisse wür-
den die Beurteilung des Bewerbers verbessern und
helfen, die Prüfungssituation selbst zu entspannen.

Herr Dr. JAGOW erläuterte als Jurist, dass er die
Übertragung der üblichen Prüfbogen mit ihren
Frage-Antwort-Mustern auf computergestützte
Prüfungsformen aufgrund der derzeitigen Rechts-
lage für möglich halte. Dagegen müsse man für
den Einsatz eines Fahrsimulators den § 16 FeV än-
dern, da dieser als Prüfungsaufgaben für die theo-
retische Fahrerlaubnisprüfung lediglich Fragen vor-
sehe. Hinzu käme, dass der Fahrsimulator weder
der theoretischen noch der praktischen Fahrer-
laubnisprüfung eindeutig zugerechnet werden
könne. Mit der EU-Führerscheinrichtlinie sei der Si-
mulatoreinsatz eher vereinbar als mit dem gelten-
den deutschen Recht; allerdings sei eine Änderung
der Prüfungsinhalte auf nationaler Ebene im Ge-
gensatz zur Veränderbarkeit von EU-Vorschriften
vergleichsweise leicht durchführbar.

3.2.3 Fazit

In der neueren Fachliteratur (s. Kap. 3.2.1) finden
sich gehäuft Hinweise darauf, dass die Ausbil-
dungs- und Prüfungsinhalte in der Fahrschulausbil-
dung und Fahrerlaubnisprüfung nicht mehr dem
verkehrspsychologischen Kenntnisstand entspre-
chen. Auf der Grundlage eines anscheinend weit-
hin akzeptierten Modells des Fahrverhaltens und
darauf einwirkender Faktoren wird deshalb gefor-
dert und bereits zunehmend in der Praxis umge-
setzt, dass in der Fahrschulausbildung nicht nur
die Fahrzeugbedienung und die Bewältigung von
Verkehrssituationen vermittelt werden, sondern
auch die Entwicklung sozialer und ökologischer
Kompetenzen angestrebt wird. Darüber hinaus
werden im Rahmen diskursiver didaktischer Lehr-
formen auch mit dem Straßenverkehr in Beziehung
stehende Lebensziele und Lebensstile thematisiert,
um den Fahrschülern den Einfluss ihres Selbstkon-
zepts auf das Fahrverhalten zu verdeutlichen und
Selbstreflexion zu fördern.

Bei der Fahrerlaubnisprüfung muss eine stärkere
Berücksichtigung dieses umfassenden Modells
des Fahrverhaltens erst noch diskutiert werden,
und zwar vorrangig in Hinblick auf eine mögliche
Erweiterung der Prüfungsinhalte und adäquate me-
thodische Operationalisierungen. Zwar ist aufgrund
der psychologischen Mechanismen der Wertever-
mittlung und sozialen Erziehung (OSER & ALTHOF,
1992) schon allein wegen der nur kurzen Ausbil-
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dungs- und Prüfungszeit sowie des weit gehenden
Fehlens von Möglichkeiten der peer education
davon auszugehen, dass die Chancen zur Sozial-
erziehung und Wertevermittlung in der Fahrschul-
ausbildung und erst recht in der Fahrerlaubnisprü-
fung begrenzt sind, aber die im Kapitel 1 beschrie-
benen Opferzahlen gebieten, jede Möglichkeit der
Fahrerziehung auszuschöpfen. Außerdem, und
dies erscheint uns als gewichtiges Argument, kann
über die Etablierung von Prüfungsindikatoren zum
Sozialverhalten im Straßenverkehr und zum Zu-
sammenhang von Selbstkonzept und Fahrverhal-
ten die Vermittlung entsprechender Inhalte in der
Fahrschulausbildung vermutlich kräftig forciert
werden.

Im Rahmen eines von uns organisierten Experten-
workshops (s. Kap. 3.2.2) wurde unsere im Kapitel
3.1 dargestellte Kritik an der Prüfungspraxis be-
stätigt und illustriert. Die Kritik und die Empfehlun-
gen der Fachexperten seien noch einmal schlag-
lichtartig aufgeführt: Nach der derzeitigen gesetzli-
chen Grundlage und Prüfungspraxis würde die
theoretische Fahrerlaubnisprüfung zu stark auf das
Regelwissen des Prüflings fokussieren, das mittels
Prüfbogen erfasst werde. Über die testpsychologi-
sche Güte dieser Prüfungsform lägen kaum For-
schungsbefunde vor; sie wären aber wünschens-
wert. Eine Ausweitung der Prüfungsinhalte über
Regelwissen hinaus beispielsweise auf die An-
wendbarkeit dieses Regelwissens oder die Erfas-
sung sozialer Verhaltensstrategien im Straßenver-
kehr erscheine zwar wünschenswert, müsse aber
juristisch und methodisch reflektiert werden. Darü-
ber hinaus müssten für diesen Zweck die Prü-
fungsaufgaben unter methodischen und inhaltli-
chen Gesichtspunkten weiterentwickelt und an-
schließend einer substanziellen Güteprüfung unter-
zogen werden. Für die Weiterentwicklung der Prü-
fungsaufgaben erscheine der Einsatz neuer Medi-
en sinnvoll. Allerdings wäre dabei zu beachten,
dass Prüfungsaufgaben mit computergestützten
Aufgabendesigns, zumindest wenn sie die derzeit
üblichen Aufgabentypen überschreiten, auf ihre
Vereinbarkeit mit dem geltenden Recht überprüft
werden müssten. Der Einsatz von Fahrsimulatoren
im Rahmen der Fahrerlaubnisprüfung stieß bei den
Experten insgesamt auf überwiegende Ablehnung.
Dagegen wurde die Forderung engagiert befürwor-
tet, dass die Prüfer über mehr verkehrspsychologi-
sches und -pädagogisches Wissen verfügen soll-
ten. 

3.3 Erfahrungen aus dem Pilotprojekt
„Theoretische Fahrerlaubnisprü-
fung am PC”

3.3.1 Zielstellung

Ziel des Pilotprojekts war es, die technische Rea-
lisierbarkeit einer computergestützten theoreti-
schen Fahrerlaubnisprüfung sowie ihre Akzeptanz
durch die Fahrerlaubnisbewerber und andere von
der Prüfungspraxis betroffene Interessengruppen
zu untersuchen. Die Erfahrungen und Auseinander-
setzungen mit der neuen Prüfungsform sollten
einen Beitrag zur Beantwortung der Frage leisten,
ob und unter welchen Bedingungen der Einsatz des
Computers zur Realisierung einer inhaltlichen und
methodischen Modernisierung der Fahrerlaub-
nisprüfungen – insbesondere der theoretischen
Prüfungen – praktikabel ist (CYGANSKI & 
BIEDINGER, 1999). 

3.3.2 Durchführung

An drei ausgewählten Prüfungsstandorten (Biele-
feld, Köln und Essen) wurden vernetzte Computer-
arbeitsplätze für den Prüfer und mehrere Fahrer-
laubnisbewerber eingerichtet. An diesen Standor-
ten wurde Prüflingen vom 01.01.1998 bis zum
30.06.1999 angeboten, die theoretische Fahrer-
laubnisprüfung der Klasse 3 einschließlich des
„Prüfbogens zur theoretischen Prüfung über Ener-
gie sparende Fahrweise” am Computer in Deutsch
oder Türkisch abzulegen. Da sich das Pilotprojekt
auf die StVZO als rechtliche Prüfungsgrundlage
stützte, musste es mit Einführung des EU-Rechts
und Auslaufen der Übergangsbestimmungen zur
neuen Fahrerlaubnisverordnung per 01.07.1999
beendet werden.

Den Prüflingen wurde die computergestützte Prü-
fungsform als Alternative zur herkömmlichen Pa-
pier-Bleistift-Prüfungsform zur Auswahl gestellt.
Auf Wunsch konnte zuvor ein Lernprogramm für
die Computernutzung absolviert werden. Den In-
teressenten wurde für den Fall des Prüfungsversa-
gens bei der computergestützten Prüfungsform die
Möglichkeit einer zusätzlichen Nachprüfung vor
Eintritt in die dreimonatige Wartezeit angeboten.
Unter diesen Bedingungen handelt es sich bei der
Teilnehmergruppe an der computergestützten Prü-
fungsform um eine selektive, nicht repräsentative
Untersuchungsstichprobe, in der Probanden ver-
schiedenen Alters und mit unterschiedlicher Com-
putererfahrung vertreten waren.
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Die Aufgabendarbietung in der computergestütz-
ten Prüfungsform ähnelte der Aufgabendarbietung
in der herkömmlichen Papier-Bleistift-Prüfungs-
form. Die Fragen bzw. Aufgaben wurden aus den
Prüfbogen analog auf den Computerbildschirm
übertragen. Im Gegensatz zur Papier-Bleistift-Prü-
fungsform wurde allerdings in der computerge-
stützten Prüfungsform die Reihenfolge der ange-
botenen Auswahlantworten zu den Mehrfach-
Wahl-Aufgaben bei jeder Aufgabe zufällig ge-
mischt. Auf eine weiter gehende Ausnutzung EDV-
technischer Möglichkeiten (z. B. Generieren von in-
dividuellen Aufgabenfolgen per Zufallsgenerator
oder Verwenden visueller Instruktionen durch ver-
kehrsbezogene Bildsequenzen) wurde bei der Ent-
wicklung der computergestützten Prüfungsform
verzichtet, um das Anforderungsniveau bei der
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung möglichst
nicht zu verändern und eine Benachteiligung von
Prüflingen durch die computergestützte Prüfungs-
form auszuschließen; die Projektverantwortlichen
wollten damit die „Gleichbehandlung der Prüflinge”
bzw. die „Prüfungsgerechtigkeit” sichern. Außer-
dem strebten sie die Vergleichbarkeit der Prüfungs-
ergebnisse aus beiden Prüfungsformen an und
wollten durch eine hohe formale Ähnlichkeit der
Prüfungsaufgaben zur Äquivalenz der Prüfungsfor-
men beitragen (s. dazu auch Kap. 2.5). 

3.3.3 Ergebnisse

• Technische Machbarkeit

Im Rahmen der Studie wurden insgesamt 1.464
theoretische Fahrerlaubnisprüfungen am Computer
durchgeführt; davon wurden 367 (25,1 %) Prüfun-
gen nicht bestanden. Diese Nichtbestehensquote
weicht nicht signifikant von der sonst üblichen ab.
Die technische Realisierbarkeit der verwendeten
computergestützten Prüfungsform war in jeder
Phase des Projekts uneingeschränkt gegeben.
Weder bei der Entwicklung und Installation der
Software noch bei der Durchführung der Prüfungen
traten nennenswerte Schwierigkeiten oder Fehler
auf.

• Akzeptanz

Mit Hilfe eines vom TÜV-Verlag entwickelten Kun-
denbefragungsinstruments wurde vom Projektträ-
ger die Akzeptanz der computergestützten theore-
tischen Fahrerlaubnisprüfung durch die Fahrer-
laubnisbewerber erhoben. Den Befragungsergeb-
nissen liegen die Daten aus 655 Fragebögen zu
Grunde. Es wurden keine Angaben darüber doku-

mentiert, wie viel Fragebögen an Prüflinge ausge-
geben wurden und welche Untersuchungsbedin-
gungen den Rücklauf beeinflusst haben. Aus die-
sem Grund lassen sich weder Rückschlüsse auf
die Ausschöpfungsquote noch auf die Repräsenta-
tivität der befragten Untersuchungsstichprobe für
die Grundgesamtheit der 1.464 Prüflinge, die an
der computergestützten theoretischen Fahrerlaub-
nisprüfung teilgenommen haben, ziehen.

Die Ergebnisse der Befragung deuten darauf hin,
dass das Angebot sowohl von computererfahrenen
Prüflingen angenommen wurde als auch von sol-
chen, für die der Umgang mit dem Computer eher
ungewohnt war. Insgesamt wurde die theoretische
Fahrerlaubnisprüfung am Computer von den be-
fragten Prüflingen sehr positiv beurteilt. 87 Prozent
der Befragten antworteten, sie würden sich erneut
dafür entscheiden;  95 Prozent würden eine theo-
retische Prüfung am Computer weiterempfehlen.
Besonders interessant erscheint die Tatsache,
dass auch unter den Bewerbern, die nicht bestan-
den hatten (142 Prüflinge), 87 Prozent dennoch zu
einer computergestützten Prüfung raten würden.
Die Handhabung des Programms bereitete den
Untersuchungsteilnehmern keine nennenswerten
Schwierigkeiten. 85 Prozent der Befragten hielten
allerdings das angebotene Instruktionsprogramm
als Vorbereitung auf die Prüfung für notwendig; es
müsste somit vermutlich als fester Bestandteil der
Prüfungsvorbereitung eingeplant werden, wenn
man eine verbindliche computergestützte Fahrer-
laubnisprüfung einführen möchte. Auch von den
Bewerbern, die vor der Prüfung keine Erfahrungen
mit dem Computer erworben hatten (116 Prüflin-
ge), gaben 95 Prozent an, die Computerbedienung
problemlos bewältigt zu haben.

Es sei angefügt, dass aus unserer Sicht mit den
hier referierten Ergebnissen die Zahl der Prüflinge
in der Grundgesamtheit (alle Prüflinge in Deutsch-
land), die einer computergestützten Fahrerlaub-
nisprüfung ablehnend gegenüberstehen, systema-
tisch und vielleicht auch deutlich unterschätzt wird.
Die Argumente für diese Position liegen auf der
Hand: In der Untersuchungsstichprobe waren Prüf-
linge ohne Computererfahrung (116 von insgesamt
655 Befragten) zum damaligen Zeitpunkt wahr-
scheinlich unterrepräsentiert; die Affinität zur Com-
puternutzung war bei den Probanden (wenn auch
anscheinend relativ unabhängig von Vorerfahrun-
gen) zugleich Auswahlkriterium für die Untersu-
chungsstichprobe. Dieser Hinweis erscheint uns
wichtig, weil die verbindliche und ausschließliche
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Einführung einer computergestützten Prüfungs-
form vermutlich auf eine nicht zu vernachlässigen-
de Anzahl computerängstlicher Prüflinge stoßen
würde und dieser Sachverhalt bei der verkehrspo-
litischen Diskussion des Für und Wider einer sol-
chen Einführung berücksichtigt werden muss.
Damit wollen wir aus unserer Sicht eine verbindli-
che und ausschließliche Einführung einer compu-
tergestützten Prüfungsform in Deutschland nicht
ausschließen; sie wäre aber durch ein angemesse-
nes Akzeptanzmanagement zu flankieren.

Bei der Fahrlehrerschaft und ihren Verbänden stieß
die computergestützte Theorieprüfung auf ambiva-
lente Bewertungen und sehr unterschiedliche Ak-
zeptanz (CYGANSKI & BIEDINGER, 1999). Positiv
bewertet wurden die mit dem Computereinsatz
mögliche Imagesteigerung der Fahrschulen im
Sinne von Technikfreundlichkeit insbesondere bei
jungen Kunden sowie die neuen Akquisitionsmög-
lichkeiten, die sich durch den Einsatz des Mediums
ergeben. Auf der anderen Seite meinten viele Fahr-
lehrer, durch die verbindliche Einführung compu-
tergestützter Prüfungsformen entstünden ver-
schärfte Wettbewerbsnachteile vor allem für die
weniger finanzkräftigen Fahrschulen,  weil sie die
erforderlichen Investitionen in die Computeraus-
stattung nicht aufbringen könnten.

• Räumliche Prüfungsbedingungen und Kosten

Im Gegensatz zur traditionellen Papier-Bleistift-
Prüfungsform, die  an jedem beliebigen Ort und un-
abhängig von technischen Grundvoraussetzungen
realisierbar ist, bedarf der Einsatz einer computer-
gestützten Prüfungsform spezieller räumlicher und
technischer Voraussetzungen, insbesondere wenn
mit fest installierten vernetzten Computern gear-
beitet wird. Eine zwar im Pilotprojekt nicht genutz-
te, aber inzwischen einsetzbare Lösung zur Reduk-
tion dieser Voraussetzungen eröffnen mobile
Prüfausstattungen, die aus einem Prüfercomputer
mit einem Drucker sowie einer Anzahl von so ge-
nannten „Tablet-PCs” für die Prüflinge bestehen.
Die Computer der Prüflinge sind drahtlos mit dem
Computer des Prüfers verbunden. Zur Eingabe
ihrer Antworten benutzen die Prüflinge einen spezi-
ellen Schreibstift oder lediglich ihren Finger, spezi-
elle Computerkenntnisse sind nicht mehr erforder-
lich.

Der Einsatz solcher computergestützten Prüfungs-
technologien setzt Investitionen im Hardware- und
Softwarebereich voraus, sowohl für die Erstaus-
stattung als auch für die Erhaltung und Verbesse-

rung des Systems. Diesen Kosten stehen Ein-
sparungen durch eine effizientere Durchführungs-
und Auswertungspraxis gegenüber. Trotzdem
scheint nach den Erfahrungen des Pilotprojekts die
Einführung einer computergestützten Prüfungs-
form nur bei einer gleichzeitigen deutlichen Anhe-
bung der Prüfungsgebühren möglich, was natürlich
zunächst eine Verschlechterung für den Kunden
bedeutet. Die Autoren des Forschungsberichts bi-
lanzieren deshalb: „Die neuen Technologien und
Medien werden zukünftig auch Eingang in die
Durchführung der Fahrerlaubnisprüfung finden –
überzeugend allerdings nur dann, wenn sie neue
Möglichkeiten eröffnen, ohne den Service einzu-
schränken” (CYGANSKI & BIEDINGER, 1999, S. 9).

• Nutzung neuer Technologien und Medien

Im Pilotprojekt wurde im Wesentlichen für die tradi-
tionelle Papier-Bleistift-Testform der theoretischen
Fahrerlaubnisprüfung eine computerisierte Test-
form erarbeitet, indem man die Testinhalte vom
Prüfbogen auf den Bildschirm transponiert hat. Be-
wusst wurde bei der Konstruktion der computerge-
stützten Testform auf den Einsatz innovativer Ele-
mente verzichtet. Dies war nach Auffassung der
Träger des Pilotprojekts notwendig, um die Äquiva-
lenz beider Testformen zu sichern und damit die
rechtlich gebotene Gleichbehandlung von Frage-
bogen-Prüflingen und PC-Prüflingen zu garantie-
ren (s. o.). Damit blieben im Pilotprojekt die mit
einem Computereinsatz verbundenen technischen
Möglichkeiten der Testkonstruktion, wie wir sie im
Kapitel 2 beschrieben haben, weit gehend unge-
nutzt. Es wurde also beispielsweise auf die Ver-
wendung neuer Aufgabentypen, auf visualisierte
Instruktionen (denken wir an das Einspielen von
Bildsequenzen realer Verkehrssituationen), auf Fle-
xibilisierungen des Prüfungsablaufs (denken wir an
das zufällige Zusammenstellen von Prüfungsfragen
aus unterschiedlichen Kategorien), auf adaptative
Teststrategien (denken wir an eine antwortabhängi-
ge Testführung) und auf die Entwicklung neuer Be-
wertungssysteme verzichtet. Demzufolge können
die Erfahrungen des Pilotprojekts kaum dazu bei-
tragen, Fragen zur Realisierbarkeit der angespro-
chenen innovativen Elemente zu beantworten.

Festzuhalten bleibt aber, dass die Nutzung der ge-
nannten innovativen Elemente in der theoretischen
Fahrerlaubnisprüfung gemäß FeV rechtlich nicht
ausgeschlossen scheint, da nach § 16 Abs. 2 Satz
1 Fragen (in unserem Sinne besser: Aufgaben) „in
unterschiedlicher Form mit Hilfe unterschiedlicher
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Medien” gestellt werden können. Um diese Res-
sourcen nachhaltig zu nutzen, muss man sich künf-
tig aber vom Testdesign der bisherigen Prüfbogen
konsequent lösen und die Forderung nach der
Äquivalenz der zu entwickelnden computergestütz-
ten Testform mit der traditionellen Papier-Bleistift-
Testform aufgeben. In diesem Zusammenhang
könnte dann auch die Auswahl der Inhalte der Prü-
fung (in unserem Sinne: der Diagnostizierungsge-
genstände) optimiert werden. Wir kommen auf Op-
timierungschancen für die methodische und inhalt-
liche Gestaltung der theoretischen Fahrerlaubnis-
prüfung im Kapitel 4 zurück.  

3.3.4 Fazit

Aus methodenkritischer Sicht bleibt bei den Ergeb-
nissen des Pilotprojekts hinzuzufügen, dass die
Transposition von Prüfinhalten der Papier-Bleistift-
Testform (Prüfbogen) der herkömmlichen theoreti-
schen Fahrerlaubnisprüfung auf einen Computer-
bildschirm per se keine äquivalenten Testformen
produziert (s. Kap. 2), insbesondere wenn man die
Reihenfolge der angebotenen Auswahlantworten
bei den Mehrfach-Wahl-Aufgaben in einer Testform
zufällig variiert und in der anderen nicht.  Wir haben
bereits verdeutlicht, dass die Übertragung eines
Papier-Bleistift-Verfahrens auf den Computer un-
bedingt mit einer Überprüfung der Äquivalenz die-
ser beiden Verfahren einhergehen muss. Zwar lie-
gen inzwischen viele Untersuchungen zur Äquiva-
lenz von herkömmlichen und computerisierten Ver-
fahrensversionen vor, jedoch besteht allgemeiner
Konsens, dass Ergebnisse zur Äquivalenzüberprü-
fung eines bestimmten Tests nicht auf andere Ver-
fahren übertragbar sind.

Zur Überprüfung der Äquivalenz beider Testformen
hätte unbedingt eine vergleichende Untersuchung
der psychometrischen Eigenschaften aufgrund der
Ergebnisverteilungen (s. Kap. 2: „psychometrische
Äquivalenz”, z. B. Vergleich der Mittelwerte mit
Standardabweichungen, der Reliabilität, der Rei-
henfolge der Probanden) und der subjektiven Nut-
zerreflexionen („perzipierte Äquivalenz”) in Abhän-
gigkeit von typischen Nutzergruppen („populati-
onsspezifische Äquivalenz”, z. B. Unterschiede
zwischen Prüflingen mit deutscher Muttersprache
und anderen Prüflingen) gehört. Nur so kann man
Hinweise darauf finden, ob die Computerisierung
des Verfahrens zu einer Veränderung des gemes-
senen Konstrukts geführt hat, inwiefern also von
einer Erhaltung der Konstruktvalidität ausgegan-
gen werden kann. Für diese Untersuchungen sind

im Allgemeinen relativ große Stichproben erforder-
lich.

In aller Regel ist dazu auch notwendig, dass bei der
Äquivalenzuntersuchung zumindest ein Teil der
Probanden beide Testformen absolviert. Dies ist
vor allem für die Analyse der subjektiv wahrgenom-
menen Äquivalenz unerlässlich. Welche der beiden
Testversionen wird aus welchem Grund von den
Probanden bevorzugt? Wie empfinden die Proban-
den die computerisierte Form, mit welchen Emo-
tionen geht die Bearbeitung beider Testformen ein-
her? In diesem Zusammenhang muss beispiels-
weise überprüft werden, ob unterschiedliche Emo-
tionen die Ergebnisse beeinflussen und die Kons-
truktvalidität beeinträchtigen, weil vielleicht statt
der eigentlich zu messenden Dimension die Angst
vor technischen Geräten erfasst wird.

Es sei angemerkt, dass diese kritischen Anmerkun-
gen nicht dazu dienen sollen, die unbestrittenen
Verdienste des Pilotprojekts zu entwerten. Vielmehr
sind die aufgeführten Kritikpunkte als Anforderun-
gen an die Evaluation eines neuen Konzepts der
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung zu sehen, so-
fern dieses Konzept die alternative Verwendung
einer Papier-Bleistift-Testform und einer computer-
gestützten Testform erlaubt, die dann beide neu zu
erarbeiten wären.

Fassen wir zusammen: Aus methodenkritischer
Sicht und vor dem Hintergrund der heute wesent-
lich erweiterten technischen Möglichkeiten für die
Konstruktion computergestützter Testformen kann
das Pilotprojekt, wie die Autoren des Forschungs-
berichts selbst betonen, nur einen Zwischenschritt
auf dem Weg zu einer anspruchsvollen theoreti-
schen Fahrerlaubnisprüfung darstellen. Betrachten
wir die Ergebnisse des Pilotprojekts in Hinblick auf
unsere Zielstellung (s. Kap. 1), bleibt festzuhalten,
dass durch die Verwendung der computerisierten
Testform Manipulationsmöglichkeiten bei der Auf-
gabenbewältigung sicher eingeschränkt wurden;
dies stellt ohne Zweifel bereits einen sehr wichtigen
großen Schritt in Richtung auf mehr Prüfungsge-
rechtigkeit dar. Es muss allerdings mit Blick auf die
gegenwärtige Prüfungspraxis auch die Frage ge-
stellt werden, ob ein Druck auf bestimmte Ziel-
gruppen zur Benutzung der computerisierten Test-
form bei gleichzeitiger allgemeiner Verwendung
von Papier-Bleistift-Testformen nicht vielleicht
neue Prüfungsungerechtigkeiten schafft, solange
die Äquivalenz dieser computerisierten Testform
mit der herkömmlichen Papier-Bleistift-Testform
nicht untersucht wurde.
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Unserem oben genannten Teilziel, die inhaltliche
und methodische Brauchbarkeit der verwendeten
Prüfungsaufgaben kritisch zu reflektieren, sind wir
durch das Pilotprojekt nicht näher gekommen. Ins-
besondere bleibt auch offen, ob und in welcher
Weise die Verwendung der computerisierten Test-
form dazu beitragen könnte, beispielsweise unsi-
chere oder risikobereite Fahrerlaubnisbewerber
vom Führen eines Kraftfahrzeugs im Straßenver-
kehr fernzuhalten (s. o. Teilziel: Revision der Prü-
fungsinhalte und -methoden hinsichtlich ihrer Rele-
vanz für das sichere und ordnungsgemäße Ver-
kehrsverhalten). Gemäß unserer eingangs darge-
stellten Grundpositionen lässt sich aufgrund dieser
offenen Fragen eine aufwändige Einführung der
computerisierten Testform aus der Pilotstudie als
Alternative zur traditionellen Papier-Bleistift-Test-
form aus unserer Sicht kaum rechtfertigen. Viel-
mehr würden damit vermutlich sogar Chancen
blockiert, mittels einer konsequenten Ablösung der
bislang verwendeten Prüfungsformen durch ge-
prüfte Innovationen die Qualität der theoretischen
Fahrerlaubnisprüfung in nächster Zeit deutlich zu
optimieren.

Es bleibt der Verdienst des Pilotprojekts, die po-
tenziellen Nutzer und im weitesten Sinne Beteilig-
ten einer computergestützten Fahrerlaubnisprü-
fung, also beispielsweise die Prüforganisationen,
die Fahrschullehrerschaft und die Kunden, für das
neue Testmedium aufgeschlossen und seine Ak-
zeptanz erkundet zu haben. Darüber hinaus wur-
den im Pilotprojekt wichtige Anforderungen an die
technische und organisatorische Realisierung
eines neuen Konzepts der computergestützten
Fahrerlaubnisprüfung beschrieben, auf die wir im
Kapitel 4 zurückgreifen werden. Schließlich wird an
die im Pilotprojekt entwickelten Materialien im Rah-
men eines begrenzten Vorlaufprojekts angeknüpft,
das vorrangig der Erprobung von Aufgabenopera-
tionalisierungen dient. 

3.4 Erfahrungen aus ausgewählten 
europäischen Ländern

3.4.1 Einführung

Die Konzepte der europäischen Länder zur Fahr-
schulausbildung und Fahrerlaubnisprüfung weisen
erhebliche Unterschiede auf. So existieren bei-
spielsweise keine einheitlichen Standards hinsicht-
lich der Frage, in welchem Lebensalter man eine
Fahrerlaubnis erwerben kann und welche Form die
hierzu erforderliche Ausbildung und Fahrerlaubnis-
prüfung haben sollten. Eine Harmonisierung derar-
tiger Richtlinien innerhalb der EU unter Beachtung
des Subsidiaritätsprinzips und regionaler Beson-
derheiten erscheint deshalb offensichtlich wün-
schenswert. Gleichzeitig würde eine solche Anglei-
chung auch die Möglichkeit eröffnen, die nationa-
len Standards hinsichtlich der Gestaltung der Fahr-
erlaubnisprüfung am Beispiel der am weitesten
fortgeschrittenen Länder zu optimieren. Dazu müss-
ten die nationalen Prüfungsmodelle gesichtet und
im Hinblick auf vorliegende empirische Erfahrun-
gen evaluiert werden. Die damit verbundenen An-
strengungen erscheinen aber zur Nutzung des Po-
tenzials der Fahrerlaubnisprüfung für eine Verringe-
rung des Fahranfängerrisikos gerechtfertigt. Es ist
daher zu prüfen, ob eine Verbesserung dieser Qua-
lität in Deutschland durch die Orientierung an inno-
vativen Standards anderer Länder möglich ist und
zu einer Verringerung der hiesigen Unfallzahlen
führt. Ein Blick auf die Zahl der im Straßenverkehr
tödlich verunglückten Fahranfänger in unterschied-
lichen europäischen Ländern (s. Tabelle 4) zeigt,
dass eine solche Optimierung im Rahmen einer eu-
ropäischen Harmonisierung ggf. eher eine erfolgs-
trächtige Chance als eine schwache Hoffnung dar-
stellt: Großbritannien und Schweden, die auch
über innovative Modelle der Fahrerlaubnisprüfung
verfügen, weisen im europäischen Vergleich eine
vergleichsweise niedrige Todesrate bei den jungen
Fahranfängern wie auch für alle Altersgruppen aus.

Wir wollen deshalb im Folgenden zunächst unter-
schiedliche nationale Modelle der Fahrerlaubnis-
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Tab. 4: Anzahl der tödlich verunglückten Jugendlichen im Alter von 15-24 Jahren pro 1 Mio. Einwohner in ausgewählten Ländern
der Europäischen Union 
Quelle: Bundesanstalt für Straßenwesen

Jahr GB S NL DK D A E F 

2000 110 115 149 185 226 252 224 270

2001 121 119 115 150 204 230 207 287

2002 Liegt noch
nicht vor 116 140 170 199 225 204 254



prüfung vorstellen, um dann detaillierter die Gestal-
tungsformen der theoretischen und der prakti-
schen Teilprüfung zu diskutieren. Im Rahmen der
Diskussion der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung
werden wir auch explizit auf britische und schwedi-
sche Erfahrungen eingehen. 

Als Informationsquellen nutzten wir neben ein-
schlägigen Veröffentlichungen vor allem Materiali-
en von CIECA-Workshops zu unserem Thema. In
dem von der CIECA herausgegebenen „Bericht
über die praktische Prüfung” (CIECA, 1998) finden
sich eine ländervergleichende Analyse zu Modellen
für die praktische Fahrerlaubnisprüfung wie auch
Praxiserfahrungen, die im Rahmen dreier von der
CIECA veranstalteter Workshops zusammengetra-
gen wurden. Modelle für die theoretische Fahrer-
laubnisprüfung diskutierten Teilnehmer aus 14 eu-
ropäischen Ländern beim Workshop „IT Based
Theorie Test” im Juni 1999 in Uppsala. Im Mittel-
punkt der Diskussion standen vorhandene und in
Planung befindliche computergestützte Prüfungs-
systeme. Auch auf dem CIECA-Kongress „Moder-
ne Technologien und Entwicklungen in der Ver-
kehrspolitik” im Mai 2002 in Den Haag wurden im
Rahmen eines Schwerpunktthemas neue Techni-
ken zur Verbesserung der theoretischen Fahrer-
laubnisprüfung vorgestellt.

Im Folgenden werden wir auf die Ergebnisse der
genannten Veranstaltungen zurückgreifen und
Empfehlungen der dort versammelten Teilnehmer
darstellen. Bei der Wertung dieser Ergebnisse und
Empfehlungen ist zu beachten, dass in zahlreichen
europäischen Ländern keine Fahrschulpflicht be-
steht und somit die Laienausbildung möglich bzw.
üblich ist. Weiterhin lassen sich bei den Teilneh-
mern der genannten Veranstaltungen unterschied-
liche professionelle Erfahrungsstände im Hinblick
auf die Fahrerlaubnisprüfung vermuten, da die
CIECA einen Verbund darstellt, dem je nach Land

Vertreter von staatlichen Behörden oder von priva-
ten Prüforganisationen angehören (s. Kap. 1.3). In
diesem Zusammenhang muss auch bemerkt wer-
den, dass die Europäische Kommission sich im ge-
rade veröffentlichten Entwurf der 3. Führerschein-
richtlinie verpflichtet sieht, Mindestanforderungen
an die Prüfer im Fahrerlaubniswesen festzulegen,
weil sich heute die beruflichen Anforderungen an
die Prüfer und damit ihre Tätigkeitsvoraussetzun-
gen (noch) von Land zu Land sehr stark unter-
scheiden.

Eine weitere wichtige Informationsquelle stellte für
uns die von IFAPLAN erstellte Uniroyal-Verkehrs-
untersuchung dar (ELLINGHAUS & STEINBRE-
CHER, 1999). Diese Studie beschreibt die Wege
zum Erwerb der Fahrerlaubnis in sechs europäi-
schen Ländern. Schließlich konnten wir uns in
Großbritannien bei der Driving Standard Agency
(DSA) im Rahmen einer Konsultation über Details
der Methodik und Durchführung des Hazard Per-
ception Tests (REITER, 2002) informieren, eines
speziellen Teils der britischen theoretischen Fahrer-
laubnisprüfung. Für diese ergiebige Informations-
möglichkeit sind wir besonders dankbar, da bisher
kaum Veröffentlichungen zu dieser Prüfungsform
existieren.  

3.4.2 Modelle der Fahrerlaubnisprüfung im 
europäischen Vergleich

In allen sechs Ländern, die im Rahmen der Uni-
royal-Studie (ELLINGHAUS & STEINBRECHER,
1999) untersucht wurden, muss man für den Er-
werb einer Fahrerlaubnis eine Prüfung ablegen, die
aus einer theoretischen und einer praktischen Teil-
prüfung besteht. In welcher Form diese Prüfungen
in den untersuchten Ländern stattfinden, welchen
Umfang sie haben und wie die Erfolgsquote aus-
sieht, wird in den Tabellen 5 (Theoretische Fahrer-
laubnisprüfung) und 7 (Praktische Fahrerlaubnis-

89

Tab. 5: Theoretische Fahrerlaubnisprüfung im europäischen Vergleich (aus ELLINGHAUS & STEINBRECHER, 1999)

D F GB I A E 

Prüfungsform Schriftlich Audio-visuell Schriftlich Schriftlich Am PC Schriftlich 

Prüfungsumfang

- Anzahl möglicher Fragen 508 + 364 400 ca. 1.200 ca. 2.700 1.500 2.000 

- Anzahl der Prüfungsfragen 30 40 35 30 mind. 15 40 

- Dauer der Prüfung unbegrenzt 60 Min. 20-40 Min. 30 Min. 45 Min. 30 Min. 

Erforderlicher Anteil richtiger
Antworten bzw. der mögli-
chen Punkte

92 % 88 % 86 % 87 % 80 % 90 % 

Nichtbestehensquote Ca. 20 % 26 % 39 % 30 % 30-40 % 47 %



prüfung) dargestellt. Es sei vorausgeschickt, dass
diese Tabellen offensichtlich Schätzwerte beinhal-
ten (z. B. die Nichtbestehensquote zur theoreti-
schen Fahrerlaubnisprüfung in Deutschland in Ta-
belle 5), die von entsprechenden statistischen Pa-
rametern aus anderen Statistiken (s. Tabelle 6,
Werte des Kraftfahrt-Bundesamtes) leicht abwei-
chen (außerdem ist zu beachten, dass die Kennzif-
fern aus der 1999 erschienenen Publikation natür-
lich aus den Vorjahren stammen). Eine weitere
Quelle von Abweichungen stellt der Bezug der sta-
tistischen Angaben auf unterschiedliche Fahrer-
laubnisklassen dar (z. B. Angaben zur Anzahl ver-
fügbarer Prüfungsfragen in Tabelle 5 und Darlegun-
gen der Kap. 3.1 und 3.4). Trotz dieser Einschrän-
kungen erlauben die dargestellten Kenngrößen aus
unserer Sicht einen guten Vergleich der Charakte-
ristika unterschiedlicher europäischer Prüfungs-
systeme als Einstieg in eine vertiefende Betrach-
tung ausgewählter nationaler Standards. Bei der
Interpretation dieser Kenngrößen ist allerdings in
Rechnung zu stellen, dass in Deutschland Fahr-
schulpflicht besteht und das deutsche Fahrschul-
ausbildungssystem im internationalen Vergleich als
qualitativ gut ausgebaut gilt.

Die theoretische Fahrerlaubnisprüfung erfolgt in
allen Untersuchungsländern auf der Grundlage
standardisierter Aufgabenvorgaben. Der Aufgaben-
bzw. Fragenumfang schwankt in den Prüfungen
zwischen 30 und 40 Fragen; allerdings weist der
zugrunde liegende Fragenkatalog erhebliche Un-
terschiede im Umfang auf: 400 Fragen in Frank-
reich, knapp 900 in Deutschland und 2.700 in 
Italien. Österreich ist zum Zeitpunkt der Uniroyal-
Untersuchung unter den untersuchten Ländern das
einzige Land, in dem theoretische Fahrerlaubnis-
prüfungen am Computer abgenommen werden.

Seit dem 01.01.2000 ist dies auch in Großbritanni-
en möglich. 

Deutschland hatte zum Untersuchungszeitpunkt
bei der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung eine re-
lativ niedrige Nichtbestehensquote. In der Tabelle 6
ist aber erkennbar, dass sich die Nichtbestehens-
quote seit 1998 wesentlich erhöht hat.

Das Bestehen der theoretischen Fahrerlaubnisprü-
fung stellt in allen Ländern die Voraussetzung für
das Ablegen der praktischen Fahrerlaubnisprüfung
dar. Die praktischen Fahrerlaubnisprüfungen wer-
den in allen Untersuchungsländern nicht von den
Fahrlehrern, sondern von staatlichen Institutionen
oder staatlich beauftragten Organisationen abge-
nommen. Im Ländervergleich ist kein einheitliches
Ausbildungsprofil des Prüfpersonals zu erkennen,
da die Prüfer unterschiedliche Qualifikationen vor-
weisen müssen. Die praktische Fahrerlaubnisprü-
fung erscheint in Deutschland mit mindestens 45
Minuten Prüfdauer zunächst länger als in den Ver-
gleichsländern. Zieht man jedoch die Zeiten für die
fahrtechnischen Vorbereitungen und Grundfahrauf-
gaben ab, verbleibt eine Netto-Prüfzeit im Realver-
kehr von 25 bis 30 Minuten. Bis auf Italien sind in
allen Ländern die Nichtbestehensquoten bei der
praktischen Fahrerlaubnisprüfung höher als bei der
theoretischen. In Deutschland liegt die Nichtbeste-
hensquote nach Italien am zweitniedrigsten. 

3.4.3 Modelle der theoretischen Fahrerlaubnis-
prüfung

• Ländervergleichende Aspekte

Derzeit ist in allen europäischen Ländern eine theo-
retische Fahrerlaubnisprüfung vorgeschrieben. Die
Prüfungsinhalte variieren zwar zwischen den Län-
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Tab. 6: Statistische Mitteilungen des Kraftfahrt-Bundesamts, Reihe 6

Allgemeine  Prüfungshäufigkeit Nichtbestehensquoten zur theoretischen Fahrerlaubnisprüfung 
Fahrerlaubnisklassen

2001 2000 1999 1998 

B, BE Erstmalig 29,3 % 28,2 % 26,3 % 20,8 % 

Wiederholt 43,2 % 42,6 % 41,8 % 38,4 % 

Zusammen 33,2 % 31,9 % 29,9 % 24,4 %

Tab. 7: Praktische Fahrerlaubnisprüfung im europäischen Vergleich (aus ELLINGHAUS & STEINBRECHER, 1999)

D F GB I A E 

Ort der Prüfung Realverkehr Realverkehr Realverkehr 
ggf. Prüfhof

Realverkehr Realverkehr
Prüfhof 

Realverkehr 

Dauer 45 min. 20 min. 40 min. 20 min. 25 min. 25 min.

Nichtbestehensquote 20 - 30 % 50 % 57 % 13 % 30 - 40 % 53 % 



dern, den Kernpunkt bildet aber überall die Prüfung
von Kenntnissen zu Verkehrs- und Verhaltensre-
geln. Darüber hinaus werden in fast allen Ländern
die Einstellung zum Fahren, das Verhalten anderer
Verkehrsteilnehmer, das Erkennen von Gefahren,
die Fahrzeugsicherheit und in einigen Ländern
auch die Fahrzeugwartung und Kfz-Technik thema-
tisiert. Da nicht in allen Ländern ein Erste-Hilfe-
Kurs obligatorisch zur Ausbildung gehört, ist die-
ses Thema in vielen Ländern Bestandteil der Prü-
fung. Die Dauer der theoretischen Fahrerlaubnis-
prüfung variiert sehr stark. Beispielsweise beträgt
sie in Irland nur zehn Minuten, in vielen anderen
Ländern hingegen 45 Minuten und mehr. In insge-
samt 18 Staaten ist sie nach weniger als 30 Minu-
ten beendet. In der Regel wird die theoretische
Prüfung anhand von Multiple-Choice-Fragebögen
abgenommen. Daneben werden in manchen Län-
dern auch mündliche Prüfungen durchgeführt. In
Belgien, Dänemark, Ungarn, Litauen, der Tschechi-
schen Republik und Finnland kamen bereits 1995
audiovisuelle Medien zum Einsatz (vgl. NEUMANN-
OPITZ & HEINRICH, 1995).

Der Einsatz neuer Medien wird im Bereich der
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung seit längerer
Zeit kontrovers diskutiert. Deshalb wurden auf dem
Workshop der CIECA „IT Based Theory Testing” im
Juni 1999 diesbezügliche Konzepte aus verschie-
denen europäischen Ländern ausführlich erörtert.
Ziel des Workshops war es herauszufinden, wie
moderne Informationstechnologien für die Gestal-
tung der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung ge-
nutzt werden, welche Vor- und Nachteile sich dabei
bereits gezeigt haben und welche Konsequenzen
sich daraus ergeben.

Im Ergebnis des Workshops zeigte sich, dass man
in Großbritannien, Schweden und Deutschland mit
einem ähnlichen Ausgangspunkt Modelle einer
computergestützten theoretischen Fahrerlaubnis-
prüfung durch die Übertragung der jeweiligen Pa-
pier-Bleistift-Prüfung auf den Computer entwickelt
hatte (s. Kap. 3.3). Allerdings erfolgten die Weiter-
entwicklung und die Praxisimplementierung dieser
Modelle in den drei genannten Ländern unter-
schiedlich: Während in Schweden und Großbritan-
nien die computergestützte Form der theoretischen
Fahrerlaubnisprüfung seit Anfang 1999 bzw. 2000
flächendeckend eingeführt worden ist, nutzen in
Deutschland nur die Bundesländer Hamburg und
Bremen ab 2003 die computergestützte Prüfungs-
form zwingend für fremdsprachige Prüfungen und
wahlweise für deutschsprachige Prüfungen.

In Estland wurde bereits ein komplettes computer-
gestütztes Testsystem entwickelt, das derzeit ein-
geführt wird und innerhalb des nächsten Jahres in
jeder zuständigen Teststelle zur Verfügung stehen
soll. Das Verfahren enthält 1.200 Fragen, die per-
manent den neuesten gesetzlichen Bestimmungen
angepasst werden. 1999 wurden 30 Prozent der
Fragen durch Bilder ergänzt; dieser Anteil soll aber
auf 50 bis 60 Prozent erhöht werden. Als vorrangi-
ges Ziel des neuen Systems wird angegeben, einen
großen Aufgabenpool mit austauschbaren Fragen
sowie ein effizientes und zuverlässiges statisti-
sches Auswertungsinstrument zu schaffen.

In Finnland existiert bereits seit 1995 ein compu-
tergestütztes Verfahren; seit 1999 wird ausschließ-
lich diese Testform angeboten. Es handelt sich hier
um ein so genanntes „locked test system”, d. h.,
der Prüfling wird automatisch durch das Programm
geleitet und kann nicht zu einer bereits beantwor-
teten Frage zurückkehren. Die Fragen sind im Mul-
tiple-Choice-Modus gehalten. Für die Beantwor-
tung einer Frage stehen maximal 30 Sekunden Zeit
zur Verfügung. Zukünftig sollen auch „bewegte Bil-
der” in das System integriert werden.

In Österreich existiert seit 1998 eine computerba-
sierte Testform. Als Gründe für die Umstellung wur-
den zu hohe Kosten durch mündliche Prüfungen,
Personalkürzungen, eine Vereinheitlichung des Ver-
fahrens in allen Bundesländern, Zeitersparnis bei
der Prüfung selbst sowie eine leichtere statistische
Auswertung genannt. Die Prüfung am Computer
wird in den Fahrschulen selbst durchgeführt, diese
müssen auch für die Kosten der Hardware aufkom-
men. Es steht ein Aufgabenpool von 2.900 Fragen
für alle Fahrerlaubnisklassen zur Verfügung. Die
Fragen sind, je nach ihrer Relevanz für die Ver-
kehrssicherheit, als „Wichtig”, „Durchschnittlich
wichtig” oder „Weniger wichtig” eingestuft. Jeder
Prüfling hat 45 Minuten Zeit, beispielsweise für den
Erwerb der Klasse B 28 Fragen zu beantworten.
Die Testsoftware liegt auf CD’s vor; die Antworten
jedes Prüflings werden auf einer Diskette gespei-
chert, die der Prüfer am Ende der Prüfung einsam-
melt. Die Daten jedes Prüflings werden unmittelbar
danach an die zentrale Teststelle übermittelt.

Unter methodischen Gesichtspunkten scheint das
österreichische Modell der theoretischen Fahrer-
laubnisprüfung einige interessante Anregungen zu
bieten, da es einen kritischen Umgang mit Mehr-
fach-Wahl-Aufgaben demonstriert und versucht,
die Anzahl richtiger Zufallslösungen zu mindern.
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Die richtig ausgewählten Auswahlantworten bedür-
fen bei diesem Prüfungsmodell nämlich auf einer
weiteren Bearbeitungsstufe auch einer richtigen
Begründung, um zum Prüfungserfolg beizutragen.
Damit entspricht dieses Modell schon besser als
das bisherige deutsche Prüfungsmodell der von 
v. BRESSENSDORF (Bundesvereinigung der Fahr-
lehrerverbände) auf dem Expertenworkshop (s.
Kap. 3.2.2) erhobenen Forderung, die pädagogi-
schen Hintergründe und Wirkungen der Prüfungs-
fragen und Auswahlantworten nachdrücklicher zu
reflektieren. Dabei greift das österreichische Modell
in vorbildlicher Weise auf das im Kapitel 2.3.3 be-
schriebene Prinzip von McCLUSKY (1934) zurück,
der bei Richtig-Falsch-Aufgaben eine ergänzende
Begründung der gewählten Antwort forderte, um
Zufallsantworten zu identifizieren. Auch im vorlie-
genden Bericht finden sich unter den Operationali-
sierungsvorschlägen für das künftige deutsche
Prüfungssystem Beispielaufgaben für die Forde-
rung von Begründungen zu den Aufgabenlösungen
(s. Kap. 4.2.2 und 4.2.3). Dieses Prinzip ließe sich
leicht noch weiterentwickeln, beispielsweise indem
man die Richtigkeit der gewählten Lösung unter
veränderten Ausgangsbedingungen beurteilen
lässt.

In Belgien gibt es seit 1996 eine computergesteu-
erte theoretische Fahrerlaubnisprüfung. Sie basiert
ebenfalls auf einem locked-system. Jedes Item
wird für 15 Sekunden präsentiert, wobei der Prüf-
ling auf einer Skala sehen kann, wie viel Zeit zur Lö-
sung noch verbleibt. Die Testfragen können gleich-
zeitig gelesen und gehört werden. In Zukunft sollen
die Fragen jedem Prüfling zufällig zugeordnet wer-
den. Hierfür müssen noch einige technische und
methodische Probleme gelöst werden, um zu ga-
rantieren, dass alle möglichen Testformen eine ge-
wisse inhaltliche Äquivalenz und einen ähnlichen
Schwierigkeitsgrad aufweisen.

In den Niederlanden existiert bereits seit 1984 ein
Prüfungssystem, bei dem audiovisuelle Medien ge-
nutzt werden. Bis 1996 wurden dabei Dias und Au-
diocassetten eingesetzt. Dem Prüfling wird eine
Verkehrssituation präsentiert, und er muss dazu
eine „Ja oder Nein”-Entscheidung treffen. Nach
diesem Muster läuft die Prüfung auch jetzt noch
ab. Seit 1996 wird allerdings der Computer für die
Visualisierungen genutzt; die Bilder und die ge-
sprochenen Fragen liegen auf CD vor. In naher Zu-
kunft sollen die „Ja-Nein”-Antworten durch eine
Frageform im Multiple-Choice-Modus ersetzt wer-
den.

In Norwegen, Ungarn und Spanien werden zurzeit
noch schriftliche Prüfungen durchgeführt. Aller-
dings gibt es auch in diesen Ländern Bestrebun-
gen, in Zukunft die Möglichkeit einer computerge-
stützten theoretischen Fahrerlaubnisprüfung anzu-
bieten. Viel weiter sind in dieser Frage bereits
Großbritannien und Schweden vorangeschritten,
die auch im Hinblick auf die relativ geringen Opfer-
zahlen bei jugendlichen Fahranfängern als Vorbild
dienen können; wir hatten eingangs bereits darauf
hingewiesen. Deshalb wollen wir nun unser Augen-
merk auf diese beiden Länder richten.

• Die theoretische Fahrerlaubnisprüfung in
Schweden

In Schweden wurde Anfang 1999 bei der theoreti-
schen Fahrerlaubnisprüfung ein computergestütz-
tes Testsystem eingeführt und bis Mitte 1999 suk-
zessive auf das ganze Land ausgeweitet. Dazu
wurden 30 feste und 110 zeitweise genutzte Prüf-
stationen eingerichtet. Die geringe Dichte der Prüf-
stationen erfordert nicht selten lange Anfahrtswege
der Prüflinge. Zunächst arbeitete man mit einer
computergestützten Testform, die man durch
Transposition der bis dahin gebräuchlichen Papier-
Bleistift-Testform auf den Computer und eine Mo-
difikation der traditionellen Aufgabenabfolge pro-
duziert hatte. Die Veränderung bestand darin, dass
die Testaufgaben nun in zufälliger Reihenfolge dar-
geboten wurden. Allerdings arbeitete man zu die-
sem Zeitpunkt bereits an einem völlig neuen Test-
system, das in ein nationales Netzwerk (SNRA’s In-
tranet) mit Standleitungen zwischen den Haupt-
teststellen und ISDN-Verbindungen zu den lokalen
Testbüros eingebettet werden sollte. Eine Beson-
derheit dieses schwedischen Netzwerks besteht
darin, dass das System nicht nur für die theoreti-
sche Fahrerlaubnisprüfung, sondern auch für ver-
schiedene andere Arten von staatlichen Theorie-
prüfungen genutzt wird.

Im neuen schwedischen Testsystem wird eine An-
zahl von festgelegten Aufgabenzusammenstellun-
gen verwendet, die von Experten erarbeitet wur-
den. Eine zufallsgesteuerte Erzeugung von Aufga-
bensets bzw. „Fragefolgen” wird von den schwedi-
schen Experten derzeit entschieden abgelehnt,
weil damit ein ähnlicher Schwierigkeitsgrad der
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung für alle Prüflin-
ge nicht gesichert werden könne. Auch die Kon-
trolle psychometrischer Güteparameter erscheint
für eine sehr große Zahl zufällig variierter Testfor-
men schwierig. Im Rahmen der festgelegten Auf-
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gabensets wird allerdings die Reihenfolge der Auf-
gaben wie auch der Auswahlantworten zufällig va-
riiert. Damit werden einerseits Manipulationen er-
schwert, andererseits aber auch wahrscheinliche
Effekte unterschiedlicher Aufgabenreihungen auf
die Prüfungsergebnisse in Kauf genommen. Über
Untersuchungen zur Abschätzung derartiger Rei-
hungseffekte oder gar diesbezügliche Effektstär-
ken liegen keine Informationen vor: Wir kennen
also, methodisch gesehen, den Preis nicht, mit
dem hier eine höhere Manipulationssicherheit er-
kauft wurde.

Besonderer Wert wird in Schweden auf die konti-
nuierliche Generierung von neuen Prüfungsaufga-
ben und deren Evaluation vor Aufnahme in den In-
dikatorenpool gelegt. Dafür erarbeitet ein Gremium
von Psychologen, Pädagogen, Fahrlehrern und
Sachverständigen ständig neue Fragen, sodass im
Laufe der Zeit ein umfangreicher Indikatorenpool
entstanden ist, der immer weiter ausgebaut wird.
Die Kooperation von Wissenschaftlern und erfahre-
nen Praktikern trägt zur Qualität der Prüfungsauf-
gaben genauso bei wie die verwendete intelligente
Evaluationsstrategie: Die Evaluation der Aufgaben-
entwürfe erfolgt im Rahmen der regulären theoreti-
schen Fahrerlaubnisprüfungen. Die Aufgabenent-
würfe, die im Rahmen des Expertenratings als er-
probungswürdig befunden wurden, werden – für
den Prüfling nicht erkennbar – in das Aufgabenset
der regulären Prüfungsindikatoren „eingebaut”; sie
gehen allerdings nicht in die Wertung für den Prü-
fungserfolg ein. Damit wird sichergestellt, dass
Prüflinge einerseits durch die Bearbeitung von Auf-
gaben mit ungesicherter psychometrischer Qualität
nicht Vor- oder Nachteile erfahren und andererseits
auch für die Beantwortung von Erprobungsfragen
hoch motiviert sind. Die Prüfungsgebühr für die
theoretische Fahrerlaubnisprüfung in Schweden
beträgt ca. 24 Euro.

• Die theoretische Fahrerlaubnisprüfung in Groß-
britannien

Auch in Großbritannien wurde bereits ein compu-
tergestütztes Testverfahren entwickelt. Dies soll
beispielsweise durch Testformen in verschiedenen
Sprachen, benutzerfreundliche Touchscreens und
eine schnelle Testauswertung zu einer hohen Kun-
denzufriedenheit beitragen. Weitere Vorteile dieses
Testsystems sehen die Entwickler darin, dass eine
große Datenbank mit Testaufgaben vorliegt, die per
Zufallsgenerator voll ausgeschöpft werden kann.
Darüber hinaus wurde in Großbritannien – als bis-

her einzigem Land in Europa – neben der bereits
traditionellen computergesteuerten „Fragebogen-
prüfung” seit November 2002 ein völlig neues Ele-
ment in die Fahrerlaubnisprüfung eingebaut, näm-
lich der Hazard Perception Test mit Videofilm-Sze-
nen. Durch den Einsatz solcher „bewegten Bilder”
soll insbesondere die Risikosensibilität des Fahrer-
laubnisbewerbers erfasst werden.

Bis 1996 gab es in Großbritannien nur eine Kombi-
nation aus praktischer Fahrerlaubnisprüfung und
mündlicher Prüfung: Im Anschluss an die prakti-
sche Prüfung stellte der Prüfer einige wenige Fra-
gen zum Verlauf der Prüfungsfahrt; außerdem 
mussten aus einer Sammlung von Verkehrszeichen
sechs spontan ausgewählte Verkehrszeichen er-
klärt werden. Dieses Prüfungskonzept wurde als
unzureichend erkannt. Daraufhin wurde eine Kon-
zeption erstellt, um die theoretische Fahrerlaub-
nisprüfung nachhaltig zu verbessern. Für diesen
Optimierungsprozess wurden drei Schritte geplant,
die im Wesentlichen auch fristgemäß realisiert wur-
den:

1. Einführung einer Papier-Bleistift-Prüfung (ähn-
lich der in Deutschland üblichen) ab 1996,

2. Transposition dieser Testform auf den Compu-
ter (ohne Änderung der Aufgabeninhalte) und
Nutzung ab 1999,

3. Zweiteilung der theoretischen Fahrerlaubnisprü-
fung unter Beibehaltung der bisherigen compu-
tergestützten Testform und Hinzufügung des
Hazard Perception Test, der dynamische Ele-
mente (Video-Sequenzen) zur Aufgabendarbie-
tung nutzt und ab 2002 eingesetzt wird.

Nach Abschluss der Fragebogentransposition in
der zweiten Phase wurden ab 01.01.2000 insge-
samt 20 unterschiedliche, von Experten zusam-
mengestellte Aufgabensets für die theoretische
Fahrerlaubnisprüfung genutzt. Auf eine zufallsge-
steuerte Zusammenstellung der Aufgabensets
wurde und wird wie in Schweden und unter Ver-
weis auf die oben dargestellten Argumente verzich-
tet. Die Regelprüfung enthält 35 Aufgaben bzw.
Fragen; davon müssen 30 richtig beantwortet wer-
den, um die Prüfung zu bestehen. Die verwendete
computergestützte Prüfungsform ähnelt hinsicht-
lich der genutzten Aufgabenarten und der Aufga-
bendarbietung stark der Testform, die im deut-
schen Pilotprojekt (s. Kap. 3.3) zum Einsatz kam
und ab 01.04.2003 im Bundesland Hamburg ver-
wendet wird. Allerdings wird in Großbritannien zu
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jeder Frage die Anzahl der richtigen Auswahlant-
worten angegeben, was für die Prüflinge eine er-
hebliche Orientierungshilfe darstellt (das war auch
schon bei der Papier-Bleistift-Prüfung so).

Vergleichen wir die in Schweden, Großbritannien
und Hamburg eingesetzten computergestützten
Prüfungssysteme hinsichtlich der verwendeten
Aufgabenarten und -inhalte, bleibt anzumerken,
dass bei der computergestützten theoretischen
Fahrerlaubnisprüfung in Hamburg lediglich die seit
langem gebräuchlichen Indikatoren der deutschen
Papier-Bleistift-Version übernommen wurden,
während in Großbritannien aufgrund der histori-
schen Entwicklung noch relativ neuartige Indikato-
ren in eine computergestützte Testform transpo-
niert wurden und in Schweden ein völlig neues
computergestütztes Aufgabensystem erarbeitet
wurde.

Der entscheidende Unterschied zwischen der
Nachnutzung der computergestützten Testversion
aus dem nordrhein-westfälischen Pilotprojekt (s.
Kap. 3.3) in Hamburg einerseits und dem Vorgehen
in Schweden und Großbritannien andererseits be-
steht aus unserer Sicht darin, dass in den beiden
letztgenannten Ländern nach der Einführung der
computergestützten Prüfungsversionen mit ihren
relativ modernen Indikatoren unverzüglich ein effi-
zientes System der ständigen Aufgabenoptimie-
rung unter inhaltlichen und methodischen Ge-
sichtspunkten eingesetzt hat. Diese Aufgabenopti-
mierung wird in Großbritannien dadurch realisiert,
dass in jeder Prüfung drei bis fünf zusätzliche Auf-
gaben gestellt werden, die besonders gekenn-
zeichnet sind und nicht in die Prüfungswertung ein-
gehen. Dies sind Erprobungsaufgaben, die vor der
endgültigen Aufnahme in den Indikatorenpool auf
diese Weise hinsichtlich ihrer Güte geprüft werden.
Mit diesem Vorgehen wird seit 2000 die Datenbank
der Prüfungsaufgaben ständig erneuert und erwei-
tert. Die Datenerhebung zum beschriebenen ersten
Teil der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung dauert
ca. 40 Minuten.

Seit November 2002 wird diesem ersten Prüfungs-
teil ein zweiter Teil hinzugefügt, der Hazard Per-
ception Test. Dieser folgt dem ersten Teil nach
einer fünfminütigen Pause und wird mit einem drei-
minütigen Lernprogramm eingeleitet. Nach dem
Lernprogramm werden 14 Videosequenzen aus
dem Realverkehr eingespielt, in denen 15 unter-
schiedliche Gefahrensituationen dargestellt sind.
Die Länge der einzelnen Filme variiert von 30 bis 90

Sekunden. Zwischen den einzelnen Videosequen-
zen gibt es eine kurze Pause von 10 Sekunden. Der
Prüfling ist aufgefordert, das Erkennen einer sich
entwickelnden Gefahrensituation so früh wie mög-
lich durch einen Mouseklick anzuzeigen. Je früher
er die Situation erkennt, umso mehr Punkte erhält
er in der Bewertung. Dabei ist das „kritische Zeit-
fenster” (das ist der Zeitraum zwischen dem Zeit-
punkt, an dem die Gefahrensituation erkennbar
wird, bis hin zu dem Zeitpunkt, an dem ein Unfall
nicht mehr vermieden werden kann) in fünf gleiche
Zeitabschnitte eingeteilt. Der Prüfling erhält bei
einem sehr frühzeitigen Erkennen der Gefahr im 
ersten Zeitabschnitt fünf Pluspunkte, dagegen bei
einem sehr späten, aber noch rechtzeitigen Erken-
nen des Risikos im letzten Zeitabschnitt nur noch
einen Punkt. Insgesamt sind damit bei 15 Gefah-
rensituationen maximal 75 Punkte zu erringen. Die
Prüfung gilt als bestanden, wenn 38 Pluspunkte er-
reicht werden. Dieser Schwellenwert soll wahr-
scheinlich künftig etwas angehoben werden.

Prinzipiell kommt es also bei diesem Verfahren
nicht auf das Erkennen einer Risikosituation per se
an, sondern vor allem auf das rechtzeitige Erken-
nen von Gefahren in einer gefährlichen Verkehrssi-
tuation und das prompte Reagieren darauf. Anders
als bei der Abfrage von Verkehrsregeln muss sich
der Prüfling in eine dynamische Verkehrssituation
hineinversetzen; bei der Bewältigung dieser Aufga-
be legt er seine affektiv-emotionalen Verhaltens-
muster zumindest teilweise offen. In mehreren tau-
send Erprobungstests wurden die technische Rea-
lisierbarkeit, die psychometrische Güte und die Be-
wertungsmodalitäten dieses Aufgabenmodells
ausführlich geprüft. Aus einem Gesamtbestand
von ca. 600 Videosequenzen wurden ca. 350 als
einsatzfähig ausgewählt; davon werden zunächst
ca. 200 Videosequenzen in der Prüfung verwendet.
Alle Prüfungsvideos unterliegen der Geheimhal-
tung; sie werden also nicht für Ausbildungszwecke
veröffentlicht21. Der Hazard Perception Test, also
der zweite Teil der theoretischen Fahrerlaubnisprü-
fung in Großbritannien, dauert 20 bis 25 Minuten;
die gesamte Theorieprüfung damit also ca. 60 Mi-
nuten. Die Prüfung gilt als bestanden, wenn beide
Teile innerhalb einer Prüfung erfolgreich bewältigt
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wurden; ansonsten müssen beide Teile wiederholt
werden.

Nach Vorstellung und Diskussion dieses neuen
Prüfungsteils wurde während des CIECA-Kongres-
ses in Den Haag im Mai 2002 von ca. 300 Teilneh-
mern darüber abgestimmt, ob eine computerisierte
Prüfung zur Gefahrenwahrnehmung in die europäi-
sche Fahrerlaubnisprüfung aufgenommen werden
solle. Diese Frage wurde von 71 Prozent der An-
wesenden bejaht, 18 Prozent waren unentschie-
den, und nur 11 Prozent waren dagegen. Dies zeigt
zum einen, dass Gefahrenwahrnehmung von
einem überwältigenden Teil der Kongressteilneh-
mer als ein wesentlicher Prüfungsinhalt angesehen
wurde, und zum anderen, dass die in Großbritanni-
en gewählte Darbietungsform von Aufgaben zur
Gefahrenerkennung von den meisten Anwesenden
auf den ersten Blick akzeptiert wurde; über die Ak-
zeptanz bei anderen Interessengruppen wie der
Fahrlehrerschaft oder im wissenschaftlichen Be-
reich ist damit natürlich noch nichts gesagt.

Kehren wir zurück zur Situation in Großbritannien.
Als besonders starkes Argument für die Einführung
des Hazard Perception Test in die theoretische
Fahrerlaubnisprüfung werten britische Experten,
dass sich bei einer Untersuchung mit insgesamt
12.000 Probanden gravierende Unterschiede in der
Fähigkeit der Gefahrenfrüherkennung zeigten. So
wurden mit einem aufwändigen, im Hinblick auf die
Fahrerfahrung der Testpersonen differenzierten Un-
tersuchungsdesign je 4.000 „Fahrschüler” (ohne
Fahrerfahrung), „Fahranfänger” (Fahrerlaubnisbe-
sitz 3 Monate bis 24 Monate) und „Erfahrene Fah-
rer” (mit mindestens 10-jähriger Fahrpraxis) auf ihre
Fähigkeit zur Gefahrenerkennung hin getestet. Die
Ergebnisse der videogestützten Tests zeigten eine
stark ansteigende Leistungskurve von den Fahr-
schülern über die Fahranfänger zu den erfahrenen
Fahrern.

Zusätzlich wurden noch besonders ausgebildete
Fahrlehrer als Testpersonen in die Untersuchung
aufgenommen. Sie stellten schließlich die „Spit-
zengruppe” bei den Testleistungen; ihre Werte
übertrafen die Werte der „Erfahrenen Fahrer”
nochmals beträchtlich. Parallel dazu wurde in einer
weiteren Auswertung die Gruppe der Fahranfänger
untersucht, die in den ersten zwei Jahren ihres
Fahrerlaubnisbesitzes einen Unfall verursacht hat-
ten. Die Testleistungen dieser Untergruppe wurden
den Testleistungen derjenigen Untergruppe verglei-
chend gegenübergestellt, die in diesem Zeitraum

unfallfrei gefahren war. Auch dieser Vergleich zeig-
te deutliche Unterschiede in der Gefahrenfrüher-
kennung zugunsten derer, die unfallfrei gefahren
waren, und damit eine beträchtliche prognostische
Validität der videogestützten Testaufgaben zur Ge-
fahrenerkennung für die Abschätzung des Unfallri-
sikos von Fahranfängern.

Die Ergebnisse der Erprobungsuntersuchungen
deuten auch darauf hin, dass die Fähigkeit zur Ge-
fahrenerkennung in Risikosituationen mit der Fahr-
erfahrung ansteigt. Erste vertiefende Untersuchun-
gen legen nach Ansicht der beteiligten Forscher
sogar den Schluss nahe, dass durch videogestütz-
te Schulungen der Gefahrenwahrnehmung bereits
nach wenigen Ausbildungsstunden eine deutliche
Steigerung der Erfolgsquote im Test erreicht wer-
den kann. Schon nach drei Stunden speziellen Trai-
nings erreichten die Fahranfänger in diesem Test
nach persönlichen Auskünften der Methodenent-
wickler das Niveau der erfahrenen Fahrer; die dies-
bezüglichen Forschungsergebnisse sind allerdings
noch nicht veröffentlicht. Die beschriebenen Be-
funde veranlassten die DSA, den Hazard Percepti-
on Test nicht nur in der theoretischen Fahrerlaubnis-
prüfung, sondern auch in der Fahrlehrerprüfung
anzuwenden. Aus unserer Sicht bleibt allerdings
hinsichtlich der schnellen Vermittelbarkeit von
Fähigkeiten zur Gefahrenerkennung im Straßenver-
kehr durch Videosimulationen Skepsis angebracht,
bis solide Evaluationsergebnisse Evidenz für eine
solche Möglichkeit belegen. Der Nutzen dieses
Tests insbesondere für die praktische Fahrausbil-
dung bleibt also offen; wir kommen darauf zurück.

Welche Auswirkungen hatte die flächendeckende
Einführung dieser technisch anspruchsvollen und
zeitlich aufwändigen Form der computergestützten
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung auf die organi-
satorischen Rahmenbedingungen und den Preis
der Leistung? In Großbritannien stehen insgesamt
(nur) 158 Testzentren für die theoretische Prüfung
zur Verfügung, während die praktische Prüfung an
431 Stellen abgelegt werden kann. Die theoreti-
sche Fahrerlaubnisprüfung wird in 20 Fremdspra-
chen angeboten; die fremdsprachigen Testformen
stehen nach Anmeldung in 11 speziellen Testzen-
tren zur Verfügung. Die Prüfungsgebühr für die
theoretische Fahrerlaubnisprüfung beträgt in Groß-
britannien 18 £, das sind umgerechnet ca. 28 Euro.

Wir haben das britische Modell der Fahrerlaubnis-
prüfung mit besonderer Ausführlichkeit geschildert,
da hier ein in Europa bisher einmaliges und 
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technisch innovatives Prüfverfahren eingeführt
wurde. Die britischen Fachleute sind überzeugt,
dass die neue Form der theoretischen Fahrerlaub-
nisprüfung geeignet ist, die jugendlichen Fahran-
fänger besser auf den Straßenverkehr vorzuberei-
ten und die Unfallzahlen zu senken. Es bleibt abzu-
warten, ob sich dieser Anspruch erfüllt. Um diese
Frage zu beantworten, wird das Projekt aufwändig
wissenschaftlich begleitet. Dabei können schon
mehrere hunderttausend Prüfungen ausgewertet
werden, die in den vergangenen Monaten in dieser
Form abgelegt wurden. Da noch keine Auswer-
tungsergebnisse veröffentlicht wurden, können an
dieser Stelle auch keine Schlussfolgerungen für die
Qualitätsverbesserung des deutschen Prüfungs-
modells gezogen werden. Einiges deutet aber da-
rauf hin, dass die technische Einführung der neuen
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung in Großbritan-
nien problemlos verlief und die Akzeptanz bei den
Prüflingen hoch ist.

Trotzdem bleiben wichtige Fragen offen, die durch
sorgfältige Evaluationsuntersuchungen zu beant-
worten sind. Beispielsweise können die bislang
vorgelegten Befunde unsere große Skepsis hin-
sichtlich der weit gehenden Übertragung der o. g.
Trainingseffekte bei der Gefahrenerkennung von
der im Computer simulierten Verkehrssituation auf
die reale Verkehrssituation nicht zerstreuen. Es ist
zu vermuten, dass zumindest ein Teil des außerge-
wöhnlich schnellen Trainingsfortschritts der Test-
personen auf ihre wachsende Vertrautheit mit der
computerbasierten Testumgebung und den daraus
resultierenden Testanforderungen sowie insbeson-
dere auch auf psychomotorische und reaktive Leis-
tungssteigerungen zurückzuführen ist. Diese ins-
trumentelle Komponente der Testergebnisse, die
sich nicht unmittelbar auf die Ressourcen der
Fahranfänger zur Risikobewältigung im Straßen-
verkehr auswirkt, ist im Zusammenhang mit der
ökologischen Validität des Verfahrens erst noch zu-
verlässig abzuschätzen. Gerade von der Übertrag-
barkeit der Trainings- bzw. Ausbildungseffekte auf
die Fahrpraxis wird es abhängen, wie sich diese
neue Ausbildungs- und Prüfungskomponente auf
die Verkehrsbewährung von Fahranfängern aus-
wirkt.

Wie im Kapitel 3.4.1 ausgeführt, beruhen die dar-
gestellten Informationen über den Hazard Percep-
tion Test und erste Erprobungsergebnisse auf einer
Konsultation bei Mitarbeitern der britischen Driving
Standard Agency. Unser Bericht über diese Kon-
sultation kann eine wissenschaftliche Publikation

über die Evaluationsergebnisse zu diesem Test
nicht ersetzen; diese Publikation gilt es abzuwar-
ten. Sobald profunde Forschungsergebnisse zu
den Testergebnissen und möglichen Übertra-
gungseffekten publiziert wurden, kann die Frage
der Einführung von Ausbildungs- und Prüfungstei-
len zur Gefahrenkognition neu diskutiert und be-
gründet abgewogen werden. Bis dahin ist jedoch
davon auszugehen, dass jede Simulation von Ver-
kehrssituationen, insbesondere wenn sie auf relativ
schlichten Filmsequenzen beruht, im Vergleich mit
realen Verkehrssituationen einerseits immer nur
einen Teil der verschiedenen sinnlichen Wahrneh-
mungsmöglichkeiten von Risiken anspricht und an-
dererseits vielleicht einzelne Wahrnehmungskom-
ponenten überakzentuiert: Letztendlich wird die
Gefahrenkognition also in simulierten Verkehrssi-
tuationen in Abhängigkeit von der Simulationsqua-
lität mit einiger Wahrscheinlichkeit verzerrt, was Va-
liditätszweifel generell begründet.  

3.4.4 Modelle der praktischen Fahrerlaub-
nisprüfung

Wir haben im Zusammenhang mit der praktischen
Fahrerlaubnisprüfung bereits angedeutet, dass ei-
nige Experten in Deutschland die Standards der
praktischen Fahrerlaubnisprüfung als verbesse-
rungswürdig einschätzen. Wie könnte aber eine
optimierte praktische Prüfung aussehen? Erste An-
haltspunkte dafür bietet ein Blick auf andere eu-
ropäische Länder. In dem von der CIECA heraus-
gegebenen „Bericht über die praktische Prüfung”
(CIECA, 1998) finden sich Empfehlungen für eine
optimierte praktische Fahrerlaubnisprüfung im
Sinne eines „Best-Practice-Reports”. Der Bericht
vermittelt Erfahrungen, die in verschiedenen eu-
ropäischen Ländern mit unterschiedlichen Prü-
fungsmethoden gesammelt wurden, und bietet An-
regungen für alle prüfungsrelevanten Themenberei-
che. Diese werden im Folgenden überblicksartig
dargestellt; auf die gebotenen Einschränkungen
bei der Bewertung dieser Anregungen hatten wir
bereits im Kapitel 3.4.1 hingewiesen.

• Ort

Was den Ort der praktischen Prüfung angeht, so
findet die Prüfungsfahrt in den meisten europäi-
schen Ländern sowohl innerhalb als auch außer-
halb von Ortschaften sowie auf Autobahnen statt,
sofern die örtlichen Gegebenheiten dies erlauben.
In neun Staaten wird ein spezielles Prüfungsgelän-
de genutzt; in den meisten Fällen allerdings nur, um
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die Grundfahraufgaben zu testen. Es herrschte
unter den Teilnehmern der CIECA-Workshops (s.
o.) weithin Einigkeit darüber, dass das Fahren in-
nerhalb und außerhalb von Ortschaften sowie in
Wohngebieten in jedem Fall Bestandteil der Prü-
fung sein sollte. Außerdem müsse eine Autobahn-
fahrt enthalten sein oder das Fahren auf einer ver-
gleichbaren Straße. Hinsichtlich der Nutzung eines
speziellen Prüfungsgeländes wurden keine einheit-
lichen Empfehlungen formuliert. Es wurden aber
verschiedene Vor- und Nachteile benannt: So sei
die Situation auf dem Gelände für den Prüfling we-
niger belastend, die Gegebenheiten zur Überprü-
fung der Grundfahraufgaben sind in jedem Fall vor-
handen. Außerdem könne auf diese Weise eine
größere Objektivität erreicht werden. Demgegen-
über steht die Tatsache, dass die Prüfung auf dem
Prüfgelände eine künstliche Situation darstellt, die
nicht unbedingt das Verhalten des Fahrers im
Straßenverkehr widerspiegelt.

• Strecke

Auch bezüglich der Frage, ob flexible Strecken
festgelegten Routen vorzuziehen seien, konnten
keine einheitlichen Empfehlungen formuliert wer-
den. In den meisten Ländern gibt es eine Kombi-
nation von beidem. Komplett festgelegte Strecken
werden nur in fünf Staaten genutzt. In Norwegen
beispielsweise wurden Prüfstrecken festgelegt,
nachdem man festgestellt hatte, dass die Prüfer in
der Regel immer dieselben Strecken abfuhren. In
jeder zentralen norwegischen Prüfstelle werden
heute 10 bis 15 Strecken angeboten, aus denen
der Prüfer auswählen kann. Die Vorteile festgeleg-
ter Prüfstrecken sehen die norwegischen Fachleu-
te in der größeren Objektivität und der Vermeidung
von Belästigungen anderer Verkehrsteilnehmer
durch die Prüffahrten. Nachteile könnten dann ent-
stehen, wenn der Prüfer Zweifel an bestimmten
Prüfungsleistungen hat, weil diese bei einer festge-
legten Strecke nicht erneut abgetestet werden
können. Flexible Strecken vermitteln außerdem
vermutlich ein umfassenderes Bild von den Fähig-
keiten des Prüflings.

• Inhalt

Was den Inhalt der praktischen Prüfung anbelangt,
so herrschte unter den Workshopteilnehmern Ei-
nigkeit darüber, dass folgende Themen in jedem
Fall geprüft werden müssen: Sicherheitskontrolle
des Fahrzeugs, Einsteigen und Aussteigen, Weg-
fahren, auf geraden Straßen fahren, in Kurven fah-
ren, Kreuzungen, Fahrtrichtungsänderungen, Ein-

und Ausfahren an Autobahnen oder vergleichbaren
Straßen, Überholen, Verhalten an speziellen
Straßeneinrichtungen (z. B. Kreisverkehr, Bahn-
übergang etc.) und Grundfahraufgaben. Die Grund-
fahraufgaben, zu denen beispielsweise das Einpar-
ken oder Wenden zählt, wurden gesondert disku-
tiert. Man einigte sich darauf, dass nach wie vor
mindestens zwei Grundfahraufgaben geprüft wer-
den sollten, obwohl einige der anwesenden Fach-
leute dies für unzureichend hielten, während ande-
re wiederum die Überprüfung nur einer Grundfahr-
aufgabe als ausreichend ansahen.

Die oben dargestellten Prüfungsinhalte können
natürlich bei Bedarf entsprechend den Bedingun-
gen in den jeweiligen Ländern ergänzt werden. Uns
erscheint es erstrebenswert, dass die jeweils gel-
tenden Richtlinien für die Prüfungsinhalte der prak-
tischen Fahrerlaubnisprüfung den Prüflingen einge-
hend verdeutlicht werden, auch um auf diese
Weise gegebenenfalls ihre Angst vor der Prüfung
zu mindern.

• Bewertungskriterien

In engem Zusammenhang mit den Inhalten der
Prüfung wurden die Bewertungskriterien diskutiert.
Hierfür wurde den Workshopteilnehmern eine Kri-
terienliste vorgelegt, aus der die folgenden Kriteri-
en als unbedingt relevant für den Prüfungserfolg
ausgewählt wurden: defensives und prosoziales
Fahrverhalten, Kontrolle des Fahrzeugs, Beobach-
tung des übrigen Verkehrs, Vorfahrt achten und
nehmen, die Platzierung des Fahrzeugs auf der
Straße (z. B. Fahrspur einhalten, Abstand zu ande-
ren Fahrzeugen halten, eine angemessene Distanz
zu Fußgängern und Radfahrern sichern), angemes-
sene Geschwindigkeit, Beachtung von Verkehrs-
lichtern, Verkehrszeichen und anderen gegebenen
Verhältnissen, Signale geben sowie richtiges und
rechtzeitiges Bremsen und Anhalten.

Im Zusammenhang mit Prüfungskriterien wurde
auch die Frage aufgeworfen, ob eine Energie spa-
rende und umweltfreundliche Fahrweise als eige-
nes Kriterium gewertet werden sollte, beispielswei-
se anhand der Art und Weise, wie der Prüfling be-
schleunigt. Dies wurde von den anwesenden Fach-
leuten jedoch abgelehnt: Die Kandidaten würden
sich möglicherweise zu stark auf die Energie spa-
rende Fahrweise konzentrieren und dadurch ande-
re, wichtigere Aspekte vernachlässigen. Außerdem
sei anzunehmen, dass die Prüflinge unter solchen
Umständen von angemessenem Beschleunigen
gänzlich absehen würden, was die Beurteilung
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ihres Fahrverhaltens erschweren würde. Die Fähig-
keit zu Energie sparendem Fahren sollte besser in
Form zusätzlicher Fragen in der theoretischen 
Fahrerlaubnisprüfung getestet werden, was ja in
Deutschland bereits der Fall ist. In diesem Zusam-
menhang schlägt KAMM (2000) vor, dass ein Prü-
fungsteil zur umweltbewussten Fahrweise als se-
parater Abschnitt in den Ablauf der Prüfung inte-
griert werden könnte.

Nachtfahrtauglichkeit muss aus Sicht der Work-
shopteilnehmer in der Prüfung nicht nachgewiesen
werden. Die anwesenden Fachleute schlugen je-
doch vor, ein Nachtfahrzertifikat, das während der
Fahrausbildung erworben werden kann, als Vo-
raussetzung zur Prüfungszulassung einzuführen. In
einigen europäischen Ländern ist dies bereits
heute so geregelt. So ist in Deutschland durch die
Fahrschüler-Ausbildungsordnung (FahrschAusbO)
im Rahmen der besonderen Ausbildungsfahrten
die Schulung des Fahrens bei Dämmerung oder
Dunkelheit vorgeschrieben.

• Dauer

Die Dauer der praktischen Prüfung variierte 1998 in
den Heimatländern der Workshopteilnehmer sehr
stark zwischen 20 Minuten als Minimum und 80 Mi-
nuten als Maximum. Entscheidend für die Prü-
fungsqualität erscheint uns die Nettofahrzeit, 
d. h. die Zeit, die tatsächlich im Verkehrsgesche-
hen verbracht wird. Diese Nettofahrzeit bewegte
sich in den einbezogenen Ländern zwischen 15
und 65 Minuten. Die Ausführung der Grundaufga-
ben zählt nicht zur Nettofahrzeit. Die Zeit, die da-
rauf verwendet wird, schwankte zwischen fünf und
15 Minuten. Wie diese Zahlen zeigen, besteht in
Bezug auf die Dauer der Prüfung ein starker Har-
monisierungsbedarf in Europa. Die anwesenden
Fachleute sahen eine Nettofahrzeit von mindestens
35 Minuten als erforderlich an: In einem kürzeren
Zeitraum sei es allein schon wegen der oftmals
hohen Verkehrsdichte kaum möglich, alle relevan-
ten Prüfungsinhalte zu beobachten. Die Vertreter
einiger Länder hielten sogar eine noch längere Prü-
fungszeit mit einer Nettofahrzeit von 45 Minuten für
notwendig.

• Fahrlehreranwesenheit

Aus Sicht der Mehrheit der Workshopteilnehmer
sollte der Fahrlehrer bei der praktischen Fahrer-
laubnisprüfung nicht zur Anwesenheit verpflichtet
sein. Darüber hinaus wurde die Anwesenheit des
Fahrlehrers bei der Prüfung aber als positiv für die

Prüfungsqualität und förderlich für eine entspannte
Prüfungsatmosphäre bewertet. In Hinblick auf die
Situation in Deutschland ist allerdings anzumerken,
dass hier schon aus juristischen Gründen der Fahr-
lehrer zwingend an der praktischen Fahrerlaub-
nisprüfung teilnehmen muss, da er als verantwort-
licher Fahrzeugführer gilt und bei einem Fehlverhal-
ten des Prüflings korrigierend eingreifen muss.
Darüber hinaus ist davon auszugehen, dass die
Fahrlehrerschaft diese Pflicht zur Prüfungsteilnah-
me nicht als belastend erlebt: Vertreter der Fahr-
lehrerschaft weisen immer wieder darauf hin, wie
wichtig die sozio-emotionale Stabilisierung des
Prüflings in der Prüfungssituation ist und dass die
Anwesenheit eines Fahrlehrers, zu dem man eine
vertrauensvolle Beziehung aufgebaut hat, dem
Prüfling dabei hilft, die in der Fahrausbildung ange-
eigneten Fähigkeiten ohne verzerrende Prüfungs-
ängste zu zeigen.

• Prüfer

Große Unterschiede zeigten sich bei den Meinun-
gen der Workshopteilnehmer hinsichtlich des Plat-
zes des Prüfers im Kraftfahrzeug im Verlauf der
Prüfung. Während der Prüfer in etwas mehr als der
Hälfte der Länder vorn im Fahrzeug sitzt, nimmt er
in den übrigen Ländern hinten Platz. Zu diesem
Punkt wurden keine einheitlichen Empfehlungen
formuliert.

Zusammenfassend bleibt in Hinblick auf die prakti-
sche Fahrerlaubnisprüfung festzuhalten: Die refe-
rierten Ergebnisse der Praxisberichte und der
Workshops verdeutlichen, dass die methodische
und organisatorische Ausgestaltung der prakti-
schen Fahrerlaubnisprüfung in den europäischen
Ländern in vielen Punkten immer noch sehr unter-
schiedlich ausfällt. Es erscheint deshalb wün-
schenswert, in der nahen Zukunft neben der Fahr-
schulausbildung und der theoretischen Fahrerlaub-
nisprüfung auch die praktische Fahrerlaubnisprü-
fung in Europa schrittweise zu harmonisieren
(KAMM, 2000); natürlich unter Beachtung des Sub-
sidiaritätsprinzips und regionaler Besonderheiten. 

3.4.5 Fazit

In den europäischen Ländern finden sich vielfältige
Formen der Fahrerlaubnisprüfung; dies gilt für die
zuletzt diskutierte praktische Fahrerlaubnisprüfung
genauso wie für die uns im vorliegenden Bericht
stärker interessierende theoretische Fahrerlaubnis-
prüfung. Insbesondere im Hinblick auf die theoreti-
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sche Fahrerlaubnisprüfung verfügen einige Länder
wie Schweden oder Großbritannien über Modelle,
die aus prüfungsdidaktischer bzw. methodenkriti-
scher Sicht dem bisherigen deutschen Modell
überlegen scheinen und die zugleich, verglichen
mit Deutschland, mit geringeren Unfallzahlen der
Fahranfänger korrespondieren. Damit ist zwar nicht
gesagt, dass die geringeren Unfallzahlen der
Fahranfänger in diesen Ländern kausal auf ein ver-
mutlich besseres Prüfungsmodell zurückzuführen
sind; eine Optimierung und Harmonisierung natio-
naler Standards mit Blick auf fortgeschrittene Prü-
fungskonzepte erscheinen aber trotzdem sinnvoll
und nützlich. Mit anderen Worten: Auch Deutsch-
land braucht ein neues, optimiertes Konzept für die
theoretische Fahrerlaubnisprüfung!

Welche Ziele sollten vorrangig bei der Erarbeitung
des gewünschten Konzepts verfolgt werden? Der
Blick auf die Prüfungsmodelle anderer europäi-
scher Länder legt die folgenden drei Ziele nahe:

– Das Verkehrsverhalten der Prüflinge soll über
die Fahrerlaubnisprüfung hinaus nachhaltig im
Sinne von Partnerschaftlichkeit und Verantwor-
tungsübernahme beeinflusst werden.

– Das Wissen und Können der Prüflinge soll ver-
bessert werden, um das Anfängerrisiko spürbar
zu senken.

– Neue Medien sollen sinnvoll zur Prüfungsge-
staltung eingesetzt werden.

Für die Weiterentwicklung des deutschen Prü-
fungskonzepts folgt aus der Akzeptanz dieser
Grundpositionen, dass insbesondere diejenigen in
Europa verwendeten Indikatorenpools für die theo-
retische Fahrerlaubnisprüfung, die unter wissen-
schaftlicher Begleitung auf empirischem Wege fort-
laufend erarbeitet und optimiert werden, auf ihre
„Nachnutzbarkeit” hin gesichtet werden sollten.
Dies gilt für die einzelnen Indikatoren genauso wie
für ihre Systematik. Bewährte Indikatorenlösungen
aus anderen europäischen Ländern sollten, sofern
sie inhaltlich deutsche Testformen sinnvoll ergän-
zen können, übersetzt und hinsichtlich ihrer Vali-
dität unter deutschen Test- bzw. Verkehrsbedin-
gungen geprüft werden, um sie im Falle angemes-
sener Güte in den deutschen Indikatorenpool zu in-
tegrieren. Bei diesen Abwägungsprozessen müs-
sen allerdings auch nationale Unterschiede in der
Qualität der Fahrschulausbildung berücksichtigt
werden (z. B. Laienausbildung vs. professionelle
Ausbildung). Unter organisatorischen und methodi-

schen Gesichtspunkten erscheint uns aus heutiger
Sicht die schwedische Evaluationsstrategie für In-
dikatoren als beispielgebend.

Was für die Weiterentwicklung der Prüfungs- bzw.
Aufgabeninhalte gilt, erscheint unter methodischen
Gesichtspunkten auch für die Aufgabenarten sinn-
voll. Wenn die Weiterentwicklung nationaler Aufga-
benstandards koordiniert mit dem Ziel einer Har-
monisierung erfolgen soll, empfiehlt sich die Erar-
beitung und Abstimmung eines Katalogs von Auf-
gabenarten, der als Ausgangspunkt der Aufgaben-
entwicklung dienen kann. Die Systematik der Auf-
gabenarten müsste Aspekte der Aufgabendarbie-
tung (z. B. hinsichtlich der Verwendung von Medi-
en als Mittel der Instruktion), Lösungsschemata 
(z. B. Mehrfach-Wahl-Aufgaben als eine Aufgaben-
klasse) und Bewertungsschemata (z. B. Wich-
tungsgesichtspunkte hinsichtlich des Prüfungser-
folgs) berücksichtigen. Derzeit werden in den eu-
ropäischen Ländern in der Regel Mehrfach-Wahl-
Aufgaben benutzt. Dies gilt auch für die Länder, die
computergestützte theoretische Fahrerlaubnisprü-
fungen anbieten.

Ein weiterer Ausgangspunkt muss hinsichtlich der
Auswahl der Indikatoren aus dem Indikatorenpool
und ihrer Zusammenstellung für die jeweilige kon-
krete Prüfung markiert werden. Bemerkenswert er-
scheint, dass sowohl in Großbritannien als auch in
Schweden auf eine festgelegte Anzahl von Indika-
torenkombinationen in Aufgabensets zurückgegrif-
fen und nicht für jeden Prüfling zufallsgesteuert ein
individuelles Aufgabenset aus dem Indikatorenpool
erstellt wird. Diese Vorgehensweise halten auch wir
für angemessen, sofern die Anzahl verfügbarer
Aufgabensets groß genug gewählt wird, um sche-
matischen Lernstrategien vorzubeugen. Eine relativ
große Anzahl verfügbarer Paralleltests (in Großbri-
tannien sind es 20 Varianten; die Anzahl der ver-
fügbaren Varianten sollte aus unserer Sicht für
Deutschland deutlich höher ausfallen) beugt auch
Manipulationsversuchen vor, zumal wenn interne
Aufgabenparameter (z. B. bei einer Bremswegauf-
gabe die Geschwindigkeit und die Fahrbahnver-
hältnisse) sowie die Reihenfolge der Indikatoren im
Aufgabenset und der Auswahlantworten variiert
werden. Die damit verbundenen Reihungseffekte
auf das Prüfungsergebnis kann man durch Binnen-
strukturierungen noch einschränken; wir halten
diese Effekte insgesamt für kontrollierbar. Wichti-
ger erscheint uns, dass die Verwendung einer zwar
relativ großen, aber doch begrenzten Zahl von Auf-
gabensets eine systematische Reflexion der psy-
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chometrischen Güte dieser Paralleltestformen mit
vertretbarem Aufwand und auch unter vergleichen-
den Gesichtspunkten ermöglicht. Weiterhin wäre
eine Anlehnung an das britische bzw. schwedische
Modell der Aufgabenzusammenstellung auch hilf-
reich für die Organisation der weiterführenden Test-
entwicklung, da diese Modelle es beispielsweise
erlauben, einzelne Aufgabensets abgegrenzt und
sukzessive an neue Anforderungen anzupassen
bzw. zu optimieren und auszutauschen.

Unsere Überlegungen zur Optimierung der prakti-
schen Fahrerlaubnisprüfung wollen wir an dieser
Stelle mit einem kurzen Exkurs abschließen, da die
Erarbeitung eines anspruchsvollen neuen Prü-
fungsmodells zu diesem Teil der Fahrerlaubnisprü-
fung nicht Aufgabe dieses Projekts ist. Unser Ex-
kurs knüpft im Wesentlichen an das Kapitel 3.4.4
an, in dem dargestellt wurde, dass weit über
Deutschland hinaus einige wesentliche Kritikpunk-
te am derzeitigen Standard der praktischen Fahrer-
laubnisprüfung existieren. Zu diesen Kritikpunkten
gehört auch die Forderung, dass die Prüfer ihr
pädagogisch-psychologisches Wissen und Kön-
nen erweitern müssten, um beispielsweise Prü-
fungsängste beim Prüfling abzubauen oder Per-
sönlichkeitsstrukturen wie Handlungsunsicherheit
zu erkennen.

Die Forderungen nach einer Optimierung der Qua-
lität der praktischen Fahrerlaubnisprüfung erschei-
nen leicht nachvollziehbar: Gerade die praktische
Fahrerlaubnisprüfung ermöglicht aufgrund ihres
ganzheitlichen, handlungsorientierten Charakters
viel eher als die theoretische Fahrerlaubnisprüfung,
verkehrsrelevante Persönlichkeitseigenschaften
des Prüflings zu erkennen. Insofern ist es auch
nahe liegend, den Prüfern eine Mitverantwortung
für die Feststellung solcher Persönlichkeitsdefizite
zuzuweisen.

Verfügen die Prüfer über die entsprechenden 
Voraussetzungen, um diese Aufgabe verantwor-
tungsvoll zu erfüllen? Eine Antwort auf diese Frage
muss viele Aspekte berücksichtigen, denken wir
beispielsweise an die Arbeitsbedingungen der Prü-
fer, ihre Fort- und Weiterbildung, die ihnen zur Ver-
fügung stehenden Arbeitshilfen und nicht zuletzt an
die Prüfungsabläufe selbst mit ihren organisatori-
schen und rechtlichen Rahmenbedingungen. Wir
wollen uns diesen Aspekten kurz vertiefend zuwen-
den und Probleme markieren. Lösungen für diese
Probleme, die letztendlich auf koordinierte juristi-
sche und arbeitsorganisatorische Neuerungen hi-

nauslaufen müssten, können wir nicht anbieten.
Aber vielleicht können unsere Problemaufrisse und
erste Gedanken zu ihrer Bearbeitung zielführende
Diskussionen in der Fachöffentlichkeit anregen.
Beginnen wir mit den Arbeitsbedingungen der Prü-
fer.

Die Prüfer haben in der Regel im Rahmen ihres Ar-
beitstages in einem straff organisierten, kurzen
Zeittakt eine Reihe von Prüfungen abzunehmen.
Diese Prüfungen sind einerseits Arbeitsroutinen mit
allen belastenden Momenten, die häufig wieder-
kehrende Arbeitstakte mit sich bringen. Anderer-
seits stellen diese Routinen jedoch jeweils Ausnah-
mesituationen dar, weil sie für den jeweiligen Prüf-
ling ein kritisches Lebensereignis bedeuten: Ein
Prüfungsmisserfolg bei der praktischen Prüfung
bedeutet eingeschränkte Mobilität, spürbare finan-
zielle Verluste und vielmehr als bei der theoreti-
schen Prüfung auch eine Bedrohung des sozialen
Status, da intellektuelles Versagen insbesondere in
männlichen Referenzgruppen sozial weniger nega-
tiv sanktioniert wird als ein Versagen beim fahreri-
schen Können. Jede Wertung des Prüfers wird also
vom Prüfling (und oft auch vom Fahrlehrer) mit
höchster Aufmerksamkeit kritisch registriert, und
seine berufliche Leistung steht in hoher Gefahr der
Anfechtung, einschließlich einer gerichtlichen
Überprüfung. Gleichzeitig erbringt der Prüfer seine
Arbeitsleistungen in Situationen, die verglichen mit
anderen Arbeitsplätzen ein relativ hohes Unfallrisi-
ko aufweisen und in denen man sich ständig auf
andere und sehr unterschiedliche Interaktionspart-
ner einstellen muss. Aus unserer Sicht wohnt damit
dem beruflichen Anforderungsprofil des Prüfers ein
hoher psychischer Belastungsgrad inne, der es
notwendig erscheinen lässt, dass Tätigkeiten bei
der Fahrerlaubnisprüfung alternierend mit anderen
Arbeitsaufgaben als Sachverständiger für den
Kraftfahrzeugverkehr verbunden werden.

Prüfer erreichen die aus ihrer Sicht wünschenswer-
te Vielfalt in ihren Arbeitsaufgaben häufig durch
eine Verbindung der Prüftätigkeit im Fahrerlaubnis-
wesen mit Sachverständigentätigkeit im techni-
schen Bereich. Dazu benötigen sie zwingend eine
ingenieurtechnische Ausbildung, was mit sich
bringt, dass sie in der Regel über keine grundle-
gende pädagogisch-psychologische Ausbildung
verfügen. Zweifellos kann das Fehlen einer ein-
schlägigen Grundausbildung für das teilweise
pädagogisch-psychologische Anforderungsprofil
des Prüfers zu einer Verstärkung der Belastung und
auch der Unsicherheit bei der Bewertung der Fahr-
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fähigkeiten des Prüflings führen. Solche Unsicher-
heiten zeigen sich gegebenenfalls vermutlich vor
allem bei der Einschätzung von Sachverhalten, für
die keine eindeutigen Bewertungsmaßstäbe vorlie-
gen. Beispielsweise erscheint die Einschätzung der
Unsicherheit eines Prüflings im Straßenverkehr we-
sentlich schwieriger als die Beurteilung seiner Leis-
tungen bei den Grundfahraufgaben. Dies gilt insbe-
sondere dann, wenn der situative Stress hoch ist
und die Einschätzung für den Prüfungserfolg aus-
schlaggebend. Die Folge ist, dass Prüfer die Ein-
schätzung „weicher” psychologischer Kriterien wie
Unsicherheit und Risikobereitschaft scheuen,
zumal die dabei vorhandenen Interpretationsspiel-
räume eine rechtliche Überprüfung der Prüfent-
scheidung eher erschweren.

Wie könnte dieser unbefriedigende Zustand ver-
bessert werden? Erstens sollte die Fachöffentlich-
keit, allen voran die Technischen Prüfstellen, inten-
siver über veränderte bzw. geschärfte Tätigkeits-
profile für Sachverständige diskutieren, die mit
Prüfaufgaben betraut sind. Diese Tätigkeitsprofile
müssen nicht ausschließlich oder vorrangig Ar-
beitsaufgaben im Zusammenhang mit der Fahrer-
laubnisprüfung umfassen; sie müssen für die Be-
wältigung dieser Arbeitsaufgaben aber eine sorg-
fältig ausgewählte, profunde pädagogisch-psycho-
logische Weiterbildung einschließen. Zweitens
benötigen die Prüfer, auch wenn sie über eine
pädagogisch-psychologische Fort- und Weiterbil-
dung verfügen, professionelle Arbeitshilfen. Dazu
gehören beispielsweise nicht nur Anforderungska-
taloge sowie darauf bezogene Prüfungsaufgaben
und Bewertungsschemata für den fahrerischen Be-
reich, sondern auch pädagogisch-psychologisch
begründete Beobachtungshilfen beispielsweise für
die Erfassung von Fahrunsicherheit. Derartige Be-
obachtungshilfen existieren bislang nicht und
wären sicher auch für die Fahrlehrerschaft nützlich;
sie sollten deshalb von Fachexperten der Techni-
schen Prüfstellen und der Fahrlehrerschaft gemein-
sam mit Vertretern der pädagogisch-psychologi-
schen Disziplinen erarbeitet und erprobt werden.
Drittens schließlich muss juristisch gesichert wer-
den, dass Entscheidungen des Prüfers beispiels-
weise in Hinblick auf eine inakzeptable Fahrunsi-
cherheit einerseits überprüfbar bleiben, anderer-
seits aber auch respektiert werden, sofern sie be-
gründet sind.

Um die Qualität der praktischen Fahrerlaubnisprü-
fung zu erhöhen, erscheinen aber auch organisato-
rische Veränderungen am Prüfungsdesign als not-

wendig. Eine mögliche Veränderungsstrategie wäre
beispielsweise, dass in die praktische Fahrerlaub-
nisprüfung über den methodischen Charakter einer
teilnehmenden Beobachtung hinaus auch mündli-
che Prüfungsanteile integriert werden (s. Kap. 2);
sie könnte also zu einer multimethodalen ganzheit-
lichen Prüfung weiterentwickelt werden. Auch über
eine Veränderung der Prüfungszeiten und der orga-
nisatorischen Prüfungsabläufe könnte nachge-
dacht werden, denn verbesserte diagnostische
Fähigkeiten der Prüfer allein können die Prüfungs-
qualität nicht heben, wenn es an Zeit und Gelegen-
heit zum Diagnostizieren fehlt.

Last but not least wäre abzuwägen, ob man die
Rolle des Fahrlehrers bei der praktischen Fahrer-
laubnisprüfung verändern kann und soll. Der Fahr-
lehrer stellt für viele Prüflinge unzweifelhaft nicht
nur eine Ressource zur Bewältigung von Prüfungs-
angst dar; er könnte auch zur Objektivierung und
Absicherung des Prüfungsurteils beitragen, wenn
man die entsprechenden methodischen und recht-
lichen Rahmenbedingungen schaffen würde. Die
Vervielfältigung der Bewertungsperspektiven stellt
in pädagogischen und psychologischen Begutach-
tungsverfahren ein bewährtes Mittel der Qualitäts-
kontrolle dar; man könnte also daran denken, dem
Fahrlehrer bei der Entscheidung über den Prü-
fungserfolg eine beratende Funktion zu gewähren.

Was spricht für bzw. gegen eine solche Vision? Die
Beteiligung des Fahrlehrers an einer Beratung über
die Prüfungsentscheidung könnte dem Prüfer si-
cher viele zusätzliche entscheidungsrelevante In-
formationen verschaffen, weil der Fahrlehrer im Ge-
gensatz zum Prüfer während der Fahrschulausbil-
dung vielfältige und ergiebige Chancen hatte, die
Persönlichkeit und die Verhaltensmuster des Prüf-
lings kennen zu lernen sowie seine Lernbereit-
schaft und Lerngeschwindigkeit einzuschätzen.

Trotzdem bleibt diese Möglichkeit des Zugewinns
an entscheidungsrelevanten Informationen bei der
Fahrerlaubnisprüfung verschlossen: Zum einen ist
der Fahrlehrer aufgrund seines pädagogisch wich-
tigen Vertrauensverhältnisses zu seinem Fahr-
schüler auch in der Prüfung zur Loyalität ihm ge-
genüber verpflichtet, zum anderen stellt die Prü-
fungsleistung des Fahrschülers partiell immer auch
einen Befund über die Ausbildungsleistung des
Fahrlehrers dar; beide Aspekte erschweren eine
adäquate Stellungnahme des Fahrlehrers zur Prü-
fungsleistung seines Fahrschülers gegenüber dem
Prüfer. Weiterhin dürfte ein Fahrlehrer mit dem Ruf,
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seine Kunden im Rahmen der Fahrerlaubnisprü-
fung zu kritisieren, mit Einbußen seiner marktwirt-
schaftlichen Wettbewerbsfähigkeit zu rechnen
haben, selbst wenn die Kritik fachlich berechtigt
wäre.

Es sei noch einmal daran erinnert, dass wir an die-
ser Stelle keine Lösungsrezepte für die beschriebe-
nen Probleme anbieten wollen und können. Wenn
wir aber an unserem Anspruch festhalten, auch
durch die Optimierung der Fahrerlaubnisprüfung
das Unfallrisiko im Straßenverkehr zu senken, dür-
fen wir unseren suchenden Blick nach neuen Lö-
sungen nicht durch Verweise auf herkömmliche
und vermeintlich „bewährte” Vorgehensweisen, auf
rechtliche Barrieren oder auf Zeit- und Kostenkal-
kulationen verstellen.

Einen denkbaren Weg zur Senkung des Unfallrisi-
kos auf unseren Straßen stellt auch die Verstärkung
der Selektionsfunktion der praktischen Fahrerlaub-
nisprüfung durch eine stärkere Berücksichtigung
von Fahrunsicherheiten und Risikoverhalten bei der
Prüfungsentscheidung dar, zumal empirische Be-
funde darauf hindeuten, dass einzelne Fahrlehrer
eine erkannte hohe Risikobereitschaft nicht als
Hinderungsgrund ansehen, ihren Fahrschülern eine
erfolgreiche Ausbildung zu bestätigen (STURZBE-
CHER et al., 2002). 

4 Vorschläge für ein Konzept zur
Optimierung der theoretischen
Fahrerlaubnisprüfung

4.1 Inhaltliche und methodische Leit-
linien

4.1.1 Grundpositionen

Nicht alles, was neu ist, muss deshalb schon bes-
ser sein. Dieser Alltagsweisheit folgend, soll mit
dem vorliegenden Bericht sorgfältig abgewogen
werden, ob sich der mit der Einführung eines neuen
computergestützten Prüfungssystems für die theo-
retische Fahrerlaubnisprüfung verbundene Auf-
wand durch zu erwartende Vorteile rechtfertigen
lässt und ein neues Prüfungssystem dem traditio-
nellen deutlich überlegen wäre (s. Zielstellung im
Kap. 1.3). Bei diesem Abwägungsprozess wollen
wir prüfungsdidaktische Expertise, die gegenwärti-
ge Prüfungspraxis in Deutschland, Expertenmei-
nungen zum Reformbedarf und vorliegende Erfah-
rungen mit computergestützten Prüfungen, also

kurz gesagt unsere gesamten bisherigen Aus-
führungen, berücksichtigen. Allerdings sollen auf
diesen Abwägungsprozess weder ein gewisser In-
novationsrückstand im deutschen Prüfungssystem
per se (s. Kap. 1.3 und 3.4) noch die Experimente
mit computerisierten Versionen des bisherigen Prü-
fungssystems den ausschlaggebenden Einfluss
haben: Eine schlichte Computerisierung der tradi-
tionellen Prüfbogen allein vermag die Defizite des
derzeit praktizierten Prüfungssystems nicht zu be-
seitigen (s. Kap. 2.5 und 3.1); die Möglichkeit, die-
sen Defiziten durch ein modernisiertes Prüfungs-
system auf der Basis von Papier-Bleistift-Verfahren
abzuhelfen, soll nicht ohne Betrachtung begründe-
ter Argumente ausgeschlossen werden.

Gibt es derartige Argumente für die Einführung
eines computergestützten Prüfungssystems für die
theoretische Fahrerlaubnisprüfung? Ein Argument,
wenn auch das schwächste, findet sich bei einem
Blick auf andere europäische Länder: das Harmo-
nisierungsargument. Wir haben die Prüfungspraxis
in einer Reihe von Ländern recherchiert und sind
damit der Vorgabe des Auftraggebers für diesen
Bericht nachgekommen, internationale Erfahrun-
gen bei der Weiterentwicklung des deutschen Fahr-
erlaubnisprüfwesens einzubeziehen (s. BASt-Aus-
schreibung und Kap. 1.3). Die Ergebnisse unserer
Recherchen deuten darauf hin, dass eine compu-
tergestützte Prüfungsgestaltung in einer wachsen-
den Zahl von Ländern sinnvoll eingesetzt wird (s.
Kap. 3.4.5), wenn auch noch Wünsche an eine
wirklich innovative Prüfungsgestaltung und einen
zuverlässigen Nachweis kausaler Prüfungseffekte
auf das reale Verkehrsgeschehen offen bleiben. So
werden beispielsweise auch in computergestützten
Prüfungssystemen in der Regel Mehrfach-Wahl-
Aufgaben benutzt, ohne dass eine überzeugende
Visualisierung von Verkehrsanforderungen immer
gegeben ist. Einen wünschenswerten systemati-
schen Vergleich von Prüfungsergebnissen der
Fahrschulabsolventen einerseits und ihren späte-
ren Unfall- und Delinquenzraten als Fahranfänger
andererseits haben wir ebenfalls nicht gefunden.
Ein Blick auf das Fahrerlaubnisprüfwesen anderer
Länder kann sich also nicht nur auf Nachnutzungs-
wünsche und Harmonisierungsziele beschränken,
sondern er muss sich auf Anregungen für eigene
Innovationen richten.

Wozu brauchen wir Innovationen? Es existieren
verschiedene Kritikpunkte am Zustand des deut-
schen Prüfungssystems für die theoretische Fahr-
erlaubnisprüfung (s. Kap. 3.1.5 ff.). Das System gilt
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beispielsweise als manipulationsanfällig und be-
günstigt systematisch den Erfolg schematischen
Lernens bei der Prüfungsvorbereitung. Den Aufga-
beninstruktionen fehlt es nicht selten an Anschau-
lichkeit; sie bestehen zuweilen aus schwer ver-
ständlichen verbalen Beschreibungen von Ver-
kehrssituationen, die zu falschen Lösungen auch
bei gut vorbereiteten Prüflingen führen. Ein Teil der
verwendeten Mehrfach-Wahl-Aufgaben besitzt nur
wenige und darüber hinaus zuweilen anspruchslo-
se Distraktoren, was die Wahrscheinlichkeit richti-
ger Lösungen erhöht, die nicht auf Sachkenntnis
beruhen. Um diese und andere bekannte Defizite
unseres derzeitigen Prüfungssystems zu beheben,
wären Innovationen wie auch diesbezügliche Anre-
gungen aus Ländern mit einem computergestütz-
ten Prüfungssystem also sehr willkommen.

Bei der Suche nach solchen Innovationen und An-
regungen werden wir schnell fündig. Damit sind
nicht allein Erfahrungen mit einer deutschen com-
putergestützten Prüfungsversion gemeint (s. Kap.
3.3 und 3.4.3); in Ländern wie Schweden und
Großbritannien, die bereits flächendeckend eine
computergestützte theoretische Fahrerlaubnisprü-
fung eingeführt haben, erscheint ebenfalls eine
Reihe der skizzierten Probleme als im Ansatz
gelöst: Die von uns im Kapitel 2.4.2 ausführlich be-
schriebenen Möglichkeiten der Computernutzung
für die pädagogisch-psychologische Testkonstruk-
tion, Testerprobung und Testanwendung wurden
dort beispielsweise erfolgreich angewendet, um ein
neues System optimierter Prüfungsaufgaben auf-
zubauen, das sich inhaltlich durch vielfältigere und
systematische Aufgabenstellungen sowie metho-
disch durch bessere Visualisierungen und eine op-
timierte statistische Aufgaben- und Testevaluation
auszeichnet. Dies sind sehr gewichtige Argumente
für ein computergestütztes Prüfungssystem, weil
derartige Verbesserungen mit einem auf Papier-
Bleistift-Verfahren beruhenden System nicht zu leis-
ten sind; wir kommen darauf zurück. Weiterhin
wurden mit der computergestützten Prüfungsge-
staltung durch eine automatische Lösungsregis-
trierung Korrekturfehler der Prüfer ausgeschaltet;
ein wichtiger Beitrag zur Erhöhung der Objektivität
der Fahrerlaubnisprüfung (Unabhängigkeit des
Prüfungsergebnisses vom Prüfer).

Der Computer wurde in einigen Ländern auch für
eine in Teilbereichen zufallsgenerierte Aufgabenge-
staltung (z. B. zufällige Reihung der Auswahlant-
worten bei Mehrfach-Wahl-Aufgaben) und damit
eine gewisse Pluralisierung von Paralleltests ge-

nutzt, ohne dass man die daraus möglicherweise
resultierenden Beeinträchtigungen ihrer Äquivalenz
kontrolliert hätte. Dies hat im Verbund mit einer ge-
nerell gestiegenen Zahl verfügbarer Paralleltests
dazu geführt, dass sich den Prüflingen kaum noch
Betrugs- und Manipulationsmöglichkeiten bieten.
Weiterhin konnte in einigen Ländern durch die Ein-
führung zusätzlicher auditiver Darbietungsformen
bei den Prüfungsaufgaben und schreibunabhängi-
ger Formen ihrer Bearbeitung die Chancengleich-
heit leseschwacher und fremdsprachiger Fahrer-
laubnisbewerber stark verbessert werden; ein ge-
wichtiger Beitrag zur Gewährleistung der Prüfungs-
gerechtigkeit. Schließlich hat die Computernutzung
bei der Prüfungsgestaltung in allen Ländern, die
sich dafür entschieden haben, zu Erleichterungen
im organisatorischen Bereich des Prüfungswesens
geführt (z. B. eine erleichterte Erstellung von Prüf-
protokollen und -statistiken sowie eine schnellere
Aktualisierung des Aufgabenkatalogs und der 
Paralleltests).

Ein Zugriff auf die genannten Vorzüge mittels Ein-
führung eines computergestützten Prüfungssys-
tems in Deutschland erscheint uns zwar ver-
lockend, jedoch halten wir die genannten Argu-
mente allein noch nicht für überzeugend. Bisher
wurde nämlich die entscheidende Frage (s. Kap.
1.3; Zielstellung) ausgeklammert: Kann die theore-
tische Fahrerlaubnisprüfung unter Einbeziehung
moderner Multimediatechnik auf eine Weise gestal-
tet werden, mit der es künftig besser gelingt, unsi-
chere Fahrer mit unzureichenden Ausbildungser-
gebnissen bzw. Fähigkeiten schon bei der Fahrer-
laubnisprüfung zu erkennen? Finden wir zusätzli-
che begründete Argumente, die eine computerge-
stützte Prüfung als Beitrag zur Erhöhung der Si-
cherheit im Straßenverkehr im Allgemeinen und der
Fahranfänger im Besonderen ausweisen? Erst
wenn diese Fragen zu bejahen sind, sollte man sich
der Herausforderung stellen, ein computergestütz-
tes Prüfungssystem zu erarbeiten. Deshalb kom-
men wir nun noch einmal auf die bereits eingangs
erwähnten besseren Strukturierungs-, Visualisie-
rungs- und Evaluationschancen von computerge-
stützten Prüfungssystemen zurück. Diese drei
Chancen, die Prüfungssysteme auf der Grundlage
von Papier-Bleistift-Verfahren in wesentlich gerin-
gerem Maße bieten, erscheinen uns als überzeu-
gende Argumente für eine Computernutzung.

Das Strukturierungsargument hat didaktische,
technologische und organisatorische Aspekte. Be-
trachten wir zunächst die Binnenstruktur der ge-
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genwärtigen Prüfungsinhalte. Diese erscheint
wenig systematisch: So steht dem stark ausdiffe-
renzierten Inhaltsbereich „Verhalten im Straßenver-
kehr” beispielsweise der Inhaltsbereich „Umwelt-
schutz” gegenüber, der gar nicht differenziert ist.
Wenn Fahrlehrer nur lehren und Fahrerlaubnisbe-
werber nur lernen, was später geprüft wird (s. Kap.
1.3), welche Orientierung bieten dann solche unbe-
friedigenden Binnenstrukturen der Prüfungsinhalte
den Lehrenden und Lernenden?

Mittels Computer dagegen könnten die Prüfungs-
inhalte und vor allem die sehr große Zahl von da-
rauf beruhenden Aufgaben mit wenig Aufwand neu
strukturiert und die gewünschten Binnenproportio-
nen bei der Erarbeitung und Erprobung neuer Auf-
gaben und Paralleltests wirkungsvoll kontrolliert
werden. Dabei könnte eine völlig neue Aufgaben-
systematik geschaffen werden, die die Prüfungsin-
halte mit möglichen Aufgabentypen, Darbietungs-
formen und Bearbeitungsformen verbindet. Diese
qualifizierte Aufgabensystematik würde also einer-
seits umfassend die Gestaltungsmöglichkeiten für
Prüfungsaufgaben beschreiben und andererseits
die kontinuierliche Weiterentwicklung des Aufga-
benpools orientieren (technologischer und organi-
satorischer Aspekt); wir präzisieren unsere diesbe-
züglichen Vorstellungen noch.

Nach außen hin empfiehlt sich eine korrespondie-
rende Strukturierung von Prüfungs- und Ausbil-
dungsinhalten, da sie die o. g. didaktische Orien-
tierungsfunktion für Lehrende und Lernende unter-
stützt. Eine solche korrespondierende Strukturie-
rung von Ausbildungs- und Prüfungsinhalten wäre
ebenfalls mittels Computer wirkungsvoller zu leis-
ten und würde dazu beitragen, Fahrschulausbil-
dung und Fahrerlaubnisprüfung zu verzahnen
sowie die zweite, beratende Funktion der Prüfung
gegenüber ihrer selektiven Funktion auszubauen
(didaktischer Aspekt). Beispielsweise könnte am
Ende der Prüfung der Prüfling nicht nur am Com-
puter erfahren, welche Aufgaben er falsch gelöst
hat, sondern er könnte auch über die korrespon-
dierenden Ausbildungsinhalte und Möglichkeiten
ihrer effizienten Aneignung informiert und damit be-
raten werden.

Das Visualisierungsargument bezieht sich einer-
seits auf die hervorragenden Möglichkeiten des
Computers, Anforderungssituationen aus dem
Straßenverkehr realitätsnah abzubilden, und ande-
rerseits auf seine Responsivität bzw. „Interaktivität”
gegenüber dem Prüfling. Erst realitätsnahe visuelle

Darbietungsformen von Verkehrssituationen er-
möglichen es, bei den Prüfungsinhalten über die
Abfrage von Regelwissen hinauszugehen und sich
der Erfassung von verkehrsrelevanten Fähigkeiten
zu nähern, die das Verständnis komplexer Zusam-
menhänge erfordern und die Anwendung von Wis-
sen und Kenntnissen verlangen (s. Kap. 3.1.3). Erst
recht verlangt die methodisch wesentlich schwieri-
gere Feststellung sicherheitsrelevanter Einstel-
lungsdefizite oder des Niveaus der Gefahrenkogni-
tion die Nutzung multimedialer Gestaltungsele-
mente wie die Einbindung von Fotos, Videose-
quenzen oder sogar Simulationen in die Aufgaben-
präsentation, damit sich überhaupt erst Chancen
für diesbezüglich erfolgreiche Prüfungsstrategien
eröffnen. Solche Prüfungsinhalte können mit den
herkömmlichen Mitteln der Aufgabenpräsentation
und -bearbeitung in Papier-Bleistift-Verfahren nicht
realisiert werden. Gerade ihre Operationalisierung
lässt aber auf einen beträchtlichen Gewinn an 
prognostischer Validität bei der theoretischen Fah-
rerlaubnisprüfung in Hinblick auf die Unfall- und
Delinquenzbelastung der Fahranfänger hoffen, da
das Handeln des Prüflings in der computersimu-
lierten Prüfungssituation mit seinen Bedingungen
und Optionen wesentlich stärker dem Handeln des
Fahrers in der Wirklichkeit entspricht, als dies
heute in der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung
der Fall ist (s. Kap. 2.7).

Das Evaluationsargument schließlich bezieht sich
auf die Möglichkeiten der Computernutzung bei
der Erprobung und Revision von Aufgaben und
Paralleltests. Wir haben die Defizite an methodi-
scher Reflexion im derzeitigen Prüfungssystem be-
reits beschrieben (s. Kap. 3.1.5); hinzuzufügen
bleibt, dass diese Defizite nicht zuletzt auf dem im-
mensen zeitlichen und finanziellen Aufwand beru-
hen, den die nachträgliche Erfassung der detaillier-
ten schriftlichen Prüfungsergebnisse für eine com-
putergestützte teststatistische Auswertung in der
Vergangenheit gekostet hätte. Dies gilt auch, weil
eine leistungsfähige Scanner-Technik für das Einle-
sen von Prüfbogen erst in den letzten Jahren ver-
fügbar war. Eine computergestützte Prüfungs-
durchführung in einem neuen Prüfungssystem da-
gegen würde bedeuten, dass die Prüfungsergeb-
nisse sofort ohne weiteren Aufwand für die test-
psychologische Auswertung und Methodenrevisi-
on zur Verfügung ständen – ein unschätzbarer Vor-
teil. Man kann durchaus sagen, dass eine wir-
kungsvolle methodische Reflexion des Prüfungs-
systems mit vernünftigem Aufwand erst durch die
Computernutzung bei der Prüfungsdurchführung
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ermöglicht wird. Dies gilt natürlich erst recht für die
prognostische Validierung der Prüfungsergebnisse;
wir erläutern alle diese Möglichkeiten noch näher.

Wir halten diese drei Argumente, also die wesent-
lich besseren Möglichkeiten des Computers zur
Strukturierung, Visualisierung und Evaluation der
Prüfungsinhalte und -aufgaben – in Verbindung mit
den eingangs genannten Problemlösungspotenzia-
len computergestützter Prüfungsstrategien – für
überzeugend, wenn es um die Entscheidung zur
Ablösung des bisherigen Papier-Bleistift-Systems
geht. Allerdings möchten wir vor überzogenen
Hoffnungen warnen: Welche Ansprüche ein com-
putergestütztes Prüfungssystem einlösen kann,
werden wir erst am Ende der Implementierungs-
und Erprobungsphase wissen. Außerdem gilt es,
reflektiert und ohne Hektik vorzugehen.

Dafür wollen wir noch ein Beispiel anführen: Wahr-
scheinlich bieten computersimulierte Szenarios in
ganzheitlichen Prüfungsansätzen im Vergleich zu
Mehrfach-Wahl-Aufgaben, selbst wenn sie wir-
kungsvoll visualisiert wurden, Erfolg versprechende
Möglichkeiten zur Erfassung von Risikobereitschaft
und Gefahrenkognition. Es wäre aber wenig ver-
antwortungsvoll, derzeit solche computersimulier-
ten Szenarios in der theoretischen Fahrerlaubnis-
prüfung in Deutschland einzusetzen, solange ihre
methodischen Chancen und Grenzen nicht sorgfäl-
tig kontrolliert und einem transparenten wissen-
schaftlichen Diskurs unterzogen wurden. Dies hal-
ten wir zum Beispiel beim  Hazard Perception Test,
wie er derzeit regulär bei der theoretischen Fahrer-
laubnisprüfung in Großbritannien eingesetzt wird
(s. Kap. 3.4.3), für noch nicht gegeben. Deshalb
beschränken wir uns zunächst in unseren Empfeh-
lungen darauf, den Computer als Medium für die
Vermittlung der Prüfungsinstruktion an den Prüfling
sowie vor allem als Darbietungs- und Bearbei-
tungsrequisit für einzelne Prüfungsaufgaben im
Auge zu behalten, und nicht als Träger eines einzi-
gen Prüfungsszenarios mit inhaltlich verbundenen
Aufgabenstellungen (s. Kap. 2.3.5).

Dies schließt aber überhaupt nicht aus, solche Prü-
fungsszenarios zu erarbeiten und zu erproben (s.
Kap. 4.3). Im Gegenteil: Aus unserer Sicht stellt die
von uns empfohlene Entscheidung für die Erarbei-
tung eines computergestützten Prüfungssystems
die Voraussetzung dar, sich zu gegebener Zeit der
methodischen Potenziale von computersimulierten
Szenarios als Prüfungsmedium zu bedienen. Damit
meinen wir nicht, dass man tatenlos warten sollte,

bis die fortgeschrittenen Länder derartige Aufga-
ben erprobt haben und einsetzen. Auf internationa-
ler Ebene haben die meisten Fachexperten keine
Zweifel daran, dass computergestützte Aufgaben
beispielsweise zur Gefahrenwahrnehmung in die
europäische Fahrerlaubnisprüfung aufgenommen
werden sollten (s. Kap. 3.4.3). Aus unserer Sicht
sollten deshalb Anstrengungen unternommen wer-
den, auch in Deutschland solche Aufgaben zu ent-
wickeln. Dazu sind enge Kooperationen zwischen
den Verantwortlichen für die Prüfungsgestaltung
(Technische Prüfstellen) und den Experten aus der
Praxis (z. B. Fahrlehrerschaft) und Wissenschaft
nötig (s. Kap. 4.1.6).

Wir empfehlen also, die Erarbeitung und Erprobung
eines computergestützten Prüfungssystems auf
der Grundlage der vorhandenen Ansätze (s. Kap.
3.3 und 3.4.3) nachdrücklich weiterzutreiben, zu er-
proben und zu optimieren. Ein gleichzeitiges Prü-
fungsangebot mit traditionellen Papier-Bleistift-
Prüfungsformen halten wir für ausgeschlossen,
wenn man am Prinzip der Prüfungsgerechtigkeit
festhalten und immense Kosten vermeiden will:
Das neue Prüfungssystem wird ggf. Aufgaben ent-
halten, die hinsichtlich ihrer Visualisierung nicht
mittels Papier-Bleistift-Version gestellt werden kön-
nen; die Äquivalenz der zu entwickelnden compu-
tergestützten Prüfungsversion mit der entspre-
chenden Papier-Bleistift-Prüfungsversion kann
demzufolge nicht gesichert werden (s. Kap. 3.3.3).
Selbst wenn sich eine Äquivalenz der verschiede-
nen Versionen theoretisch vermuten ließe, könnte
man aufwändige Äquivalenzuntersuchungen nicht
umgehen (s. Kap. 2.5.2); diese sollte man aber
möglichst vermeiden.

Zuweilen wird aus der nicht völlig auszuschließen-
den Gefahr von Strom- und Technikausfällen, die
eine Durchführung der computergestützten theore-
tischen Fahrerlaubnisprüfung verhindern würden,
die Notwendigkeit hergeleitet, ergänzend zur com-
putergestützten Prüfungsversion noch Papier-Blei-
stift-Versionen für den Havariefall vorzuhalten. Wir
halten diese Gefahr für nicht so gravierend, um den
Aufwand für zwei Prüfungsversionen rechtfertigen
zu können. Außerdem sind auch weniger aufwändi-
ge Vorkehrungen denkbar (z. B. Notstromaggregat,
Ersatzcomputer), um diese Gefahren zu minimie-
ren.

Da wir also aufgrund der vielen dargestellten Vor-
züge eines computergestützten Prüfungssystems
für die theoretische Fahrerlaubnisprüfung seine
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Einführung für anstrebenswert ansehen, wollen wir
nun nachfolgend das mögliche Aussehen dieses
Systems präzisieren und begründen. Dazu werden
wir die künftigen Prüfungsinhalte und ihre Struktur,
eine Aufgabensystematik (Prüfungsinhalte, Aufga-
bentypen, Darbietungsformen, Bearbeitungsfor-
men), die Merkmale der Prüfungsorganisation, die
Erarbeitung und Evaluation der Aufgaben und Pa-
ralleltests sowie die notwendigen institutionellen
Voraussetzungen zur Pflege des Prüfungssystems
genauer beschreiben.

Bevor wir aber mit der Darstellung unserer Vorstel-
lungen über die konkreten Inhalte und methodi-
schen Merkmale des künftigen Prüfungssystems
für die theoretische Fahrerlaubnisprüfung begin-
nen, möchten wir vorsorglich noch einen wichtigen
Hinweis anbringen: Obwohl wir natürlich zeigen
wollen, dass das von uns entworfene Prüfungssys-
tem ein theoretisch und methodisch begründetes
Verfahren ist und sich an internationalen Standards
orientiert, soll dies nicht darüber hinwegtäuschen,
dass die Entwicklungsarbeiten noch längst nicht
abgeschlossen sind. Wir befinden uns erst am An-
fang des Weges zu einem anspruchsvolleren Prü-
fungssystem. Für den einen Teil dieses Systems,
die theoretische Fahrerlaubnisprüfung, legen wir
mit den folgenden Konkretisierungen einen ersten
komplexen Gestaltungsvorschlag für eine kritische
Diskussion in der Fachöffentlichkeit vor. Auch
wenn wir unsere Vorschläge schon sehr detailliert
ausgearbeitet haben und aus Gründen der Lesbar-
keit auf die Verwendung des Konjunktivs in den fol-
genden Kapiteln weit gehend verzichten, gehen wir
weder davon aus, dass die Entscheidungen für ein
neues computergestütztes Prüfungssystem schon
gefallen sind noch dass es unseren Vorstellungen
entsprechen muss. 

4.1.2 Prüfungsinhalte

• Ansatzpunkte für die inhaltliche Überarbeitung
und Restrukturierung des Fragenkatalogs

Wir haben im Kapitel 3.1.2 ausführlich dargelegt,
wie die Prüfungsinhalte im derzeitigen Prüfungs-
system definiert sind und wie sie in einen konkre-
ten Aufgabenpool für die theoretische Fahrerlaub-
nisprüfung („Fragenkatalog”) transformiert werden.

Die Prüfungsaufgaben dieses Aufgabenpools müs-
sen derart konzipiert werden, dass sie einerseits
qualitativ und quantitativ den definierten Bereich
der Prüfungsinhalte repräsentativ für alle Teilinhalte
abdecken und andererseits nicht darüber hinaus-

gehen. Um diese wichtige Aufgabe zu erfüllen,
wäre eine unter inhaltlichen und strukturellen Ge-
sichtspunkten niveauvolle Systematik der Prü-
fungsinhalte außerordentlich hilfreich. Die derzeiti-
ge Systematik weist aber hinsichtlich beider Ge-
sichtspunkte Schwächen auf und sollte optimiert
werden. Im Ergebnis dieser Optimierung lassen
sich nicht nur eine verbesserte Brauchbarkeit der
Systematik in Hinblick auf ihre didaktische (Orien-
tierungs-)Funktion, sondern vor allem eine nützli-
che Grundlage für die Organisation der Aufgaben-
erarbeitung und -revision erwarten (technologische
Funktion; s. o.: „Strukturierungsargument”).

Was ist bei einer Überarbeitung der Systematik der
Prüfungsinhalte zu beachten? Strukturell ist die
derzeitige Systematik, wie bereits dargestellt, ers-
tens dadurch gekennzeichnet, dass die Inhaltsbe-
reiche nicht disjunkt erscheinen. Betrachten wir die
Inhaltsbereiche gemäß Anlage 7 der Fahrerlaubnis-
Verordnung, so finden wir beispielsweise den Be-
reich „Verhalten im Straßenverkehr”. Die Bezeich-
nung dieses Bereiches verweist schon darauf, dass
dieser Bereich praktisch fast alle Aspekte des
Straßenverkehrs umfasst: Das gesamte Ausbil-
dungs- und Prüfungswesen ist letztlich als Versuch
zu betrachten, das Verhalten der Verkehrsteilneh-
mer bezüglich vorgegebener Standards zu optimie-
ren. So verwundert es auch nicht, dass alle ande-
ren Inhaltsbereiche der Prüfungsinhalte wie „Ge-
fahrenlehre” oder „Verkehrszeichen” nicht mehr
trennscharf vom „Verhalten im Straßenverkehr” ab-
zugrenzen sind: Gefahren und Verkehrszeichen ge-
winnen ihre Relevanz für den Verkehrsteilnehmer
durch Verhaltensanforderungen, deren normge-
rechte Bewältigung im Mittelpunkt von Ausbildung,
Prüfung und Verkehrsalltag steht. Die Bezeichnung
„Verhalten im Straßenverkehr” ist also in Hinblick
auf die orientierende Funktion einer Systematik
nicht funktional. Ihre fehlende inhaltliche Schärfe
führt dazu, dass bestimmte Prüfungsinhalte ver-
nachlässigt werden, weil man auf ihre Operationa-
lisierung in einem anderen Bereich vertraut, und
andere Prüfungsinhalte mehrfach berücksichtigt
werden, weil sie inhaltlich zu verschiedenen Berei-
chen gehören. Beispielsweise finden wir den Be-
griff „Geschwindigkeit” zugleich in den Inhaltsbe-
reichen „Gefahrenlehre” und „Verhalten im Stra-
ßenverkehr”.

Die fehlende inhaltliche Abgrenzung der Inhaltsbe-
reiche begünstigt auch das zweite, bereits mehr-
fach angesprochene Strukturdefizit der Systematik
der Prüfungsinhalte: das sehr unterschiedliche Dif-
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ferenzierungsniveau in den Inhaltsbereichen bzw.
daraus resultierend in den einzelnen Unterberei-
chen des Aufgabenpools. Wir wollen dieses Pro-
blem nicht nochmals vertiefen (s. Kap. 3.1.2), son-
dern nur illustrieren: Während der Bereich „Verhal-
ten im Straßenverkehr” 30 inhaltliche Untergliede-
rungen aufweist und in Grund- und Zusatzstoff 405
Fragen umfasst (der gesamte Aufgabenpool bein-
haltet derzeit 1.298 Fragen), wurde beispielsweise
der Themenbereich „Umweltschutz” gar nicht in-
haltlich untersetzt. Um derartige Disproportionen
abzubauen, halten wir eine Angleichung der Diffe-
renzierungsniveaus in den Inhaltsbereichen mittels
einer vorzunehmenden Ausdifferenzierung wenig
strukturierter Bereiche und einer „Entschlackung”
stark „zerklüfteter” Bereiche des Prüfungsstoffs in
der Anlage 7 der Fahrerlaubnis-Verordnung für
zwingend notwendig.

Damit sind wir bei den inhaltlichen Defiziten der
derzeitigen Systematik der Prüfungsinhalte. In die-
sem Zusammenhang fällt zunächst auf, dass be-
stimmte wichtige Inhaltsbereiche nicht explizit ge-
nannt werden, obwohl sie gemäß der übergreifen-
den Zielstellung des Prüfungssystems, das „Anfän-
gerrisiko” (z. B. inadäquate Gefahrenkognition, un-
zureichende Handlungsroutinen) wie auch das „Ju-
gendlichkeitsrisiko” (z. B. inadäquates Selbstkon-
zept, unzureichende Perspektivenübernahme und
Folgenantizipation) zu senken (s. Kap. 1.3), drin-
gend notwendig wären. Wir haben die diesbezügli-
chen Erwartungen von Experten an eine Ergänzung
des Systems der Prüfungsinhalte im Kapitel 3.2
ausführlich diskutiert und wollen uns an dieser
Stelle nicht wiederholen; die Schwerpunkte dieser
Erwartungen liegen bei Prüfungsinhalten, die auf
die Förderung defensiven, prosozialen Fahrverhal-
tens und der Gefahrenbewältigung in jugendtypi-
schen Verkehrssituationen (z. B. Nachtfahrten) zie-
len.

Ein zweites inhaltliches Defizit der geltenden Sys-
tematik der Prüfungsinhalte besteht darin, dass die
Prüfungsinhalte als Begriffe (z. B. „Geschwindig-
keit”) und nicht als Lern- und Prüfungsziele vorge-
geben sind (z. B. „Die Zeitfaktoren für das Handeln
im Zusammenhang mit den großen Geschwindig-
keitsdifferenzen zwischen Fußgängern und Kraft-
fahrzeugen, zwischen anfahrendem oder anhalten-
dem Verkehr und fließendem Verkehr sollen erfasst
werden”). Wir würden eine lehrzielorientierte Refor-
mulierung der Prüfungsinhalte aus zwei Gründen
für außerordentlich wünschenswert ansehen: 
erstens weil damit unter strukturellen Gesichts-

punkten die bereits beschriebenen Abgrenzungs-
defizite der Inhaltsbereiche zumindest teilweise ge-
heilt werden könnten und zweitens weil damit auch
nachvollziehbare inhaltliche Forderungen an die
Fahrschulausbildung und Prüfungsvorbereitung
gestellt würden, was der didaktischen Strukturie-
rung und Orientierung des Ausbildungssystems
dient.

Auf diese Orientierungsfunktion der Prüfungsinhal-
te für die Fahrschulausbildung sowie für die Inten-
sität und Qualität der Prüfungsvorbereitung der
Prüflinge haben wir bereits mehrfach hingewiesen.
Sie stellt auch die Grundlage für unsere Forderung
dar, dass die Ausbildungsinhalte und die Prüfungs-
inhalte inhaltlich und strukturell korrespondieren
sollen. Um uns einen systematischen Überblick
über das Korrespondenzniveau von Ausbildungs-
und Prüfungsinhalten zu verschaffen und Anregun-
gen für die Angleichung der beiden Systeme zu ge-
winnen, haben wir eine vergleichende Analyse
durchgeführt. Die Systematik der Prüfungsinhalte
haben wir dem Anhang II der EG-Führerschein-
richtlinie (Richtlinie 2000/56/EG der Kommission
vom 14.09.2000 zur Änderung der Richtlinie
91/439/EWG des Rates über den Führerschein,
Anhang II) entnommen, in dem die Mindestanfor-
derungen an die Fahrerlaubnisprüfungen festge-
schrieben sind, aus denen sich wiederum die na-
tionalen Anforderungsstandards ableiten. Diesen
Anforderungen haben wir die Systematik der Aus-
bildungsinhalte gemäß Fahrschüler-Ausbildungs-
ordnung gegenübergestellt, um Übereinstimmun-
gen und Abweichungen herauszuarbeiten.

Übergreifend lässt sich als Ergebnis unseres Ver-
gleichs festhalten, dass die Zielstellungen, die je-
weils den Systemen der Ausbildungs- und Prü-
fungsinhalte vorangestellt wurden, erwartungs-
gemäß weit gehend übereinstimmen. Weiterhin las-
sen sich die inhaltlichen Mindestforderungen, wie
sie im Anhang II der EG-Führerscheinrichtlinie fest-
gelegt sind, vollständig in der deutschen Fahrer-
laubnis-Verordnung und Fahrschüler-Ausbildungs-
ordnung wiederfinden. Deutliche Unterschiede be-
stehen in der strukturellen Systematik; wir haben
diese Unterschiede schon beschrieben (s. Kap.
3.1.2). Abstimmungsbedürftig erscheint auch die
Terminologie, wie sie in der Fahrerlaubnis-Verord-
nung und der Fahrschüler-Ausbildungsordnung
verwendet wird. Unter inhaltlichen Aspekten wur-
den wichtige Ausbildungsthemen wie „Persönliche
Voraussetzungen” (insbesondere psychische und
soziale Voraussetzungen der Verkehrsteilnahme)
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und „Risikofaktor Mensch” (insbesondere Einfluss-
faktoren auf das Verkehrsverhalten, Selbstbilder,
Fahrideale und Fahrerrollen) nicht angemessen als
Prüfungsinhalte bzw. im Aufgabenpool berücksich-
tigt (s. Kap. 3.1.6). Es existieren also Indizien dafür,
dass die Prüfungsinhalte in Deutschland derzeit die
Ausbildungsinhalte nicht erschöpfend abdecken.

Die Erarbeitung und Erprobung eines neuen com-
putergestützten Prüfungssystems für die theoreti-
sche Fahrerlaubnisprüfung bieten nun auch die
Chance für die von uns empfohlene inhaltliche und
strukturelle Optimierung des Systems der Prü-
fungsinhalte. Diese Optimierung, also die Überar-
beitung und Systematisierung der Prüfungsinhalte
in Abstimmung mit den Ausbildungsinhalten, ist als
eine dringende Vorleistung für die Reform der Fahr-
erlaubnisprüfung anzusehen und im Zusammen-
wirken von Technischen Prüfstellen und Fahrlehrer-
schaft zu leisten. Gleichzeitig könnte bei der Be-
wältigung dieser Aufgabe an einer Vereinheitli-
chung der verwendeten Terminologie im Ausbil-
dungs- und Prüfungswesen gearbeitet werden. Für
die Bearbeitung dieser anspruchsvollen Aufgabe
bietet sich aus unserer Sicht der „Arbeitskreis 
Fahrerlaubnisfragen” (AK-FF) an, der über die er-
forderliche Expertise verfügt und zugleich eine aus-
gewogene Vertretung der verschiedenen Interes-
sengruppen gewährleistet (s. Kap. 4.1.6 und 4.2).

Egal, ob sich die Prüfungsinhalte der künftigen
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung in ähnlicher
Weise wie bisher (Inhaltsbereiche: „Gefahrenlehre”,
„Verhalten im Straßenverkehr”, „Vorfahrt, Vorrang”,
„Verkehrszeichen”, „Umweltschutz”, „Vorschriften
über den Betrieb der Fahrzeuge”, „Technik” und
„Eignung und Befähigung von Kraftfahrern”) oder
völlig anders strukturieren, die Prüfung der ver-
schiedenen Inhaltsbereiche muss in ihrer Gesamt-
heit sicherstellen, dass der Prüfling die erforderli-
chen Voraussetzungen besitzt, um ein Kraftfahr-
zeug im Straßenverkehr sicher, verantwortungsvoll
und umweltbewusst zu führen. Dazu muss der
Prüfling ausreichende Kenntnisse über die für das
Führen von Kraftfahrzeugen maßgebenden gesetz-
lichen Vorschriften sowie eine umweltbewusste
und Energie sparende Fahrweise besitzen. Weiter-
hin muss er mit den Gefahren des Straßenverkehrs
und den zu ihrer Abwehr erforderlichen Verhaltens-
weisen vertraut sein sowie die zum sicheren
Führen eines Kraftfahrzeuges erforderlichen tech-
nischen Kenntnisse besitzen und zu ihrer prakti-
schen Anwendung in der Lage sein. Alle diese
Kenntnisse und Fähigkeiten sollen in Hinblick auf

die Bewältigung von Routinesituationen und Ge-
fahrensituationen im Straßenverkehr anwendungs-
bereit sein und müssen deshalb auch im Zusam-
menhang mit derartigen Situationen vermittelt und
geprüft werden.

Natürlich ist dabei die Beherrschung des Regelwis-
sens als Handlungsvoraussetzung unerlässlich; es
muss also „gepaukt” werden, um es deutlich zu
sagen. Wir halten diesen an sich trivialen Hinweis
nicht für überflüssig, wird doch zuweilen ein Ge-
gensatz zwischen der Beherrschung von Regelwis-
sen und der Verfügbarkeit anwendungsbereiten
Wissens konstruiert. Wer aber Regeln und
Grundsätze nicht kennt, kann sie auch nicht an-
wenden.

Die grundsätzliche Notwendigkeit, sich ein solides
Regel- und Grundwissen anzueignen, bedeutet
nun aber noch lange nicht, dass sich die Fahrer-
laubnisprüfung darauf beschränken muss, Wis-
sensbestände abzufragen. Im Gegenteil: Die Wis-
sensbestände sind schon aus (test-)ökonomischen
Gründen in der Form zu prüfen, wie sie im Straßen-
verkehr erwartet werden, nämlich anwendungsbe-
reit und auf die Bewältigung von Verkehrssituatio-
nen bezogen. Diese Forderung führt uns zur Frage
nach dafür geeigneten Aufgabenformen und damit
zum nächsten Kapitel. 

4.1.3 Aufgabensystematik

• Funktion und Struktur der Aufgabenbeschrei-
bungen

Nachdem wir im vorangegangenen Kapitel die Prü-
fungsinhalte diskutiert haben, muss nun die Frage
beantwortet werden, wie solche Prüfungsinhalte
konkret in Prüfungsaufgaben eingekleidet („opera-
tionalisiert”) werden sollen. Die Beantwortung die-
ser Frage ist mit den vielfältigen Möglichkeiten
eines computergestützten Prüfungssystems für die
theoretische Fahrerlaubnisprüfung nicht nur
schwieriger, sondern vor allem interessanter ge-
worden: Standen früher bei den Papier-Bleistift-
Prüfungen für die methodische Umsetzung der
Prüfungsinhalte nur Fotos und Grafiken für die Vi-
sualisierung in der Aufgabeninstruktion zur Verfü-
gung, so bietet die Computernutzung nun eine
wünschenswerte reiche Auswahl von Visualisie-
rungsmöglichkeiten für die Aufgabeninstruktion
und Aufgabenbearbeitung, die wir als „Darbie-
tungsformen” und „Bearbeitungsformen” im Kapi-
tel 2.6.2 ausführlich beschrieben haben.

108



Einerseits stellen diese reichhaltigen Visualisie-
rungsmöglichkeiten eine wertvolle Chance für eine
Verbesserung der Aufgabenqualität dar. Wir hatten
bereits festgestellt, dass die Aufgabeninstruktionen
bislang nicht selten auf schwer verständlichen ver-
balen Beschreibungen von Verkehrssituationen be-
ruhen, die falsche Lösungen suggerieren; die Auf-
gabeninstruktionen müssen deshalb durch visuelle
Elemente an Anschaulichkeit, Verständlichkeit und
Eindeutigkeit gewinnen (s. Kap. 3.1.6). Anderer-
seits stellt genau diese Vielfalt auch ein Problem
dar, was wir mit einigen Argumenten illustrieren
wollen: Eine große Zahl möglicher Aufgabenvaria-
tionen in den Paralleltests stellt immer eine Gefahr
für die Sicherung ihrer Äquivalenz dar. Aufgaben-
vielfalt kann auch zur Verwirrung der Prüflinge
führen, die sich ständig in neue Aufgabendesigns
„hineindenken” müssen. Weiterhin erschwert sie
die Orientierung der Fachexperten, die mit ihren
Vorschlägen für Aufgabenkonzepte eine zielgerich-
tete Ausgestaltung des Aufgabenpools gewährleis-
ten sollen (s. Kap. 2.6.1 und 4.1.6).

Um die Chancen eines neuen computergestützten
Aufgabensystems bei der theoretischen Fahrer-
laubnisprüfung nutzen zu können, muss seine me-
thodische Vielfalt bzw. müssen seine Variations-
möglichkeiten also kontrolliert werden. Kontrolle
bedeutet in diesem Zusammenhang eine systema-
tische Beschreibung der verfügbaren Möglichkei-
ten und ihre kluge Einschränkung in Hinblick auf
die Anwendungsziele. Aus dieser klugen Ein-
schränkung resultiert dann ein Gewinn an Über-
sichtlichkeit und von Planungsmöglichkeiten; da-
rüber hinaus ist die Einschränkung der neuen com-
putergestützten Gestaltungsmöglichkeiten für Auf-
gaben eine notwendige methodische Vorausset-
zung, um die Äquivalenz der Paralleltests und
damit die Prüfungsgerechtigkeit  zu gewährleisten.
Deshalb müssen wir jetzt unsere Aufmerksamkeit
auf die Frage richten, welche Gestaltungsmerkma-
le einer Aufgabe wir für eine eindeutige Aufgaben-
beschreibung brauchen und welche dieser Merk-
malskombinationen bzw. Aufgabenvarianten wir für
eine anspruchsvolle Prüfungsgestaltung tatsäch-
lich benötigen. Dies schließt ein Nachdenken da-
rüber ein, wie wir die Zahl dieser Varianten mög-
lichst gering halten. Allerdings soll diese Forderung
nach einer Einschränkung der methodischen Viel-
falt bei der Aufgabenerarbeitung und -erprobung
keinesfalls bedeuten, dass anfängliche Prioritäten-
setzungen irreversibel sind. Im Gegenteil: Wir
haben immer wieder langfristige Entwicklungslinien
der künftigen Aufgabenentwicklung beispielsweise

in Richtung computergestützter Szenarios skiz-
ziert, die natürlich mittelfristige Revisionen bei den
methodischen Schwerpunktsetzungen erfordern.

Um die zu erwartende größere Aufgabenvielfalt zu
beschreiben, reicht die bisher genutzte Aufgaben-
systematik nicht mehr aus, die auf Kombinationen
der Aufgabenmerkmale „Prüfungsinhalt” und „Auf-
gabentyp” beruht. Wir schlagen vor, diese duale
Beschreibungsform bzw. „Charakteristik” dadurch
zu optimieren, dass vierteilige Merkmalskombina-
tionen („Quadrupel”22) an die Stelle der bisherigen
Merkmalspaare [Prüfungsinhalt; Aufgabentypus]
treten. Diese Merkmalspaare, also der Aufgabenin-
halt und der Aufgabentyp, haben bisher für die Be-
schreibung einer Prüfungsaufgabe völlig ausge-
reicht. Künftig erfordert aber die mit der Computer-
nutzung verbundene Pluralisierung der Darbie-
tungs- und Bearbeitungsmöglichkeiten einer Prü-
fungsaufgabe die Berücksichtigung der Aufgaben-
merkmale („Aufgabenattribute”) „Darbietungsform”
und „Bearbeitungsform” im Beschreibungsmodus.
Dies führt uns zu den o. g. Aufgabencharakteristika
in Quadrupelform: [Prüfungsinhalt; Aufgabentypus;
Darbietungsform; Bearbeitungsform]. Bevor wir
diese Aufgabencharakteristika hinsichtlich ihrer
einzelnen Merkmalskategorien vertiefend beschrei-
ben, sei nachfolgend ein Beispiel (s. Bild 3) zur 
Illustration angeführt. Es handelt sich um eine Prü-
fungsaufgabe aus dem aktuellen Aufgabenkatalog,
die ohne Änderungen direkt auf den Computerbild-
schirm transponiert wurde (s. www.fahrschule.de).
Diese Aufgabe kann gemäß dem o. g. allgemeinen
Quadrupel [Prüfungsinhalt; Aufgabentypus; Dar-
bietungsform; Bearbeitungsform] mit dem speziel-
len Quadrupel [„Vorfahrt, Vorrang”; Mehrfach-
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22 Unter einem „Quadrupel“ versteht man im eigentlichen
Sinne vier zusammengehörende mathematische Größen.
Wir nutzen diesen Begriff im bildlichen Sinne als „Vierer-
pack“ zum Kodifizieren der Charakteristik einer Prüfungs-
aufgabe anhand von vier zusammenhängenden Merkmalen.

Bild 3: Aufgabenbeispiel



Wahl-Aufgabe; Grafik; Point and click] beschrieben
werden.

Der beispielhaft dargestellte Beschreibungsvor-
gang („Attribuierungsmechanismus”) greift also auf
elementare Merkmale von Aufgaben zurück (z. B.
Möglichkeiten zur Gestaltung der Instruktion, Mög-
lichkeiten zur Aufgabenbearbeitung) und erlaubt
die Suche nach anwendungsorientierten Kombina-
tionsmöglichkeiten vorteilhafter computergestütz-
ter Aufgabenelemente; damit erfüllen wir unsere
Forderung aus Kap. 2.3.3). Die vorgeschlagene
Aufgabenklassifikation erscheint uns mit ihren vier
Merkmalsklassen einerseits gut verständlich und
übersichtlich; andererseits erfüllt sie unsere funk-
tionalen Erwartungen, denn mit ihr lassen sich z. B.

– methodisch „verwandte” Aufgaben zweifelsfrei
identifizieren,

– geeignete Aufgaben zielgenau entwerfen,
indem ihre charakteristischen Merkmale im Auf-
gabenkonzept vorgegeben werden, und

– passende Aufgaben für die Paralleltestkons-
truktion anhand ihrer charakteristischen Merk-
male auswählen.

Nicht zuletzt erscheint uns die vorgeschlagene
Aufgabensystematik auch ausbaubar, um später
eventuell notwendige Präzisierungen oder Ergän-
zungen vorzunehmen, ohne ihre grundlegende
Struktur ändern zu müssen. Diese Problematik
werden wir in den nun folgenden vertiefenden Be-
schreibungen der Merkmalsklassen nochmals auf-
greifen.

• Prüfungsinhalt

Die erste Merkmalsklasse bezieht sich auf die Prü-
fungsinhalte. Die gegenwärtigen Prüfungsinhalte
wurden bereits in den Kapiteln 3.1.2 und 4.1.2 dar-
gestellt; im vorangegangenen Kapitel wurde auch
die Notwendigkeit der Überarbeitung und Restruk-
turierung der Prüfungsinhalte begründet. Da ein
solches optimiertes System der Prüfungsinhalte
noch nicht vorliegt, wollen wir für die weitere Dar-
stellung der Beschreibungssystematik für den Auf-
gabenpool der neuen theoretischen Fahrerlaubnis-
prüfung auf die bisherigen Inhaltsbereiche zurück-
greifen. Dieses System der Prüfungsinhalte stellt
zugleich unsere erste Merkmalsklasse dar. Wenn
wir also künftig eine Aufgabe beschreiben bzw. ihre
Aufgabencharakteristik erarbeiten, ordnen wir sie
als Erstes einem der Inhaltsbereiche zu. Dafür bie-
ten sich bislang also folgende Möglichkeiten an:

– „Gefahrenlehre”,

– „Verhalten im Straßenverkehr”,

– „Vorfahrt, Vorrang”,

– „Verkehrszeichen”,

– „Umweltschutz”,

– „Vorschriften über den Betrieb der Fahrzeuge”,

– „Technik” und

– „Eignung und Befähigung von Kraftfahrern”.

Entsprechend unserer im Kapitel 2.6.1 formulierten
Grundthese, dass es für die Operationalisierung
jedes Aufgabeninhalts eine methodisch optimale
Kombination von traditionellem Aufgabentypus
und computergestützten Aufgabenelementen zur
Aufgabendarbietung und -bearbeitung gibt, wen-
den wir uns nun den verfügbaren Aufgabentypen
zu, die unsere zweite Merkmalsklasse zur Aufga-
bencharakterisierung darstellen.

• Aufgabentypus

Die „klassischen” schriftlichen Aufgabentypen wur-
den im Kapitel 2.3.3 vorgestellt und im Kapitel 3.1.3
mit Blick auf die theoretische Fahrerlaubnisprüfung
detaillierter erläutert und bewertet. Diese Aufga-
bentypen stellen wie bisher mit einer Ausnahme
auch unsere zweite Merkmalsklasse bei der Aufga-
benklassifizierung dar: Der Aufgabentypus „Alter-
nativ-Aufgaben” wurde nicht berücksichtigt, weil er
eine hohe Anfälligkeit für das erfolgreiche Erraten
der richtigen Aufgabenlösung besitzt. Folgende
Aufgabentypen kommen also künftig für die Aufga-
benoperationalisierung in Betracht:

– Mehrfach-Wahl-Aufgaben („MW”): Auswahl
eines oder mehrerer Objekte aus einer vorgege-
benen Menge,

– Zuordnungs-Aufgaben („ZO”): Gegenseitige Zu-
ordnung von Objekten verschiedener vorgege-
bener Mengen,

– Umordnungs-Aufgaben („UO”): Umordnung (z.
B. Sortierung) von Objekten einer vorgegebe-
nen Menge,

– Ergänzungs-Aufgaben („EG”): Ergänzung eines
Lückentextes durch eine freie Eingabe von Text
oder Grafik.

Mehrfach-Wahl-Aufgaben, Zuordnungs-Aufgaben
und Umordnungs-Aufgaben gehören zu den ge-
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bundenen Aufgabentypen, bei denen die verschie-
denen Antwortmöglichkeiten mit der Aufgabenstel-
lung vorgegeben werden, Ergänzungs-Aufgaben
dagegen zu den freien Aufgabentypen, bei denen
der Prüfling selbstständig eine Antwort formulieren
muss (s. Kap. 2.3.3).

Welcher Aufgabentypus soll künftig schwerpunkt-
mäßig bei der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung
Verwendung finden? Auf die Vorzüge von Mehr-
fach-Wahl-Aufgaben hatten wir schon verschie-
dentlich hingewiesen (s. Kap. 4.1.3); die Konstruk-
tion anspruchsvoller Mehrfach-Wahl-Aufgaben er-
fordert zwar viel psychologische Erfahrung, Sorg-
falt und Mühe, erscheint aber gerade für hochstan-
dardisierte Prüfungen wie die theoretische Fahrer-
laubnisprüfung als lohnend. Demzufolge wird die-
ser Aufgabentypus derzeit in Deutschland (s. Kap.
3.1.3) wie auch in anderen europäischen Ländern
(s. Kap. 3.4.3) vorrangig bei der theoretischen 
Fahrerlaubnisprüfung eingesetzt. Selbst wenn man
dies in Deutschland ändern wollte, muss es sicher
auch noch längere Zeit so bleiben, weil der bishe-
rige Aufgabenpool mit ca. 80 Prozent seiner Aufga-
ben aus Machbarkeitsgründen zugleich den Aus-
gangspunkt für das neue Prüfungssystem bilden
muss. Die schwerpunktmäßige Operationalisierung
der Prüfungsaufgaben als Mehrfach-Wahl-Aufga-
ben erscheint uns auch keineswegs als problema-
tisch, wenn man im Rahmen der durchzuführenden
Aufgabenanalysen anspruchslose Distraktoren er-
setzt sowie die Anzahl und Anordnung der Aus-
wahlantworten variiert: Wir plädieren für ca. fünf
Auswahlantworten je Aufgabe als Richtgröße, die
Auswahlantworten sollen in den Paralleltests zufäl-
lig rotieren; die Anzahl der richtigen Antworten soll
von Aufgabe zu Aufgabe variieren und nicht ange-
geben werden.

Auch wenn die von uns vorgeschlagene Aufgaben-
revision bei den Mehrfach-Wahl-Aufgaben erfolg-
reich gelingt, bleibt festzuhalten: Mit gebundenen
Mehrfach-Wahl-Aufgaben können zwar Faktenwis-
sen und Detailkenntnisse effizient erfasst werden;
schwieriger gestaltet sich dagegen die Abbildung
komplexerer Persönlichkeitsstrukturen wie der
Fähigkeit zum analytischen Denken oder zur Wis-
sensanwendung (s. Kap. 2.3.3). Dafür sind Zuord-
nungs-Aufgaben und Umordnungs-Aufgaben so-
wie vor allem Ergänzungs-Aufgaben besser geeig-
net (s. Kap. 3.1.3), weshalb ihr Anteil am Aufga-
benpool erweitert werden sollte. Weiterhin bieten
vor allem die Ergänzungs-Aufgaben auch noch

eine besondere Chance: Eine Aufgabe, bei der be-
stimmte Berechnungs- bzw. Bewertungsparameter
in die Lösungsfindung eingehen,  kann in bestimm-
ten Grenzen durch Parameterveränderungen vari-
iert werden, ohne die prinzipiellen Aufgabenmerk-
male oder die psychometrischen Kennwerte
grundlegend zu verändern. Diesbezügliche Zusam-
menhänge und Variationschancen sollten im Rah-
men der Aufgabenerprobung bei allen Aufgabenty-
pen ausgelotet werden.

Wir hatten bereits darauf hingewiesen, dass bei
Mehrfach-Wahl-Aufgaben eine unterschiedliche
Anzahl von richtigen Auswahlantworten („Attrak-
toren”) und falschen Antworten („Distraktoren”) ge-
plant werden kann und die richtigen Antworten
nicht immer den gleichen oder einen systematisch
veränderten Platz in der Reihe der Antwortmöglich-
keiten einnehmen dürfen, sondern zufällig (zum
Beispiel durch Würfeln) platziert werden müssen.

Damit erscheint es notwendig, auch diese Be-
schreibungsmerkmale in Hinblick auf verschiedene
Variationsmöglichkeiten bei den Aufgabentypen 
(s. Kap. 2.3.3 und 3.1.3) systematisch zu erfassen.
Diese arbeitsaufwändigen Differenzierungen in der
Aufgabensystematik sollen aber erst vorgenom-
men werden, wenn die Einführung eines computer-
gestützten Aufgabensystems beschlossen ist, also
ggf. in der Vorbereitungsphase. Wir wollen aber
auch bei den anderen Aufgabentypen solche Diffe-
renzierungsmöglichkeiten in der Systematik an-
deuten. So muss bei den Zuordnungs-Aufgaben
hinsichtlich der Ausdifferenzierung der Beschrei-
bungssystematik unterschieden werden, ob die
Anzahl der Elemente der Mengen, deren Elemente
einander zuzuordnen sind, gleich oder unter-
schiedlich groß ist. Bei den Umordnungs-Aufgaben
entsteht beispielsweise eine Aufgabenvariation da-
durch, dass man „unpassende” bzw. irrelevante
Elemente in die Reihenfolge der zu ordnenden Ob-
jekte einbaut, die auszusondern sind.

Unser zweites Klassifizierungskriterium bzw. Auf-
gabenmerkmal „Aufgabentypus” determiniert
weder die Darbietungsform der Aufgabe noch die
konkrete Form der Aufgabenbearbeitung, für die
eine computergestützte Aufgabengestaltung viel-
fältige Möglichkeiten bietet. Folglich werden für
eine praktikable Aufgabenbeschreibung die eigen-
ständigen Beschreibungsmerkmale „Darbietungs-
form” und „Bearbeitungsform” benötigt, die wir
nun als drittes und viertes Klassifizierungsmerkmal
beschreiben.
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• Darbietungsform

Unter Darbietungsform verstehen wir die visuelle
Präsentation der Aufgabe; auditive Darbietungsfor-
men können wir in unserer Darstellung vernachläs-
sigen, da sie neben den visuellen Präsentationen
standardmäßig ergänzend angeboten werden sol-
len (s. u.), andere Darbietungsformen kommen
nicht in Betracht. Unter die visuellen Präsentatio-
nen fallen einführende oder begleitende Illustratio-
nen von Sachverhalten (meist Verkehrssituationen),
die mit der Aufgabe in Beziehung stehen, ebenso
wie die Darstellung der „Arbeitsumgebung”, in der
sich der Prüfling die Aufgabenstellung aneignet 
(z. B. durch Text- und Bildwahrnehmung oder auch
durch Bildmanipulation wie die Objektselektion  mit
der Maus). Eine mit Beispielen untersetzte Darstel-
lung der Möglichkeiten einer multimedialen Gestal-
tung von computergestützten Aufgaben findet sich
im Kapitel 2.6.2; natürlich können verschiedene
Darbietungsformen auch kombiniert werden, was
eine weitere Ausdifferenzierung unseres nachfol-
gend aufgeführten Beschreibungssystems für die
Darbietungsformen erfordert. Für unsere Aufga-
benstellungen bieten sich wahrscheinlich folgende
Darbietungsformen an:

– „Text”,

– „Grafik”,

– „Foto”,

– „Animierte Grafik”,

– „Videosequenz”,

• Bearbeitungsform.

Verschiedene mögliche Bearbeitungsformen und
ihre Beziehung zu den Aufgabentypen sind im Ka-
pitel 2.6.2 vorgestellt worden. Für die grundlegen-
de Charakterisierung der Aufgaben des künftigen
Aufgabenpools benötigen wir fünf Basis-Bearbei-
tungsformen, die wir nachfolgend darstellen. Aller-
dings bieten sich für jede dieser Basisformen wei-
tere Differenzierungs- bzw. Variationsmöglichkeiten
sowie auch Kombinationsmöglichkeiten an, die wir
hier nur exemplarisch erwähnen können. Diese
Möglichkeiten sind künftig im Rahmen der Aufga-
benerprobung auf ihre Verwendbarkeit zu prüfen
und in einer differenzierteren Systematik zu be-
schreiben, falls sie sich in der Evaluation bewähren.
Folgende Bearbeitungsformen kommen für unsere
Anwendungen aus heutiger Sicht in Betracht (Aus-
wahl aus Tabelle 1 im Kap. 2.6.2):

– „Drag and drop”: Markieren („Anklicken”) und
Verschieben von Text, Textteilen, Bildern oder
Bildbereichen mit der Maus;

– „Point and click”: Markieren von Formularele-
menten, Text, Textteilen, Bildern oder Bildberei-
chen mit der Maus;

– „Schreiben”: Eingabe von Text (Buchstaben
und/oder Zahlen) mit der Tastatur;

– „Zeichnen”: Zeichnen grafischer Objekte mit
der Maus;

– „Point and click + Schreiben”: Kombination von
Markierung per Maus und Texteingabe.

• Überblick über die verwendeten Aufgabencha-
rakteristika

Mit Hilfe der vier beschriebenen Merkmalskategori-
en bzw. Aufgabenparameter „Prüfungsinhalt”,
„Aufgabentypus”, „Darbietungsform” und „Bear-
beitungsform” können wir nun jede Prüfungsaufga-
be grundlegend beschreiben. Diese grundlegende
Aufgabenbeschreibung reicht für die Kommunikati-
on in der Fachöffentlichkeit, beispielsweise für die
Erörterung der Aufgabenkonzepte wünschenswer-
ter Aufgaben, völlig aus; für die konkrete Aufga-
benerarbeitung (z. B. Programmierung) und Aufga-
bensystematisierung sind Differenzierungen vorzu-
nehmen, die wir bereits angedeutet haben. In Hin-
blick auf die grundlegende Aufgabenbeschreibung
wollen wir die Darstellung unserer Systematik mit
einem weiteren Aufgabenbeispiel (s. Bild 4) ab-
schließen. Das charakterisierende Merkmals-Qua-
drupel für dieses Aufgabenbeispiel lautet: [Verhal-
ten im Straßenverkehr; EG; Text; Schreiben].

Abschließend bleibt die in diesem Kapitel eingangs
aufgeworfene Frage zu klären, mit welchen Prü-
fungsaufgaben wir die im Kapitel 4.1.2 definierten
Prüfungsinhalte nun konkret operationalisieren
wollen. Für die Beantwortung dieser Frage können
wir nun auf unsere Aufgabencharakteristika
zurückgreifen, die in diesem Sinne einen ersten
Konkretisierungsschritt darstellen. Die genaue
Festlegung der Art und Anzahl der verwendeten
Aufgabencharakteristika erscheint dagegen erst in
einem zweiten Konkretisierungsschritt auf der
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Grundlage der Aufgabenerprobung als möglich.
Eine endgültige Entscheidung für bestimmte Auf-
gabencharakteristika kann also zu diesem Zeit-
punkt noch nicht erfolgen. Sobald die verwendeten
Aufgabencharakteristika aber feststehen, werden
sie in jedem Paralleltest mit den gleichen Propor-
tionen auftreten; die Aufgabencharakteristik fun-
giert also als Quotierungskriterium für die Parallel-
tests.

Im Folgenden findet sich nun ein Vorschlag für die
zunächst zu verwendenden und zu erprobenden
Aufgabencharakteristika, für die wir im Kapitel 4.2
dann auch einige multimediale Operationalisie-
rungsbeispiele darstellen wollen. Dieser Vorschlag,
der sicher einer vertiefenden Diskussion in der
Fachöffentlichkeit bedarf, lautet in der Reihenfolge
der bisherigen Inhaltsbereiche bei den Prüfungsin-
halten folgendermaßen:

1. [Gefahrenlehre; MW; animierte Grafik; Point
and click]

2. [Gefahrenlehre; MW; Grafik; Point and click]

3. [Verhalten im Straßenverkehr; MW; Grafik;
Point and click]

4. [Verhalten im Straßenverkehr; ZO; Grafik; Drag
and drop]

5. [Vorfahrt, Vorrang; MW; Grafik; Point and click]

6. [Vorfahrt, Vorrang; UO; animierte Grafik; Point
and click]

7. [Verkehrszeichen; MW; Grafik; Point and click]

8. [Verkehrszeichen; ZO; Grafik; Drag and drop]

9. [Umweltschutz; MW; Grafik; Point and click]

10. [Umweltschutz; MW; Text; Point and click]

11. [Vorschriften über den Betrieb der Fahrzeuge;
MW; Grafik; Point and click]

12. [Vorschriften über den Betrieb der Fahrzeuge;
MW; Grafik; Drag and drop]

13. [Vorschriften über den Betrieb der Fahrzeuge;
EG; Text; Schreiben]

14. [Technik; MW; Grafik; Point and click]

15. [Technik; ZO; Grafik; Drag and drop]

16. [Technik; EG; Grafik; Schreiben]

17. [Eignung und Befähigung von Kraftfahrern;
MW; Grafik; Point and click]

18. [Eignung und Befähigung von Kraftfahrern; EG;
Text; Schreiben].

4.1.4 Merkmale des Prüfungssystems und der
Prüfungsdurchführung

• Anzahl der verfügbaren Aufgaben und Parallel-
tests

Hinsichtlich der Anzahl der Aufgaben pro Prüfung
bzw. Paralleltest (in der Testpsychologie bezeichnet
man die Anzahl der Aufgaben pro Test auch als
„Testlänge”; wir verzichten auf diesen missver-
ständlichen Begriff) ergeben sich zwei Abwägungs-
kriterien: grundsätzliche methodische Erfahrungen
und die Praxis in anderen europäischen Ländern
vor dem Hintergrund einer angestrebten Harmoni-
sierung. Aus grundsätzlicher Perspektive stellen
LIENERT und RAATZ (1998, S. 33) fest: „In einfa-
chen Leistungstests sind im Durchschnitt 20 bis 40
Einzelaufgaben enthalten, wenn es sich um stan-
dardisierte Tests handelt; in Testsystemen das ent-
sprechende Vielfache.” Im europäischen Maßstab
variiert die Aufgabenanzahl je Fahrerlaubnisprüfbo-
gen bzw. Paralleltest in den großen westeuropäi-
schen Ländern (s. Kap. 3.4.2) zwischen 30 und 40
Aufgaben. In Großbritannien als Land mit einem
modernen computergestützten Prüfungssystem
beinhaltet ein Paralleltest 35 Aufgaben, die für das
Ergebnis der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung
gewertet werden, sowie drei bis fünf zusätzliche
Aufgaben, die nicht in die Prüfungswertung einge-
hen und der Erprobung neuer Aufgaben dienen. Für
ein künftiges deutsches Prüfungssystem empfiehlt
sich aufgrund dieser Überlegungen als Richtwert
eine Anzahl von 35 regulären Prüfungsaufgaben je
Paralleltest, die durch fünf zusätzliche Erprobungs-
aufgaben ergänzt werden können. Natürlich muss
das Vorliegen der Rechtsgrundlagen in Deutsch-
land für die Einbindung von Erprobungsaufgaben in
die Paralleltests geprüft werden (s. Kap. 5.1).

Um die Größe des Aufgabenpools (bislang „Fra-
genkatalog”) bestimmen zu können, müssen wir
die Anzahl der erforderlichen Paralleltests festle-
gen. Diese Anzahl muss einerseits groß genug sein,
um schematischem Lernen und Manipulationsver-
suchen vorzubeugen sowie eine für die Aufgaben-
und Testgenerierung ausreichende Fallzahl zu er-
reichen. Andererseits ist mit der Erarbeitung, Er-
probung und methodischen Reflexion von Parallel-
tests auch ein hoher Aufwand verbunden, der die
wünschenswerte Anzahl der Parallelformen nach
oben begrenzt.
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Ein erstes Abwägungskriterium für die notwendige
Paralleltestanzahl stellt die Entwicklung der Bevöl-
kerungszahl und der damit verbundenen Anzahl
wahrscheinlicher Fahrerlaubnisprüfungen in der
Zukunft dar. Betrachten wir die allgemeine Bevöl-
kerungsentwicklung in Deutschland, so vollzieht
sie sich zwar regional durchaus unterschiedlich;
grundsätzlich ist aber davon auszugehen, dass die
Bevölkerungszahl vor allem in den Städten stetig
sinkt. Beispielsweise hat die Bertelsmann Stiftung
am 15.09.03 erste Ergebnisse einer Untersuchung
in zwölf ausgesuchten deutschen Kommunen ver-
öffentlicht, nach denen der Anteil der 0- bis 6-jähri-
gen Kinder bis zum Jahr 2015 voraussichtlich um
über 20 Prozent zurückgeht. In Ostdeutschland
zeichnet sich darüber hinaus noch ein wesentlich
stärkerer Geburtenrückgang ab; eine Trendwende
ist auch bei einer überregionalen Betrachtung nicht
erkennbar. Mittelfristig wird der Bedarf an Fahrer-
laubnisprüfungen und damit auch an Paralleltests
also keinesfalls ansteigen.

Ein weiteres Abwägungskriterium erhalten wir,
wenn wir die gegenwärtige Praxis und den Bereit-
stellungsaufwand bei den Paralleltests in anderen
europäischen Ländern betrachten. In Deutschland
zählt der Fragenkatalog für die theoretische Fahrer-
laubnisprüfung derzeit ca. 1.300 Fragen, für die
Klasse B werden ca. 30 verschiedene Paralleltests
bereitgehalten (s. Kap. 3.1.2). In Großbritannien (ca.
57 Mill. Einwohner) finden in einem computerge-
stützten Prüfungssystem 20 Paralleltests mit je 35
Standardaufgaben Verwendung. In Österreich, wo
seit 1998 computergestützte Prüfungen stattfinden,
steht ein Aufgabenpool von 2.900 Fragen für alle
Fahrerlaubnisklassen zur Verfügung (s. Kap. 3.4.2).

Vor dem Hintergrund der dargestellten Abwä-
gungskriterien halten wir für Deutschland einen
Start mit rund 60 Paralleltests und 2.100 Aufgaben
im Aufgabenpool für wünschenswert und realisier-
bar. Diese Steigerung wäre ein enormer Fortschritt
und würde im internationalen Maßstab eine gute
Position für Deutschland bedeuten; zugleich wäre
damit aber auch die enorme Herausforderung ver-
bunden, mindestens ein Drittel der Aufgaben neu
zu erarbeiten und zu erproben. Zur Bewältigung
dieser Aufgabe könnten die Ergebnisse der metho-
denkritischen DEKRA-Untersuchung (s. Kap. 3.1.5)
beitragen, die allerdings hinsichtlich der Schwierig-
keit und Trennschärfe der Aufgaben vertiefend aus-
zuwerten wäre. Bei 60 verfügbaren Paralleltests
würde auch die Möglichkeit eröffnet werden, stän-
dig bis zu 300 neue Aufgaben zu erproben. Zu-

gleich wären dann, selbst wenn wir einen Rück-
gang der jährlich abgelegten Fahrerlaubnisprüfun-
gen um ca. ein Drittel auf dann ungefähr 1,2 Millio-
nen Prüfungen zugrunde legen, immer noch 20.000
Fälle je Paralleltest bzw. Prüfungsaufgabe für die
methodenkritische Aufgaben- und Testanalyse zu
erwarten; ein Wert, der die geforderte Mindestfall-
zahl für die Aufgabenanalyse von ca. 1.100 Fällen
in einer Zufallsstichprobe (s. Kap. 4.1.5) weit über-
steigt und sicher schon aus Kostengründen kaum
ausgeschöpft werden dürfte.

Es sollte ausgeschlossen werden, dass bei Wie-
derholungsprüfungen ein Prüfling zufällig den glei-
chen Paralleltest wie beim erfolglosen Prüfungs-
versuch bearbeitet, auch wenn die Wahrscheinlich-
keit des Eintretens dieses Falls bei zufälliger Paral-
leltestzuordnung zum Prüfling relativ gering ist. Aus
unserer Sicht empfiehlt es sich auch aus einem an-
deren Grund, genau zu dokumentieren, welchen
Paralleltest bzw. im Falle von Nachprüfungen wel-
che Paralleltests der jeweilige Prüfling bearbeitet
hat: Wurden von einem Prüfling im Rahmen ver-
schiedener Prüfungen unterschiedliche Parallel-
tests bearbeitet und lassen sich die erzielten Prü-
fungsergebnisse vergleichend analysieren, kann
man Einblicke in die prüfungsbezogenen Lern- und
Vorbereitungsstrategien von Prüflingen sowie in
prognostische Validitätszusammenhänge gewin-
nen; Letzteres bedarf dann eines personenbezoge-
nen Vergleichs mit externen Validitätskriterien wie
der späteren Delikt- und Unfallbelastung der
Fahranfänger.

Sobald es gelungen ist, 60 Paralleltests zu erarbei-
ten sowie kontinuierlich methodisch zu reflektieren
und weiterzuentwickeln, kann dann auf der Grund-
lage der praktischen Erfahrungen eine weitere Aus-
weitung der Anzahl der verfügbaren Paralleltests
unter methodischen und ökonomischen Gesichts-
punkten erwogen werden. Eine solche Ausweitung
wäre grundsätzlich wünschenswert, denn sie ver-
ringert die Erfolgswahrscheinlichkeit von Manipula-
tions- und Betrugsversuchen weiter und reduziert
darüber hinaus die Prognostizierbarkeit der Prü-
fungsinhalte, was eine thematisch breite Vermitt-
lung der Ausbildungsinhalte in den Fahrschulen
und eine intensive Prüfungsvorbereitung bei den
Fahrerlaubnisbewerbern fördern dürfte.

• Verteilungsschlüssel zu ausgewählten Aufga-
benmerkmalen

Im Kapitel 2.6.2 sind wir bereits darauf eingegan-
gen, dass jeder Aufgabentypus ein gewisses spe-
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zifisches Potenzial zur Erfassung spezieller Prü-
fungsinhalte bereithält und eine komplexe, hetero-
gene Prüfung wie die theoretische Fahrerlaubnis-
prüfung die Kombination verschiedener Aufgaben-
typen erfordert. Wir können diese Aussage nun ei-
nerseits auf der Grundlage der beiden vorangegan-
genen Kapitel unter Einbeziehung der betrachteten
Prüfungsinhalte, Darbietungsformen und Bearbei-
tungsformen auf die verschiedenen definierten Auf-
gabencharakteristika ausweiten und von einer Viel-
zahl verfügbarer Gestaltungsvarianten ausgehen.
Andererseits erfordert die Vielfalt der definierten
Aufgabencharakteristika eine Beschränkung (s. o.)
und Systematisierung, da die Aufmerksamkeit des
Prüflings nicht durch immer neue äußere Gestal-
tungsvarianten bei den Aufgaben von der Aufga-
benbearbeitung abgelenkt werden darf. Darüber
hinaus sollten die Paralleltests wegen der Gewähr-
leistung der Prüfungsgerechtigkeit ein einheitliches
Gestaltungsprinzip für die Aufgabenpräsentationen
und eine ähnliche Struktur der Prüfungsinhalte auf-
weisen. Diese Struktur muss das gesamte zu prü-
fende Inhaltsspektrum abdecken und die einzelnen
Inhaltsbereiche in Anteilen enthalten, die ihrer Be-
deutung für die Verkehrssicherheit entsprechen.
Deshalb sind die für die Operationalisierung der
Prüfungsinhalte ausgewählten Aufgabencharakte-
ristika (s. Kap. 4.1.3) nun hinsichtlich ihrer Bedeu-
tung für die Verkehrssicherheit abzuwägen und in
einen darauf aufbauenden Verteilungsschlüssel zu
bringen, der für die Gestaltung aller Paralleltests
verbindlich ist.

Solche paralleltestbezogenen (prüfbogenbezoge-
nen) Verteilungsschlüssel gibt es für die Aufgaben
natürlich auch im derzeitigen Prüfungssystem. Als
Beispiel sei der Verteilungsschlüssel für die Paral-
leltests (Prüfbogen) bei den Fahrerlaubnisklassen
A, A1, B, C und C1 angeführt. Dieser Verteilungs-
schlüssel unterscheidet hinsichtlich der Prüfungs-
inhalte (insgesamt 8, s. o.) den Grundstoff (insge-
samt 23 Aufgaben) und den Zusatzstoff (insgesamt
7 Aufgaben). Im Grundstoff finden sich überein-
stimmend für alle Klassen zehn Aufgaben (davon 4
Bildfragen) zum Inhaltsbereich „Gefahrenlehre”,
sechs Aufgaben (davon eine Bildfrage) zum „Ver-
halten im Straßenverkehr”, drei Aufgaben (davon
mindestens 2 Bildfragen) zu „Vorfahrt, Vorrang”,
eine Aufgabe zum „Umweltschutz” sowie insge-
samt drei Aufgaben aus den Inhaltsbereichen „Ver-
kehrszeichen”, „Technik” sowie „Eignung und Be-
fähigung von Kraftfahrern”. Der Zusatzstoff bein-
haltet sieben Aufgaben, die klassenbezogen diffe-

rieren. Diese Aufgaben entstammen in wechseln-
der Zusammensetzung einerseits dem Inhaltsbe-
reich „Vorschriften über den Betrieb der Fahrzeu-
ge” und andererseits den bereits genannten ande-
ren Inhaltsbereichen mit Ausnahme von „Vorfahrt,
Vorrang”.

Wenn wir die prozentualen Anteile der Aufgaben
aus den verschiedenen Inhaltsbereichen am jewei-
ligen Paralleltest abschätzen, so hat der Bereich
„Gefahrenlehre” einen Anteil von mindestens 33
Prozent, es folgen die Bereiche „Verhalten im Ver-
kehr” mit mindestens 20 Prozent, „Vorfahrt, Vor-
rang” mit mindestens 10 Prozent und „Umwelt-
schutz” mit mindestens drei Prozent. Bei den an-
deren Bereichen lassen sich die prozentualen An-
teile schlecht abschätzen, da sie im Grundstoff wie
auch im Zusatzstoff unsystematisch variieren.
Nach Auskunft von Fachexperten wird allerdings
darauf geachtet, dass im Grundstoff die drei im
Block aufgeführten Inhaltsbereiche mit je einer Auf-
gabe vertreten sind. Insofern kann man vermutlich
den Anteil der fünf nicht explizit geregelten Inhalts-
bereiche mit jeweils rund sieben Prozent veran-
schlagen.

Bei der Konstruktion eines Verteilungsschlüssels
für ein neues Prüfungssystem ist davon auszuge-
hen, dass die Unterscheidung von Grundstoff und
Zusatzstoff im Prinzip erhalten bleiben sollte, die
bewährte Proportionalität der Prüfungsinhalte in
den Paralleltests nicht gravierend verändert wer-
den darf und bei einer moderaten Neugewichtung
der Inhaltsthemen die inhaltlichen Zielstellungen
für ein neues Prüfungssystem schwerpunktmäßig
zu berücksichtigen sind. Diese sind darauf ausge-
richtet, unsichere und risikobereite Fahrer besser
anhand der Prüfung zu identifizieren (vgl. Pro-
jektausschreibung der BASt) und ihnen den Zu-
gang zum Straßenverkehr zu verwehren. Die Be-
achtung dieser wichtigen Zielstellung läuft aus un-
serer Sicht darauf hinaus, die Bedeutung der Prü-
fungsinhalte des bisherigen Inhaltsbereichs „Eig-
nung und Befähigung von Kraftfahrern” zu stärken
und demzufolge den Anteil von Aufgaben aus die-
sem Inhaltsbereich zu erhöhen. Auf der Grundlage
dieser Überlegungen, der Erweiterungsmöglichkeit
des Paralleltests um fünf Aufgaben und ohne
Berücksichtigung der Unterteilung in Grund- und
Zusatzstoff schlagen wir vor, dass sich zum Start
des neuen Prüfungssystems die verschiedenen
Prüfungsinhalte mit den nachfolgend genannten
Anteilen und Aufgabentypen in den Paralleltests
finden (wie oben bereits angemerkt, werden mögli-
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che Veränderungen in der Systematik der Prü-
fungsinhalte nicht in Rechnung gestellt):

„Gefahrenlehre”: 11 Aufgaben (MW) 

„Verhalten im
Straßenverkehr”: 7 Aufg. (MW, ZO) 

„Vorfahrt, Vorrang”: 4 Aufg. (MW, UO) 

„Verkehrszeichen”: 2 Aufg. (MW, ZO) 

„Umweltschutz”: 1 Aufg. (MW) 

„Vorschriften über den
Betrieb der Fahrzeuge”: 5 Aufg. (MW, EG) 

„Technik”: 2 Aufg. (MW, EG, ZO) 

„Eignung und Befähigung
von Kraftfahrern”: 3 Aufg. (MW, EG)

35 Aufgaben 

Der hohe Anteil von Mehrfach-Wahl-Aufgaben in
den Paralleltests ist nicht nur ihren methodischen
Vorzügen (s. Kap. 2.3.3) geschuldet. Vielmehr ist
davon auszugehen, dass ca. 80 Prozent der der-
zeitigen Aufgaben aus ökonomischen und zeitli-
chen Gründen methodisch „wiederaufbereitet” und
verwendet werden müssen; bei diesen Aufgaben
handelt es sich weit gehend um Mehrfach-Wahl-
Aufgaben (s. Kap. 4.1.5). Diese Aufgaben können,
sofern sie sich nicht bei der Aufgabenerprobung
bewähren, sukzessive mittelfristig ersetzt werden.
Hinsichtlich ihrer Verwendung ist zu bemerken,
dass aus unserer Sicht die gesetzlichen Grundla-
gen das zufällige Variieren der Reihenfolge der
Auswahlantworten erlauben. Diese Möglichkeit
sollte wie in Schweden (s. Kap. 3.4.3) auch genutzt
werden, da sie schematische Lernstrategien bei
der Prüfungsvorbereitung und Manipulationsversu-
che stark erschwert, ohne dass eine substanzielle
Beeinflussung der psychometrischen Güte der je-
weiligen Aufgabe wahrscheinlich ist.

Der dargestellte Verteilungsschlüssel ist als vorläu-
fig anzusehen, da er sich auf die bisherige Syste-
matik der Prüfungsinhalte bezieht; ein neuer Vertei-
lungsschlüssel kann erst nach der Erarbeitung
einer neuen Systematik der Prüfungsinhalte kons-
truiert werden (s. Kap. 4.1.2). Darüber hinaus kön-
nen sich im Prozess der gleitenden Implementie-
rung des neuen Prüfungssystems auch noch wei-
tere Korrekturen im Hinblick auf die Verteilung der
Aufgaben auf die jeweiligen Inhaltsbereiche erfor-
derlich machen. Wie auch immer die geplante Auf-
gabenverteilung also nach der Erarbeitung des

Entwurfs für das neue Prüfungssystem aussieht,
sie steht genauso unter Erprobungs- und Be-
währungsvorbehalt wie die zur Operationalisierung
herangezogenen Darbietungs- und Bearbeitungs-
formen. Deshalb wollen wir über die im vorherge-
gangenen Kapitel dargestellte heuristische Aufga-
bensystematik hinaus auch keine Präzisierungen
der Binnenstruktur des Aufgabenpools (Vertei-
lungsschlüssel) nach Aufgabencharakteristika vor-
nehmen.

• Multimediale Aufgabenpräsentation und Aufga-
benbearbeitung

Eine computergestützte theoretische Fahrerlaub-
nisprüfung eröffnet auch Möglichkeiten, lese-
schwache Prüflinge oder Analphabeten durch eine
Sprachhilfe während der Prüfungsdurchführung zu
unterstützen und die Prüfungsdurchführung in
Fremdsprachen zu verbessern. Diese Möglichkei-
ten beruhen darauf, dass zusätzlich zur schriftli-
chen Darstellung der Aufgabenstellung oder der
Auswahlantworten mittels Sprachausgabe über
Kopfhörer auditive Erläuterungen des Sachverhalts
gegeben werden können. Erfahrungen mit dieser
Art von Aufgabendarbietung liegen in Belgien vor,
wo es den Prüflingen ermöglicht wird, die Testfra-
gen gleichzeitig zu lesen und zu hören. Damit las-
sen sich die in deutscher Sprache vorliegenden
Paralleltests mit ähnlicher Schwierigkeit und Güte
in alle gewünschten Sprachen übertragen, wobei
im Allgemeinen und vor allem in häufig genutzten
Fremdsprachen eine Übersetzung der schriftlichen
und der mündlichen Aufgabenpräsentationen an-
gestrebt werden sollte. Es ist davon auszugehen,
dass eine fachlich qualifizierte Übersetzung allein
nicht die methodische Äquivalenz des deutsch-
sprachigen Originals mit der übersetzten Version
beweist: Die fremdsprachigen Paralleltestversio-
nen sind also separat zu evaluieren!

Da wir davon ausgehen, dass bei der Einführung
eines neuen Prüfungssystems für die theoretische
Fahrerlaubnisprüfung in Deutschland auch die in-
ternational übliche Begrenzung der Prüfungszeit
Einzug halten würde (s. folgenden Abschnitt), plä-
dieren wir für die Anzeige der verbleibenden Prü-
fungszeit in einem speziellen Hinweisfenster der
Bildschirmoberfläche, um dem Prüfling die Pla-
nung der Aufgabenbearbeitung zu erleichtern. Da-
rüber hinaus empfehlen wir, wie bereits an anderer
Stelle dargestellt, auch künftig keine Hinweise auf
die Anzahl der erwarteten richtigen Auswahlant-
worten bei Mehrfach-Wahl-Aufgaben zu geben,

116



weil derartige Hinweise den Erfolg von Lösungs-
strategien begünstigen, die nicht auf sicherer
Sachkenntnis beruhen.

• Prüfungszeit und Zeitbemessung für die Aufga-
benbearbeitung

In der Testpsychologie unterscheidet man die
„Testzeit” (die zur Beantwortung der Testaufgaben
vorgegebene Zeit) von der „Testdauer” (Gesamt-
zeitspanne von der Testanweisung bis zur Testaus-
wertung). Analog dazu schlagen wir vor, die Prü-
fungszeit von der Prüfungsdauer zu unterscheiden.
Die Testzeit, also die für die Aufgabenbeantwor-
tung vorzugebende Zeit, kann bemessen oder
nicht bemessen sein. Als eine grobe Orientierung
für die Bemessung von Testzeit empfehlen 
LIENERT und RAATZ (1998, S. 34): „Nur typische
Niveautests (Power-Tests) dürfen und sollen ohne
Zeitbegrenzung (Zeitlimit) vorgegeben werden ...
Einfache Intelligenz- und Leistungstests haben
meist eine Testzeit bis zu einer halben Stunde,
Testsysteme eine solche über eine Stunde.” Damit
haben wir einen ersten Hinweis auf eine angemes-
sene Bemessung der Prüfungszeit bei der künfti-
gen theoretischen Fahrerlaubnisprüfung in
Deutschland, wo derzeit keine gesetzliche Vorgabe
zur Prüfungszeit oder Prüfungsdauer existiert. Wei-
tere Aufschlüsse bietet eventuell die diesbezügli-
che Praxis in den Prüfungssystemen anderer Län-
der.

In den fünf bevölkerungsreichen europäischen
Ländern, die neben Deutschland im Rahmen der
Uniroyal-Studie (ELLINGHAUS & STEINBRECHER,
1999) untersucht wurden, variiert die Prüfungszeit
(die Autoren der Studie sprechen zwar von der
„Dauer der Prüfung”, meinen aber anscheinend die
Prüfungszeit in unserem Sinne) zwischen 30 Minu-
ten (Spanien, Italien) und 60 Minuten (Frankreich),
wobei in Spanien und Frankreich die Prüflinge 40
Aufgaben bearbeiten (wie wir es auch für Deutsch-
land vorgeschlagen haben) und schriftlich beant-
worten müssen (s. Kap. 3.4.2). Ziehen wir weitere
Länder in die Betrachtung ein, finden wir eine noch
stärkere Variation der Prüfungszeit bei der theoreti-
schen Fahrerlaubnisprüfung: Beispielsweise be-
trägt sie in Irland nur 10 Minuten, in vielen anderen
Ländern hingegen 45 Minuten und mehr. In insge-
samt 18 Staaten ist sie nach weniger als 30 Minu-
ten beendet (s. Kap. 3.4.3).

Für die künftige theoretische Fahrerlaubnisprüfung
in Deutschland schlagen wir vor, eine großzügig
bemessene Prüfungszeit einzuführen; allerdings

möchten wir die Frage der genauen Zeitbemes-
sung noch offen lassen. Um diese Frage entschei-
den zu können, müssen erstens die Erfahrungen
der Technischen Prüfstellen mit der bisherigen In-
anspruchnahme von Prüfungszeit vertiefend aus-
gewertet werden. Zweitens, und das erscheint uns
noch wesentlich wichtiger, müssen die Ergebnisse
von Erprobungsuntersuchungen mit dem neuen
Prüfungssystem abgewartet werden. Dabei sind
auch die Arbeitsbedürfnisse von Zielgruppen mit
besonderem Betreuungsbedarf in Rechnung zu
stellen, denken wir an leseschwache Prüflinge. Die
angemessene Berücksichtigung solcher besonde-
ren Arbeitsbedürfnisse ist eine Frage der Prüfungs-
gerechtigkeit; dies wie auch die ökonomischen
Auswirkungen von Prüfungszeitbemessungen ver-
bieten aus unserer Sicht vorschnelle Empfehlun-
gen, die nicht auf soliden Erprobungserfahrungen
und einer flankierenden Diskussion in der Fachöf-
fentlichkeit beruhen.

Warum plädieren wir für eine großzügige Zeitbe-
grenzung? Gute Argumente dafür finden wir bei 
LIENERT und RAATZ (1998, S. 35); diese Argumen-
te wollen wir wegen ihrer Bedeutung für unsere
Problematik zitieren:

„d) Je mehr ein Test auf Schnelligkeit angelegt ist,
umso schwerer lässt sich sein Validitätsbereich
abgrenzen, denn offenbar gehen bei der Bear-
beitung eines Schnelligkeitstests eher mindes-
tens zwei Faktoren mit ein als bei Niveau-Tests,
die mehr an spezielle Fähigkeiten gebunden
und damit eher eindimensional sind.

Der Grund, warum Schnelligkeitstests in der
Regel einen geringeren Validitätskoeffizienten
aufweisen, dürfte wohl darin liegen, dass sie alle
auch einen gemeinsamen Faktor, den P-Faktor
von THURSTONE (1944), einbeziehen. Dieser
Faktor der Auffassungsschnelligkeit (speed of
perception) ist – seiner dynamischen Interpreta-
tion entsprechend – relativ sehr altersabhängig;
dies erklärt auch die Beobachtung, dass ältere
Pbn in Schnelligkeitstests weniger gut ab-
schneiden als in vergleichbaren Niveautests.

e) Da die Leistung in einem Schnelligkeitstest
mehr von der dynamischen Ausstattung des
Pbn abhängt als die – kognitive – Leistung in
einem Niveautest, ist es nicht verwunderlich,
dass sich die Testmotivation in Schnelligkeits-
tests viel deutlicher auswirkt als in Niveautests
...
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f) Wird ein Niveautest bei sehr straffer Zeitbegren-
zung dargeboten, so wird natürlich eine Schnel-
ligkeitskomponente mit hineingetragen ...

g) Unter Umständen muss der Testautor auch die
Ansicht der zukünftigen Pbn berücksichtigen.
Diese geht dahin, dass Schnelligkeit bei Intelli-
genztests „Stress” bedeute und deshalb das
Ergebnis kein Maßstab für die „wahre Leis-
tungsfähigkeit” eines Pb sein könne. Daher wer-
den die Ergebnisse aus Niveautests im allge-
meinen eher vom Pb akzeptiert.”

Aus unserer Sicht sprechen diese Argumente dafür,
keine Aufgaben mit enger Zeitbeschränkung oder
schnelligkeitsabhängiger Bewertung einzuführen,
solange nicht ausgeschlossen werden kann, dass
Personen mit gegebenen Eignungsvoraussetzun-
gen (also z. B. ohne psychologisch auffällige Auf-
merksamkeitsdefizite), aber einer unterdurch-
schnittlichen Wahrnehmungsgeschwindigkeit (z. B.
viele Senioren, insbesondere bei geringer PC-Er-
fahrung) systematisch benachteiligt werden. Es sei
aber darauf verwiesen, dass in einigen anderen eu-
ropäischen Ländern die für die theoretische Fahr-
erlaubnisprüfung Verantwortlichen durchaus ge-
gensätzlichen Anforderungen zuneigen: In Finnland
steht beispielsweise eine Aufgabe höchstens 30
Sekunden lang für die Bearbeitung zur Verfügung;
in Belgien sogar nur für 15 Sekunden, wobei der
Prüfling auf einer Skala sehen kann, wie viel Zeit
zur Lösung noch verbleibt. Auch diese international
unterschiedliche Handhabung der Prüfungszeitbe-
messung bzw. der Zeitlimitierung bei der Aufga-
benbearbeitung lässt es geraten erscheinen, dies-
bezügliche Regelungen nicht zu überstürzen; wir
kommen unter Validitätsgesichtspunkten vertie-
fend auf diese Problematik zurück.

• Korrekturmöglichkeiten und Lösungsregistrie-
rung

Die Einführung eines neuen Prüfungssystems für
die theoretische Fahrerlaubnisprüfung soll vorran-
gig dem Ziel dienen, die Ressourcen der Fahran-
fänger zum produktiven Umgang mit Risiken im
Straßenverkehr zu stärken. Gleichzeitig ist dafür zu
sorgen, dass die selektive Funktion der Fahrerlaub-
nisprüfung gewährleistet wird und Prüflingen mit
unzureichenden Kenntnissen und Fähigkeiten der
Weg zum Fahrzeugführer verschlossen bleibt. Ins-
besondere soll darauf hingewirkt werden, dass „es
künftig besser gelingt, unsichere und/oder risi-
kobereite Fahrer bei der Fahrerlaubnisprüfung zu
erkennen” (Ausschreibung der Bundesanstalt für

Straßenwesen). Wenn man dieses Ziel erreichen
und den Erfolg eines neuen Prüfungssystems auch
an einem Rückgang der Unfallzahlen messen will
(s. Kap. 4.1.6; „prognostische Validität”), muss man
dafür sorgen, dass die Anforderungen des realen
Straßenverkehrs an einen Fahranfänger sich auch
lebensnah in den Prüfungsanforderungen wider-
spiegeln.

Wie sehen diese Anforderungen aus? Unter ande-
rem bestehen sie darin, dass der Kraftfahrzeugfüh-
rer auf Handlungsanforderungen in Verkehrssitua-
tionen auf der Grundlage von verkehrsbezogenem
Regelwissen unmittelbar und sachlich angemessen
reagiert. Reale Entscheidungen im Straßenverkehr
können nur in gewissen (zeitlichen) Grenzen revi-
diert oder „nachgebessert” werden, genauso wie
man Entscheidungssituationen nicht beliebig „aus-
tauschen” kann; Fehlentscheidungen können tragi-
sche Folgen nach sich ziehen. Dieser prinzipiellen
Anforderungsstruktur entspricht es, wenn in man-
chen europäischen Ländern wie Belgien und Finn-
land ein so genanntes „locked-test-system” für die
theoretische Fahrerlaubnisprüfung verwendet wird.
Darunter versteht man, dass der Prüfling automa-
tisch durch das Programm geleitet wird und nicht
zu einer bereits beantworteten Frage zurückkehren
kann; er muss seine Entscheidungen also wie im
Straßenverkehr unmittelbar treffen.

Wir plädieren dafür, ein solches „locked-test-
system” auch in Deutschland zu verwenden, falls
ein neues Prüfungssystem eingeführt wird. Im 
Kapitel 2.5.2 hatten wir auf widersprüchliche For-
schungsergebnisse hingewiesen, nach denen sich
nicht ausschließen lässt, dass die Unmöglich-
keit, eingegebene Antworten zu korrigieren, Angst
und daraus resultierende Testbearbeitungspro-
bleme hervorrufen kann (KLINCK, 1998). Deshalb
empfehlen wir darüber hinaus, dass die Aufgaben
zwar in fester Reihenfolge und ohne Wiederho-
lungsmöglichkeiten vorgegeben werden, allerdings
die Lösungen beliebig oft korrigiert werden kön-
nen, solange der Prüfling nicht zur nächsten 
Aufgabe wechselt. Dieser Vorschlag bedeutet,
dass der Prüfling nicht mehr wie bei einer schrift-
lichen Prüfung die Möglichkeit hat, die Reihenfol-
ge der Aufgabenbearbeitung selbst zu bestimmen
und damit die Beantwortung bestimmter Aufgaben
hinauszuzögern. Aus diesem Vorschlag würden
vermutlich ein Anstieg der Schwierigkeit der theo-
retischen Fahrerlaubnisprüfung wie auch ein Ge-
winn an prognostischer Validität in Hinblick auf die
Unfallzahlen der Fahranfänger folgen, da die Er-
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folgschancen unsicherer Prüflinge vermindert wür-
den.

Weiterhin gehen wir davon aus, dass die Lösungen
des Prüflings kontinuierlich und aufgabenbezogen
durch den Computer registriert werden. Damit nut-
zen wir die Vorzüge einer computergestützten Prü-
fungsstrategie, um vermutlich eher seltene Auswer-
tungsfehler, die durch ein ungenaues Anlegen der
Schablone begünstigt werden (z. B. das Übersehen
falscher oder fehlender richtiger Lösungen), und
mögliche Additionsfehler im Hinblick auf die er-
reichten Punktzahlen (s. Kap. 3.1.4) auszuschalten.

Die theoretische Fahrerlaubnisprüfung soll nicht
adaptiv gestaltet werden, d. h. nicht abgebrochen
werden, wenn der Prüfling durch eine zu große
Menge falscher Lösungen die erforderliche Min-
destpunktzahl nicht mehr erreichen kann. Für einen
solchen Abbruch sprächen zwar testökonomische
Argumente, die allerdings meist überschätzt wer-
den (KLINCK, 1998; s. Kap. 2.4.3); die möglichen
ökonomischen Vorteile könnten aber den pädago-
gischen Verlust nicht kompensieren, den ein vor-
zeitiger Prüfungsabbruch und die damit verbunde-
nen verlorenen Lernmöglichkeiten bedeuten wür-
den. Hilfreicher erschiene es uns, wenn der Prüfling
nach dem Absolvieren aller Aufgaben eine detail-
lierte Übersicht über die richtig und falsch gelösten
Aufgaben auf dem Computerbildschirm erhalten
würde. Nach dieser Einblendung könnte diese
Übersicht dann mit Blick auf die falsch gelösten
Aufgaben durch ein „Nachsorgeprogramm” er-
gänzt werden, das inhaltliche und methodische
Lernhinweise zu den entsprechenden Ausbil-
dungsthemen bereitstellt.

Diese Lernhinweise sollten so aufbereitet werden,
dass sie sich der Prüfling ausdrucken und mitneh-
men kann. Auf der Grundlage einer solchen „Com-
puterberatung” könnte dann der Prüfer den Prüf-
ling persönlich und verbindlich über das Prüfungs-
ergebnis informieren; dies sollte nicht dem Compu-
ter, beispielsweise in Form eines Hinweisfensters,
überlassen werden. Darüber hinaus sollte dann der
Prüfer vor allem den erfolglosen Prüflingen mit
Blick auf die falsch gelösten Aufgaben eine ergän-
zende Beratung zu Möglichkeiten der Optimierung
der Prüfungsvorbereitung anbieten, um die diag-
nostische bzw. selektive Funktion der Prüfung
durch eine beratende bzw. intervenierende Funkti-
on zu ergänzen.

Diese funktionale Erweiterung der theoretischen
Fahrerlaubnisprüfung durch Lernhinweise ist aus

pädagogisch-psychologischer Sicht bedeutsam,
weil sie eine Reihe von pädagogischen Chancen
bieten kann: Der Prüfer stellt für viele Prüflinge bei-
spielsweise eine besondere Autorität dar, die im
persönlichen Dialog vielleicht die erzieherischen
Bemühungen der Fahrlehrer verstärken kann; der
gerade erlebte Misserfolg in der Prüfung könnte die
Sensibilität des Prüflings gegenüber Lernhinweisen
erhöhen, oder ein berufserfahrener Prüfer könnte
ergänzende inhaltliche Lernanregungen zu den
Lernorientierungen des Fahrlehrers bieten. Wegen
dieser pädagogischen Chancen ist eine ergänzen-
de Beratung durch den Prüfer bereits heute vorge-
sehen; sie firmiert in der Praxis unter dem Begriff
„Fehlerbesprechung”. Sofern der Prüfling darüber
hinaus weitere Orientierungen durch den Fahrlehrer
wünscht, um seinen Ausbildungsstand bzw. seine
Prüfungsvorbereitung für die Nachprüfung zu opti-
mieren, erscheint auch dieses leicht möglich: Das
ausgedruckte Material mit den Lernhinweisen
kennzeichnet ausreichend die zu vertiefenden Aus-
bildungsinhalte und schafft Anknüpfungspunkte für
diesbezügliche Empfehlungen Dritter.

• Aufgabenbewertung

Zu den Zielen der Einführung eines neuen Prü-
fungssystems für die theoretische Fahrerlaub-
nisprüfung gehört es, die Unabhängigkeit des Prü-
fungsergebnisses beispielsweise von der Auswer-
tungstätigkeit des Prüfers zu gewährleisten (Objek-
tivitätsaspekt) und eine bundesweit einheitliche
Durchführung und Bewertung der Fahrerlaubnis-
prüfung zu sichern (Aspekt der Prüfungsgerechtig-
keit). Die bereits beschriebene Verwendung einer
automatischen Lösungsregistrierung durch den
Computer trägt zur Erreichung dieser Ziele genau-
so bei wie ein einheitlicher, neu zu definierender
Bewertungsmaßstab.

Was ist bei der Definition dieses Bewertungsmaß-
stabs zu beachten? Im Kapitel 2.6.1 hatten wir auf
das „psychologische Gewicht” der einzelnen Auf-
gabe als entscheidendes Bewertungskriterium für
Aufgaben hingewiesen. Mit diesem „psychologi-
schen Gewicht” ist im inhaltlichen Sinne die Be-
deutung des Indikators für die Verkehrssicherheit
gemeint (validitätsbezogene Aufgabenbewertung,
s. Kap. 2.6.1); im methodisch-statistischen Sinne
seine Schwierigkeit, Trennschärfe und Validität. Da
wir in unserem Konzeptvorschlag von Aufgaben
mit ähnlicher Schwierigkeit und Trennschärfe sowie
hoher Validität ausgehen und die Einhaltung dieser
Parameter auch kontinuierlich kontrollieren wollen
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(s. folgendes Kap.), ist im methodisch-statistischen
Sinne weit gehend von einer (angestrebten) Gleich-
wertigkeit der Aufgaben auszugehen. Im inhaltli-
chen Sinne kann man aus unserer Sicht vorausset-
zen, dass zwar nicht bei allen, wohl aber bei den
meisten der in den Prüfungsinhalten bzw. Prü-
fungsaufgaben abgebildeten Verkehrszeichen und
Verkehrsregeln eine Missachtung zu Verkehrsunfäl-
len und tragischen Folgen führen kann; in dieser
Hinsicht sind sich die meisten Aufgaben also auch
ähnlich. Die Gewichtung der inhaltlichen Bedeu-
tung bzw. der Verkehrssicherheitsrelevanz von Prü-
fungsaufgaben aufgrund von Expertenurteilen, wie
sie bisher in den Richtlinien zur Aufgabenbewer-
tung praktiziert wurde (s. Kap. 3.1.4 und FeV, Anla-
ge 7 zu § 16 Abs. 2, § 17 Abs. 2 und 3), erscheint
vor diesem Hintergrund also etwas willkürlich, zu-
mindest so lange den Experten keine Informatio-
nen über die Ergebnisverteilungen und die psycho-
metrische Güte der Aufgaben bekannt sind.

Weiterhin ist anzumerken, dass die bisher prakti-
zierte hohe Differenzierung der Aufgabenbewer-
tung (4 Punktekategorien, unterschiedliche Häufig-
keit der Punktekategorien bei den verschiedenen
inhaltlichen Themengruppen) nicht methodisch
bewährten Konstruktionsleitlinien entspricht 
(LIENERT & RAATZ, 1998, S. 48 ff.): Man geht im
Regelfall von einem Punkt je Aufgabe aus; weicht
man von dieser Vorgabe ab, sollten nicht mehr als
ein Viertel der Aufgaben mit zwei Punkten und
nicht mehr als ein Achtel mit drei Punkten verrech-
net werden, um Verteilungsirregularitäten zu ver-
meiden.

Wir empfehlen also, dass ein neues Prüfungs-
system nicht die alte Praxis fortführt und sich ggf.
an den im Kapitel 2.6.1 ausführlich dargestellten
methodischen Konstruktionsleitlinien zur Aufga-
benbewertung orientiert. Diese legen nahe, die
Aufgabenbewertung so einfach wie nur irgend
möglich zu gestalten, also jede richtig beantworte-
te Aufgabe mit einem und nur einem Punkt in An-
rechnung zu bringen, zumal wir ein einheitliches
Schwierigkeitsniveau der Aufgaben anstreben 
(LIENERT & RAATZ, 1998).

Eine Ausnahme im Sinne einer validitätsbezogenen
Aufgabenbewertung erscheint uns allerdings als
angebracht: die Höherbewertung von Aufgaben
aus dem dritten Bereich „Vorfahrt, Vorrang” der
Prüfungsinhalte (s. Kap. 4.1.2). Eine Missachtung
von Vorfahrts- und Vorrangregeln führt im Straßen-
verkehr mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit zu fol-

genschweren Unfällen; aus Gründen der Gewähr-
leistung der elementaren Verkehrssicherheit muss
man die Verkehrsteilnehmer deshalb dazu zwin-
gen, die diesbezüglichen Vorschriften unter allen
Umständen sicher zu beherrschen. Diese hohe Be-
deutung der Kenntnis von Vorfahrts- und Vorrang-
regeln wurde auch im bisherigen Bewertungs-
system durch eine Fünf-Punkte-Bewertung aller
diesbezüglichen Indikatoren anerkannt. Wir plädie-
ren deshalb für eine Beibehaltung der herausgeho-
benen Bewertung, möchten diese allerdings nicht
durch eine Erhöhung der Punktbewertung, sondern
eine besondere Ausschlussregel vollziehen: Prüf-
linge, die eine Aufgabe im Inhaltsbereich „Vorfahrt,
Vorrang” falsch lösen, haben die Prüfung nicht be-
standen.

Unser Bewertungsvorschlag schließt weiterhin
ganz klar und schon aus statistischen Gründen
aus, richtige Teillösungen beispielsweise bei der
richtigen Auswahl einzelner Auswahlantworten von
Mehrfach-Wahl-Aufgaben zu honorieren, wenn die
Aufgabe insgesamt nicht vollständig richtig gelöst
wurde. Eine Aufgabe gilt also nach wie vor als
falsch beantwortet, wenn nicht jede richtige Ant-
wort bezeichnet ist, wenn eine falsche Antwort be-
zeichnet ist oder wenn eine darzustellende Ergän-
zungsantwort nicht oder falsch ergänzt wurde 
(s. FeV, Anlage 7).

Im Kapitel 2.3.3 hatten wir unter Bezugnahme auf
MCCLUSKY (1934) sowie CURTIS und WOODS
(1928) zwei Möglichkeiten genannt, die Wahr-
scheinlichkeit richtiger Zufallslösungen bei Mehr-
fach-Wahl-Aufgaben wirkungsvoll zu reduzieren:
erstens die Forderung an den Prüfling, seine Lö-
sung bzw. die Entscheidung für bestimmte Antwort-
optionen zu begründen, und zweitens die Forde-
rung, ergänzend zur Auswahl richtiger Auswahlant-
worten weitere mögliche richtige und vielleicht
sogar bessere Antworten selbst zu erfinden und
aufzuschreiben. Die letztgenannte Variante erhöht
natürlich den Auswertungsaufwand enorm, leistet
aber gleichzeitig einen wertvollen Beitrag zur Erar-
beitung anspruchsvoller Distraktoren. Die Qualität
der Distraktoren bestimmt ihrerseits im wesentli-
chen Maße die Qualität der theoretischen Fahrer-
laubnisprüfung; es wäre deshalb abzuwägen, ob
man solche Antwortmöglichkeiten nicht wenigs-
tens bei den Erprobungsaufgaben im Standardpar-
alleltest (s. folgendes Kap. zur Aufgabenerarbei-
tung und Aufgabenevaluation) einsetzt, was aller-
dings die Erkennbarkeit der Erprobungsaufgaben
erhöhen würde. Das Einfordern von Begrün-

120



dungen wäre dagegen methodisch weniger proble-
matisch, wenn auch arbeitsintensiv: Man müsste
zu den Auswahlantworten zusätzlich jeweils Aus-
wahlbegründungen erarbeiten, die wiederum auf
die Zufallswahrscheinlichkeit richtiger Lösungen
einwirken. Trotzdem erscheinen die damit verbun-
denen Probleme als lösbar, wie sich am Beispiel
der Fahrerlaubnisprüfung in Österreich zeigt (s.
Kap. 3.4.3).

Das Aufstellen der Forderung nach einer richtigen
Begründung für die Auswahl der Auswahlantwor-
ten würde auch bedeuten, dass sich die Fahrer-
laubnisbewerber nicht nur Regelinhalte per se,
sondern ergänzend dazu auch ihren inhaltlichen
und praktischen Bedeutungshintergrund sowie ihre
Systematik einprägen müssten; man hätte sozusa-
gen nicht nur die Regeln und Vorschriften zu ken-
nen, sondern müsste auch wissen, was sie bedeu-
ten und wie sie anzuwenden sind. Aus (gedächt-
nis)psychologischer Sicht kann kein Zweifel daran
bestehen, dass dies auch zur Festigung der Regel-
inhalte beitragen würde. Aus unserer Sicht könnten
die dargestellten Vorzüge einer solchen Forderung
(Erhöhung der Validität der Prüfung durch Minde-
rung richtiger Zufallslösungen, Nachhaltigkeit des
Kenntniserwerbs) die testökonomischen Nachteile
wie eine Erhöhung der Prüfungszeit und des Erar-
beitungsaufwands für Mehrfach-Wahl-Aufgaben
vermutlich aufwiegen.

• Prüfungsergebnis

Sehen wir einmal von den Sonderregelungen bei
den Klassen D, D1 und Mofa ab, so kann man im
derzeitigen Prüfungssystem bei allen Klassen mit
der richtigen Lösung von 30 Aufgaben eine Maxi-
malzahl von 110 Punkten erzielen. Die theoretische
Fahrerlaubnisprüfung gilt als bestanden, wenn die
zulässige Fehlerpunktzahl von neun Fehlerpunkten
nicht überschritten wurde bzw. 101 Punkte erreicht
wurden. Als Kriterium für das Bestehen der Prüfung
gilt also ein erreichter Punkteanteil von ca. 92 Pro-
zent. Bei den o. g. drei Klassen streut der gefor-
derte Anteil richtiger Lösungen zwischen 90 und 93
Prozent.

Übertragen wir nun den bisherigen Bestehens-
Schlüssel auf das von uns empfohlene System der
Aufgabenbewertung (s. Kap. 2.6.1), das auch von
der Zählung statistisch schwierig zu verarbeitender
„Fehlerpunkte” abgeht und sozusagen „Leistungs-
punkte” erfasst, so gilt künftig die theoretische
Fahrerlaubnisprüfung als erfolgreich bestanden,

wenn der Prüfling mindestens 32 von 35 Punkten
erreicht (also 32 von 35 Aufgaben richtig löst) und
keine Aufgabe aus dem Inhaltsbereich „Vorfahrt,
Vorrang” falsch beantwortet wurde. Die in den re-
gulären Paralleltest „eingebauten” und nicht ge-
kennzeichneten Erprobungsfragen (s. u.) gehen wie
in Schweden und Großbritannien nicht in die Wer-
tung für den Prüfungserfolg ein.

• Normierungs- und Validierungserfordernisse

Der Zweck des angestrebten Prüfungssystems wie
auch die Rahmenbedingungen seiner Erarbeitung
und Anwendung (beispielsweise anfängliche Orien-
tierung an den Nichtbestehensquoten des alten
Prüfungssystems und daraus folgende Vorgabe
der Schwierigkeitsindices, Gleichbehandlung aller
Bevölkerungsgruppen) lassen eine Normierung des
Prüfungssystems im engeren testpsychologischen
Sinne als nicht notwendig erscheinen. Allerdings
halten wir es trotzdem für notwendig, die Prü-
fungsergebnisse unter differenziellen Gesichts-
punkten auszuwerten, um verkehrspolitische
Steuerungsmodelle für die Weiterentwicklung der
Konzeptionen für die Fahrschulausbildung und die
Fahrerlaubnisprüfung zu entwickeln: Man muss
aus unserer Sicht also beispielsweise wissen, wie
die Prüfungsaufgaben in Abhängigkeit vom Ge-
schlecht, Alter und Bildungsniveau der Prüflinge
bewältigt werden, um besondere Ausbildungsbe-
dürfnisse oder Prüfungsbenachteiligungen erken-
nen und bearbeiten zu können. Dazu sind die ent-
sprechenden (anonymisierten) Personendaten mit
dem Paralleltest zu erfassen. In diesem Zusam-
menhang wären auch Informationen über die bis-
herige Fahrpraxis des Prüflings und seine Fahrbio-
grafie wünschenswert.

Darüber hinaus sollen die Prüfungsergebnisse
unter prognostischen Gesichtspunkten an der spä-
teren Delikt- und Unfallbelastung der Prüflinge va-
lidiert werden (s. folgendes Kap.). Um die Prü-
fungsergebnisse mit Daten aus dem Verkehrs-Zen-
tral-Register des Kraftfahrt-Bundesamtes verglei-
chend analysieren zu können, müssten entweder
der Name und das Geburtsdatum des Prüflings im
Paralleltest erfasst und kontrolliert werden oder es
müsste ein Codierungssystem eingeführt werden,
das eine zweifelsfreie Identifizierung und Zuord-
nung der Fälle erlaubt, ohne die Anonymität der
Fahrerlaubnisbewerber zu gefährden (z. B. auf der
Basis von Fahrerlaubnisregistriernummern).  
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4.1.5 Erarbeitung und Evaluation der Aufgaben
und Paralleltests

Wir haben nun aus unserer Sicht den Rahmen der
künftigen Prüfungsinhalte skizziert, die methodi-
schen Möglichkeiten ihrer Operationalisierung an-
hand verschiedener Parameter skizziert sowie
Merkmale des Testsystems und der Testdurch-
führung beschrieben. Als Nächstes gilt es, den
Prozess der Erarbeitung und Revision von Aufga-
ben und Paralleltests darzustellen; letztlich also
Empfehlungen zur empirischen Überprüfung der
Verbesserungsvorschläge im Hinblick auf ihren
tatsächlichen Nutzen (Evaluationsdesign) zu geben
(s. Zielstellung im Kap. 1; BASt-Ausschreibung).
Ausgespart bleibt an dieser Stelle noch die Frage,
welche Akteure im Detail die einzelnen Arbeits-
schritte bewältigen und wie ihre Verantwortlichkei-
ten und die Zusammenarbeit organisiert werden;
auf diese Frage kommen wir im nächsten Kapitel
zurück. Es sei jedoch vorweggenommen, dass wir
von einer zweigliedrigen arbeitsorganisatorischen
Struktur ausgehen, in der eine Entwicklungsgruppe
(amtlich anerkannte Sachverständige für den Kraft-
fahrzeugverkehr, Vertreter der zuständigen Bun-
des- und Landesbehörden, Fahrlehrer, Verkehrs-
pädagogen, Verkehrsjuristen) mit einem Evaluati-
onsteam (Testpsychologen, Teststatistiker) koope-
riert. Die Leitung dieses Verbunds wird von den
Technischen Prüfstellen wahrgenommen, darüber
hinaus werden punktuell externe Berater und
Dienstleister (IT-Spezialisten, Medienpädagogen,
Dolmetscher) eingebunden. Die verschiedenen ge-
nannten Professionen arbeiten in einem for-
schungs- und computergestützten System der Me-
thodenerarbeitung, Methodenreflexion und Metho-
denoptimierung kontinuierlich zusammen, wie wir
es bereits in Schweden und Großbritannien finden
(s. Kap. 3.4.3).

Im Folgenden beschreiben wir den idealtypischen
Weg zu neuen Aufgaben und Paralleltests. Es ist al-
lerdings davon auszugehen, dass die Einführung
eines neuen computergestützten Konzepts für die
theoretische Fahrerlaubnisprüfung ggf. nicht so
lange warten kann, bis ein völlig neuer, ausreichen-
der und erprobter Aufgabenpool zur Verfügung
steht. Deshalb wird zunächst auch auf den beste-
henden Aufgabenpool zurückgegriffen: Aufgaben,
deren Wert für eine anspruchsvolle Prüfungsgestal-
tung evident ist oder sich in durchzuführenden Se-
kundäranalysen zur Indikatorenqualität auf der
Grundlage der bereits beschriebenen DEKRA-Un-
tersuchungen (s. Kap. 3.1.6) erwiesen hat, werden

in eine Computerversion transponiert und im Rah-
men der Einführung des neuen Prüfungssystems
erprobt (s. Kap. 5.6) und im Rahmen der Ein-
führung des neuen Prüfungssystems erprobt. Die
vorhandenen Aufgaben müssen aber zuvor durch
die Entwicklungsgruppe und das Evaluationsteam
gesichtet, bewertet und selektiert werden, um die
offenbar vorhandenen Indikatoren mit geringer
psychometrischer Qualität zu tilgen. Für die Aufga-
benanalyse und -selektion auf der Grundlage der
Erprobungsergebnisse gelten die gleichen Arbeits-
richtlinien, wie wir sie nachfolgend für den idealty-
pischen Weg der Aufgabenkonstruktion beschrei-
ben. Wir gehen davon aus, dass ca. 80 Prozent der
derzeitigen Aufgaben auf diese Weise methodisch
„wiederaufbereitet” und, wenn überhaupt, lang-
fristig ersetzt werden.

Der erste Schritt auf dem Weg zu neuen, inhaltlich
und methodisch anspruchsvollen Prüfungsaufga-
ben ist die Erarbeitung eines Aufgabenkonzepts,
also einer kurzen formlosen Beschreibung des spe-
ziellen Aufgabeninhalts (z. B. anhand eines konkre-
ten Verkehrsproblems und einer verkehrsbezoge-
nen Frage) und der Aufgabenlösungen, die als rich-
tig bzw. falsch gewertet werden sollen (s. Kap.
2.6.1). Wir gehen davon aus, dass für diesen Ar-
beitsschritt vorrangig die Entwicklungsgruppe ver-
antwortlich ist. Sobald der Aufgabenentwurf 
fachintern diskutiert und Einvernehmen über seine
Sinnhaftigkeit erzielt wurde, erarbeitet die Entwick-
lungsgruppe dann einen Aufgabenentwurf unter
Beachtung der inhaltlichen und sprachlichen Ge-
staltungsrichtlinien, die wir ebenfalls im Kapitel
2.6.1 beschrieben haben, und der dargestellten
Aufgabencharakteristika. In diesen Arbeitsschritt
der methodischen Operationalisierung eines kon-
kreten Prüfungsinhalts sind bereits Medienpädago-
gen (z. B. Beratung zur Visualisierung, s. Kap.
2.6.2) und IT-Spezialisten (z. B. Aufgabenprogram-
mierung) einzubeziehen. Die erarbeiteten Aufga-
benentwürfe sollten dann dem Evaluationsteam zur
methodischen Stellungnahme und für einen Pretest
zugeleitet werden (erste Stufe der Indikatoreneva-
luation). Empfiehlt das Evaluationsteam dann nach
Konsultation mit der Entwicklungsgruppe die Er-
probung des Aufgabenentwurfes, wird er in das
Aufgabenerprobungsprogramm aufgenommen und
einer formalen Aufgabenanalyse unterzogen (zwei-
te Stufe der Indikatorenevaluation).

Bei der Wahl der Stichprobe für die Aufgabenana-
lyse gilt grundsätzlich, dass man für die Erpro-
bungsstichprobe Probanden heranziehen sollte,
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„die in höchstmöglichem Maße für das später zu
testende Kollektiv repräsentativ” sind (LIENERT &
RAATZ, 1998). Dieser Forderung können wir leicht
nachkommen, wenn wir die Erprobung der Aufga-
ben in die reguläre theoretische Fahrerlaubnisprü-
fung „einbauen”. Da unter diesen Erprobungsmo-
dalitäten die Erprobungsstichprobe nicht als ge-
schichtet oder „geklumpt” anzusehen ist, sondern
nur einzelne, zufällig ausgewählte Probanden ent-
hält, würde nach Ansicht von LIENERT und RAATZ
(1998) bereits eine Fallzahl von 400 Probanden  für
die Aufgabenanalyse als ausreichend gelten.

Allerdings ist bei dieser Empfehlung zu bedenken,
dass LIENERT und RAATZ hier anscheinend von
der günstigsten Verteilungsannahme in einer
Grundgesamtheit ausgehen. Um zu sichern, dass
unsere (künftigen) Analyseergebnisse nicht wegen
zu kleiner Erprobungsstichroben angezweifelt wer-
den können, wollen wir auf das Problem eines an-
gemessenen Stichprobenumfangs für eine reprä-
sentative Zufallsstichprobe noch etwas genauer
eingehen.

Die Formel zur Berechnung von Stichproben-
größen für einfache Zufallsstichproben lautet:

t2 x p x q

n =                 .

e2

In dieser Formel stellt t den z-Wert der Standard-
normalverteilung dar (1.96 bzw. 2.0). Der Wert e
steht für die maximal zulässige Abweichung von
Stichproben- und Grundgesamtwerten. Diese be-
trägt in der Sozialforschung höchstens drei  Pro-
zent; mithin können wir e mit einem Wert von 0.03
ansetzen. Die Werte für p und q charakterisieren in
unserer Formel schließlich die Verteilungsannahme
(in %) für fiktive Merkmale in der Grundgesamtheit;
es gilt: p + q = 1.0 (bzw. 100 %). Geht man vom
statistisch gesehen ungünstigsten Fall aus, also
einer Gleichverteilung der Merkmale in der Grund-
gesamtheit (wir müssen diesen Fall wohl anneh-
men, da über die Merkmale der Fahrerlaubnisbe-
werber im Vergleich zur Gesamtbevölkerung wenig
bekannt ist), müssen wir für p und q jeweils einen
Wert von 0,5 in unsere o. g. Formel einsetzen;
damit gehen wir im Hinblick auf unsere Berech-
nungsvoraussetzungen sicher. Berechnen wir nun
unseren Stichprobenumfang n, so erhalten wir als
Ergebnis, dass ein Stichprobenumfang von ca.
1.100 Probanden für eine repräsentative Stichpro-
be benötigt wird. Diese Stichprobengröße gilt nur

für einstufige Zufallsauswahlen und bei großer
Grundgesamtheit, die wir allerdings voraussetzen
dürfen (für die Herleitung dieser Formel und 
Berechnungsbeispiele s. LOHSE et al., 1982, S. 50
ff.).

Damit fällt die von uns berechnete notwendige
Stichprobengröße für die Erprobungsuntersuchun-
gen wesentlich größer aus als der von LIENERT
und RAATZ (1998) empfohlene Stichprobenum-
fang. Wir wollen jedoch die Möglichkeit nicht aus-
schließen, dass man die berechnete Mindest-Fall-
zahl von 1.100 Fällen noch reduzieren kann, um Er-
hebungsaufwand und damit auch Erprobungs-
kosten zu sparen. Dazu müsste man entweder auf
statistische Qualitätsmerkmale verzichten oder zu-
sätzliche Annahmen zu Gegebenheiten in der
Grundgesamtheit machen. Die Qualitätsmerkmale
und die daraus resultierenden Anforderungen ste-
hen aber eigentlich fest (und sind in den Sozialwis-
senschaften auch schon recht bescheiden). Im
Hinblick auf die Verteilungsannahmen in der
Grundgesamtheit könnte man beispielsweise argu-
mentieren, dass die Altersstruktur der Fahrerlaub-
nisbewerber weniger heterogen als in der Gesamt-
bevölkerung ausfällt. Mit derartigen Argumentatio-
nen könnte man die Werte für p und q verändern
und sich bei der Berechnung des Stichprobenum-
fangs dem erstgenannten Stichprobenumfang von
400 Probanden annähern. Ein solches Vorgehen
würde aber ein größeres Wissen um die Verteilung
fahrerlaubnisrelevanter Merkmale in der Gruppe
der Fahrerlaubnisbewerber und in der Gesamtbe-
völkerung voraussetzen und in jedem Falle Zwei-
feln an der Repräsentanz der Erprobungsstichpro-
be Nahrung geben. Ein nahe liegendes Argument
gegen eine Einschränkung der Gleichvertei-
lungsannahme wäre beispielsweise der Hinweis
auf das Geschlecht der Fahrerlaubnisbewerber,
das nahezu gleich verteilt sein dürfte, also für p und
q einen Wert von 0.5 erfordert.

Zurück zur Organisation der Erprobungsuntersu-
chungen. Was spricht nun für unsere Empfehlung,
die Erprobungsaufgaben in die reguläre theoreti-
sche Fahrerlaubnisprüfung „einzubauen”? LIE-
NERT und RAATZ (1998, S. 61) haben die Antwort
auf diese Frage kurz und überzeugend formuliert,
sodass wir den entsprechenden Abschnitt zitieren
möchten: „Grundsätzlich gilt, dass man die Tester-
probung im Rahmen der Aufgabenanalyse unter
denselben motivationalen Bedingungen durch-
führen sollte, wie sie auch später beim Ernsteinsatz
des Tests gelten. Das bedeutet, dass die Test-
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durchführung Ernstfallcharakter haben muss. Denn
wenn die Pbn wissen, dass der Test nur erprobt
werden soll und dass die Ergebnisse für den einzel-
nen Pbn ohne Bedeutung sind, dann kann man
nicht erwarten, dass die Pbn den Test mit der not-
wendigen Aufmerksamkeit und mit dem erforderli-
chen Interesse und Engagement bearbeiten. Die
Analysedaten können dann nicht auf den Ernstfall
verallgemeinert werden. ... Andererseits wirft es
ethische Probleme auf, wenn man den Test unter
Ernstfallbedingungen erprobt und dann auch wirk-
lich zur Grundlage von Entscheidungen macht.
Denn es handelt sich um eine – noch recht unvoll-
kommene – Probeversion, deren Ergebnisse stark
fehlerbehaftet sein können. ... Wenn man den Pro-
betest aber unter Ernstfallbedingungen durchführt
und ihn entsprechend ankündigt, die Ergebnisse
aber schließlich doch nicht verwertet, macht man
sich u. U. unglaubwürdig, wenn die Pbn dies später
erfahren. Hier könnte man bei jeder weiteren Test-
durchführung Schwierigkeiten bekommen. Um die-
sem Dilemma zu entgehen, wird folgender Ausweg
vorgeschlagen: Der neue, zu analysierende Test wird
zusammen mit anderen bereits standardisierten Ver-
fahren unter Ernstfallbedingungen durchgeführt. Es
fällt dann nicht auf, wenn nur die Ergebnisse der
standardisierten Tests für die Entscheidungsfindung
berücksichtigt werden. Manchmal mischt man
sogar neue, noch unerprobte Testaufgaben unter
die Aufgaben einer bereits standardisierten Testver-
sion, um sie unter Ernstfallbedingungen zu erpro-
ben.” Genau dies empfehlen wir: Die Erprobungs-
aufgaben sollten im Aufgabenset aufgrund dieser
grundsätzlichen Erwägungen wie in Schweden (s.
Kap. 3.4.3) nicht für den Prüfling erkennbar sein.

Liegen für die jeweilige Aufgabe die Prüfungser-
gebnisse von mindestens 400, besser noch von ca.
1.100 Prüflingen vor, können die Aufgabenanalyse
und die Aufgabenselektion beginnen (s. Kap.
2.6.3). Zunächst wird der Schwierigkeitsindex be-
rechnet. Wenn der Schwierigkeitsindex der Aufga-
be (bzw. später die Nichtbestehensquote für einen
Paralleltest) feststeht, wird der statistische Befund
nicht einfach nur interpretiert (beispielsweise im
Sinne einer sich verändernden Qualität der Fahr-
schulausbildung), sondern er dient auch der me-
thodischen Reflexion der Güte und nicht zuletzt der
Regelung des Schwierigkeitsniveaus der Aufgabe
bzw. des Paralleltests: Aufgaben mit einem uner-
wünschten Schwierigkeitsgrad werden selektiert.

Für die Aufgabenselektion ist damit die Frage zu
beantworten, wie der optimale Schwierigkeitsindex

für eine gute Prüfungsaufgabe ausfallen sollte. Un-
sere bisherigen allgemeinen Ausführungen legen
nahe (s. o.), dass die Schwierigkeitsindices inner-
halb des Tests streuen und sich an der Stelle der
Schwierigkeitsskala häufen sollten, an der eine be-
sonders gute Differenzierung vom Test verlangt
wird (LIENERT & RAATZ, 1998). Da wir den eher
kleinen Teil der unzureichend befähigten Fahrer-
laubnisbewerber mittels der theoretischen Fahrer-
laubnisprüfung selektieren wollen, muss die Prü-
fung im unteren Leistungsbereich differenzieren;
die Aufgaben- und Testschwierigkeit darf also nicht
zu hoch ausfallen.

Auf die Ermittlung des Schwierigkeitsindex folgt
die Berechnung des Trennschärfeindex und das
Sammeln von Validitätsindizien (s. Kap. 2.6.3). Die
Feststellung des Trennschärfeindex erscheint pro-
blemlos; angestrebt werden sollte natürlich eine
möglichst hohe Trennschärfe. Als wichtiger jedoch,
wir hatten darauf hingewiesen, ist bei heterogenen
Leistungstests das Auffinden von Validitätsindizien
anzusehen. Dies erscheint schon schwieriger, denn
Außenkriterien stehen aufgrund der Besonderhei-
ten der Fahrerlaubnisprüfung im Allgemeinen nur
beschränkt zur Verfügung und liegen insbesondere
anfangs kaum vor, wenn sich eine längere Erpro-
bungsphase verbietet. Was ist gemeint?

Im Kapitel 2.2.4 haben wir als Nachweisvarianten
der (externen) Kriteriumsvalidität die „Vorhersage-
validität” („prognostische Validität”) und die „Über-
einstimmungsvalidität” genannt. Als externe Vali-
ditätskriterien für die Bestimmung der prognosti-
schen Validität von Aufgaben oder Paralleltests
kämen unter anderem Verkehrsdelikte oder Unfälle
in Betracht: Könnte man beispielsweise zeigen,
dass ein Prüfling, der eine Aufgabe zu Geschwin-
digkeitsregelungen falsch gelöst hat, in seiner
künftigen Fahrpraxis wegen des Missachtens von
Geschwindigkeitsregelungen als Punktetäter auf-
fällig wird oder einen Unfall verursacht, wäre das
ein überzeugender Validitätsbeweis. Die Chancen
für das Auffinden solcher Validitätsnachweise ste-
hen indes schlecht: Der betreffende Prüfling wird
wahrscheinlich nicht erfolgreich die Prüfung beste-
hen und damit nicht zum Straßenverkehr zugelas-
sen werden, bis er sein Wissensdefizit ausgeräumt
hat (s. Kap. 3.1.5). Gelingt ihm dies, hängt die
Wahrscheinlichkeit eines solchen Unfalls auch subs-
tanziell von zufälligen Gelegenheitsstrukturen ab;
eine Prüfung des unterstellten Zusammenhangs
zwischen Wissens- und Einstellungsdefiziten in der
Prüfung einerseits und entsprechenden Delikt- und
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Unfallereignissen andererseits setzt das Erheben
von detaillierten Delikt- und Unfalldaten der Prüflin-
ge in einem längeren Erhebungszeitraum und einen
personenbezogenen Abgleich mit den Prüfungser-
gebnissen voraus, um nur einige Hindernisse zu
nennen, die den Nachweis von Validitätsbelegen
erschweren. All dies ist auf der Grundlage compu-
tergestützter Datenverarbeitungsstrategien und
einer Zusammenarbeit verschiedener Daten verar-
beitender Institutionen (z. B. Technische Prüfstel-
len, KBA, Verkehrsbehörden) zwar technisch leicht
möglich, aber schon wegen datenschutzrechtlicher
Bedenken eher unwahrscheinlich und sicher nicht
kurzfristig zu leisten. Damit fallen Validitätskriterien
im Sinne einer Bestimmung der prognostischen
Validität zumindest für den Implementierungszeit-
raum eines neuen Prüfungssystems aus. Hinzu
kommt, dass die Bestimmung der prognostischen
Validität einer Aufgabe aus den dargestellten Wahr-
scheinlichkeitsbetrachtungen statistisch gesehen
viel aussichtsloser erscheint als der Validitätsnach-
weis für einen Gesamttest; wir kommen darauf
zurück.

Es bleibt also nur die Suche nach Validitätsindizien
im Sinne von Übereinstimmungsvalidität innerhalb
der Prüfungsergebnisse. Erstens ist es in diesem
Zusammenhang möglich, die jeweilige Erpro-
bungsaufgabe in einen Standardparalleltest einzu-
bauen, der bereits eine thematisch ähnliche Aufga-
be aus dem gleichen Themenbereich beinhaltet.
Wenn wir davon ausgehen, dass Ausbildungsdefi-
zite der Fahrschulen themenspezifisch variieren
und die Fahrschüler oftmals bestimmte Ausbil-
dungsthemen meiden, wozu ihnen die gegenwärti-
ge Ausbildungsordnung leider Gelegenheit gibt, so
müsste die Interkorrelation der Erprobungsaufgabe
mit der thematisch ähnlichen Aufgabe bzw. den
Aufgaben aus demselben Themenbereich höher
ausfallen als die Interkorrelation mit anderen Auf-
gaben; ein erstes Validitätsindiz. Zweitens müssten
auf der Grundlage der Ausgangshypothese, dass
Fahrschulausbildungsdefizite themenspezifisch va-
riieren, die Prüflinge einer Fahrschule eine höhere
Fehlerübereinstimmung zeigen als die Prüflinge
verschiedener Fahrschulen; ein weiteres Validitäts-
indiz. Beide Validierungsstrategien richten sich also
auf die Binnenstruktur der Prüfungsergebnisse,
lassen sich unmittelbar auswerten und beziehen,
im Gegensatz zu verkehrsbezogenen Außenkrite-
rien, den für die Qualitätsbetrachtung der Fahr-
schulausbildung wichtigen Anteil der Prüflinge ein,
die ihre theoretische Fahrerlaubnisprüfung nicht
bestanden haben.

Natürlich bietet es sich an, die Fahrschulen auf
Wunsch über einrichtungs- und themenspezifische
Auffälligkeiten bei den Prüfungsergebnissen ihrer
Absolventen zu informieren und auf diese Weise zu
einem effektiven Qualitätsmanagement beizutra-
gen (STURZBECHER et al., 2003). Allerdings
gehen wir davon aus, dass ein Qualitätssiche-
rungssystem für die Fahrschulausbildung wahr-
scheinlich in Eigenverantwortung der Fahrlehrer-
schaft organisiert wird und man zu gegebener Zeit,
also wenn dieses System etabliert ist, ausloten
muss, wie eine wechselseitig hilfreiche Koopera-
tion aussehen kann. Für die Analysen zur Aufga-
benrevision ist eine anonymisierte Verwendung der
fahrschulbezogenen Daten völlig ausreichend.

Nachdem auf diese Weise aufgabenbezogene Be-
funde zur Schwierigkeit, Trennschärfe und Validität
vorliegen, können die Aufgaben selektiert werden.
Dabei ist die Zusammenarbeit von Entwicklungs-
gruppe und Evaluationsteam zwingend notwendig,
denn die Prüfer und Fahrlehrer können beispiels-
weise aus ihrem persönlichen Kontakt mit den
Prüflingen bei der Prüfungsauswertung das Zu-
standekommen falscher Antworten bei der Aufga-
benbeantwortung aufklären und damit wesentliche
Hinweise zur Aufgabenrevision beisteuern. Es er-
scheint uns notwendig, den Rückfluss solcher In-
formationen zur Aufgabenoptimierung zu verbrei-
tern, indem man einen größeren Konsultationskreis
von interessierten Prüfern und Fahrlehrern bildet,
der seine diesbezüglichen Erkenntnisse zusam-
menträgt sowie der Entwicklungsgruppe und dem
Evaluationsteam zur Verfügung stellt.

Damit die Entwicklungsgruppe die Aufgabenselek-
tion erfolgreich leisten kann, sind ihr vom Evaluati-
onsteam die kommentierten aufgabenanalytischen
Befunde mit einer Empfehlung zur weiteren Ver-
wendung der erprobten Aufgabe vorzulegen. Bei
Mehrfach-Wahl-Aufgaben sind auch die Ergebnis-
se der besonderen aufgabenanalytischen Prozedu-
ren für die Distraktoren, wie sie im Kapitel 2.6.3 be-
schrieben wurden, zu berücksichtigen. Erscheinen
die Gütebefunde nicht zufrieden stellend, ist abzu-
wägen, ob die Aufgabe endgültig verworfen wird
oder in einer überarbeiteten Version wieder der Er-
probung zugeführt wird. Ausführliche Hinweise für
eine solche Überarbeitung finden sich insbesonde-
re auch für den Umgang mit Mehrfach-Wahl-Auf-
gaben bei LIENERT und RAATZ (1998, S. 123 ff.).

Wurde auf diese Weise eine ausreichende Zahl
neuer Aufgaben mit zufrieden stellender Aufgaben-
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qualität zu den verschiedenen Prüfungsinhalten (s.
4.1.2) bzw. Aufgabencharakteristika (s. 4.1.3) ge-
sammelt, kann mit dem Paralleltestaufbau begon-
nen werden, den wir im Kapitel 2.6.4 ausführlich
beschrieben haben. Bei der Aufgabenauswahl für
einen neuen Paralleltest sind erstens die festgeleg-
ten Quoten hinsichtlich der zu operationalisieren-
den Aufgabencharakteristika (d. h. der Verteilungs-
schlüssel zu den Prüfungsinhalten, Aufgabentypen,
Darbietungsformen und Bearbeitungsformen) ein-
zuhalten; über die Einhaltung der Quoten wacht die
Entwicklungsgruppe (s. o.). Zweitens ist die Aufga-
benreihung zu beachten. Wir empfehlen, die Paral-
leltests nicht nach einem einheitlichen, auf die Auf-
gabencharakteristik bezogenen Reihungsprinzip zu
konstruieren, um schematische Lernstrategien bei
der Prüfungsvorbereitung zu erschweren. Aller-
dings sollte als übergreifendes Reihungsprinzip
darauf geachtet werden, einige weniger schwierige
Aufgaben einheitlich an den Testanfang zu stellen
(s. o.), um Motivations- und Zeitverluste infolge von
Bearbeitungsschwierigkeiten und Unsicherheiten
beim Prüfling zu vermeiden. Nach einigen relativ
einfachen Aufgaben (vielleicht drei Aufgaben)
könnte dann die Aufgabenreihung zwar nicht zufäl-
lig wie in Schweden, aber doch nach zu erarbei-
tenden und hinsichtlich ihrer methodischen Konse-
quenzen zu kontrollierenden Variationsregeln (d. h.
unter Verwendung verschiedener, genau definierter
Varianten) erfolgen, wobei ein ständiger Wechsel
der Aufgabencharakteristika nach Aufgabentypus,
Darbietungsform und Bearbeitungsform sowie die
nahe Aufeinanderfolge von Aufgaben zum gleichen
Inhaltsbereich bzw. mit hoher Interkorrelation ver-
mieden werden sollten, da sie die Schwierigkeit der
Testbearbeitung unkontrolliert beeinflussen. Über-
haupt sollten, wie wir bereits im Kapitel 2.6.3 aus-
geführt haben, die Aufgaben in einem heterogenen
Leistungstest möglichst wenig korrelieren, um die
im Testinhalt repräsentierte Merkmalsbreite hinrei-
chend zu erfassen.

Mit dem letztgenannten Anspruch zeigt sich ein
Problem: Aus der Aufgabenerprobung sind uns
höchstens einige wenige Interkorrelationen von
neuen Aufgaben bekannt, weil wir nach unserem
Vorschlag wie in Großbritannien (s. Kap. 3.4.3)
höchstens fünf Erprobungsaufgaben in einen Stan-
dardparalleltest einbauen wollen (s. folgendes Kap.
4.2.5). Damit können wir aus der Aufgabenerpro-
bung auch nicht die Ähnlichkeit des neuen Parallel-
tests insgesamt mit den bereits vorhandenen Pa-
ralleltests hinsichtlich der Testschwierigkeit und

der Aufgabeninterkorrelationen sichern. Weiterhin
bleibt der Äquivalenznachweis hinsichtlich der Pa-
ralleltestreliabilität und hinsichtlich der Testvalidität
offen.

Wenn wir zumindest einen Teil der geforderten
Äquivalenzkriterien kontrollieren wollen, müssen
wir die erarbeiteten Paralleltestentwürfe einer Er-
probungsuntersuchung unterziehen, also einem
zweiten Erprobungsschritt nach der Aufgabenrevi-
sion. Wenden wir die dargelegten Gestaltungs-
grundsätze für Erprobungsuntersuchungen zur
Aufgabenanalyse nun auf die Testanalyse an, be-
deutet dies, dass mindestens 400, besser noch ca.
1.100 Prüflinge einen Standardtest und einen zu er-
probenden Testentwurf bearbeiten müssen, ohne
zu wissen, welcher der beiden Tests für die Wer-
tung des Prüfungserfolgs genutzt wird. Darüber
hinaus sind diese Prüflinge hinsichtlich der subjek-
tiv perzipierten Äquivalenz der Tests zu befragen
(s. 2.5.1). Die Motivation der Prüflinge für die Be-
wältigung dieser Dreifachbelastung ist in einer
Weise zu sichern, die Selektionseffekte in der Er-
probungsstichprobe möglichst gering hält. Liegen
die Erprobungsergebnisse vor, können alle Äquiva-
lenzanalysen durchgeführt werden, wenn man vom
Nachweis der Testvalidität absieht. Damit gelangen
wir wieder zu einem Problem, auf das wir bereits
eingangs in diesem Kapitel hingewiesen haben.

Das Problem besteht darin, dass uns eine parallele
Nutzung des derzeitigen und eines neuen compu-
terbasierten Prüfungssystems oder gar verglei-
chende Untersuchungen wenig sinnvoll erschei-
nen. Wir hatten bereits im Kapitel 3.1 ausführlich
darauf verwiesen, dass psychometrische Gütepa-
rameter im Allgemeinen und zur Äquivalenz der
bislang verwendeten Parallelformen („Prüfbogen”)
im Besonderen kaum bekannt sind. Welchen Sinn
sollte es dann haben, ein abzulösendes Prüfungs-
system mit extrem hohem ökonomischem Auf-
wand testanalytisch zu evaluieren und dabei einen
jahrelangen Zeitverzug bei der Einführung des
neuen Prüfungssystems in Kauf zu nehmen?

Vielmehr erscheint es sinnvoll, ein aus Experten-
sicht und nach den Erfahrungen anderer europäi-
scher Länder verbessertes Prüfungssystem in ab-
sehbarer Zeit zu implementieren und die Einhaltung
verbesserter psychometrischer Standards in der
Implementierungsphase mit besonderer methodi-
scher Reflexion und Sorgfalt gleitend auf immer
höherem Niveau zu sichern. Dieser Vorschlag be-
deutet allerdings nicht den Verzicht auf ein be-
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grenztes Vorlaufprojekt mit Erprobungscharakter.
Wie wir die Verbesserung des bisherigen Prüfungs-
systems in Hinblick auf die Aufgabenqualität durch
ein spezielles multiperspektivisches Selektionsver-
fahren (Analysen des Evaluationsteams auf Grund-
lage der DEKRA-Daten, Rating der Entwicklungs-
gruppe) schrittweise auf der Basis des vorhande-
nen Aufgabenpools sichern wollen, haben wir be-
reits dargelegt.

Ähnlich verfahren wir auf Testebene: Sobald ein
ausreichender Datenrücklauf zu den transponierten
computergestützten Testversionen vorliegt, die auf
bisherigen Prüfbogen beruhen, werden die Inter-
korrelationsmatrizen der verschiedenen Aufgaben-
sets sowie ihre Schwierigkeits- und Reliabilitätspa-
rameter verglichen und angeglichen, denn sollen
„mehr als zwei Parallelformen eines Tests konstru-
iert werden, so müssen für die sie konstitutieren-
den Parallelaufgaben neben gleichen Schwierigkei-
ten auch gleiche Interkorrelationen gefordert wer-
den” (LIENERT & RAATZ, 1998, S. 143). Auf diese
Weise werden besonders auffällige Paralleltests
sukzessive durch neue Paralleltests ersetzt wer-
den, die erprobterweise den vorgegebenen Stan-
dards entsprechen, also beispielsweise das ge-
wünschte bzw. den anderen Paralleltests entspre-
chende Schwierigkeitsniveau besitzen.

Welches ist aber das gewünschte Schwierigkeitsni-
veau für die Paralleltests? Oder anders ausge-
drückt: Welche Nichtbestehensquote erscheint an-
gemessen oder vertretbar? Diese Frage ist ver-
kehrspolitisch viel brisanter als die oben aufgewor-
fene Frage nach der optimalen Aufgabenschwierig-
keit; deshalb wollen wir sie mit einem kleinen Ex-
kurs beantworten.

Betrachten wir zunächst die Gemeinsamkeiten der
Schwierigkeitsabwägung bei Aufgaben und Paral-
leltests: Die Aufgaben wie auch die Paralleltests
werden zunächst erprobt; anschließend wird dann
ihr Schwierigkeitsniveau bestimmt. Die Aufgaben-
schwierigkeit wird durch den „Schwierigkeitsindex”
dargestellt; die Testschwierigkeit könnte man bei-
spielsweise durch die Nichtbestehensquote cha-
rakterisieren. Erweisen sich eine Aufgabe oder ein
Paralleltest als besonders leicht oder schwer zu
lösen, so wird man danach fragen, worauf dieses
besondere Schwierigkeitsniveau zurückzuführen
ist und ob es nicht durch inhaltliche oder methodi-
sche Fehler verursacht wurde. Beim weiteren Vor-
gehen zeigt sich aber schon der erste Unterschied:
Die Höhe des Schwierigkeitsindex einer Aufgabe

allein stellt keinen Grund dar, eine methodisch ein-
wandfreie Aufgabe zu verwerfen: Für einen guten
Paralleltest werden leichtere und schwerere Aufga-
ben gebraucht; wenn auch der Schwierigkeitsgrad
der Aufgaben keine Extremwerte annehmen sollte
(s. Kap. 2.6.3). Die Überarbeitung einer Aufgabe
mit dem Ziel, ihren Schwierigkeitsindex zu verän-
dern, dürfte die Ausnahme darstellen.

Ganz anders beim Paralleltest: Die Testschwierig-
keit eines neuen Paralleltests muss aus Gründen
der Prüfungsgerechtigkeit so lange durch den Aus-
tausch geeigneter Aufgaben reguliert werden, bis
sie ungefähr der Testschwierigkeit der gültigen Pa-
ralleltests entspricht. Dies bedeutet auch, dass
man beim Aufbau eines neuen Prüfungssystems
zunächst eine Standard-Testschwierigkeit bzw.
eine Nichtbestehensquote als Orientierungsgröße
für die Paralleltesterarbeitung festlegen muss.

Kommen wir nun auf unsere Ausgangsfrage
zurück: Welche Orientierungsgröße legen wir für
die Regulierung der Testschwierigkeit fest bzw. an
welcher Nichtbestehensquote orientieren wir uns?
Die Suche nach Antworten auf diese Frage führt
uns zu dem Problem, auf welchem grundsätzlichen
Wege die Orientierungsgröße für die Regelung des
Schwierigkeitsniveaus der Paralleltests festgelegt
wird. Hier bieten sich zwei Optionen an: Erstens
könnte man sich an der bisherigen Nichtbeste-
hensquote in Deutschland orientieren und dabei
aus Harmonisierungserwägungen heraus die
Nichtbestehensquoten in anderen europäischen
Ländern berücksichtigen. Zweitens könnte man
davon ausgehen, dass inhaltlich abgewogen wird,
bei wie viel Fehlern bzw. welchen Fehlern eine si-
chere Beteiligung des Fahrerlaubnisbewerbers am
Straßenverkehr noch möglich erscheint und wann
diese Möglichkeit wahrscheinlich nicht mehr gege-
ben ist. Wägen wir das Für und Wider dieser bei-
den Wege gegeneinander ab.

Der erste Weg, also die Orientierung der Schwie-
rigkeitsniveaus der künftigen Paralleltests an der
heutigen Nichtbestehensquote, bietet den nicht zu
unterschätzenden (verkehrspolitischen) Vorteil,
dass damit die Notwendigkeit entfallen würde,
größere Veränderungen des Schwierigkeitsniveaus
verkehrspolitisch zu begründen und durchzuset-
zen. Auch international gesehen würde Deutsch-
land bei einer Festlegung der bisherigen Nichtbe-
stehensquote als Orientierungsgröße für die Steue-
rung des neuen Prüfungssystems nicht auffällig
werden: Beispielsweise variierte die Nichtbeste-
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hensquote bei der theoretischen Fahrerlaubnisprü-
fung in den fünf bevölkerungsreichen europäischen
Ländern, die neben Deutschland im Rahmen der
Uniroyal-Studie (ELLINGHAUS & STEINBRECHER,
1999) untersucht wurden, zwischen 26 Prozent in
Frankreich und 47 Prozent in Spanien; im Mittel be-
trug sie 35 Prozent. Deutschland hatte im Vergleich
dazu im Zeitraum 1999 bis 2001 bei der theoreti-
schen Fahrerlaubnisprüfung (Fahrerlaubnisklassen
B und BE, einschließlich Wiederholungsprüfungen)
eine mit durchschnittlich 32 Prozent relativ niedrige
Nichtbestehensquote, die in den letzten Jahren al-
lerdings leicht gestiegen war (s. Kap. 3.4.2). Sollte
man also nicht für die Zukunft eine Nichtbeste-
hensquote von ungefähr 35 Prozent als Richtgröße
für die Erarbeitung der deutschen Paralleltests an-
nehmen?

Der Vorschlag klingt verlockend, nicht zuletzt, weil
er nicht auszuschließende Widerstände gegen die
Einführung eines neuen computergestützten Prü-
fungssystems gegebenenfalls reduzieren würde.
Es gibt aber gewichtige Gegenargumente: Hatten
nicht gerade Zweifel an der Validität der bisherigen
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung in Deutschland
für das tatsächliche verkehrsbezogene Wissen und
Können der Prüflinge den Wunsch nach einer Re-
form des Prüfungssystems ausgelöst? Wurde von
uns nicht auch kritisiert, dass beispielsweise unzu-
reichende Sperrfristen beim Nichtbestehen der
Prüfung bislang einen unkontrollierbaren Einfluss
auf die Nichtbestehensquoten ausgeübt hätten?
Wenn wir unsere vorangegangenen Überlegungen
also nicht grundsätzlich in Frage stellen wollen,
müssen wir den Orientierungswert der bisherigen
Nichtbestehensquoten für die Erarbeitung eines
neuen, verbesserten Prüfungssystems stark in
Zweifel ziehen. Weiterhin deutet sich mit Blick auf
die genannten anderen europäischen Länder an,
dass in anderen Ländern anscheinend auch deut-
lich höhere Nichtbestehensquoten Akzeptanz fin-
den können: Fällt beispielsweise in Frankreich nur
ungefähr ein Viertel der Fahrerlaubnisbewerber
durch die theoretische Fahrerlaubnisprüfung, so ist
es in Spanien immerhin fast die Hälfte der Prüflin-
ge; und es ist zumindest nicht ausgeschlossen,
dass die in Spanien langjährig deutlich niedrigeren
Zahlen bei den tödlich verunglückten Jugendlichen
im Straßenverkehr (s. Tabelle 4 im Kap. 3.4.1) auch
mit den Prüfungsanforderungen korrespondieren.

Die dargestellten Zusammenhänge schärfen den
Blick für den zweiten möglichen Weg: Das Schwie-
rigkeitsniveau der Paralleltests wird auf der Grund-

lage inhaltlicher Erwägungen und fachlicher Exper-
tise festgelegt. Ein solches Vorgehen stellt bei kri-
teriumsorientierten bzw. lehrzielorientierten Tests
und Prüfungen auch den normalen Weg dar. Dies
würde bedeuten, dass sowohl bei der Aufgabener-
arbeitung als auch bei der Aufgabenrevision und
Aufgabenselektion vorrangig die Frage im Mittel-
punkt steht, welche verkehrsbezogenen Kenntnis-
se und Fähigkeiten der Prüfling für seine Teilnahme
als Kraftfahrzeugführer im Straßenverkehr unbe-
dingt benötigt. Ist diese Frage auch mit Blick auf
die gewünschte Sicherheitskultur auf unseren
Straßen entschieden, gilt es, die künftigen Nichtbe-
stehensquoten, wie auch immer sie ausfallen,
„auszuhalten” sowie sie in der Öffentlichkeit zu be-
gründen und zu vertreten. Die Regelung des
Schwierigkeitsniveaus der Paralleltests richtet sich
dann zunächst nicht mehr vorrangig auf das An-
steuern einer bestimmten Richtgröße für die Nicht-
bestehensquote, sondern beschränkt sich auf die
Sicherung eines möglichst gleichen Schwierig-
keitsniveaus der Paralleltests aus Gründen der Prü-
fungsgerechtigkeit. Diese Steuerungsleistungen,
also sowohl die Expertendiskussion über ein fach-
lich begründetes Schwierigkeitsniveau der Parallel-
tests als auch die Anpassung ihres bei der Erpro-
bung zunächst noch unterschiedlichen Schwierig-
keitsniveaus, können aber erst dann begründet er-
bracht werden, wenn Erprobungsergebnisse vorlie-
gen.

Aus unserer Sicht erscheint der zweite Weg als der
richtige, wenn er auch beschwerlicher zu bewälti-
gen sein dürfte. Zu seinen Nachteilen gehört nicht
nur, dass er eine größere verkehrspolitische „Über-
setzungsleistung” der für die Reform des Prü-
fungswesens Verantwortlichen gegenüber der Öf-
fentlichkeit verlangt. Der zweite Weg bedeutet
auch, dass wir wesentliche Entscheidungen über
wichtige Merkmale des neuen Prüfungssystems in
seine Erprobungsphase verlegen müssen und der-
zeit wenig Anhaltspunkte für die nötigen Entwick-
lungsarbeiten besitzen. Deshalb erscheinen Kom-
promisse nötig, die am bestehenden Prüfungssys-
tem anknüpfen und die Übergangszeit über-
brücken, bis das neue computergestützte Prü-
fungssystem etabliert und evaluiert ist. Zu diesen
Kompromissen zählen das (vorläufige) Festhalten
am bisherigen Bewertungsmodus und an der her-
ausgehobenen Stellung der Aufgaben zum Inhalts-
bereich „Vorfahrt, Vorrang” (s. Kap. 4.1.4) genauso
wie die Durchführung eines begrenzten Vorlaufpro-
jekts, das uns auf der Grundlage der Erprobung
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von Transpositionen der bisherigen Prüfbogen
überhaupt erst Ausgangswerte zum Schwierig-
keitsniveau von computergestützten Paralleltests
erbringen wird.

Wir möchten unseren Exkurs mit einer wichtigen
Anmerkung abschließen: Alle unsere Ausgangsthe-
sen und Vorschläge deuten darauf hin, dass sich
die Nichtbestehensquoten bei einem verbesserten,
computergestützten Prüfungssystem mit hoher
Wahrscheinlichkeit zumindest vorübergehend er-
höhen würden: Der Ausschluss von Manipulations-
möglichkeiten, die geringeren Erfolgsaussichten
schematischer Lernstrategien; alle diese ge-
wünschten Effekte führen dazu, dass das Anforde-
rungsniveau der theoretischen Fahrerlaubnisprü-
fung steigt. Diese Erhöhung der Anforderungen
müsste durch eine unmittelbare und durchgängige
Verbesserung der Lernanstrengungen der Prüflinge
und der Ausbildungsqualität aufgefangen werden,
um die bisherigen Prüfungsleistungen zu gewähr-
leisten. Es ist aus unserer Sicht unwahrscheinlich,
dass dies sofort gelingt. Deshalb werden mit den
wahrscheinlich steigenden Nichtbestehensquoten
auch Vorwürfe auftauchen, das bisherige Prü-
fungsniveau wäre willkürlich angehoben worden.
Aus unserer Sicht ist derartigen Vorwürfen durch
eine besondere Transparenz bei der Festlegung
des Schwierigkeitsniveaus der künftigen Parallel-
tests vorzubeugen. Gerade der zweite dafür vorge-
schlagene Weg, nämlich die Festlegung des
Schwierigkeitsniveaus auf der Grundlage einer in-
haltlichen Diskussion unter breiter Beteiligung der
Fachöffentlichkeit, würde diese Transparenz er-
möglichen.

Beenden wir nun unseren Exkurs und kehren wir
zurück zum Prozess der Paralleltesterarbeitung:
Die Fachexperten werden also auf der Grundlage
einer inhaltlichen Diskussion, wie bei lehrzielorien-
tierten Tests üblich, die Bestehensmaßstäbe festle-
gen und dabei darauf hinwirken, dass die selektive
Funktion der Fahrerlaubnisprüfung gewährleistet
wird und Prüflingen mit unzureichenden Kenntnis-
sen und Fähigkeiten der Weg zum Fahrzeugführer
verschlossen bleibt. Mit dem schrittweisen Erset-
zen nicht zufrieden stellender Paralleltests wird
sukzessive auch die Prüfungsgerechtigkeit verbes-
sert, also die Gleichbehandlung der Prüflinge hin-
sichtlich der Testschwierigkeit, die derzeit nicht
empirisch gesichert erscheint: Da die ersten com-
putergestützten Paralleltests vorrangig auf trans-
ponierten bisherigen Prüfbogen beruhen, wird sich
das (zunächst nicht bekannte) Niveau der Prü-

fungsgerechtigkeit gegenüber dem bisherigen Zu-
stand durch die Verwendung der computerisierten
Fassungen wahrscheinlich kaum verschlechtern;
sobald aber Erprobungsergebnisse zu diesen com-
puterisierten Fassungen vorliegen, ist es relativ
leicht und schnell möglich, das Niveau der Prü-
fungsgerechtigkeit zu verbessern.

Allerdings setzt die Gültigkeit der letztgenannten
These voraus, dass mit der Einführung der compu-
tergestützten theoretischen Fahrerlaubnisprüfung
nicht neue Einflussfaktoren die Testschwierigkeit
differenziell verzerren bzw. die Prüfungsgerechtig-
keit verzerren. Dies könnte beispielsweise gesche-
hen, wenn durch das neue computergestützte Prü-
fungsdesign Prüflinge mit geringeren psychomo-
torischen oder intellektuellen Fähigkeiten unzumut-
bar und systematisch benachteiligt würden. Unter-
suchungsbefunde (z. B. HAMPEL, 1964) zeigen,
dass in einem gewissen Umfang unterdurch-
schnittliche psychomotorische oder intellektuelle
Leistungsfähigkeit im Verkehrsverhalten durch Vor-
sicht und die Vermeidung von Risikosituationen 
erfolgreich ausgeglichen werden kann. Deshalb
darf ein verändertes Prüfungsdesign nicht zu einer
Diskriminierung von Prüflingen führen, die im Sinne
der §§ 11 ff. FeV sowie der Punkte 2.1 und 2.5 
der Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahrereignung
zum Führen von Kraftfahrzeugen geeignet sind 
(s. Kap. 3.1.1 und 5.2.3). Die Umsetzung dieser
Forderung bedeutet beispielsweise, dass compu-
terunerfahrene Fahrerlaubnisbewerber nicht durch
Computerängste oder das Fehlen computerspezifi-
scher Wahrnehmungsfähigkeiten benachteiligt
werden dürfen, was einerseits durch eine ange-
messene Prüfungsvorbereitung und in die Prü-
fungsinstruktion integrierte Trainingseinheiten zu
sichern ist. Andererseits erfordert der Ausgleich
fehlender Wahrnehmungsfähigkeiten und motori-
scher Fertigkeiten in Hinblick auf die Computernut-
zung Zeit, weshalb unerfahrene Computernutzer
nicht durch enge Zeitbegrenzungen bei der Aufga-
benbearbeitung systematisch benachteiligt werden
dürfen. Weiterhin ist zu beachten, dass zum Ver-
ständnis der Aufgabenstellungen keine besonde-
ren intellektuellen Voraussetzungen erforderlich
sein dürfen.

Alle geforderten und dargestellten Güteprüfungen
sind natürlich in ähnlicher Weise auch für die
fremdsprachigen Paralleltests durchzuführen, die
aus den Aufgabenübersetzungen gewonnen wer-
den. Aus pragmatischen Gründen ist allerdings von
reduzierten Erprobungsstichproben auszugehen.
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Kommen wir abschließend auf die prognostische
Validität der Fahrerlaubnisprüfung bzw. auf die me-
thodischen Probleme ihres Nachweises zurück.
Gemäß unserer Zielstellung (s. Kap. 1.3) ist es
eines unserer wichtigsten Ziele, mit einer Reform
der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung die Res-
sourcen der Fahranfänger zum produktiven Um-
gang mit Risiken zu stärken. Deshalb müssen wir
die Qualität eines neuen Prüfungssystems auch
daran messen, ob mit seiner Einführung die Unfall-
und Deliktzahlen der Fahranfänger sinken. Interes-
santerweise konnten wir keine aussagekräftigen
aktuellen Studien zum Zusammenhang zwischen
den Prüfungsergebnissen von Fahrerlaubnisbewer-
bern und ihrer Verkehrsbewährung im Sinne von
Unfall- oder Deliktbelastung in der Zeit nach der
Prüfung finden; vermutlich eine Bestätigung unse-
rer Ausführungen zu den methodischen Schwierig-
keiten der Analyse eines solchen Zusammenhangs
(s. o. und Kap. 3.1.5). Wenn wir jedoch diesen Zu-
sammenhang untersuchen wollen, müssen wir
noch einmal diese Schwierigkeiten betrachten und
nach Wegen suchen, ihnen zu begegnen.

Beginnen wir mit der hinter dem beschriebenen
Zusammenhang stehenden Hypothese. Wir gehen
davon aus, dass ein nicht zu unterschätzender Teil
der Fahrerlaubnisbewerber die theoretische Fahr-
erlaubnisprüfung ohne eine umfassende und qua-
litätsgerechte Fahrschulausbildung ablegt. Für
diese Ausgangsthese sprechen viele Indizien wie
die Nichtbestehensquoten und Experteneinschät-
zungen. Rechtliche und finanzielle Rahmenbedin-
gungen begünstigen eine defizitäre Ausbildung
und die „Fahrerlaubnisprüfung auf Probe” bei sol-
chen Prüflingen (s. Kap. 3.1.5), denken wir daran,
dass die vollständige Bearbeitung der im Rahmen-
plan der Fahrschulausbildung verankerten Ausbil-
dungsthemen nicht zwingend vorgeschrieben ist
und die Sperrfristen für erfolglose Prüflinge keine
nennenswerte Restriktion darstellen. Der Persön-
lichkeitstypus eines solchen Prüflings, der vom
Kraftfahrzeugverkehr ausgeschlossen bleiben
muss, wird vermutlich von Ignoranz gegenüber den
Regeln des Straßenverkehrs, einer nachlässigen
Prüfungsvorbereitung und entsprechenden Wis-
sensdefiziten geprägt. Nichtsdestotrotz wird er
sich nach einem Prüfungsmisserfolg intensiver auf
die Nachprüfung vorbereiten und diese meist auch
bestehen. Da das beschriebene Persönlichkeits-
syndrom jedoch kaum durch eine erfolgreiche
Nachprüfung wirkungsvoll verändert wird, führt es
mit einiger Wahrscheinlichkeit später zu Verkehrs-

delikten und Verkehrsunfällen, wenn auch die
Wahrscheinlichkeit von Verkehrsunfällen aufgrund
der vielfältigen Einflüsse auf Unfallsituationen ge-
ringer ausfallen dürfte als die Wahrscheinlichkeit
von Verkehrsdelikten. Verkehrsdelikte und Ver-
kehrsunfälle werden zu einem Teil bekannt und im
Verkehrs-Zentral-Register des Kraftfahrt-Bundes-
amts erfasst.

Folgen wir dieser These, hat vor allem eine erfolg-
lose Prüfung einen gewissen Vorhersagewert für
ein hohes Unfallrisiko der Fahranfänger. Damit er-
scheint es unverzichtbar, erfolglose wie auch er-
folgreiche Prüfungen fallbezogen und damit zuord-
nungsfähig zu erfassen und mit späteren Delikt-
und Unfallzahlen zu vergleichen. Aus unserer Sicht
stellt gerade die spätere Delikt- und Unfallbelas-
tung der zunächst erfolglosen Prüflinge ein wichti-
ges erstes prognostisches Validitätsindiz für ein
neues Prüfungssystem dar. Zweitens kann dann
der statistisch wesentlich weniger aussichtsreiche
Versuch unternommen werden, signifikante Inter-
korrelationen zwischen der systematisch geringen
Fehlervarianz der erfolgreichen Prüflinge und ihrer
späteren Delikt- und Unfallbelastung zu finden. Die
Differenz zwischen diesen Korrespondenzen, wenn
sie sich denn zeigen lassen, würde überzeugend
bestätigen, dass das Ablegen einer erfolgreichen
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung eine intensi-
vere Prüfungsvorbereitung und einen Lernfort-
schritt erzwingt; ein gewichtiges Validitätsindiz.

Eine substanzielle Prüfung des unterstellten Zu-
sammenhangs zwischen Wissensdefiziten in der
Prüfung und entsprechenden Delikt- und Unfaller-
eignissen setzt das Erheben von detaillierten De-
likt- und Unfalldaten der Prüflinge in einem länge-
ren Erhebungszeitraum (wir schlagen einen Erhe-
bungszeitraum von 2 Jahren vor) und einen perso-
nenbezogenen Vergleich mit den Prüfungsergeb-
nissen voraus. Wie bereits gesagt, stellt dies auf
der Grundlage computergestützter Datenverarbei-
tungsstrategien und einer Zusammenarbeit ver-
schiedener Daten verarbeitender Institutionen eine
problemlos zu bewältigende Aufgabe dar. Die da-
tenschutzrechtlichen und organisatorischen Rah-
menbedingungen eines solchen Vorgehens müs-
sen untersucht werden, sobald die von uns vorge-
schlagene prognostische Validierungsstrategie in
Erwägung gezogen wird; Vorarbeiten dazu finden
sich bereits im Kapitel 5.1.

Eine letzte Bemerkung: Alle im Zusammenhang mit
der Revision der Aufgaben und Paralleltests darge-
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stellten Prozeduren zur Sicherung einer hohen psy-
chometrischen Qualität der Indikatoren sind natür-
lich im allgemeinen Sinne Evaluationsstrategien.
Um Dopplungen zu vermeiden, werden wir deshalb
nicht mehr gesondert auf die Evaluation des neuen
Prüfungssystems eingehen (s. Zielstellung im Kap.
1.3). Wir halten die gewählte Darstellungsstrategie
für angemessen, weil die Evaluation der Qualität
von Aufgaben und Paralleltests ein Prozess ist, der
im Sinne einer formativen Evaluation traditionell in
die Test- bzw. Prüfungskonstruktion eingebettet
ist. Die Sicherung der prognostischen Validität ist
dagegen eher als summative Evaluation aufzufas-
sen; trotzdem stellt auch sie in der Testpsychologie
ein (zeitlich spätes) Element der stetigen Weiterent-
wicklung eines Testsystems dar. Da die kontinuier-
liche Weiterentwicklung des Prüfungssystems auf
diese Weise mit einer flankierenden Qualitätssiche-
rung ineinander greift, entfällt auch die Angabe von
Evaluationszeiträumen.

Sofern aus verkehrspolitischen Gründen ge-
wünscht wird, der Einführung des neuen Prüfungs-
systems nach angemessener Zeit eine Be-
währungsanalyse folgen zu lassen, könnte einer-
seits eine Berichterstattung zu den Ergebnissen
der kontinuierlichen Aufgaben- und Testrevision
durch das Evaluationsteam erfolgen. Andererseits
könnte diese Berichterstattung auch durch eine
Befragung in der Fahrlehrerschaft und bei den
Technischen Prüfstellen ergänzt werden. Im Rah-
men dieser gesondert zu planenden Befragung
wäre es dann möglich, eine vergleichende Bewer-
tung des alten und neuen Prüfungssystems sowie
ergänzende Optimierungsvorschläge zu erfassen.

4.1.6 Organisatorische Grundlagen für die Er-
arbeitung und Evaluation von Prüfungs-
aufgaben und Paralleltests

Die Verwirklichung unserer Zielstellung, die Prü-
fungsaufgaben der theoretischen Fahrerlaub-
nisprüfung künftig einer ständigen Analyse ihrer in-
haltlichen und methodischen Brauchbarkeit zu un-
terziehen (s. Kap. 1), erfordert ein forschungsge-
stütztes System der Methodenreflexion und Me-
thodenoptimierung, über das Deutschland bislang
nicht verfügt (s. Kap. 3.1). Schweden und Großbri-
tannien haben nach der Einführung von computer-
gestützten Prüfungsversionen unverzüglich ein effi-
zientes System der ständigen Aufgabenoptimie-
rung unter inhaltlichen und methodischen Ge-
sichtspunkten eingeführt (s. Kap. 3.4.3). Die Ein-
führung und der Betrieb eines solchen Systems

werden durch die Möglichkeiten der computerba-
sierten Erfassung und Verarbeitung von Prüfungs-
ergebnissen enorm erleichtert (s. Kap. 2.4.2). Im
Zuge einer Reform der theoretischen Fahrerlaub-
nisprüfung in Deutschland und der Nutzung com-
puterbasierter Strategien zur Erfassung und Verar-
beitung von Prüfungsergebnissen wäre also die 
Installation eines solchen Systems nicht nur not-
wendig, sondern auch problemlos möglich.

Im Kapitel 2.7 haben wir bereits darauf hingewie-
sen, dass ein solches System bzw. eine sinnvolle
Nutzung von Möglichkeiten für eine computerge-
stützte Gestaltung der theoretischen Fahrerlaub-
nisprüfung die Kooperation von Leitern der Techni-
schen Prüfstellen, amtlich anerkannten Sachver-
ständigen für den Kraftfahrzeugverkehr, Vertretern
der Fahrlehrerschaft, Testpsychologen, Statisti-
kern, Medienpädagogen und IT-Spezialisten erfor-
dert, die bei der Erarbeitung und methodischen
Reflexion von Prüfungsaufgaben und Paralleltests
in unterschiedlichen Konstellationen arbeitsteilig
zusammenarbeiten. Darüber hinaus tangieren Fra-
gen der Prüfungsgestaltung das Fahrerlaubnis-
recht, weshalb Vertreter der zuständigen Bundes-
und Landesbehörden sowie Verkehrsjuristen ein-
bezogen werden müssen. Schließlich müssen Dol-
metscher die Paralleltests fachgerecht in die ge-
wünschten Fremdsprachen übertragen. Es wird
also ein facettenreiches Zusammenwirken diverser
Professionen notwendig, das frühzeitig geplant
und organisatorisch abgesichert werden muss.
Dieses Zusammenwirken wird in Zukunft wahr-
scheinlich in verschiedenen multiprofessionellen
Gruppierungen, die sich teils kontinuierlich, teils
zeitweise mit den (Teil-)Arbeitsaufgaben befassen,
geleistet werden.

Wie die arbeitsorganisatorische Struktur dieses
Verbunds verschiedener Professionen im Detail
aussehen wird, ist aus heutiger Sicht schwer zu
prognostizieren: Zwar erscheinen die zu bewälti-
genden Aufgaben und die daraus resultierenden
Anforderungen an die personellen und institutionel-
len Voraussetzungen relativ klar, jedoch sind auch
in Deutschland gewachsene Arbeitsstrukturen mit
ihren Leistungspotenzialen und Partizipationser-
wartungen zu berücksichtigen, was Vorhersagen
im Hinblick auf die sich herausbildenden Arbeits-
strukturen erschwert. Das arbeitsorganisatorische
System wird sich also vermutlich erst im Verlauf der
weiteren Diskussionen in der Fachöffentlichkeit
weiter ausdifferenzieren; einige aus unserer Sicht
notwendige bzw. bereits erkennbare Merkmale

131



wollen wir an dieser Stelle jedoch schon kurz skiz-
zieren.

Zunächst wollen wir uns der Frage zuwenden, wer
die Organisation und Gesamtleitung des beschrie-
benen multiprofessionellen Zusammenwirkens
übernehmen sollte. Aus unserer Sicht muss diese
Aufgabe von den Technischen Prüfstellen wahrge-
nommen werden, da sie gemäß ihrer Akkreditie-
rung zur laufenden Prüfung der Güte der Fahrer-
laubnisprüfung und zur Suche nach Verbesse-
rungsmöglichkeiten verpflichtet sind. In diese Auf-
gabe eingeschlossen ist auch, dass die Prüfungs-
aufgaben kontinuierlich an die sich wandelnden
Anforderungen des Straßenverkehrs angepasst
und auf die Ausbildungsinhalte bezogen werden.
Um diese Aufgaben erfolgreich zu bewältigen,
müssen die Technischen Prüfstellen auch qualifi-
ziertes Personal und die erforderliche räumliche
und sachliche Ausstattung bereitstellen (BASt,
2003; Anforderungen an Träger von Technischen
Prüfstellen). Aus der Aufgabencharakteristik und
aus diesen Akkreditierungsverpflichtungen folgt
also, um es noch einmal deutlich zu sagen, dass
künftig unter der Regie der Technischen Prüfstellen
ein ständig arbeitendes Team mit Mitarbeitern ver-
schiedener Professionen tätig sein wird, dass vor-
rangig laufende Überprüfungsarbeiten zur Güte der
Fahrerlaubnisprüfung erledigt. Auf dieser Grundla-
ge handeln die Technischen Prüfstellen dann: „Aus
den Ergebnissen dieser Überprüfungen leiten sie
Ziele zur Verbesserung der Fahrerlaubnisprüfung
ab und wirken auf deren Umsetzung hin” (s. o.).

Wenden wir uns nun der Frage zu, welche Teilauf-
gaben die einzelnen Professionen im Rahmen des
Zusammenwirkens zu bewältigen haben. Bevor wir
diese Frage beantworten, sei betont, dass damit
noch nicht die institutionellen arbeitsorganisatori-
schen Strukturen dieses Zusammenwirkens ange-
sprochen sind, sondern nur die professionelle Ar-
beitsteilung diskutiert wird. Eine erste Antwort auf
die aufgeworfene Frage bietet die folgende Über-
sicht:

– Prozessmanager: Der Prozessmanager sichert
im Auftrag der Leiter der Technischen Prüfstel-
len die fachliche Leitung und die Organisation
des Generierungs- und Evaluationsprozesses
für neue Prüfungsaufgaben und Paralleltests.

– Zuständige Verkehrsbehörden auf Bundes- und
Landesebene, Verkehrsjuristen: Vor dem Hinter-
grund der hoheitlichen Aufgaben des Staates
und ihrer speziellen Zuständigkeiten formulieren

die Verkehrsbehörden die grundlegenden An-
forderungen an die Gestaltung und Entwicklung
der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung. Sie
sind an der Einführung von daraus resultieren-
den Innovationen gesetzgeberisch und organi-
satorisch beteiligt. Verkehrsjuristen müssen die
Gesetzesadäquatheit neuer Aufgaben und 
Paralleltests prüfen.

– Fachexperten: Vor allem die amtlich anerkann-
ten Sachverständigen für den Kraftfahrzeugver-
kehr und die Vertreter der Fahrlehrerschaft be-
reichern die Entwicklungsarbeiten mit ihren de-
taillierten Kenntnissen über die sich wandeln-
den Verkehrsanforderungen und sichern eine
angemessene Berücksichtigung der entspre-
chenden Aufgabeninhalte bei der Prüfungsge-
staltung gemäß ihrer Verkehrsbedeutung. Dazu
sammeln und wichten diese Fachexperten Auf-
gabeninhalte, operationalisieren sie als Prü-
fungsaufgaben und leiten sie der Erprobung zu.

– Testpsychologe: Das Zusammenspiel von Fach-
experten, Verkehrsbehörden, Teststatistikern,
Medienpädagogen und IT-Spezialisten erfordert
eine testpsychologische Anleitung und Kontrolle:
Der Testpsychologe muss die Prüfungsziele und
Prüfungsinhalte überblicken, im Prinzip alle ein-
schlägigen methodischen und statistischen Ar-
beitstechniken der Testkonstruktion beherr-
schen, in jedem Stadium des Testaufbaus alle
Zusammenhänge klar übersehen und über alle
möglicherweise auftauchenden Schwierigkeiten
informiert werden, um seine Koordinierungsfunk-
tion leisten zu können (LIENERT & RAATZ, 1998).

– Statistiker: Die anfallenden Prüfungsergebnisse
müssen fortlaufend fall-, paralleltest- und auf-
gabenbezogen erfasst, geordnet und statistisch
verarbeitet werden, denken wir an Aufgaben-
und Paralleltestanalysen sowie insbesondere
Validitätskontrollen. Die Ergebnisse dieser Ana-
lysen müssen für den Testpsychologen und für
die Berichterstattung in der Fachöffentlichkeit
(denken wir beispielsweise an Rückmeldungen
für Fahrschulen über die Nichtbestehensquote
unter ihren Absolventen und auffällige Fehler-
häufungen bei Aufgaben) aufbereitet werden.
Die Mitwirkung psychologisch erfahrener Test-
statistiker erscheint uns sehr bedeutsam, um
eine anspruchsvolle computergestützte theore-
tische Fahrerlaubnisprüfung zu erarbeiten.

– Medienpädagogen: Multimedial operationali-
sierte Prüfungsaufgaben können die realitätsna-
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he Visualisierung von Verkehrssituationen und 
-anforderungen  gewährleisten und die Nutzer-
freundlichkeit des Prüfungsdesigns erhöhen,
wenn man die psychologischen und pädagogi-
schen Wirkungen von Sinneseindrücken kon-
trolliert einsetzt. Eine diesbezügliche Beratung
bei den Entwicklungsarbeiten erscheint deshalb
sinnvoll.

– IT-Spezialisten: Die Operationalisierung der Prü-
fungsinhalte erfordert bei computergestützten
Aufgabendesigns Programmmierungsleistun-
gen und Expertise im Bereich grafischer Benut-
zerschnittstellen.

– Dolmetscher: Sie erarbeiten fremdsprachige
Paralleltests.

Nachdem wir nun die Funktionen der beteiligten
Professionen im Prozess der Prüfungsausgestal-
tung geklärt haben, können wir uns der Frage zu-
wenden, wie ihr Zusammenspiel organisiert werden
muss und wem bei dieser Kooperation in unter-
schiedlichen Phasen die fachliche Hauptverant-
wortung zukommt. LIENERT und RAATZ (1998, S.
38) bieten für die Beantwortung dieser Frage gute
Anregungen mit einer Übersicht (in Anlehnung an
ADKINS, 1947), die wir für unsere Zwecke und
Ausgangsbedingungen adaptiert haben. Diese 
adaptierte Übersicht (s. Tabelle 8) dient der Orien-

tierung des Lesers und wird nachfolgend ausführ-
lich erläutert.

Um ein so umfangreiches und hochstrukturiertes
Testsystem wie die theoretische Fahrerlaubnisprü-
fung angemessen zu pflegen und in den beschrie-
benen Arbeitsschritten stetig weiterzuentwickeln,
bedarf es aus unserer Sicht der Einrichtung einer
zweigliedrigen arbeitsorganisatorischen Struktur
mit unterschiedlichen Zuständigkeiten und Verant-
wortlichkeiten: Zum einen muss eine „Entwick-
lungsgruppe” die Aufgabenkonzepte und Aufga-
benoperationalisierungen erarbeiten, zum anderen
muss ein „Evaluationsteam” die Qualität der Aufga-
ben erproben und Hinweise zu ihrer methodischen
Verbesserung bieten. 

Warum erscheint diese Zweigliedrigkeit mit Blick
auf bestehende Traditionen im deutschen Fahrer-
laubniswesen sowie inhaltlichen und arbeitsorgani-
satorischen Gründen sinnhaft?

Erstens besteht die Entwicklungsgruppe, wenn
auch unter anderem Namen, bereits und hat in der
Vergangenheit das beschriebene Arbeitsspektrum
erfolgreich bearbeitet. Damit ist die Arbeit des Ar-
beitskreises „Fahrerlaubnisfragen” („AK-FF”) des
VdTÜV gemeint, auf die wir noch näher eingehen
werden; diese Arbeit kann und muss künftig weiter
ausdifferenziert und ergänzt werden. Ein Evaluati-
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Tab. 8: Arbeitsteilung bei der Erarbeitung und methodischen Reflexion von Prüfungsaufgaben und Paralleltests

Arbeitsschritte Hauptverantwortlich Mitarbeitend Beratend 

1. Fachliche Leitung, Aufgabenplanung Prozessmanager Leiter der Technischen – 
und Aufgabenoperationalisierung  Prüfstellen 

a) in inhaltlicher Hinsicht Verkehrsbehörden – – 
Fachexperten 

b) in formaler Hinsicht Verkehrsbehörden – Testpsychologe 
Fachexperten Statistiker 

Medienpädagoge 
IT-Spezialist 

2. Aufgabenanalyse Prozessmanager – – 

a) Analysendurchführungstechnik Testpsychologe Statistiker – 

b) Rechnerische Aufgabenanalyse Statistiker Testpsychologe – 

c) Verwertung der Analyseergebnisse Testpsychologe Statistiker Fachexperten 

3. Paralleltestentwurf und Testeinführung  Prozessmanager Fachexperten Statistiker
Testpsychologe Dolmetscher 

Verkehrsjuristen 
Verkehrsbehörden 

4. Verteilungsanalyse Prozessmanager Testpsychologe – 
Statistiker

5. Kriterienkontrolle Prozessmanager – – 

a) Reliabilitätskontrolle Testpsychologe Statistiker – 

b) Validitätskontrolle Testpsychologe Statistiker Fachexperten 

6. Berichterstattung  Prozessmanager Testpsychologen Statistiker 
Fachexperten 



onsteam mit hauptberuflich tätigen wissenschaftli-
chen Mitarbeitern muss dagegen auf der Grundla-
ge der Akkreditierungsanforderungen erst einge-
richtet werden; wir kommen noch ausführlich auf
diese Herausforderung für die Technischen Prüf-
stellen zurück.

Zweitens arbeitet in der Entwicklungsgruppe eine
Reihe von Fachexperten, die nicht nur wie die Ver-
treter der zuständigen Bundes- und Landesbehör-
den ihre Fachexpertise für die Aufgaben- und Pa-
ralleltesterarbeitung einbringen sollen, sondern
auch das Akzeptanzmanagement für die künftige
Einführung und Weiterentwicklung der theoreti-
schen Fahrerlaubnisprüfung leisten müssen. Diese
Fachexperten sichern die Partizipation unter-
schiedlicher gesellschaftlicher Interessengruppen
an der Weiterentwicklung des Fahrerlaubniswe-
sens und stellen die Transparenz diesbezüglicher
Entscheidungsprozesse her. Daraus folgt, dass die
Fachexperten der Entwicklungsgruppe zahlreicher
als die Mitarbeiter des Evaluationsteams sein wer-
den, deren Auswahl nicht der Sicherung einer brei-
ten Partizipation der Fachöffentlichkeit an der Wei-
terentwicklung des Prüfungswesens, sondern nur
der Gewährleistung methodisch-handwerklicher
Arbeitsfähigkeit dient.  Weiterhin werden die Fach-
experten der Entwicklungsgruppe, um die Vernet-
zung mit der Fachöffentlichkeit zu leisten, haupt-
amtlich Beschäftigungen in unterschiedlichen
Zweigen des Verkehrswesens nachgehen und sich
für ihr Zusammenwirken mit den Technischen Prüf-
stellen zur Bewältigung des o. g. Aufgabenspek-
trums zwar regelmäßig, aber eben nur punktuell
zusammenfinden. Das Evaluationsteam dagegen
wird gemäß Akkreditierungsgrundlagen von den
Technischen Prüfstellen vorgehalten und sich dort
kontinuierlich seinen Evaluationsaufgaben widmen.

Drittens schließlich nützt die arbeitsorganisatori-
sche Trennung einer Entwicklungsgruppe, in der
die Fachexpertise aller am Fahrerlaubniswesen be-
teiligten Professionen bei der Aufgabenerarbeitung
zusammenfließt, und eines Evaluationsteams, in
dem Methodikexperten sich unabhängig davon
unter wissenschaftlichen Gesichtspunkten der Auf-
gabenevaluation widmen, der Effizienz des Ge-
samtsystems: Die in der Entwicklungsgruppe ver-
sammelten Interessengruppen sollen ja ihre Sicht
auf die sich wandelnden Anforderungen des
Straßenverkehrs in die Arbeitsgruppe einbringen
und vertreten damit natürlich auch Partikularinte-
ressen, während Wissenschaftler sich allein wis-
senschaftsethischen Normen wie dem Universalis-

mus und dem arbeitsteilig organisierten methodi-
schen Skeptizismus (MERTON, 1942) verpflichtet
fühlen (sollten). Darunter ist u. a. zu verstehen, das
wissenschaftliche Aussagen einerseits auf nach-
vollziehbaren Untersuchungen beruhen und sich
auf gesichertes Wissen beziehen müssen, anderer-
seits nur jene Untersuchungen anerkannt werden
dürfen, die der freien Kritik zugänglich sind und
dieser standgehalten haben. Die konsequente ar-
beitsorganisatorische Umsetzung dieser Normen
bei der Evaluation der Fahrerlaubnisprüfung würde
der Qualität des Prüfungswesens dienen; die Tren-
nung von Aufgabenentwicklung und Aufgabeneva-
luation ist ein wichtiger Schritt dahin.

Wer gehört nun den jeweiligen Arbeitsgruppen des
beschriebenen zweigliedrigen Systems an? Begin-
nen wir mit der Entwicklungsgruppe; unsere Vor-
stellungen zum Evaluationsteam schließen sich an.
Bei der Berufung der Entwicklungsgruppe sollte
das Augenmerk nicht allein der Fachexpertise
möglicher Kandidaten gelten; darüber hinaus ist
auch eine angemessene Vertretung von Institutio-
nen und Interessengruppen zu sichern. Aus diesem
Grunde sollten in der Entwicklungsgruppe amtlich
anerkannte Sachverständige für den Kraftfahr-
zeugverkehr, Vertreter der Fahrlehrerschaft sowie
Vertreter der zuständigen Verkehrsbehörden des
Bundes und der Länder unter Leitung der Techni-
schen Prüfstellen zusammenarbeiten. Weiterhin
muss für die Aufgabenerarbeitung u. a. auf Fach-
experten aus dem medienpädagogischen, fremd-
sprachlichen und verkehrsrechtlichen Bereich
zurückgegriffen werden.

Eine gute Vorstellung von der Zusammensetzung
und von der Arbeitsweise der künftigen Entwick-
lungsgruppe bietet die Arbeitsgruppe „Verbesse-
rungsvorschläge zur herkömmlichen Fahrerlaub-
nisprüfung”, die sich im Rahmen des vorliegenden
Projekts etabliert hat. Mit der Etablierung dieser Ar-
beitsgruppe kam der Projektträger zugleich der
Forderung des Auftraggebers nach Begleitung des
Projekts durch eine Expertengruppe nach und
bezog externe Expertise in die Erarbeitung des vor-
liegenden Konzepts zur „Optimierung der Fahrer-
laubnisprüfung” ein (s. Projektausschreibung der
BASt). Wir wollen diese Arbeitsgruppe und ihre Ar-
beitsergebnisse deshalb nachfolgend genauer be-
schreiben.

Den Kern der Arbeitsgruppe bildeten namhafte Ex-
perten des Arbeitskreises „Fahrerlaubnisfragen”
(„AK-FF”) des VdTÜV. Dieser Arbeitskreis hat, wie
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bereits im Kapitel 3.1.2 beschrieben wurde, bislang
gemeinsam mit der Arbeitsgemeinschaft „Theoreti-
sche Prüfung”, der weitere Experten der Fachöf-
fentlichkeit angehören, Entwürfe für neue Prü-
fungsaufgaben zur theoretischen Fahrerlaubnis-
prüfung erarbeitet. Die im Rahmen des Projekts
etablierte Arbeitsgruppe bearbeitete allerdings
einen wesentlich erweiterten Themenkatalog, zu
dem die Gewichtung von Prüfungsinhalten, die
textliche und bildliche Ausgestaltung von Prü-
fungsaufgaben, die mögliche Einbeziehung neuer
Medien bei der Aufgabengestaltung und die ge-
rechte und transparente Bewertung von Lösungen
gehörten.

Die personelle Zusammensetzung der Arbeitsgrup-
pe, die unter Leitung von Herrn Dr. REITER (TÜV-
Verlag) stand, trug dieser breiten Themenpalette
Rechnung. Die folgenden Fachexperten haben in
der Arbeitsgruppe mitgewirkt: Herr BIEDINGER
(TÜV Nord, Gruppe Hannover), Herr Dr. DeVOl (Ver-
kehrspsychologe), Herr GLOWALLA (Fahrlehrer-
verband), Herr KLEUTGES (Leiter AK-FF-Theorie,
TÜV-Sachverständiger) und Herr LYRMANN (Ver-
treter der Projektgruppe der arge tp 21). Speziell für
die Entwicklung neuer Aufgabendesigns wurde
eine Unterarbeitsgruppe gebildet, der die Herren
GLOWALLA, LYRMANN und Dr. REITER angehör-
ten; zusätzlich wurden als Verkehrspädagogen
Herr LAU (DVR) und Herr FINGSKES einbezogen.

Im Ergebnis wurde von dieser Arbeitsgruppe eine
Reihe von Optimierungsvorschlägen für die Weiter-
entwicklung der theoretischen Fahrerlaubnisprü-
fung unterbreitet; diese Vorschläge sind an unter-
schiedlichen Stellen in den vorliegenden Projektbe-
richt eingeflossen und wurden offensichtlich auch
vielfach weiterführend ausgearbeitet. Weiterhin
umfassen die Optimierungsvorschläge auch eine
Sammlung von Aufgabenvorschlägen, die wir auf
Wunsch der Arbeitsgruppe zusammenhängend im
Kapitel 4.2.3 wiedergeben. Zusammenfassend
seien an dieser Stelle einige richtungweisende
Empfehlungen der Arbeitsgruppe aufgeführt, von
denen die beiden erstgenannten zugleich wichtige
künftige Arbeitsschwerpunkte der von uns vorge-
schlagenen Entwicklungsgruppe darstellen:

– Inhaltlich sollen künftig bei der Erarbeitung von
Prüfungsaufgaben, neben den Indikatoren zur
Erfassung des notwendigen Regelwissens
gemäß StVO, deutlich mehr Indikatoren zu
Kenntnissen über angemessene Verhaltensstra-
tegien im Straßenverkehr Berücksichtigung fin-

den. Besondere Aufmerksamkeit soll dabei der
Erarbeitung von Prüfungsaufgaben zur Gefah-
renwahrnehmung und -abwehr sowie zum Risi-
komanagement im Straßenverkehr gewidmet
werden.

– Methodisch sollen einerseits die bislang ver-
wendeten Indikatoren hinsichtlich der Einhal-
tung grundsätzlicher formaler und vor allem
sprachlicher Gestaltungsrichtlinien (s. Kap.
2.6.1.) überprüft werden. Andererseits sollen
neue Aufgabenformen unter Verwendung com-
putergestützter Visualisierungen erarbeitet wer-
den, die gerade die Operationalisierung der ge-
forderten verhaltensbezogenen Indikatoren er-
lauben. Weiterhin wurden die Einführung von
Zeitbegrenzungen bei der Bearbeitung be-
stimmter Aufgaben (s. Kap. 4.2.3) und Verbes-
serungen bei der Verwendung der (bisherigen)
Mehrfach-Wahl-Aufgaben empfohlen. Letztere
sollte auch dadurch erreicht werden, dass die
zur Verfügung stehenden Auswahlantworten
künftig „nicht gleichzeitig angezeigt werden,
sondern jeweils nur eine, die in einem bestimm-
ten Zeitfenster angekreuzt werden kann oder
nicht”. Damit würde aus Sicht der Arbeitsgrup-
pe „der Abwägeprozess: ‚Was könnte hier
falsch sein?’” (REITER et al., Arbeitspapier vom
08.05.03, vgl. dazu HAMPEL, 1977) entfallen,
der offenbar mit möglichen richtigen Zufallslö-
sungen assoziiert wird.

– Konzeptionell sollen systematische teststatisti-
sche Analysen eingeführt werden, die metho-
disch solide und wissenschaftlich begründete
Güteaussagen zu allen verwendeten Aufgaben
und Paralleltests erlauben. In diesem Zusam-
menhang wurde auch die Abkehr vom Fehler-
punkte-Bewertungssystem zugunsten einer 
Leistungspunktezählung empfohlen.

Die letztgenannte Empfehlung betrifft weniger die
Entwicklungsgruppe als vielmehr das Evalua-
tionsteam. Wenden wir uns deshalb nun der zwei-
ten Teilstruktur unseres zweigliedrigen arbeitsorga-
nisatorischen Systems zu. Im Evaluationsteam
sollten, was die berufliche Qualifikation betrifft,
wissenschaftliche Mitarbeiter tätig werden, die
pädagogisch-psychologische, testpsychologische
und teststatistische Expertise aufweisen, wobei
sich die letztgenannte Qualifikation sicher auch im
empirisch arbeitenden Teil der Erziehungswissen-
schaften oder der Bildungssoziologie finden lässt.
Auf die aus formal-strukturellen Gründen (Akkredi-
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tierung) notwendige Einbindung des Evaluati-
onsteams in die Technischen Prüfstellen hatten wir
schon hingewiesen; es sprechen aber auch fachli-
che Gründe dafür. So ist beispielsweise die Erfül-
lung der methodenanalytischen Funktion der Ar-
beitsgruppe an den Rücklauf der Prüfungsergeb-
nisse aus den Technischen Prüfstellen gebunden,
der bundesweit sichergestellt werden muss. Daher
empfiehlt sich die Etablierung des Evaluati-
onsteams als zentrale wissenschaftliche Arbeits-
gruppe unter Leitung der Technischen Prüfstellen.

Bei der Konzipierung dieses Evaluationsteams ist
nicht nur an eine Schnittstelle zur Entwicklungs-
gruppe zu denken. Vielmehr ist das Evaluati-
onsteam für seine Arbeitsfähigkeit auf die Rück-
flüsse von Prüfungsdaten aus den verschiedenen
Technischen Prüfstellen angewiesen, die demzufol-
ge passgerechte Adaptaptionsstellen für ein rei-
bungsloses Zusammenspiel aufbauen müssen. Ist
ein solches gegeben, reicht für eine erfolgreiche
Arbeit des Evaluationsteams, im Gegensatz zur
personalintensiveren Entwicklungsgruppe, eine
überschaubare Anzahl von Mitarbeitern aus. Aller-
dings ergibt sich aus der relativ geringen Personal-
größe einer Arbeitsstelle, die einen für Technische
Prüfstellen bisher eher atypischen Aufgabenbe-
reich bearbeitet, ein neues Problem: Wie will man
sichern, dass dieses kleine Team, das auf der
Schnittstelle verschiedener Strukturen und Profes-
sionen arbeitet, nicht von den innovativen Entwick-
lungen der beteiligten Disziplinen (vor allem
Pädagogik und Testpsychologie, Statistik) abge-
schnitten wird und Informationen über derartige In-
novationen zeitnah und kontinuierlich beispielswei-
se in die Entwicklungsgruppe einspeist?

Um dieses Problem mit einem akzeptablen Kos-
tenaufwand und qualitätssichernd zu lösen, ist aus
unserer Sicht konzeptionell die Zusammenarbeit
mit einschlägig arbeitenden universitären Struktu-
ren in Erwägung zu ziehen: Im Rahmen von univer-
sitären Qualifizierungsarbeiten können beispiels-
weise die kontinuierliche Beschaffung von Informa-
tionen über internationale testpsychologische In-
novationen im Verkehrsbereich und ihr Transfer in
die inhaltliche und methodische Aufgabenentwick-
lung für das deutsche Prüfungssystem unterstützt
werden. Darüber hinaus könnten notwendige sta-
tistische Analysen mit einer praxisorientierten uni-
versitären Methodikausbildung verknüpft werden.
Damit wäre eine effektive Verbindung zwischen
Forschung und Entwicklung hergestellt.

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass unser
zweigliedriger arbeitsorganisatorischer Struktur-
vorschlag uns gut geeignet scheint, zur Qualitätssi-
cherung und zur Weiterentwicklung des deutschen
Prüfungswesens beizutragen: Zum einen wird an
tradierte Arbeitsstrukturen wie den Arbeitskreis
„Fahrerlaubnisfragen” („AK-FF”) des VdTÜV ange-
knüpft und das damit verfügbare Leistungspotenzi-
al für die Bewältigung künftiger Aufgaben gesichert
und weiterentwickelt. Zum anderen würde die Ein-
richtung eines davon relativ unabhängigen wissen-
schaftlichen Evaluationsteams, das kontinuierlich
arbeitet und sich der methodischen Qualität des
Prüfungssystems widmet, eine völlig neue Form
von Qualitätssicherung im deutschen Prüfungswe-
sen darstellen. Dieses Evaluationsteam könnte auf
lange Sicht sicher auch beratend bei der methodi-
schen Optimierung der praktischen Fahrerlaub-
nisprüfung mitwirken. 

4.2 Operationalisierungsbeispiele

4.2.1 Überblick

Wir haben in den vorangegangenen Kapiteln eine
Reihe von Möglichkeiten skizziert, wie man in
einem neuen Prüfungssystem für die theoretische
Fahrerlaubnisprüfung inhaltlich zeitgemäße und
methodisch intelligente Aufgaben erarbeiten und
im Rahmen von Paralleltests einsetzen kann. Zu
den wesentlichen Neuerungen in diesem Prüfungs-
system gehören die computergestützte Aufgaben-
darbietung und Aufgabenbearbeitung.  Nun möch-
ten wir einige Beispiele für eine moderne Aufga-
bengestaltung bei der theoretischen Fahrerlaub-
nisprüfung vorstellen. Diejenigen Operationalisie-
rungsbeispiele, die auf der im Kapitel 4.1.3 vorge-
schlagenen Aufgabensystematik aufbauen, finden
sich im folgenden Kapitel 4.2.2. Zu diesen Beispie-
len beschreiben wir zunächst den Prüfungsinhalt
bzw. die inhaltliche Aufgabenstellung und dann
den Aufgabentypus sowie die Darbietungsform
und die Bearbeitungsform. Abschließend benen-
nen wir für das jeweilige Beispiel die Aufgabencha-
rakteristik.

Die darüber hinaus von der Arbeitsgruppe „Verbes-
serungsvorschläge zur herkömmlichen Fahrerlaub-
nisprüfung” unter Leitung von Herrn Dr. REITER (s.
o.) erarbeiteten Operationalisierungsbeispiele
schließen sich im Kapitel 4.2.3 an. Wir geben diese
Beispiele auf Wunsch der Arbeitsgruppe zusam-
menhängend und ohne inhaltliche Veränderungen
wieder. Hinsichtlich der formalen Darstellung wur-
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den die Beispiele lediglich an das Format des vor-
liegenden Manuskripts angepasst (z. B. zweispalti-
ge Darstellungsweise, Überschriftenzählung, Ver-
zicht auf Hervorhebungen); eine darüber hinausge-
hende Anpassung erfolgte nicht.

Aufgrund des bei Zitaten üblichen Verzichts auf
eine inhaltliche bzw. stilistische Bearbeitung ist
auch eine Einordnung der Beispielaufgaben in das
von uns vorgeschlagene Beschreibungssystem für
Aufgaben („Aufgabencharakteristik”) nicht möglich.
Den vorgeschlagenen Aufgabenbewertungen lie-
gen (noch) keine Überlegungen der Arbeitsgruppe
für ein einheitliches Bewertungssystem zugrunde.
Einige der von der Arbeitsgruppe unterbreiteten
Vorschläge wie die kaskadenartige Verwendung
von Richtig-Falsch-Aufgaben scheinen auf den 
ersten Blick nicht ohne weiteres mit prinzipiellen
kritischen Bemerkungen zur Verwendung unter-
schiedlicher Aufgabentypen (s. Kap. 2.3.3) verein-
bar; allerdings lassen sich viele dieser Inkompatibi-
litäten im Verlauf der künftigen Entwicklungsarbei-
ten bei der Aufgabengestaltung problemlos auflö-
sen. Daher überwiegt der methodische Anregungs-
wert dieser Aufgabensammlung bei weitem mögli-
cherweise erkennbare Ambivalenzen hinsichtlich
der Einpassung in die dem vorliegenden Bericht in-
newohnende Systematik.

Bevor wir nun die einzelnen Operationalisierungs-
beispiele darstellen, sei angemerkt, dass eine
Reihe der Beispiele auf Animationen von Verkehrs-
situationen zurückgreift. Naturgemäß lassen sich
Animationen kaum in schriftlichen Manuskripten
darstellen, wenn wir von mehr oder weniger un-
zulänglichen Illustrationsmöglichkeiten mittels Bild-
folgen einmal absehen. Wir haben eine Illustration
der Beispielaufgaben mittels einiger aufeinander
folgender Abbildungen probiert, wurden aber vom
Wert dieser Illustrationen nicht überzeugt und
haben deshalb unter Berücksichtigung des not-
wendigen Aufwands darauf verzichtet. Allerdings
können die Operationalisierungsbeispiele in den
beiden folgenden Kapiteln 4.2.2 und 4.2.3 bei den
jeweiligen Autoren (Arge TP 21, 2000 bzw. REITER
et al., 2003) angefordert werden. Im Übrigen neh-
men wir die Illustrationsschwierigkeiten bei ani-
mierten Verkehrssituationen in diesem Bericht als
weiteren Beleg dafür, dass anspruchsvolle Visuali-
sierungen von Verkehrssituationen im Papier-Blei-
stift-Format  auch hinsichtlich der Prüfungsgestal-
tung nicht zu leisten sind.

Weiterhin sei darauf hingewiesen, dass einzelne
Überlegungen und Visualisierungen in den beiden

folgenden Subkapiteln auf BARTHELMESS (1976)
und HAMPEL (1977) zurückgehen. 

4.2.2 Beispiele auf der Basis der vorgeschla-
genen Aufgabensystematik

• Beispiel 1: „Vorfahrt, Vorrang”

Die erste Beispielaufgabe gehört zum Inhaltsbe-
reich „Vorfahrt, Vorrang” (s. Kap. 4.1.2). Eine kurze
computergestützte Animation aus Sicht des Prüf-
lings als Kraftfahrzeugführer beschreibt eine Ver-
kehrssituation. In dieser Situation nähern sich das
Fahrzeug des Prüflings und andere Fahrzeuge
einer Kreuzung mit Vorfahrtregelnden Verkehrszei-
chen. Die Animation stoppt kurz vor der Kreuzung
(s. Bild 5).

Die Zielrichtungen der Verkehrsteilnehmer sind in
der Aufgabendarbietung deutlich erkennbar. Es
wird vom Prüfling erwartet, dass er dem Querver-
kehr die Vorfahrt einräumt und sein Fahrzeug so
lange an der Wartelinie anhält. Der Prüfling bear-
beitet die Aufgabe, indem er nacheinander jeweils
das Fahrzeug markiert, das als Nächstes fahren
darf. Dieses Fahrzeug fährt dann nach dem Mar-
kieren aus dem Bild. Mit der Markierung des Fahr-
zeugs des Prüflings ist die Aufgabenbearbeitung
abgeschlossen. Für Korrekturzwecke wird das
Zurückspringen zur Ausgangssituation angeboten.

Die Aufgabenbearbeitung besteht also darin, dass
der Prüfling die Fahrzeuge in diejenige Reihenfolge
bringt, in der sie gemäß den geltenden Regeln im
Inhaltsbereich „Vorfahrt, Vorrang” fahren dürfen.
Somit ist die vom Prüfling zu erbringende kognitive
Leistung eine Umordnung bzw. Reihung der abge-
bildeten Fahrzeuge; es liegt mithin der Aufgabenty-
pus „Umordnungs-Aufgabe” vor. Die Darbietung
der Aufgabe erfolgt durch eine animierte Grafik, die
das Heranfahren an die zu bewältigende Verkehrs-
situation illustriert und in ein Standbild mündet, das
bei der Auswahl eines Fahrzeugs umgeschaltet
wird. Bei der Bearbeitung sind die im Bild darge-
stellten Fahrzeuge durch einen Mausklick („Point
and click”) zu markieren. Es ergibt sich also die
Aufgabencharakteristik [Vorfahrt, Vorrang; UO; Ani-
mierte Grafik; Point and click].

• Beispiel 2: „Gefahrenlehre/Gefahrenwahrneh-
mung 1”

Diese Beispielaufgabe ist dem Inhaltsbereich „Ge-
fahrenlehre” zuzuordnen. Eine animierte Grafik
stellt wiederum aus Sicht des Prüflings als Kraft-
fahrzeugführer das Heranfahren an eine Einmün-
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Bild 5: Beispielaufgabe mit der Aufgabencharakteristik [Vorfahrt, Vorrang; UO; Animierte Grafik; Point and click]

Bild 6: Beispielaufgabe mit der Aufgabencharakteristik [Gefahrenlehre; MW; Animierte Grafik; Point and click]



dung dar. Auf der Fahrbahn parken mehrere Fahr-
zeuge. Unmittelbar vor der Einmündung steht ein
Lkw, dessen Fahrertür sich öffnet. Im Verlauf der
Szene weicht das Fahrzeug des Prüflings zweimal
nach rechts aus und kommt zum Halten, um den
Gegenverkehr durchfahren zu lassen (s. Bild 6).

Der Prüfling hat bei dieser Aufgabe zunächst die
Frage zu beantworten, ob in der dargestellten Ver-
kehrssituation eine besondere Gefahr droht. Gege-
benenfalls soll er die Gefahrenquelle bezeichnen.
Es wird also vom Prüfling erwartet, dass er den be-
vorstehenden Ausstieg des Lkw-Fahrers aus sei-
nem Fahrzeug als besondere Gefahr markiert. Der
Prüfling muss dazu aus der Menge der im Bild dar-
gestellten Objekte (z. B. Fahrzeuge, Bebauung,
Fahrbahn) diejenigen Objekte auswählen, von
denen seiner Meinung nach eine besondere Gefahr
ausgeht, bzw. er muss feststellen, bei welchen Ob-
jekten eine solche Gefahr nicht gegeben ist. Wir
haben es also mit einer Mehrfach-Wahl-Aufgabe zu
tun, die in diesem Falle nur einen Attraktor besitzt.
Die Anzahl der Auswahloptionen ist nicht eindeutig
zu quantifizieren, da sie von der Interpretation des
Bildes wie auch von der Separation des Bildes in
Objekte bzw. Bildbereiche abhängt; sie ist jedoch
mindestens so groß wie die Anzahl der abgebilde-
ten Verkehrsteilnehmer (5).

Die Darbietung der Aufgabe erfolgt durch eine 
animierte Grafik, die in ein Standbild mündet. Bei
der Aufgabenbearbeitung ist zunächst die Aus-
gangsfrage „Ist in dieser Situation eine besondere
Gefahr zu erwarten?” zu beantworten. Die Beant-
wortung dieser Frage erfolgt durch einen Mausklick
(„Point and click”). Für die Beantwortung der Frage
stehen zwei Optionen bzw. Schaltflächen zur Ver-
fügung: „Nein, es ist keine besondere Gefahr zu er-
warten” und „Ja, es ist eine besondere Gefahr zu
erwarten”. Sofern der Prüfling die zweite Option
gewählt und eine besondere Gefahr erkannt hat,
wird von ihm als Nächstes erwartet, dass er dasje-
nige Objekt markiert, von dem die Gefahr ausgeht.
Dies soll durch das Verschieben eines speziellen
Markierungszeichens in dem betreffenden Bildbe-
reich (Fahrertür) geschehen. Dazu erhält der Prüf-
ling, sofern er die Ausgangsfrage richtig beantwor-
tet hat, eine entsprechende Aufforderung („Schie-
ben Sie den roten Kreis mit der Maus auf das Ob-
jekt, von dem eine Gefahr ausgeht”). Daraus ergibt
sich für die Grundaufgabe die Aufgabencharakte-
ristik [Gefahrenlehre; MW; Animierte Grafik; Point
and click].

• Beispiel 3: „Gefahrenlehre/Gefahrenwahrneh-
mung 2”

Auch diese Beispielaufgabe gehört zum Inhaltsbe-
reich „Gefahrenlehre”. Die Aufgabe wird anhand
eines Fotos dargeboten (s. Bild 7). Dieses Foto 
illustriert die folgende Verkehrssituation: Der Prüf-
ling fährt auf einer zweistreifigen Fahrbahn auf dem
rechten Fahrstreifen und nähert sich einer nicht
einsehbaren Kurve.

Nachdem der Prüfling die Aufgabenbearbeitung
gestartet hat, wird von ihm erwartet, dass er bei der
Betrachtung des Bildes vorausschauend erkennt,
welche der angezeigten Probleme ihn unmittelbar
erwarten („Welche der angezeigten Probleme
könnten Sie erwarten? Bitte klicken Sie auf die ent-
sprechenden Schaltflächen!”). Als richtige Lösun-
gen gelten die Antworten „Raumprobleme” (diese
Auswahlantwort ist richtig, weil die Fahrbahn auf
einen Fahrstreifen verengt wird), „Partnerproble-
me” (diese Auswahlantwort ist richtig, weil ein
wechselseitiges Einordnen im Reißverschlussver-
fahren erforderlich wird) und „Sichtprobleme”
(diese Auswahlantwort ist richtig, weil der weitere
Kurvenverlauf nicht zu erkennen ist). Der Prüfling
soll die von ihm erkannten, sich anbahnenden Pro-
bleme markieren. Dafür sind vier Markierungsfelder
vorgesehen, die mit den drei oben genannten Pro-
blemklassen sowie zusätzlich mit der Problemklas-
se „Bodenprobleme” beschriftet sind; die letztge-
nannte Kategorie gilt als falsch.

Die Aufgabe gehört zum Aufgabentypus „Mehr-
fach-Wahl-Aufgabe”; sie besitzt drei Attraktoren
und einen Distraktor („Bodenprobleme”). Der Prüf-
ling kennt die Anzahl der richtigen Auswahlantwor-
ten nicht.

Die Darbietung der Aufgabe erfolgt durch eine fo-
tografische Darstellung der Situation aus Sicht des
Fahrers. Bei der Bearbeitung sind die jeweiligen
Auswahloptionen durch Mausklick zu markieren
(„Point and click”). Es ergibt sich also die Aufga-
bencharakteristik [Gefahrenlehre; MW; Foto; Point
and click].

• Beispiel 4: „Gefahrenlehre/Anhalteweg”

Diese Beispielaufgabe ist ebenfalls dem Inhaltsbe-
reich „Gefahrenlehre” zuzuordnen und wird durch
eine stilisierte Grafik dargeboten. Die Grafik simu-
liert eine Verkehrssituation, bei der sich der Prüfling
mit seinem Fahrzeug auf einer Landstraße befindet
(s. Bild 8). Neben der Szenendarstellung wird dem
Prüfling die simulierte Situation erklärt („Sie fahren
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außerorts auf der gezeigten Landstraße. Beachten
Sie die Geschwindigkeit und das Wetter”).

Gezeigt wird eine aus Fahrersicht gerade Fahr-
bahn, bei der auf der rechten Fahrbahnseite Baken
und eine Skala Entfernungen kennzeichnen. Seine
aktuelle Geschwindigkeit erfährt der Prüfling durch
ein Textfeld (in diesem Falle 80 km/h). Die Witte-
rungs- bzw. Fahrbahnverhältnisse werden durch
ein Symbol, einen Text und die Szenedarstellung
selbst angezeigt (Variationen: „Trockenheit”,
„Regen” und „Schneeglätte”; in diesem Falle han-
delt es sich bei den Fahrbahnverhältnissen um eine
vereiste Fahrbahn und Schneeglätte).

Vom Prüfling wird nun erwartet, dass er mit diesen
Ausgangsangaben durch die Anwendung der
Faustformeln den Anhalteweg errechnet und an der
Skala markiert. Dies geschieht durch Bewegen der
Maus über die Fahrbahn; dabei  wird auf der Skala
der Bereich vom Fahrzeug bis zur Mausposition als
Anhalteweg rot markiert. Gleichzeitig wird die je-
weilige, auf fünf Meter gerundete Länge des Anhal-

teweges angezeigt. Der eingestellte Anhalteweg
wird durch Mausklick als Antwort bestätigt.

Die Aufgabenstellung erfordert, den Anhalteweg in
Abhängigkeit von der Witterung und der Ge-
schwindigkeit abzuschätzen. Dazu ist die richtige
Lösung mit einer zulässigen Toleranz aus einer
Menge von 31 (15 m bis 165 m in 5-m-Schritten)
Antwortmöglichkeiten (Anhalteweglängen) auszu-
wählen. Es liegt demnach eine Mehrfach-Wahl-
Aufgabe vor, die mittels Grafik dargeboten wird.
Bei der Bearbeitung dieser Aufgabe ist der Anhal-
teweg per Mausklick zu markieren („Point and
click”). Die Aufgabencharakteristik lautet demzufol-
ge [Gefahrenlehre; MW; Grafik; Point and click].

• Beispiel 5: „Gefahrenlehre/Rückwärts fahrende
Fahrzeuge”

Auch die letzte Beispielaufgabe in diesem Kapitel
gehört zum Inhaltsbereich „Gefahrenlehre”. Diese
Beispielaufgabe thematisiert die Gefahren, die von
rückwärts fahrenden Fahrzeugen ausgehen (s. Bild
9).
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Bild 7: Beispielaufgabe mit der Aufgabencharakteristik [Gefahrenlehre; MW; Grafik; Point and click]
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Bild 8: Beispielaufgabe mit der Aufgabencharakteristik [Gefahrenlehre; MW; Grafik; Point and click]

Bild 9: Beispielaufgabe mit der Aufgabencharakteristik [Gefahrenlehre; MW; Grafik; Point and click]



Mit Bild 9 werden dem Prüfling gleichzeitig vier
Fotos dargeboten. Auf einem Teil dieser Bilder (s.
Bilder 1, 3 und 4) sind rückwärts fahrende Pkw zu
erkennen. Die Aufgabenstellung für den Prüfling er-
gibt sich aus der folgenden Frage: „Welche Situa-
tionen enthalten erhebliche (ähnliche) Gefahren?
Bitte klicken Sie auf die entsprechenden Bilder!”.

Der Prüfling startet die Aufgabenbearbeitung wie-
derum per Mausklick. Bei der Betrachtung der Bil-
der soll er die Bildinhalte vergleichen und die Bilder
mit den gleichen Inhalten erkennen. Weiterhin soll
er sich bewusst machen, dass von rückwärts fah-
renden Fahrzeugen immer eine Gefahr ausgeht.
Schließlich soll er diejenigen Bilder markieren, auf
denen Fahrzeuge rückwärts auf die Fahrbahn ge-
fahren kommen.

Die Aufgabenstellung besteht demnach darin, aus
einer Menge bildlich vorgegebener Verkehrssitua-
tionen die besonders gefahrenträchtigen Situatio-
nen auszuwählen. Mithin liegt eine Mehrfach-Wahl-
Aufgabe mit drei Attraktoren und einem Distraktor
(Foto 2 in Bild 9; auf diesem Foto ist kein rückwärts
fahrendes Kraftfahrzeug zu erkennen) vor. Der Prüf-
ling kennt die Anzahl der richtigen Auswahlantwor-
ten nicht.

Die Darbietung der Aufgabe erfolgt durch fotogra-
fische Darstellungen der Verkehrssituationen aus
Sicht des Fahrers. Bei der Bearbeitung sind die je-
weiligen Fotos durch Mausklick zu markieren
(„Point and click”). Damit ergibt sich die Aufgaben-
charakteristik [Gefahrenlehre; MW; Foto; Point and
click].

4.2.3 Beispiele aus der Arbeitsgruppe „Verbes-
serungsvorschläge zur herkömmlichen
Fahrerlaubnisprüfung”23

Zitatanfang:

Im Arbeitskreis und speziell in der Arbeitsgruppe
unter Einbeziehung der Verkehrspädagogen wur-
den verschiedene Möglichkeiten der Umsetzung
von Fragen und Antwortmechanismen untersucht.
Darüber hinaus wurde die FH Köln, Fachbereich
Design, in die Ideenfindung einbezogen; eine Ar-
beitsgruppe um Professor HEIDKAMP hat – sozu-
sagen aus der Sicht von Außenseitern – sehr inter-
essante Überlegungen eingebracht. Die daraus re-
sultierenden „Modelle von Prüfungsfragen” sollen
im Folgenden vorgestellt und beschrieben werden.

Die mediale Aufbereitung erfolgt für diese Arbeit
zunächst beispielhaft, um das Wesentliche aufzu-

zeigen. Wir möchten bereits hier anregen, in einer
anschließenden Untersuchung mehrere Beispiel-
fragen für die verschiedenen Fragetypen auszuar-
beiten und in aufwändigerer Weise für die Prüfung
am PC aufzubereiten. So könnte auch der geschil-
derte Prozess der Einführung von Testfragen in die
Prüfung eingeleitet werden. Die dabei gemachten
Erfahrungen sollen wiederum in den Optimierungs-
prozess einfließen und möglicherweise auch zu
weiteren neuen Frageformen führen.

• Beispiel 1 – „Gruppe von Verkehrszeichen”

Am wenigsten von der bisher in der Prüfung ange-
wandten Form unterscheidet sich dieser Vorschlag:
Es wird nacheinander die Bedeutung von drei Ver-
kehrszeichen erfragt, dabei stehen sechs (immer
gleiche) Antworten zur Auswahl. Für die Beantwor-
tung aller drei Teilfragen stehen zwei Minuten zur
Verfügung. Erstmals könnte hier durch die Ein-
führung eines Zeitlimits in die Prüfung der realisti-
schen Verkehrssituation Rechnung getragen wer-
den, bei der in aller Regel keine langen Überle-
gungszeiten zur Verfügung stehen. Nach Ablauf der
(kurzen) Zeit ist keine Revision der gegebenen Ant-
wort mehr möglich. Zur Bewertung wird vorge-
schlagen, jede richtige Teilantwort mit zwei Plus-
punkten zu belegen, sodass insgesamt in dieser
Frage sechs Punkte erzielt werden können.

Beispiel 1: 

1A: Was bedeutet dieses Verkehrszeichen? 

– Überholverbot für Kraftfahrzeuge aller Art

– Einbahnstraße

– Baustelle

– Beginn eines verkehrsberuhigten Bereiches

– Sonderweg Fußgänger

– Gegenverkehr 2 Punkte
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23 Dieses Kapiel wurde inhaltich unverändert dem Arbeitspa-
pier „Verbesserungsvorschläge zur herkömmlichen Fahrer-
laubnisprüfung“ vom 08.05.03 (s. Literaturverzeichnis) der
Arbeitsgruppe „Verbesserungsvorschläge zur herkömmli-
chen Fahrerlaubnisprüfung“ unter Leitung von Herrn Dr. Rei-
ter entnommen (s. Kap. 4.2.1); es stellt demzufolge ein Zitat
dar (s. o.). Wenn also im Folgenden Einschätzungen vorge-
nommen, Empfehlungen gegeben oder Forderungen erho-
ben werden, so geschieht dies im Namen dieser Arbeits-
gruppe. Derartige Einschätzungen, Empfehlungen und For-
derungen können im Detail durchaus von den Auffassungen
der Autoren dieses vorliegenden Berichts abweichen und
stellen dann keinen Widerspruch zu außerhalb des Kapitels
vertretenen Ansichten dar.



1B: Was bedeutet dieses Verkehrszeichen?

– Überholverbot für Kraftfahrzeuge aller Art

– Einbahnstraße

– Baustelle

– Beginn eines verkehrsberuhigten Bereiches

– Sonderweg Fußgänger

– Gegenverkehr 2 Punkte

1C: Was bedeutet dieses Verkehrszeichen?

– Überholverbot für Kraftfahrzeuge aller Art

– Einbahnstraße

– Baustelle

– Beginn eines verkehrsberuhigten Bereiches

– Sonderweg Fußgänger

– Gegenverkehr 2 Punkte

Gesamt 6 Punkte

Zeitlimit 2 Minuten, danach keine Änderung mehr
möglich

• Beispiel 2 – „Bewertung von Aussagen zu affek-
tiv-emotionalem Verhalten”

Der amtliche Fragenkatalog enthält zzt. insgesamt
(nur) 20 Fragen in dem Kapitel 2.1.11 „Affektiv-
emotionales Verhalten”, davon drei Disco-Fragen,
neun Fragen zum Thema „Drängeln/dichtes Auf-
fahren” und neun allgemeine Verhaltensfragen. Wir
empfehlen deshalb, diesen Bereich deutlich zu er-
weitern und gleichzeitig andere Fragen- und Ant-
wortformen anzuwenden.

Weiterführung Zitat:

Besonders bei Prüfungsfragen zu dieser Thematik
kommt die bisher angewandte Methode der Mehr-
fach-Wahl-Aufgaben an ihre Grenze: Die Ausformu-
lierung von (textintensiven) Antworten, speziell auch
der „Falschantworten”, führt eher zur Prüfung der
Lesefähigkeit und des Textverständnisses als zu
eindeutiger Bewertung der gegebenen Situation.
Dazu zwei Beispiele aus dem bisherigen Katalog:

Frage: 2.1.11-102:

Auf der Landstraße werden Sie von einem hinter
Ihnen fahrenden Pkw bedrängt. Offenbar ärgert

sich der Fahrer darüber, dass Sie etwas langsamer
fahren, als es erlaubt ist. Wie reagieren Sie?

– Ich lasse ihn sobald wie möglich überholen und
verzichte darauf, mich für sein Drängeln zu re-
vanchieren.

– Ich zahle ihm sein Drängeln heim, indem ich
noch langsamer fahre.

– Um den Drängler loszuwerden, fahre ich ihm mit
Vollgas davon.

Frage: 2.1.11-108:

Bei einer nächtlichen Fahrt mit dem Pkw auf dem
Weg in die nächste Disco will die Gruppe junger
Mitfahrerinnen und Mitfahrer vermeiden, dass die
Stimmung während der Fahrt durchhängt. So wird
ausgelassen gesungen, gelacht und das Autoradio
laut aufgedreht. Wie sollte sich in dieser Situation
der Fahrer des Pkw verhalten?

– Der für die Sicherheit verantwortliche Fahrer
muss sich in diesem Fall von der Gruppe ab-
grenzen und die Mitfahrer dazu veranlassen, ihn
nicht abzulenken.

– Mitmachen, um nicht als Spielverderber zu gel-
ten.

– Die Stimmung der Gruppe durch riskante Fahr-
manöver weiter aufheizen.

Diese textintensiven Aufgaben lassen in der Regel
bereits in den vorformulierten Antworten die
Falschantworten erahnen. Dies kann teilweise da-
durch abgeschwächt werden, dass – wie oben be-
reits beschrieben – die einzelnen Antworten nach-
einander für eine bestimmte Zeit zum Ankreuzen
angeboten werden (s. Beispiel auf der CD). Des-
halb erscheint bei Fragen zu diesen Themen als
geeigneter Weg z. B. eine Zuordnung von „rich-
tig/falsch” oder „richtig/gefährlich”, wie das untere
Beispiel zeigt. Auch bei dieser Thematik erscheint
angeraten, mehrere Teilfragen in einer Gruppe zu-
sammenzufassen und zu deren Beantwortung
möglicherweise ein Zeitlimit vorzugeben. Die Fra-
gesequenz von z. B. sechs Fragen kann nicht wie-
derholt werden, ihre Bewertung kann im Nach-
hinein nicht verändert werden.

Beispiele zu 2:

Bitte beurteilen Sie, ob die folgenden Aussagen
richtig oder falsch sind: 
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• Beispiel 3 – „Erkennen und Verstehen von Ver-
kehrssituationen”

In einem 2-stufigen Prozess soll erkennbar werden,
ob der Bewerber

– zum einen das gezeigte Fehlverhalten erkennt
und

– zum anderen den Grund bzw. das dahinter lie-
gende Prinzip, die Regel, verstanden hat.

Weiterführung Zitat:

Damit soll der Bewerber angeregt werden, sich
während der Ausbildung intensiv mit möglichen –
und in der Tat für Fahranfänger unfallträchtigen –
Gefahrensituationen auseinander zu setzen. Dieser
zweistufige „Was/Warum”-Prozess wird gerade
von Fahrlehrern für wesentlich erachtet und gefor-
dert, nicht zuletzt, weil eine solche Prüfungsfragen-
struktur in der Ausbildung eine bewusstere Aus-
einandersetzung mit den Problemen fördert und
ein tieferes Verständnis verlangt. Hier sei ange-
merkt, dass in Österreich (fast) alle Fragen der
Theorieprüfung so aufgebaut sind (wobei die
„Nachfrage” der 2. Ebene allerdings nicht immer zu
vertiefender Einsicht führt; s. u.).

Beispiele zu 3: 

Eingangsfrage: Welches Fahrzeug hält hier falsch?

– Der weiße Pkw hält falsch.

– Der schwarze Pkw hält falsch.

– Beide Pkw halten falsch.

Nachfrage in „2. Ebene”: Aha, das schwarze Fahr-
zeug steht also falsch.

Weshalb steht es hier falsch? 

– Kinder, die auf den Zebrastreifen zulaufen, wer-
den vom schwarzen Pkw verdeckt.

– Der Sicherheitsabstand zwischen den beiden
Pkw ist zu gering.

– Vor einem Zebrastreifen muss ein Abstand von
mindestens 5 Metern eingehalten werden.

Es wäre auch möglich, in der Nachfrage nach
einem Zahlenwert, hier z. B. dem geforderten Min-
destabstand vom Zebrastreifen zu fragen.

Vor einem Zebrastreifen muss ein Abstand von
mindestens ........ m eingehalten werden.

• Beispiel 4 – „Erweiterte multiple choice” –
Handlungsfolgen erkennen

Für eine bildlich dargestellte Verkehrssituation wird
eine Reihe von geeigneten (und ungeeigneten) Ver-
haltensweisen angeboten. Zur „Lösung” muss die
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Richtig Falsch 

– Ein Kraftfahrer, der zu viel Alkohol getrunken 
hat, kann seine Fahrtüchtigkeit kurzfristig 
durch eine halbe Stunde Schlaf wiederher-
stellen. 

– Ein guter Fahrer zeigt sich überlegen und 
nutzt jede Gelegenheit zum Überholen. 

– Sie sitzen in einem Verkehrsstau fest und 
sehen im Rückspiegel einen Motorradfahrer, 
der sich verbotenerweise vorbeischlängelt. 
Sie lassen ihn vorbei.

– Auch schon geringe Mengen Alkohol können 
zu einem Nachlassen der Hör- und Seh-
leistung führen.

– Umweltschonendes Fahren wirkt sich günstig 
auf die Verkehrssicherheit aus, weil beim 
Fahren mit alternativen Kraftstoffen nur 
langsam gefahren werden kann. 

Richtig Falsch 

– Starke Emotionen wie Freude oder Ärger 
beeinträchtigen die Aufmerksamkeit im 
Straßenverkehr. 

– Vor Ihnen auf der Landstraße fährt ein Pkw 
etwas langsamer als es erlaubt ist. Sie ver-
suchen, den Fahrer zu schnellerem Fahren 
zu bewegen, indem Sie Lichthupe geben. 

– Bei einer nächtlichen Fahrt mit dem Pkw auf 
dem Weg in die nächste Disco wird gelacht, 
gesungen und das Autoradio aufgedreht. 
Sie machen mit, um nicht als Spielverderber 
zu gelten.

Bild 10: Beispiel zu 4, „Herausfahren aus einer Einfahrt“



Gesamtsituation verstanden und interpretiert wer-
den, Handlungsschritte müssen abgewogen wer-
den. Dazu sind aus dem gegebenen Wertevorrat
die angemessenen Handlungen auszuwählen und
– in manchen Fällen – in eine bestimmte Abfolge zu
bringen („Was zuerst, was danach?”). Die richtigen
Antworten werden z. B. durch Anklicken markiert.

Die Beantwortung dieser Aufgabe erfordert eine
wesentlich höhere Reflexion, ein tieferes Hinein-
denken in die gegebene Verkehrssituation. Bei
einer solchen Aufgabenstellung haben wir uns
schon weit von der bisherigen „einfachen” Mehr-
fach-Wahl-Aufgaben-Prüfung entfernt.

• Beispiel 5 – „Perspektivwechsel”

Innerhalb dieses gesamten Forschungsprojektes
haben wir uns auf die (bei weitem größte) Gruppe
der Pkw-Fahrer beschränkt, also auf Bewerber um
den Führerschein Klasse B. Naturgemäß stehen die
Pkw-Fahrer auch insofern im Mittelpunkt, als die
meisten Abbildungen aus ihrer Perspektive gezeigt
werden; auch die Texte beschreiben die Situatio-
nen in der Regel aus der Fahrerperspektive.

Nun nehmen aber alle Pkw-Fahrer auch als
Fußgänger am Straßenverkehr teil und viele als
Fahrradfahrer und Motorradfahrer. Dennoch ist es
ein immer wieder erstaunliches Phänomen, dass
der Pkw-Fahrer am Steuer seines Autos sehr
schnell die Bedürfnisse der Fußgänger und Fahr-
radfahrer „vergisst”, während er sich – nach Ab-
stellen seines Autos ins Parkhaus – kurz darauf als
Fußgänger über das rücksichtslose Verhalten der
Autofahrer am Zebrastreifen oder beim sonstigen
Überqueren der Straße ärgert. 

Weiterführung Zitat:

Perspektivwechsel ist angesagt, und damit einher
geht die Fähigkeit, sich in die Rolle des anderen –
besonders des schwächeren – Verkehrsteilneh-
mers hineinzuversetzen und dieselbe Situation aus
einem anderen Blickwinkel zu beurteilen. Dabei soll
auch das Verständnis für die gegenseitige Abhän-
gigkeit entwickelt werden sowie die Sensibilisie-
rung für partnerschaftliches Verhalten verstärkt
werden.

Dies ist sicher – auch heute schon – wichtiger Teil
in der Fahrausbildung. Hier stellt sich die Frage,
wie dies durch gezielte Aufnahme in die Prüfungs-
fragen noch verstärkt werden kann. Dazu ein Bei-
spiel:

Zitatende

4.3 Bilanz: Möglichkeiten und Grenzen
eines neuen computergestützten
Konzepts der theoretischen Fahr-
erlaubnisprüfung

Wir haben in den bisherigen Ausführungen dieses
Kapitels unseren Konzeptionsvorschlag für ein
computergestütztes Prüfungssystem für die theo-
retische Fahrerlaubnisprüfung präzisiert. Nun gilt
es, die eingangs in diesem Kapitel begonnene Dis-
kussion darüber, ob dieser Vorschlag die im Kapi-
tel 1.3 dargelegten Zielstellungen erfüllen kann, zu
Ende zu führen.

Betrachten wir vergleichend die o. g. Zielstellungen
und die Merkmale des vorgeschlagenen Prüfungs-
systems, so ist aus unserer Sicht ohne Zweifel zu
konstatieren: Das vorgeschlagene computerge-
stützte Prüfungssystem verbessert durch die Nut-
zung neuer Medien die Durchführungs- und Aus-
wertungsobjektivität der Fahrerlaubnisprüfung; es
erhöht auch die Prüfungsgerechtigkeit beispiels-
weise für Leseschwache und Fahrerlaubnisbewer-
ber ausländischer Herkunft und erschwert Manipu-
lations- und Betrugsversuche. Weiterhin erleichtert
das vorgeschlagene Prüfungssystem die Organisa-
tion des Prüfungswesens (z. B. Erstellung von Prüf-
protokollen und Prüfstatistiken; Aktualisierung des
Aufgabenpools und der Paralleltests) und führt zu
einer besseren Verzahnung von Fahrschulausbil-
dung und Fahrerlaubnisprüfung (gemeinsame
Lern- bzw. Prüfungsinhalte). Schließlich würde das
vorgeschlagene Prüfungssystem erstmalig eine
wirksame Qualitätskontrolle und Qualitätssteue-
rung bei den Prüfungsaufgaben und Paralleltests
erlauben. Damit wären aus unserer Sicht alle Ziel-
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Bild 11: Perspektivwechsel Fahrradweg



stellungen einer Reform der theoretischen Fahrer-
laubnisprüfung erfüllt, wenn man vom Hauptziel
absieht: die methodisch zuverlässige Selektion un-
sicherer und bzw. oder risikobereiter Fahrerlaub-
nisbewerber und daraus resultierend die Reduzie-
rung des Fahranfängerrisikos.

Wir haben bereits unsere Argumente genannt,
warum man mit der Einführung eines computerge-
stützten Prüfungssystems vermutlich auch der Er-
füllung dieses Ziels näher rückt (s. Kap. 4.1.1). Un-
sere diesbezügliche Hoffnung gründet sich im We-
sentlichen auf drei Argumente: Eine bessere Ver-
bindung des Ausbildungs- und Prüfungssystems
erhöht die Lernmotivation der Fahrerlaubnisbewer-
ber (Strukturierungsargument); eine bessere Visua-
lisierung bei der Aufgabendarbietung erhöht die
Ähnlichkeit der Prüfungsanforderungen mit realen
Verkehrsanforderungen (Visualisierungsargument),
und es wird möglich, nicht nur die Qualität der Prü-
fungsaufgaben und Paralleltests an sich zu analy-
sieren, sondern auch den Vorhersagewert der Prü-
fungsergebnisse für die spätere Unfall- und Delin-
quenzbelastung der Fahranfänger (Evaluationsar-
gument). Aus unserer Sicht ist jedes dieser Argu-
mente für sich genommen plausibel; alle zusam-
men lassen uns stark auf eine Senkung der Ver-
kehrsdelikte und -unfälle der Fahranfänger hoffen.

Es wäre allerdings naiv oder vermessen zu glau-
ben, wir hätten mit einem neuen computergestütz-
ten Prüfungssystem für die theoretische Fahrer-
laubnisprüfung, wie es auch immer aussieht, die
Lösung des Problems gefunden. Gefunden haben
wir höchstens, um ein Bild aus der Technik zu ver-
wenden, eine bessere Stellschraube, um die Delikt-
und Unfallzahlen der Fahranfänger zu beeinflussen.
Warum sollten wir unsere Erwartungen an ein
neues computergestütztes Prüfungssystem nicht
überspannen? Im Kapitel 3.2.1 haben wir ein theo-
retisches Modell vorgestellt, dass die Herausbil-
dung verkehrssicherheitsrelevanter Einstellungen
bei (jungen) Fahrschülern beschreibt und Einfluss-
bedingungen offen legt. Die wichtigen Einflussbe-
dingungen finden wir nicht auf den unteren Ebenen
der situativen Verhaltensregulation, sondern auf
den höheren, übergreifenden Ebenen der Hand-
lungsregulation: Die Ziele und Absichten wie auch
der soziale Kontext des Fahrens beeinflussen vor
allem die Risikobereitschaft von Verkehrsteilneh-
mern und müssen deshalb in der Fahrschulausbil-
dung genauso thematisiert werden wie die generel-
len Lebensziele und Werthaltungen der Fahr-
schüler.

Natürlich läge es nun nahe, diese Forderung auch
auf die künftigen Prüfungsinhalte der Fahrerlaub-
nisprüfung auszudehnen: Wenn vor allem die ge-
nannten Einflussbedingungen Verkehrsdelikte und
-unfälle produzieren, dann bräuchten wir sie doch
nur noch in Prüfungsaufgaben zu operationalisie-
ren, um gefährdete und gefährliche Fahrerlaubnis-
bewerber zu erkennen und nachhaltig  vom Kraft-
fahrzeugverkehr auszuschließen. Folgte man die-
ser Vorstellung, würden neue Persönlichkeitsstruk-
turen als Prüfungsgegenstände in den Fokus des
Prüfers rücken: Fähigkeiten zur realistischen
Selbsteinschätzung und Impulskontrolle, Risikobe-
reitschaft und Frustrationstoleranz, Planungsfähig-
keiten und die Sensibilität gegenüber sozialem
Druck, die Neigung zum Substanzmissbrauch und
Wertedefizite sowie schließlich die Selbstreflexion
von Fahrabsichten und „Extramotiven”, die der
Fahrsicherheit zuwiderlaufen.

Kehren wir zurück zur Realität: Die Beschäftigung
mit den genannten Persönlichkeitsstrukturen ist für
Prüfer und Fahrlehrer durchaus empfehlenswert;
und als Orientierungshilfe für eine langfristige Wei-
terentwicklung des Prüfungssystems erscheint uns
auch eine Ausdehnung des Suchraums für sinnvol-
le Prüfungsinhalte in diesen Bereich durchaus als
wünschenswert. Allerdings bleibt mit Blick auf die
aktuelle Situation jeweils zu fragen: Kann man die
genannten Persönlichkeitsstrukturen zuverlässig
und gültig erfassen (methodischer Aspekt), findet
die Erfassung dieser Persönlichkeitsstrukturen ge-
sellschaftliche Akzeptanz (verkehrspolitischer
Aspekt) und entspricht sie dem geltenden Recht
(juristischer Aspekt)?

Antworten auf die aufgeworfenen Fragen fallen
nicht leicht: Methodisch lässt sich eine Reihe der
genannten Persönlichkeitsstrukturen solide erfas-
sen; allerdings nicht im zeitlichen und methodi-
schen Rahmen der gegenwärtigen oder vorge-
schlagenen theoretischen Fahrerlaubnisprüfung.
Sicherlich kann und sollte man im umrissenen
Merkmalsspektrum Schwerpunkte setzen und ihre
methodische Umsetzung vorantreiben – denken
wir an die Erfassung von Substanzmissbrauch oder
des Niveaus der Gefahrenkognition (s. o.) mit com-
putergestützten Szenarios wie dem Hazard Per-
ception Test (s. Kap. 2.3.5). Die meisten der ge-
nannten Merkmale bleiben aber einer amtlichen
Feststellung verschlossen, wenn man nicht von
jedem Fahrerlaubnisbewerber ein psychologisches
Gutachten fordern will. Ein solches hat sich aber in
der Vergangenheit beim allergrößten Teil der

146



Fahranfänger als überflüssig erwiesen, was Zweifel
an der verkehrspolitischen Durchsetzbarkeit dieser
Forderung begründet. Darüber hinaus wäre die ge-
nerelle Überprüfung des Vorliegens von gefährli-
chen Werthaltungen oder risikoreichen Fahrmoti-
ven auch mit der gültigen Rechtslage unvereinbar,
die eine Erfassung derartiger Eignungsdefizite nur
im Ausnahmefall bei begründeten Eignungszwei-
feln erlaubt. Man darf also davon ausgehen, dass
es insbesondere intelligenten Fahrerlaubnisbewer-
bern mit geringem moralischem Handlungsniveau
und guten schauspielerischen Fähigkeiten weiter-
hin relativ leicht fallen wird, die Sicherungen unse-
res Prüfungssystems zu unterwandern.

Trotzdem müssen wir an der Verbesserung dieser
Sicherungen arbeiten. Bessere Voraussetzungen
als die theoretische Fahrerlaubnisprüfung, selbst
wenn sie realitätsnahe Visualisierungen von Ver-
kehrssituationen verwendet, bietet aus unserer
Sicht die Realität von Verkehrssituationen, also die
praktische Fahrerlaubnisprüfung. Wir haben die
besseren Chancen der praktischen Fahrerlaub-
nisprüfung zur ganzheitlichen Erfassung von Per-
sönlichkeitsstrukturen bereits in den Kapiteln 2.3.5
und 3.2.1 beschrieben: In der ganzheitlichen Anfor-
derungssituation der praktischen Prüfung führt der
kontinuierliche Handlungsdruck automatisch dazu,
dass den meisten Prüflingen wenig Zeit und Gele-
genheit zu reflektierten schauspielerischen Leis-
tungen bleibt; deshalb könnten Verantwortungslo-
sigkeit, das Verhalten in Gefahrensituationen, Vor-
sicht gegenüber Fußgängern und anderen Ver-
kehrsteilnehmern, eine angemessene Geschwin-
digkeitsregulation sowie viele andere sicherheitsre-
levante Persönlichkeitsmerkmale wahrscheinlich in
der praktischen Fahrerlaubnisprüfung zuverlässi-
ger  und valider erfasst werden als in der theoreti-
schen Fahrerlaubnisprüfung, selbst wenn diese
nach dem Vorbild Großbritanniens durch Videosi-
mulationen wie den Hazard-Perception-Test (s.
Kap. 3.4.3) ergänzt würde. Dazu müsste man aber
die praktische Fahrerlaubnisprüfung zunächst
unter methodischen Gesichtspunkten weiterent-
wickeln (s. Kap. 3.4.5); in diesem Zusammenhang
besteht aus unserer Sicht ein erheblicher For-
schungsbedarf.

Will man diese diagnostischen Potenziale der prak-
tischen Fahrerlaubnisprüfung besser nutzen, muss
man darüber hinaus erstens die Ausbildungs- und
Arbeitsbedingungen der Prüfer optimieren (s. aus-
führlich Kap. 3.4.5). Zweitens muss man die Prüfer
auf der Grundlage einer verbesserten Fort- und

Weiterbildung darin bestärken, die o. g. Merkmale
zu erfassen und diesbezügliche Verstöße ggf. auch
konsequent zu ahnden; dazu benötigen sie Techni-
ken der methodischen Absicherung ihrer Beobach-
tungsergebnisse. Keinesfalls darf die Berücksichti-
gung von Nichtbestehensquoten in diesbezügliche
Entscheidungen der Prüfer einfließen; die Prüfer
sollten sich allein ihrem Berufsethos verpflichtet
fühlen. Drittens aber sollte man versuchen, die Prü-
fungsbedingungen so weit wie möglich zu standar-
disieren, um die Objektivität der praktischen Fahr-
erlaubnisprüfung zu fördern. Entsprechende Mög-
lichkeiten haben wir bereits skizziert; diese sollten
weiter verfolgt werden.

Soweit unsere Vorstellungen zur Optimierung des
Prüfungssystems. Die zu erwartenden Erfolge die-
ser Optimierung sind trotz unserer vielen Verbesse-
rungsvorschläge letztendlich begrenzt, weil auch
ein ausgeklügeltes Prüfungssystem mit hoher me-
thodischer Qualität beispielsweise nicht alle Defizi-
te des Ausbildungssystems (z. B. „Paternostersys-
tem”, s. o.) oder des Fahrerlaubnisrechts (z. B. un-
zureichende Sperrfristen bei Nichtbestehen der
Fahrerlaubnisprüfung) kompensieren kann. Wenn
wir uns also nicht darauf verlassen wollen, durch
eine Optimierung des Prüfungssystems allein die
Unfall- und Deliktzahlen der Fahranfänger dras-
tisch zu senken, sollten wir auch offenkundige
Schwächen in Bereichen abstellen, die mit dem
Prüfungswesen korrespondieren. Dieser Gedanke
sei noch einmal exemplarisch vertieft.

Die Pflicht, eine Fahrschulausbildung zu absolvie-
ren, wurde aus gutem Grund eingeführt; entspre-
chend verlangt die Fahrerlaubnis-Verordnung als
Voraussetzung für die Teilnahme an der theoreti-
schen Fahrerlaubnisprüfung vom Fahrerlaubnisbe-
werber die Vorlage einer Ausbildungsbescheini-
gung. Mit dieser Bescheinigung hat der Fahrer-
laubnisbewerber beim Ersterwerb einer Fahrer-
laubnis 12 Doppelstunden Fahrschulausbildung
zum Grundstoff der Prüfungsinhalte und bei der Er-
weiterung der Fahrerlaubnis auf eine andere Klasse
sechs Doppelstunden zum Grundstoff nachzuwei-
sen. Es existiert aber keine verbindliche Vorgabe
darüber, welche Ausbildungsinhalte des Rahmen-
plans absolviert werden müssen bzw. in welcher
Reihenfolge dies geschehen sollte. Damit wird ver-
antwortungslosen Fahrerlaubnisbewerbern gesetz-
lich zugestanden, in der Ausbildung mehrfach
Doppelstunden zum gleichen Ausbildungsinhalt zu
besuchen, weil diese vielleicht besser mit ander-
weitigen Zeitplanungen vereinbar sind. Solange auf
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diese Weise wesentliche Potenziale zur Verbesse-
rung des Ausbildungsstandes der Fahranfänger
verschenkt werden, erscheint die Suche nach Op-
timierungsmöglichkeiten des Prüfungssystems 
– um das Anfängerrisiko zu senken – zumindest
halbherzig. Bei der hoffentlich baldigen Novellie-
rung der diesbezüglichen Ausbildungs- und Prü-
fungsrichtlinien sollte auch erwogen werden, den
Grundstoff nur einmal beim Ersterwerb der Fahrer-
laubnis zu lehren und bei jeder Erweiterung nur
noch die Aneignung eines klassenspezifischen Zu-
satzstoffs zu fordern.

Eine weitere notwendige Veränderung gesetzlicher
Prüfungsvorschriften hatten wir bereits angespro-
chen: die Verlängerung der Sperrfristen bei Prü-
fungsmisserfolgen. Aus unserer Sicht begünstigen
die gegenwärtigen Regelungen das unter Fahrer-
laubnisbewerbern anscheinend verbreitete Verhal-
tensmuster, ohne ausreichende Prüfungsvorberei-
tung und im Vertrauen auf die Möglichkeit, einen
erfolglosen Prüfungsversuch ggf. ohne nennens-
werte Wartezeiten oder finanzielle Belastungen
wiederholen zu können, an der Prüfung teilzuneh-
men (s. Kap. 3.1.5).

Alle diese Empfehlungen, also zusätzlich zur Ein-
führung eines computergestützten Systems zur
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung auch die prak-
tische Fahrerlaubnisprüfung und die Fahrschulaus-
bildung zu optimieren sowie Prüfungsmisserfolge
restriktiver zu ahnden, werden Verkehrsdelikte und
Verkehrsunfälle von Fahranfängern nicht vollstän-
dig verhindern können; „Stellschrauben” zur Ver-
minderung der Wahrscheinlichkeit von Verkehrsde-
likten und Verkehrsunfällen sind sie aber allemal! 

5 Bedingungen für die Realisie-
rung des vorgeschlagenen
Konzepts

5.1 Rechtliche Bedingungen

5.1.1 Vorbemerkung

Im Rahmen des nachfolgenden Kapitels ist zu prü-
fen, ob das im Kapitel 4 dargestellte Konzept zur
Optimierung der theoretischen Fahrerlaubnisprü-
fung dem geltenden Recht entspricht. Soweit keine
Vereinbarkeit besteht, ist in einem zweiten Schritt
zu untersuchen, inwieweit das geltende Recht
geändert werden müsste, um die Realisierung des
Konzepts zu erlauben. In diesem Zusammenhang

sind für notwendige Änderungen entsprechende
Vorschläge zu erarbeiten; darüber hinaus ist der für
diese Veränderungen erforderliche Zeitraum zu
prognostizieren. 

5.1.2 Vereinbarkeit mit dem EU-Recht

• Allgemeine Bemerkungen

Bei der Beurteilung der Vereinbarkeit des vorge-
schlagenen Konzepts mit dem EU-Recht ist die
Zweite EU-Führerscheinrichtlinie 91/439/EWG vom
29. Juli 1991 (ABl. EG L 237 S. 1) zu berücksichti-
gen. Nach Art. 7 Abs. 1 Buchst. a dieser Richtlinie
hängt die Ausstellung des Führerscheins bzw. die
Erteilung der Fahrerlaubnis u. a. vom Bestehen
einer Prüfung der Kenntnisse, Fähigkeiten und Ver-
haltensweisen nach Maßgabe des Anhangs II ab.
Dieser Anhang II, der durch die Richtlinie 2000/56/
EG vom 14. September 2000 (Abl. EG Nr. L 237 S.
45) neu gefasst wurde, enthält die Mindestanforde-
rungen für die Prüfung der Kenntnisse, Fähigkeiten
und Verhaltensweisen (Abschnitt I von Anhang II).
Außerdem sind hier die Ziele festgelegt, denen die
Prüfung dienen soll (Abschnitt II von Anhang II).

Die Umsetzung der EU-Führerscheinrichtlinie er-
folgt in Deutschland durch das Straßenverkehrsge-
setz (StVG), die Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV)
und die Prüfungsrichtlinie (s. u.). Im Hinblick auf
den Anhang II in der Fassung der Richtlinie
2000/56/EG ist allgemein Folgendes hervorzuhe-
ben:

– Die dargestellten Anforderungen sind – wie be-
reits in der Überschrift zu Abschnitt I deutlich
ausgeführt wird – „Mindestanforderungen”; 
d. h., die einzelnen Mitgliedstaaten können über
diese Mindestanforderungen hinausgehen und
bei der Umsetzung der Richtlinie in ihr jeweili-
ges nationales Recht die Prüfungsinhalte erwei-
tern.

– Es wird im Ergebnis nach wie vor zwischen der
theoretischen und der praktischen Fahrerlaub-
nisprüfung unterschieden, auch wenn sich
diese Bezeichnungen nicht explizit im Anhang II
finden. Nach Anhang II gibt es jedoch einen
„Prüfungsteil”, der zur Kontrolle der Kenntnisse
dient (Abschnitt I, Punkt 1 bis 4) und an-
schließend („danach”) einen weiteren „Prüfungs-
teil”, der die Kontrolle der Fähigkeiten und der
Verhaltensweisen bezweckt und der unter Ver-
wendung eines – nach Fahrerlaubnisklassen je-
weils unterschiedlichen und im Einzelnen defi-
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nierten – Prüfungsfahrzeugs durchgeführt wird
(Abschnitt I, Punkt 5 bis 11).

– Für den ersten Prüfungsteil (theoretische Fahr-
erlaubnisprüfung) wird ausdrücklich auf die Vor-
gabe einer besonderen Form (z. B. schriftliche
Fragebogenprüfung) verzichtet. Vielmehr wird
im Abschnitt I, Punkt 1, Satz 1 ausdrücklich be-
stimmt: „Die Form ist so zu wählen, dass fest-
gestellt werden kann, ob der Bewerber die er-
forderlichen Kenntnisse in den Sachgebieten
besitzt, die in den Punkten 2 bis 4 dieses An-
hangs (d. h. des Anhangs II – der Autor) ange-
führt sind.”

– Anhang II der Richtlinie 2000/56/EG beschränkt
sich auf die Bestimmung der Inhalte der theore-
tischen Fahrerlaubnisprüfung.

– Ein bestimmtes Zeitlimit für die Aufgabenerledi-
gung ist nicht vorgegeben.

– Anhang II enthält auch keine Vorgaben für die
Art und Weise der Bewertung der Prüfungsleis-
tungen oder gar ein Bewertungssystem. Gefor-
dert wird lediglich, dass die Mitgliedstaaten
(durch welche Maßnahmen auch immer) das
folgende Ziel erreichen: „Die Mitgliedstaaten
treffen die erforderlichen Maßnahmen, um zu
gewährleisten, dass die Bewerber ... tatsächlich
über die für das Führen eines Kraftfahrzeugs er-
forderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Ver-
haltensweisen verfügen.”

– Im Übrigen lässt eine Gegenüberstellung des
Anhangs II der Richtlinie 2000/56/EG mit den
derzeit geltenden Bestimmungen der Fahrer-
laubnis-Verordnung (FeV §§ 15 ff. und Anlage 7)
und den derzeitigen Vorschriften der Fahr-
schüler-Ausbildungsordnung die wünschens-
werte hierarchische Übereinstimmung erken-
nen. Desgleichen lassen sich die inhaltlichen
Mindestanforderungen des Abschnitts I von An-
hang II in den derzeit gelten Bestimmungen von
Fahrerlaubnis-Verordnung und Fahrschüler-
Ausbildungsordnung umfassend wieder finden.
Die Umsetzung in das Prüfungsrecht einerseits
und die Regelungen im Ausbildungsrecht ande-
rerseits differieren allerdings. Bemängelt wer-
den hier die unterschiedliche Struktur und Be-
grifflichkeit zwischen Fahrerlaubnis-Verordnung
und Fahrschüler-Ausbildungsordnung, was
künftig zu harmonisieren sei.

– Zur Qualifikation der Prüfer werden im Anhang II
nur allgemeine Vorgaben gemacht (Punkt 9.1): 

„Die Fahrprüfer müssen so ausgebildet werden,
dass sie korrekt beurteilen können, ob der Be-
werber in der Lage ist, ein Fahrzeug sicher zu
führen. Die Arbeit der Fahrprüfer muss von einer
durch den Mitgliedstaat zugelassenen Stelle
kontrolliert und überwacht werden, um eine kor-
rekte und konsequente Fehlerbewertung gemäß
den Kriterien dieses Anhangs zu gewährleis-
ten.”

• Computergestützte theoretische Fahrerlaubnis-
prüfung

Das im Kapitel 4 dargestellte neue Konzept einer
computergestützten Fahrerlaubnisprüfung bedeu-
tet keineswegs, dass die heutige „Papier-Bleistift-
Prüfung” lediglich in „computerisierter” Form wei-
tergeführt wird. Vielmehr handelt es sich um eine
neue Qualität von Prüfung, deren wesentliche Eck-
punkte sind:

– Es steht eine neue und reiche Auswahl von
Möglichkeiten der Visualisierung zur Verfügung,
die weit über das bisherige Visualisierungs-
instrumentarium hinausgeht (s. Kap. 4.1.3). Die
Ergänzung der bisher verwendeten statischen
Abbildungen (Grafiken und Fotos) durch ani-
mierte Grafiken und bewegte Bilder in Form von
Videosequenzen ermöglicht eine sehr wirklich-
keitsnahe Wiedergabe des Straßenverkehrsge-
schehens. „Erst realitätsnahe visuelle Darbie-
tungsformen von Verkehrssituationen ermögli-
chen es, bei den Prüfungsinhalten über die Ab-
frage von Regelwissen hinauszugehen und sich
der Erfassung von verkehrsrelevanten Fähigkei-
ten zu nähern, die das Verständnis komplexer
Zusammenhänge erfordern und (auch) die An-
wendung von Wissen und Kenntnissen verlan-
gen”, denken wir beispielsweise an Aufgaben
zur Gefahrenkognition (s. Kap. 4.1.1). Der Fahr-
erlaubnisbewerber muss also nicht mehr allein
Wissensfragen beantworten, sondern in einem
dynamischen computersimulierten Verkehrsge-
schehen situationsbezogen und angemessen
reagieren.

– Der Computer ermöglicht in einem hohen Maße
die Operationalisierung der Aufgaben unter Ver-
wendung und Kombination verschiedener Auf-
gabentypen (s. Aufgabensystematik im Kap.
4.1.3). Der neue Aufgabenpool und seine Nut-
zung sind nicht mehr vergleichbar mit dem heu-
tigen Fragenkatalog der „Papier-Bleistift-Prü-
fung”.
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– Für den Fahrerlaubnisbewerber stellt das neue
System mit seinen verschiedenen Bearbei-
tungsformen bedeutend mehr Möglichkeiten
des Reagierens zur Verfügung als die „Papier-
Bleistift-Prüfung” (s. Kap. 4.1.3). Der Fahrer-
laubnisbewerber hat auch die Möglichkeit, im
Rahmen der Bearbeitung einer bestimmten Auf-
gabe seine Lösungen beliebig oft zu korrigieren,
solange er nicht zur nächsten Aufgabe wech-
selt.

– Durch die computergestützte Auswertung und
Bewertung der Prüfungsergebnisse (s. Kap.
4.1.4) wird – und gerade auch bei dem neuen,
weitaus differenzierteren und komplexeren Auf-
gabensystem – ein hohes Maß an Objektivität
und Prüfungsgerechtigkeit (Gleichbehandlung)
gewährleistet. Sehr hilfreich ist hierbei die com-
putergesteuerte automatische Protokollierung
der Prüfungsergebnisse eines jeden Fahrerlaub-
nisbewerbers. Vergleichen wir das vorgeschla-
gene Bewertungssystem mit dem bislang prak-
tizierten Bewertungssystem, so finden wir eine
Vereinfachung: Im Regelfall soll es in Zukunft für
jede richtig bewertete Aufgabe einen Punkt
geben; als Kriterium für das Bestehen der Prü-
fung gilt ein erreichter Punkteanteil von ca. 92
Prozent. Somit gilt künftig die theoretische Prü-
fung als bestanden, wenn der Fahrerlaubnisbe-
werber mindestens 32 von 35 Punkten erreicht
(also 32 von 35 Aufgaben richtig löst) und keine
Aufgabe aus dem Inhaltsbereich „Vorfahrt, Vor-
rang” falsch beantwortet wurde.

– Bei Nichtbestehen der Prüfung ermöglicht das
neue System eine automatische Feststellung
der (Fehler-)Ursachen für das Leistungsversa-
gen des Fahrerlaubnisbewerbers; durch Com-
puterausdruck können dem Fahrerlaubnisbe-
werber Lernhinweise für eine vertiefende Aus-
bildung gegeben werden. Damit wird eine bes-
sere Vorbereitung auf die Wiederholungsprü-
fung ermöglicht (s. Kap. 4.1.4).

– Die computergestützte Prüfung fördert durch
zusätzliche auditive Darbietungsformen bei den
Prüfungsaufgaben und durch schreibunabhän-
gige Formen bei ihrer Bearbeitung die Chan-
cengleichheit lese- und schreibschwacher
sowie fremdsprachiger Fahrerlaubnisbewerber
(s. Kap. 4.1.1).

– Das neue System ist auch geeignet, viel wirksa-
mer als bislang Manipulationsversuche und

Täuschungsmanöver beim Ablauf der Prüfung
zu unterbinden (s. Kap. 4.1.1).

– Die Erstellung von Statistiken ohne nennens-
werten Mehraufwand wird ermöglicht (s. Kap.
4.1.4 und 4.1.5).

– Schließlich erlaubt das computergestützte Sys-
tem die Evaluation der Fahrerlaubnisprüfung
und darauf aufbauend die gleichzeitige Weiter-
entwicklung neuer Prüfungsaufgaben. Dies be-
deutet die Vornahme einer flankierenden Qua-
litätskontrolle sowie daraus resultierend nach-
folgende Maßnahmen zur Verbesserung der
Prüfungsqualität (s. Kap. 4.1.5).

• Fazit der Untersuchung zur EU-Rechtsverträg-
lichkeit

Wie bereits oben erwähnt, wird in der EU-Führer-
scheinrichtlinie im Anhang II bewusst keine be-
stimmte Form für die theoretische Fahrerlaub-
nisprüfung festgelegt (Abschnitt I, Punkt 1); damit
werden auch alle Arten computergestützter Prüfun-
gen zugelassen. Weiterhin lässt sich auch die Er-
probung neuer Prüfverfahren im Zusammenhang
mit der alltäglichen Durchführung von Prüfungen
mit dem geltenden EU-Recht vereinbaren, denn
diese Erprobung fällt unter die im Eingangssatz zu
Abschnitt I von Anhang II fixierte Verpflichtung der
Mitgliedstaaten, „alle erforderlichen Maßnahmen”
zu treffen, damit die Fahrerlaubnisbewerber
„tatsächlich ... über die erforderlichen Kenntnisse,
Fähigkeiten und Verhaltensweisen verfügen”.

Unschädlich erscheint uns auch, dass die beab-
sichtigte Erfassung situationsbezogener „Verhal-
tensweisen” in der theoretischen Fahrerlaubnisprü-
fung nach Anhang II der Richtlinie eigentlich ein
Prüfungsinhalt der praktischen Fahrerlaubnisprü-
fung sein sollte. Der Begriff „erforderliche Kennt-
nisse” ist zum einen im Zusammenhang mit der
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung im weitesten
Sinn zu verstehen und schließt nach unserer Ausle-
gung Kenntnisse über anforderungsadäquate Ver-
haltensmuster ein. Zum anderen ergibt sich aus der
Mindestanforderungs-Norm in Anhang II der Richt-
linie, dass es den Mitgliedstaaten unbenommen ist,
in die theoretische Fahrerlaubnisprüfung zusätzli-
che Prüfungsinhalte aufzunehmen, zu denen natür-
lich auch psychische Repräsentationen von „Ver-
haltensweisen” zählen können.

Somit kann für das vorgelegte Konzept einer com-
putergestützten theoretischen Fahrerlaubnisprü-
fung für Deutschland festgestellt werden, dass die
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im Anhang II der Richtlinie beschriebenen Prü-
fungsinhalte (Abschnitt I) und Prüfungsziele (Ab-
schnitt II) durch das vorgeschlagene computerge-
stützte Prüfungsdesign mit Sicherheit fachlich qua-
lifizierter und effizienter realisiert werden als durch
die bisherige „Papier-Bleistift-Prüfung”. Das vorge-
sehene Konzept einer computergestützten theore-
tischen Fahrerlaubnisprüfung entspricht somit dem
EU-Recht; eine Änderung der EU-Führerschein-
richtlinie sowie insbesondere des Anhangs II wären
im Falle der Einführung des Konzepts nicht erfor-
derlich. 

5.1.3 Vereinbarkeit mit dem Straßenverkehrs-
gesetz (StVG)

Im Straßenverkehrsgesetz sind die Grundsätze und
Eckwerte der in Deutschland geltenden fahrerlaub-
nisrechtlichen Regelungen verankert. Die Einzel-
heiten hingegen werden vor allem in der Fahrer-
laubnis-Verordnung (FeV) bestimmt. Die für die
Fahrerlaubnisprüfung relevanten Vorschriften im
Straßenverkehrsgesetz sind § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5
(Nachweis der Befähigung), § 2 Abs. 5 (Begriff der
Befähigung), § 2 Abs. 13 (Prüfkompetenz) sowie §
6 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. e, f und k (Ermächtigungs-
grundlagen für Einzelregelungen durch Verord-
nung).

• Nachweis der Befähigung

Gemäß § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 StVG darf die Fahr-
erlaubnis nur erteilt werden, wenn der Fahrerlaub-
nisbewerber „die Befähigung zum Führen von Kraft-
fahrzeugen in einer theoretischen und praktischen
Prüfung nachgewiesen hat”. Bestimmt wird also,
dass grundsätzlich eine theoretische und eine prak-
tische Fahrerlaubnisprüfung stattzufinden haben.
Ausnahmsweise genügt die theoretische Fahrer-
laubnisprüfung für den Erwerb der Klasse L; die
praktische Fahrerlaubnisprüfung reicht bei der Er-
weiterung auf bestimmte Klassen aus (z. B. bei der
Erweiterung der Fahrerlaubnis des Zugfahrzeugs
auf die betreffende Anhängerklasse), weil sich die
theoretische Ausbildung und Prüfung von vornhe-
rein sowohl auf das Zugfahrzeug als auch auf den
Anhänger erstrecken und deshalb nur einmal absol-
viert zu werden brauchen (s. § 15 FeV). Diese Vor-
schriften aus § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 StVG werden
durch das vorgeschlagene Konzept einer computer-
gestützten Fahrerlaubnisprüfung nicht tangiert; als
Fazit lässt sich damit festhalten, dass die Einführung
dieses Konzepts keine Änderung der genannten ge-
setzlichen Regelungen erfordern würde.

• Befähigungs-Begriff

Der Befähigungs-Begriff wird in § 2 Abs. 5 StVG
wie folgt definiert: „Befähigt zum Führen von Kraft-
fahrzeugen ist, wer

1. ausreichende Kenntnisse der für das Führen
von Kraftfahrzeugen maßgebenden gesetzli-
chen Vorschriften hat,

2. mit den Gefahren des Straßenverkehrs und den
zu ihrer Abwehr erforderlichen Verhaltenswei-
sen vertraut ist,

3. die zum sicheren Führen eines Kraftfahrzeugs,
gegebenenfalls mit Anhänger, erforderlichen
technischen Kenntnisse besitzt und zu ihrer
praktischen Anwendung in der Lage ist und

4. über ausreichende Kenntnisse einer umweltbe-
wussten und Energie sparenden Fahrweise ver-
fügt und zu ihrer praktischen Anwendung in der
Lage ist.”

Vom Befähigungsbegriff ist der Eignungsbegriff zu
unterscheiden, der in § 2 Abs. 4 Satz 1 StVG ver-
ankert ist: „Geeignet zum Führen von Kraftfahrzeu-
gen ist, wer die notwendigen körperlichen und 
geistigen Anforderungen erfüllt und nicht erheblich
oder nicht wiederholt gegen verkehrsrechtliche
Vorschriften oder gegen Strafgesetze verstoßen
hat.” Der Eignungsbegriff enthält drei Elemente: die
körperliche, die geistige und die charakterliche Eig-
nung. Die charakterliche Eignung wird „negativ”
beschrieben: Wer nicht durch einschlägige Ver-
stöße gegen Verkehrs- oder Strafrecht aufgefallen
ist, von dem wird vermutet, dass er charakterlich
zum Führen von Kraftfahrzeugen geeignet ist.
Während die Befähigung durch eine besondere
Ausbildung in der Fahrschule aufgrund der Fahr-
schüler-Ausbildungsordnung erst noch erworben
und in der hierfür vorgesehenen Prüfung aufgrund
der §§ 15 bis 18 und Anlage 7 FeV nachgewiesen
werden muss, bringt der Bewerber die körperliche,
geistige und charakterliche Eignung im Regelfall
als Voraussetzungen mit.

Aus unserer Sicht würden die dargestellten gesetz-
lichen Eignungs- und Befähigungsregelungen des
Fahrerlaubniserwerbs ggf. nicht durch das vorge-
schlagene Konzept einer computergestützten
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung berührt; als
Fazit lässt sich damit festhalten, dass die Ein-
führung dieses Konzepts auch keine Änderung der
gesetzlichen Regelungen nach § 2 Abs. 5 StVG er-
fordern würde.
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• Prüfkompetenz

Der § 2 Abs. 13 StVG enthält nicht nur Regelungen
über Fahrerlaubnisprüfer, sondern erstreckt sich
auch auf Personen und Stellen, die Eignungsbe-
gutachtungen vornehmen (z. B. Prüfer der Orts-
kunde für Taxifahrer oder Ausbilder, die Kurse zur
Ersten Hilfe und zur Versorgung Unfallverletzter an-
bieten). Alle genannten Personen und Stellen müs-
sen für die betreffenden Aufgaben eine gesetzliche
oder amtliche Anerkennung oder Beauftragung be-
sitzen (§ 2 Abs. 13 StVG). Dazu gehören auch die
Personen, die die Fahrerlaubnisprüfung abnehmen
und für die außerdem zusätzlich bestimmt wird,
dass sie einer Technischen Prüfstelle für den Kraft-
fahrzeugverkehr nach § 10 des Kraftfahrsachver-
ständigengesetzes (KfSachvG) angehören müssen.
Die Zuständigkeit für die Abnahme der Fahrerlaub-
nisprüfung liegt also ausschließlich bei den amtlich
anerkannten Sachverständigen oder Prüfern für
den Kraftfahrzeugverkehr in den Technischen Prüf-
stellen. Daran soll sich gemäß des vorgeschla-
genen Konzepts einer computergestützten theore-
tischen Fahrerlaubnisprüfung nichts ändern (s.
Kap. 3.4.5 und 4.3); eine Änderung von § 2 Abs. 13
StVG wäre also bei einer Realisierung dieses Kon-
zepts nicht erforderlich.

• Ermächtigungen

Der § 6 Abs. 1 StVG enthält zahlreiche Ermächti-
gungsgrundlagen zum Erlass von entsprechenden
Rechtsverordnungen. Für die Befähigungsprüfung
einschlägig sind § 6 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. e, f und k
StVG.

a) Bei den Festlegungen des § 6 Abs. 1 Nr. 1
Buchst. e StVG handelt es sich um die zentrale
Ermächtigung für die Regelung sämtlicher Ein-
zelheiten, die mit der Fahrerlaubnisprüfung in
Zusammenhang stehen, mit Ausnahme der um-
weltbewussten und Energie sparenden Fahr-
weise (Buchst. f) und der Evaluierung und Qua-
litätssicherung (Buchst. k). In Buchst. e sind zu-
sätzlich besonders wichtige Punkte ausdrück-
lich genannt und mit „insbesondere” hervorge-
hoben (z. B. Zulassung zur Prüfung; Inhalt und
Gliederung der Prüfung, Prüfungsverfahren,
Prüfungsbewertung, Entscheidung über das
Bestehen oder Nicht-Bestehen der Prüfung;
Wiederholung der Prüfung). Die Eckpunkte des
vorgeschlagenen Konzepts einer computerge-
stützten theoretischen Fahrerlaubnisprüfung (s.
o., z. B. Visualisierung, Operationalisierung, Be-
arbeitungsformen, Verhinderung von Manipula-

tionen) sind im Wesentlichen durch „Verfahren”
abgedeckt, denn sie befassen sich vornehmlich
damit, auf welche Art und Weise die Prüfungs-
inhalte computermäßig dargeboten und bear-
beitet werden.

b) Die Ausführungen zum Buchst. e enthalten aber
auch noch eine weitere wichtige Ermächtigung,
nämlich die Möglichkeit, Verordnungs-Vor-
schriften über „die Erprobung neuer Prüfungs-
verfahren” zu erlassen. Damit wäre auch die
Realisierung der im vorgeschlagenen Prüfungs-
konzept vorgesehenen fünf Erprobungsfragen
abgedeckt, die der Weiterentwicklung des Auf-
gabenpools und somit auch der Qualitätssiche-
rung dienen und die unter den normalen Prü-
fungsbedingungen „mitlaufen”, ohne dass dies
für den Bewerber erkennbar ist und erkennbar
sein soll (s. Kap. 4.1.5). Obgleich die geplanten
fünf Erprobungsfragen im Verhältnis zu den 35
Prüfungsfragen zunächst nur geringfügig er-
scheinen, stellt die Verpflichtung, die fünf weite-
ren Fragen zu beantworten, einerseits eine Be-
lastung und einen Eingriff in die Rechte des Be-
werbers dar, der eigentlich nur der unmittelba-
ren Prüfungsordnung unterworfen ist. Anderer-
seits sind die Erhaltung und Verbesserung der
Prüfungsqualität ein wichtiges zu schützendes
Rechtsgut. Deshalb wäre die zusätzliche Be-
lastung mit den Erprobungsfragen gerechtfer-
tigt, wenn diese Maßnahme zur Erreichung des
angestrebten Zwecks (Qualitätssicherung) ge-
eignet, erforderlich und angemessen ist.

Die Eignung des vorgeschlagenen Konzepts zur
Qualitätssicherung wäre aus unserer Sicht zwei-
fellos zu bejahen. Die Erforderlichkeit ebenfalls,
da kein anderes, weniger eingreifendes Mittel
vorhanden ist, mit dem der Zweck in gleicher
Weise erreicht würde. Ein eigens hierfür aufge-
stelltes Forschungsvorhaben käme dazu wohl
zunächst auch in Betracht, wäre aber nicht in
gleicher Weise so geeignet wie die „mitlaufen-
den” fünf Erprobungsfragen, von denen der Be-
werber nichts weiß (s. Kap. 4.1.5). Außerdem
wäre ein besonderes Forschungsvorhaben wohl
bedeutend aufwändiger, auch unter finanziellen
Gesichtspunkten. Deshalb muss auch die Erfor-
derlichkeit des Konzepts mit den fünf Erpro-
bungsfragen bejaht werden. Eine Anzahl von
fünf Erprobungsfragen erscheint auch als ange-
messen, da eine geringere Fragenanzahl keine
Abschätzung von Reihungseffekten erlauben
würde. Zu prüfen wäre allerdings, ob sämtlichen
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Fahrerlaubnisbewerbern fünf Erprobungsfragen
vorgelegt werden müssen oder ob für die Ana-
lyse der Aufgabenqualität auch eine repräsenta-
tive Stichprobe aus der Grundgesamtheit
genügt. Als Fazit bleibt festzuhalten, dass unter
den vorstehend aufgezeigten Betrachtungs-
aspekten und Bedingungen die bestehende Er-
mächtigungsgrundlage gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 1
Buchst. e StVG ausreicht, um das vorgeschla-
gene Konzept einer computergestützten theore-
tischen Fahrerlaubnisprüfung ohne Gesetzes-
änderungen zu verwirklichen.

c) Die Festlegungen des § 6 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. f
StVG in Zusammenhang mit einer umweltbe-
wussten und Energie sparenden Fahrweise wür-
den unter inhaltlichen Gesichtspunkten eigent-
lich auch zum Buchst. e gehören. Ihre Heraus-
nahme aus Buchst. e und ihre Verselbstständi-
gung in Buchst. f erfolgten nur deshalb, weil bei
den besagten beiden Themen auch eine Betei-
ligung des Bundesministeriums für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit erforderlich ist
(vgl. § 6 Abs. 2a StVG). Im Übrigen gelten die
Ausführungen zu Buchst. e entsprechend; für
die Einführung des vorgeschlagenen Konzepts
einer computergestützten theoretischen Fahrer-
laubnisprüfung wäre also keine Änderung der
Festlegungen unter Buchst. f notwendig.

d) In den Bestimmungen des § 6 Abs. 1 Nr. 1
Buchst. k StVG (Evaluierung, Qualitätssiche-
rung) ist zum einen die Ermächtigung zur Rege-
lung von Einzelheiten bei der Anerkennung oder
Beauftragung von Stellen oder Personen nach §
2 Abs. 13 StVG enthalten. Zum anderen steht
hier die Ermächtigungsgrundlage für Maßnah-
men zur Evaluierung und Qualitätssicherung zur
Verfügung. Neben Maßnahmen zur Evaluierung
und Qualitätssicherung können Akkreditierun-
gen durch die Bundesanstalt für Straßenwesen
und Zertifizierungen Gegenstand von Rechts-
verordnungen sein. Es handelt sich dabei um
ein System, das seit 1999 mit Erfolg praktiziert
wird und das auch für das vorgeschlagene Prü-
fungskonzept grundsätzlich geeignet wäre.
Neben der vorliegenden Ermächtigung (Buchst.
k) kommt naturgemäß auch Buchst. e mit der
„Erprobung neuer Prüfungsverfahren” zum
Zuge. Auch in diesem Falle erscheint uns für die
Verwirklichung des vorgeschlagenen Konzepts
einer computergestützten theoretischen Fahrer-
laubnisprüfung eine Änderung der gesetzlichen
Grundlagen nicht als erforderlich.

• § 28 StVG (Verkehrszentralregister) und § 38
StVG (Datennutzung für wissenschaftliche For-
schung)

Im dargestellten Konzept einer computergestützten
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung wird auch vor-
geschlagen, Untersuchungen über den Zusam-
menhang zwischen den Prüfungsergebnissen der
Fahrerlaubnisbewerber und ihrer späteren Verkehrs-
tüchtigkeit im Sinne von Unfall- und Deliktbe-
lastung anzustellen: Schlechte Prüfungsergebnisse
hätten, so wird argumentiert, einen gewissen Prä-
diktionswert für ein hohes Verkehrsrisiko der
Fahranfänger, sofern die Prüfung valide sei. Damit
erscheine es unverzichtbar, erfolglose wie erfolgrei-
che Prüfungen fallbezogen und damit zuordnungs-
fähig zu erfassen und mit späteren Delikt- und Un-
fallzahlen zu vergleichen (s. Kap. 4.1.5). Die Reali-
sierung dieses Vorschlags würde Folgendes vo-
raussetzen:

1. Die Ergebnisse erfolgloser wie auch erfolgrei-
cher Prüfungen müssten im Verkehrszentralre-
gister (VZR) erfasst werden (was eine Änderung
des § 28 Abs. 3 StVG erfordert), unabhängig
davon, ob dem Fahrerlaubnisbewerber auf-
grund einer erfolgreichen Wiederholungsprü-
fung die Fahrerlaubnis erteilt wurde.

2. Die Nutzung der Prüfungsdaten nach (1) und
der im VZR zu den betreffenden Personen re-
gistrierten rechtskräftigen straf- und bußgeld-
rechtlichen Entscheidungen muss nach § 38
StVG erlaubt sein.

Zu 1.: Die Erfassung der Prüfungsergebnisse von
Fahrerlaubnisbewerbern und insbesondere auch
der erfolglosen Prüfungen von Fahrerlaubnisinha-
bern müsste durch eine Änderung von § 28 Abs. 3
StVG ermöglicht werden. Gegen eine solche Ände-
rung bestehen datenschutzrechtliche Bedenken.
Grundsätzlich stellt jede Speicherung von perso-
nenbezogenen Daten in Registern einen Eingriff in
das aus Art. 2 Abs. 1 Grundgesetz resultierende
Recht auf informationelle Selbstbestimmung dar
(vgl. Volkszählungsurteil des Bundesverfassungs-
gerichts, BVerfGE65, 1 ff.). Ohne Einwilligung des
Betroffenen ist eine solche Speicherung nur auf-
grund eines Gesetzes zulässig, in welchem auf der
Basis einer vom Gesetzgeber vorzunehmenden
Abwägung das öffentliche Interesse an der Spei-
cherung der betreffenden Daten als so vorrangig
anzusehen ist, dass der entsprechende Eingriff in
das Recht auf informationelle Selbstbestimmung
hinzunehmen ist. Die o. g. Daten über Prüfungser-
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gebnisse und damit auch über erfolglose Prüfun-
gen einer bestimmten Person sind personenbezo-
gene Daten und darüber hinaus von besonderer
Sensibilität.

Gegner einer für die Verwirklichung des vorge-
schlagenen neuen Prüfungskonzepts notwendigen
Änderung des § 28 Abs. 3 StVG könnten Zweifel an
der Aussagekraft einer zunächst nicht bestande-
nen Fahrerlaubnisprüfung für das spätere Ver-
kehrsverhalten vortragen, wenn der nicht erfolgrei-
che Fahrerlaubnisbewerber anschließend eine Wie-
derholungsprüfung erfolgreich absolviert hat und
ihm die Fahrerlaubnis erteilt wurde: Der letztlich er-
reichte Prüfungserfolg, so eine mögliche Argumen-
tationslinie, hätte die schließlich erfolgte Befähi-
gung des Fahrerlaubnisbewerbers nachgewiesen
und frühere Fähigkeitsdefizite geheilt. Gegen eine
solche Argumentation wäre einzuwenden, dass ein
bei der Prüfung erfolgloser Fahrerlaubnisbewerber
unter Ausnutzung der fehlenden Restriktionsmög-
lichkeiten gegenüber erfolglosen Prüflingen ver-
sucht hat, ohne eine ausreichende Prüfungsvorbe-
reitung in den Besitz der Voraussetzungen für den
Fahrerlaubniserwerb zu gelangen, und solche Ein-
stellungsdefizite in der Regel nicht kurzfristig und
nachhaltig ausgeglichen werden können (s. Kap.
4.1.5).

Gleiches gilt, wenn auch auf geringerem Niveau,
für die beim ersten Prüfungsversuch erfolgreichen
Fahrerlaubnisbewerber, die einige Prüfungsaufga-
ben falsch gelöst haben. Selbst erfolglose Fahrer-
laubnisbewerber, die bei der illegalen Teilnahme als
Kraftfahrzeugführer am Straßenverkehr auffällig
werden, könnte man auf diese Weise in die Absi-
cherung des neuen Prüfungskonzepts einbeziehen:
Das vorgeschlagene Evaluationskonzept stellt ins-
gesamt gesehen die einzige Möglichkeit dar, die
gesamte Varianz der Prüfungsergebnisse für die
Prüfungsevaluation zu nutzen. Allerdings erscheint
der Erfolg dieses Vorgehens nicht empirisch gesi-
chert, da es offensichtlich bislang kaum Studien
über den Zusammenhang zwischen den Prüfer-
gebnissen und der späteren Unfall- und Deliktbe-
lastung von Fahrerlaubnisbewerbern gibt. Hier
könnte ein zeitlich befristetes Forschungsprojekt
mit einer Dauer von beispielsweise zwei Jahren
Abhilfe schaffen, das derartige Zusammenhänge
erhellen und unter rechtlichen Gesichtspunkten als
das mildere Mittel und eher verhältnismäßig anzu-
sehen wäre, wenn es den methodischen Zweck der
Evaluation des vorgeschlagenen neuen Prüfungs-
konzepts erfüllt (s. u.).

Zu 2.: Die Nutzung der VZR-Daten zur wissen-
schaftlichen Forschung ist über § 30 Abs. 5 StVG
in § 38 StVG geregelt. Neben der sorgfältigen Prü-
fung der Erforderlichkeit der entsprechenden Nut-
zung der VZR-Daten und der Untauglichkeit, mit
anonymisierten Daten zu arbeiten, muss das öf-
fentliche Interesse an dem Forschungsvorhaben
das schutzwürdige Interesse der Betroffenen, ihre
Daten unter Verschluss zu halten, erheblich über-
wiegen (§ 38 Abs. 1 Nr. 3 StVG). Letzteres ist eine
hohe Schwelle, die nur mit stichhaltigen und
schwer wiegenden Argumenten überwunden wer-
den kann, insbesondere wenn hierfür die Prüfungs-
daten sämtlicher Fahranfänger über einen zwei-
jährigen Zeitraum gespeichert und genutzt werden
müssten. Einer diesbezüglichen Interessenabwä-
gung muss eine umfassende verkehrs- und rechts-
politische Debatte vorausgehen, die wir an dieser
Stelle nicht vorwegnehmen können. Zu berück-
sichtigen ist bei dieser Debatte allerdings auch,
dass die Auswertung der erhobenen Daten nicht
einem Forschungsinteresse schlechthin dient, son-
dern einem bedeutenden Interesse der breiten Öf-
fentlichkeit an einer hohen Verkehrssicherheit und
einer funktionstüchtigen Selektion von verkehrs-
untüchtigen Fahrerlaubnisbewerbern bereits bei
der Fahrerlaubnisprüfung. Sofern der Gesetzgeber
auf der Grundlage der Ergebnisse dieser Debatte
trotzdem nicht dem unterbreiteten Vorschlag für ein
umfassendes Evaluationskonzept folgen möchte,
könnte ersatzweise ein begrenztes Forschungspro-
jekt an seine Stelle treten, bei dem nur die Daten
einer für die Grundgesamtheit repräsentativen
Stichprobe genutzt werden (s. o.).

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass bei
der Einführung des vorgeschlagenen neuen Kon-
zepts für die theoretische Fahrerlaubnisprüfung
wegen der Erfassung der personenbezogenen Prü-
fungsdaten eine Änderung des § 28 Abs. 3 StVG
erforderlich wäre. Es bestehen jedoch Zweifel, ob
der Gesetzgeber (Bundesregierung, Bundestag
und Bundesrat) zu einer solchen Änderung bereit
ist. Fraglich erscheint auch, ob nach § 38 StVG die
generelle Nutzung der Daten zu Evaluations-
zwecken erlaubt wäre; für ein begrenztes For-
schungsprojekt darf dies angenommen werden. 

5.1.4 Vereinbarkeit mit der Fahrerlaubnis-
Verordnung (FeV)

Die Fahrerlaubnis-Verordnung befasst sich in den
§§ 15 bis 18 sowie in der Anlage 7 mit der Fahrer-
laubnisprüfung. Im § 16 Abs. 2 FeV wird festgelegt,
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dass die theoretische Fahrerlaubnisprüfung „an-
hand von Fragen” erfolgt, die „in unterschiedlicher
Form und mit Hilfe unterschiedlicher Medien” ge-
stellt werden können. Mit der Einführung des vor-
geschlagenen neuen Konzepts für die theoretische
Fahrerlaubnisprüfung wären nun neuartige Visuali-
sierungsmöglichkeiten, Aufgabentypen und Bear-
beitungsformen verbunden, die dem bisherigen
Frage-Antworten-Schema im Sinne von Mehrfach-
Wahl-Aufgaben nicht mehr entsprechen, denken
wir beispielsweise an Zuordnungs-Aufgaben, Um-
ordnungs-Aufgaben oder Ergänzungs-Aufgaben.
Grundsätzlich erscheint es uns jedoch in jedem
Falle möglich, auch bei diesen Aufgabentypen die
Aufgabenstellung in eine Frage einzukleiden (z. B.
Umordnungs-Aufgabe: „In welcher Reihenfolge
dürfen die Kraftfahrzeuge die Kreuzung befah-
ren?”; Ergänzungs-Aufgabe: „Welcher Bremsweg
ist einzuplanen? Klicken Sie den richtigen Wert
an!”). Eine breite Auslegung des Terminus „Frage”,
der bislang offenbar synonym zum methodisch
auch zutreffenden, aber semantisch weiter gefass-
ten Begriff „Aufgabe” genutzt wurde, schließt damit
aus unserer Sicht einerseits auch die neuen Aufga-
bencharakteristika ein, zumal der Gesetzgeber ja
gerade auf die unterschiedlichen formalen und me-
dialen Operationalisierungsmöglichkeiten der „Fra-
gen” im Sinne der Fahrerlaubnis-Verordnung ver-
weist. Andererseits bezieht sich der heutige § 16
FeV aber doch stark auf die Papier-Bleistift-Prü-
fung; will man den Aufgabencharakter der Prü-
fungselemente grundsätzlich unterstreichen und
die im vorgeschlagenen computergestützten Prü-
fungskonzept beschriebenen neuen Darbietungs-
und Bearbeitungsformen explizit gesetzlich legiti-
mieren, dann wäre eine Überarbeitung des § 16
Abs. 2 FeV notwendig.

In der Anlage 7 FeV wird die theoretische Fahrer-
laubnisprüfung im Teil 1 behandelt. Die dort festge-
legte Gliederung des Prüfungsstoffs bzw. der Prü-
fungsinhalte wurde im vorgeschlagenen neuen
Prüfungskonzept bislang noch grundsätzlich bei-
behalten (s. Kap. 4.1.2). Sollten hier Veränderungen
vorgenommen werden, müssten diese bei der Ein-
führung eines neuen Konzepts für die theoretische
Fahrerlaubnisprüfung „eins zu eins” in die Nr. 1.1
der Anlage 7 FeV umgesetzt werden. In die Nr. 1.2
der Anlage 7 (Form und Umfang der Prüfung, Zu-
sammenstellung der Aufgaben – statt „Fragen” –
sowie Bewertung) sind im Wesentlichen die Darle-
gungen zur „Aufgabensystematik” bzw. „Operatio-
nalisierung” (s. Kap. 4.1.3 und 4.1.4) zu überneh-
men. Auch Nr. 1.3 der Anlage 7 (Durchführung der

Prüfung) ist insbesondere in Hinblick auf Gesichts-
punkte der Prüfungsgestaltung für fremdsprachige,
leseschwache und gehörlose Fahrerlaubnisbewer-
ber anzupassen. Entsprechendes gilt für Nr. 1.4 der
Anlage 7 (Täuschungshandlungen/Manipulations-
versuche). Als Fazit bleibt festzuhalten: Die Reali-
sierung des vorgeschlagenen neuen Prüfungskon-
zepts würde Neufassungen von § 16 Abs. 2 FeV
und Anlage 7 – Teil 1 – FeV erfordern.

5.1.5 Vereinbarkeit mit der Prüfungsrichtlinie

Die Prüfungsrichtlinie (veröffentlicht im VkBl. 1998
S. 1111) hat keinen Rechtsnormcharakter, d. h., sie
ist nicht rechtsverbindlich. Vielmehr enthält sie er-
gänzende Hinweise für die Auslegung und Anwen-
dung der einschlägigen Vorschriften des Straßen-
verkehrsgesetzes und der Fahrerlaubnis-Verord-
nung. Die Prüfungsrichtlinie ist jedoch mit den zu-
ständigen obersten Landesbehörden abgestimmt
und wird vom Bundesministerium für Verkehr, Bau-
und Wohnungswesen herausgegeben bzw. veröf-
fentlicht; sie besitzt damit eine gewisse „faktische”
Autorität. Der Abschnitt 4 der Richtlinie befasst
sich mit der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung
und wäre deshalb bei Einführung des vorgeschla-
genen neuen Konzepts für die theoretische Fahrer-
laubnisprüfung im Lichte der neuen Prüfungsge-
staltung zu überarbeiten.  

5.1.6 Vereinbarkeit mit der Führerschein-
Verwaltungsvorschrift

Die allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Durch-
führung der Bestimmungen der Fahrerlaubnis-Ver-
ordnung (Bundesanzeiger 1998 S. 17900, VkBl.
1999 S. 10) befasst sich lediglich mit der Ausferti-
gung des Führerscheins und mit der Übermittlung
der betreffenden Daten an das Zentrale Fahrer-
laubnisregister beim Kraftfahrt-Bundesamt. Die
Fahrerlaubnisprüfung und deren Vorschriften wer-
den nicht tangiert.

5.1.7 Vereinbarkeit mit dem Kraftfahrsach-
verständigengesetz (KfSachvG) und der
Durchführungs-Verordnung

Nach § 2 Abs. 13 Satz 2 StVG müssen die Fahrer-
laubnisprüfer einer Technischen Prüfstelle im Sinne
von § 10 KfSachvG angehören. Damit kann die
Fahrerlaubnisprüfung nur von amtlich anerkannten
Sachverständigen oder Prüfern für den Kraftfahr-
zeugverkehr abgenommen werden. In der Praxis
sind überwiegend amtlich anerkannte Prüfer im
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Einsatz. Die Voraussetzungen und insbesondere
die Ausbildung der Prüfer als Bedingung für ihre
amtliche Anerkennung sind im Paragraphen 2 des
Kraftfahrsachverständigengesetzes geregelt und
erscheinen als stark technikorientiert, was dem
Prüfer ermöglicht, sowohl in der theoretischen als
auch in der praktischen Fahrerlaubnisprüfung auf
ein solides verkehrstechnisches und verkehrs-
rechtliches Wissen zurückzugreifen.

Daneben benötigt der Prüfer aber auch pädago-
gisch-psychologisches Wissen und Können, um
das Leistungsvermögen der Fahrerlaubnisbewer-
ber in der Prüfung zu stimulieren und ihnen im Falle
des Misserfolgs psycho-soziale Unterstützung und
Lernhinweise (s. Kap. 5.2.5) anzubieten. Um diese
Aufgaben optimal erfüllen zu können, wäre eine
verbesserte pädagogisch-psychologische und ver-
kehrspsychologische Fort- und Weiterbildung
durchaus wünschenswert; sie wird deshalb auch in
der Fachöffentlichkeit immer wieder gefordert. Al-
lerdings würden mit der Einführung des vorge-
schlagenen computergestützten Konzepts für eine
theoretische Fahrerlaubnisprüfung keine grund-
sätzlich neuartigen oder über die bisherigen Auf-
gaben hinausgehenden Anforderungen im päda-
gogisch-psychologischen Bereich auf den Prüfer
zukommen, wenn man vielleicht von der Berück-
sichtigung möglicher Technikphobien bei den Prüf-
lingen absieht. Solche Technikphobien sollten 
aber bereits im Rahmen der Fahrschulausbildung
bearbeitet werden, sodass insgesamt gesehen al-
lein wegen der Einführung des vorgeschlagenen
neuen Konzepts für die theoretische Fahrerlaubni-
sprüfung kein Anlass bestünde, für die Prüfer mit-
tels einer Gesetzesänderung eine verbindliche
pädagogisch-psychologische und verkehrspsy-
chologische Aus-, Fort- und Weiterbildung zu for-
dern. 

5.1.8 Vereinbarkeit mit dem Fahrlehrergesetz
(FahrlG)

Es besteht ein enger inhaltlicher Zusammenhang
zwischen der Ausbildung in der Fahrschule und der
Fahrerlaubnisprüfung; neben der Ausbildung des
Fahrschülers zu einem sicheren, verantwortungs-
vollen und umweltbewussten Kraftfahrer stellt auch
die Vorbereitung auf die Fahrerlaubnisprüfung ein
wichtiges Ziel der Ausbildung dar (§ 1 Abs. 1
Fahrsch-AusbO). Es liegt damit auf der Hand, dass
es für die einzelnen Fahrlehrer einer Fahrschule
stets von Interesse ist, wie die bei ihnen ausgebil-
deten Fahrerlaubnisbewerber in der Prüfung ab-

schneiden. Über dieses „natürliche” Interesse der
Fahrlehrer an ihren Ausbildungserfolgen hinaus,
haben sich im Laufe der Zeit regional variierende
Nicht-Bestehens-Quoten bei den Prüfungsergeb-
nissen herauskristallisiert, die auf psychologischen
und strukturellen Ursachen beruhen (STURZBE-
CHER et al., 2004) und als Qualitätskriterium für die
Fahrschulausbildung herangezogen werden kön-
nen (STURZBECHER et al., 2003). Die Unterstüt-
zung der Qualitätssicherung in den Fahrschulen
durch entsprechende Informationen von Seiten der
Technischen Prüfstellen wurde im Kapitel 4.1.5 an-
gesprochen.

Voraussetzung für diese Unterstützung wäre die
Registrierung der Nicht-Bestehens-Quoten für die
jeweiligen Fahrschulen im örtlichen Fahrlehrerre-
gister nach § 39 Abs. 3 FahrlG. Diese Registrierung
erscheint uns unter rechtlichen Gesichtspunkten
als unbedenklich, denn die Sicherstellung einer
vorschriftsmäßigen und unter pädagogischen Ge-
sichtspunkten qualitativ guten Fahrschulausbil-
dung liegt im Interesse der Verkehrssicherheit und
damit der Öffentlichkeit, zumal gerade die Unfall-
belastung der jungen Fahranfänger immer noch
Besorgnis erregend hoch ist. Im Übrigen könnten
die Prüfungsergebnisse, um diesen Zweck zu erfül-
len, nicht personenbezogen, sondern nur anonymi-
siert und fahrschulbezogen mitgeteilt und regis-
triert werden, wodurch datenschutzrechtliche Be-
denken minimiert werden. Zur entsprechenden re-
gelmäßigen Mitteilung der anonymisierten Daten
könnten die Technischen Prüfstellen verpflichtet
werden, bei denen die Prüfungen erfolgten. Dazu
müsste der § 39 Abs. 3 FahrlG in der Weise geän-
dert werden, dass nach Nummer 10 folgende
Nummer 11 angefügt wird: „11. die Anzahl der be-
standenen und nicht bestandenen Fahrerlaubnis-
prüfungen von Fahrschülern bezogen auf die Fahr-
schule, die die betreffenden Schüler zur Prüfung
angemeldet hatte”. In § 40 FahrlG wird nach Ab-
satz 2 folgender Absatz 3 angefügt: „(3) Zur Mittei-
lung der Daten nach § 39 Abs. 3 Nr. 11 ist die Tech-
nische Prüfstelle verpflichtet, bei der die Prüfung
abgenommen wurde.” 

5.1.9 Vereinbarkeit mit der Fahrschüler-Ausbil-
dungsordnung (Fahrsch-AusbO)

In den Kapiteln 3 und 4 des vorliegenden Berichts
(s. beispielsweise Kap. 4.1.2) wurden die teilweise
unterschiedliche Terminologie und die voneinander
abweichenden Strukturen in der Fahrerlaubnis-Ver-
ordnung und in der Fahrschüler-Ausbildungsord-
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nung kritisiert und eine Harmonisierung gefordert.
Sowohl die Kritik als auch die Forderung sind aus
unserer Sicht berechtigt: Die Anlagen 1 und 2 der
Fahrschüler-Ausbildungsordnung mit den Rah-
menplänen für den Grundstoff und den Zusatzstoff
für die verschiedenen Fahrerlaubnisklassen müs-
sen mit der Anlage 7 FeV und der Prüfungsrichtli-
nie begrifflich und strukturell abgestimmt werden.
Diese Anpassung muss bei einer Einführung des
vorgeschlagenen Konzepts für die theoretische
Fahrerlaubnisprüfung geleistet werden. 

5.1.10 Vereinbarkeit mit dem Datenschutzrecht

Das allgemeine Datenschutzrecht wird im Bundes-
datenschutzgesetz und in den Landesdaten-
schutzgesetzen der einzelnen Bundesländer gere-
gelt. Wegen der Bedeutung und der besonderen
Bedingungen des Straßenverkehrsrechts hat sich
hier auch schon sehr früh ein spezielles straßen-
verkehrsbezogenes Datenschutzrecht herausgebil-
det und weiterentwickelt. Hinzuweisen ist insbe-
sondere auf die Vorschriften über das Verkehrszen-
tralregister (§§ 28 bis 30 c StVG), über die Fahr-
zeugregister (§§ 31 bis 47 StVG) und über die Fahr-
erlaubnisregister (§§ 48 bis 64 StVG). Außerdem
sind noch Bestimmungen anzuführen, die sich ver-
streut im Straßenverkehrsgesetz finden lassen, bei-
spielsweise über die Datenübermittlung zwischen
Fahrerlaubnisbehörden, Technischen Prüfstellen
und anderen Empfängern (§ 2 Abs. 14 StVG) sowie
über Registerauskünfte an die Fahrerlaubnisbehör-
den (§ 2 Abs. 7 und 9 StVG). Weiterhin gibt es spe-
zielle datenschutzrechtliche Bestimmungen in der
Fahrerlaubnis-Verordnung (z. B. §§ 49 bis 64 FeV).
Das spezielle straßenverkehrliche Datenschutz-
recht hat Vorrang vor dem allgemeinen Daten-
schutzrecht.

5.1.11 Änderung der Gebührenordnung für
Maßnahmen im Straßenverkehr 
(GebOSt)

Die mit dem vorgeschlagenen computergestützten
Prüfungskonzept verbundene anspruchsvollere
Prüfungsgestaltung verursacht nicht unerhebliche
Investitionskosten bei den Technischen Prüfstellen
sowie erhöhte Betriebskosten für die Prüfungs-
durchführung. Diese höheren Kosten müssen über
eine Erhöhung der Prüfungsgebühren auf die Fahr-
erlaubnisbewerber umgelegt werden. Diese Umla-
geerhöhung ist in der Gebührenordnung (Ge-
bühren-Nr. 401) auszuweisen. Da die entsprechen-
de Änderung der Gebührenverordnung einen Zeit-

raum von ungefähr sechs Monaten in Anspruch
nehmen würde und die Akzeptanz dieser Änderung
durch eine Diskussion in der Öffentlichkeit gesi-
chert werden müsste, sollten die Kalkulation der
notwendigen Umlage wie auch die Unterbreitung
eines Vorschlags für die Gebührenerhöhung recht-
zeitig erfolgen. Die Höhe der künftigen Prüfungsge-
bühren kann derzeit noch nicht zuverlässig prog-
nostiziert werden und ist darüber hinaus nicht Ge-
genstand einer rechtlichen Betrachtung. Allerdings
ermöglicht ein Blick auf die Länder mit einem fort-
geschrittenen Prüfungssystem einen ersten An-
haltspunkt: In Schweden beträgt die Prüfungsge-
bühr 24 Euro; in Großbritannien 28 Euro (s. Kap.
3.4.3). 

5.1.12 Übergangsregelungen (§ 76 FeV)

Ein mögliches Nebeneinander des bisherigen und
des vorgeschlagenen neuen Prüfungssystems
stößt auf starke Bedenken, da die Vergleichbarkeit
bzw. Äquivalenz zwischen beiden Systemen wegen
der grundsätzlichen Unterschiede nicht gegeben
ist (s. Kap. 2.5). Bei einer solchen Ausgangssituati-
on sind erhebliche Probleme im Zusammenhang
mit dem Gleichheits- und Gleichbehandlungs-
grundsatz (Art. 3 Grundgesetz) zu erwarten. Des-
halb ist dringend zu empfehlen, auch für eine Über-
gangszeit von einem Nebeneinander des bisheri-
gen und des neuen Prüfungskonzepts abzusehen
und die vorgeschlagene computergestützte theore-
tische Fahrerlaubnisprüfung ab einem bestimmten
Einführungsdatum vollständig für sämtliche Fahrer-
laubnisbewerber zur Verfügung zu stellen. Die Er-
probung des neuen Prüfungssystems in einer Pilot-
phase mit räumlicher und zeitlicher Begrenzung
sowie mit einem begrenzten Kreis von Fahrerlaub-
nisbewerbern wäre durch Ausnahmegenehmigung
nach § 74 FeV möglich.  

5.1.13 Zusammenfassung

1. Das vorgeschlagene computergestützte Kon-
zept für eine theoretische Fahrerlaubnisprüfung
ist mit der EU-Führerscheinrichtlinie, insbeson-
dere Anhang II, vereinbar.

2. Das vorgeschlagene Prüfungskonzept ist mit
dem Straßenverkehrsgesetz vereinbar, mit Aus-
nahme der Speicherung und Nutzung der Prü-
fungsdaten sämtlicher Fahrerlaubnisbewerber.
Eine entsprechende Änderung des § 28 Abs. 3
StVG würde wegen erheblicher datenschutz-
rechtlicher Bedenken vermutlich auf Widerstän-
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de stoßen, wäre in jedem Falle jedoch unter
verkehrs- und rechtspolitischen Gesichtspunk-
ten zunächst vertiefend zu diskutieren. Ein ent-
sprechendes Forschungsprojekt mit einem re-
präsentativen Ausschnitt aus der Grundge-
samtheit der Fahrerlaubnisbewerber wäre unter
Beachtung von § 38 StVG zulässig.

3. Der § 16 Abs. 2 und die Anlage 7 (Teil 1) der
Fahrerlaubnis-Verordnung sollten bei einer Ein-
führung des vorgeschlagenen Prüfungskon-
zepts geändert werden.

4. Die Prüfungsrichtlinie müsste bei einer Reali-
sierung des vorgeschlagenen Prüfungskon-
zepts in Abschnitt 4 überarbeitet werden.

5. Die Führerschein-Verwaltungsvorschrift wird
nicht berührt und müsste deshalb bei einer Ein-
führung des vorgeschlagenen Prüfungskon-
zepts nicht geändert werden.

6. Eine Änderung des Kraftfahrsachverständigen-
gesetzes und der Durchführungs-Verordnung
wäre bei einer Realisierung des vorgeschla-
genen Prüfungskonzepts nicht erforderlich.

7. Das Fahrlehrergesetz müsste bei einer Ein-
führung des vorgeschlagenen Prüfungskon-
zepts wegen der (anonymisierten) Erfassung
der Prüfungsergebnisse der Fahrschüler bzw.
Fahrerlaubnisbewerber der betreffenden Fahr-
schulen in den §§ 39 und 40 geändert werden.

8. Die Anlagen 1 und 2 der Fahrschüler-Ausbil-
dungsordnung und die Anlage 7 der Fahrer-
laubnis-Verordnung müssten bei einer Realisie-
rung des vorgeschlagenen Prüfungskonzepts
hinsichtlich der Struktur und der Terminologie
bei Ausbildungsstoff und Prüfungsinhalten an-
einander angepasst werden.

9. Für eine Verwirklichung des vorgeschlagenen
Prüfungskonzepts wäre eine Änderung der Ge-
bührenordnung für Maßnahmen im Straßenver-
kehr (GebOSt) notwendig.

10. Mit der Übergangsregelung (§ 76 FeV) sollte bei
einer Einführung des vorgeschlagenen Prü-
fungskonzepts ein Nebeneinander von bisheri-
gem und neuem Prüfungskonzept vermieden
werden.

11. Die Erprobung des neuen computergestützten
Prüfungskonzepts für die theoretische Fahrer-
laubnisprüfung in einer Pilotphase mit räumli-

cher und zeitlicher Begrenzung sowie mit
einem begrenzten Kreis von Fahrerlaubnisbe-
werbern wäre durch eine Ausnahmegenehmi-
gung nach § 74 FeV möglich.

Den Zeitbedarf für eine Gesetzesänderung (FahrlG)
kann man auf etwa ein Jahr veranschlagen; eine
Änderung von Verordnungen (FeV, Fahrsch-AubO)
erfordert ca. drei Monate. Dagegen lässt sich der
Zeitbedarf für eine Änderung der Prüfungsrichtlinie
nur schwer prognostizieren, weil es hier keine ver-
bindlichen Verfahrensregelungen gibt. Im Allgemei-
nen wird hier von drei bis sechs Monaten auszuge-
hen sein. 

5.2 Organisatorische und technische
Bedingungen

5.2.1 Vorbemerkung

Im Kapitel 4 wurde ein neues computergestütztes
Konzept für die theoretische Fahrerlaubnisprüfung
vorgeschlagen. Welche Auswirkungen ergeben
sich aus diesem neuen Prüfungskonzept für die Or-
ganisation des Prüfungssystems; welche personel-
len und sächlichen Voraussetzungen sind für die
Verwirklichung des Konzepts zu erfüllen? Diesen
Fragen soll im Folgenden nachgegangen werden,
wobei wir in diesem Zusammenhang auch auf das
Kapitel 4.1.6 verweisen wollen, in dem wir die or-
ganisatorischen Grundlagen für die Erarbeitung
und Evaluation von Prüfungsaufgaben und Paral-
leltests ausführlich dargestellt haben.

An diese Ausführungen wollen wir nun anknüpfen
und zunächst ergänzend die technischen Bedin-
gungen für die methodischen Entwicklungsarbei-
ten skizzieren. Anschließend werden wir dann die-
jenigen organisatorischen und technischen Bedin-
gungen beschreiben, die unmittelbar mit der Prü-
fungsdurchführung zusammenhängen. Dabei wol-
len wir die Anforderungen bezüglich der Bereitstel-
lung der technischen Voraussetzungen (z. B. Hard-
ware und Software) in den Mittelpunkt stellen, denn
das vorgeschlagene Prüfungskonzept umfasst
zwar auch einige Veränderungen bei der Prüfungs-
organisation und -durchführung; für die Techni-
schen Prüfstellen stellt jedoch die empfohlene Ein-
führung des Computers als technisches Prüfungs-
medium eine besonders wichtige Neuerung und
Herausforderung dar. Zum Schluss des Kapitels
5.2 werden wir dann noch kurz auf das Instruk-
tionsprogramm und die künftigen Anforderungen
an die Prüfer eingehen.
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5.2.2 Technische Bedingungen der Erarbeitung
und Evaluation von Prüfungsaufgaben
und Paralleltests

Die verschiedenen Einsatzmöglichkeiten des 
Computers bei der Testentwicklung, Testevaluation
und Testauswertung wurden grundsätzlich bereits
im Kapitel 2.4.2 dargestellt sowie im Hinblick 
auf die theoretische Fahrerlaubnisprüfung in den
Kapiteln 4.1.3 und 4.1.5 konkretisiert. Sicher müs-
sen die dort beschriebenen Anwendungen im Falle
der weiteren Ausarbeitung des vorgeschlagenen
Prüfungskonzepts noch präzisiert werden, zwei
zentrale Anforderungen in diesem Bereich können
aber bereits heute benannt werden: Erstens ist ein
Multimedia-Autoren-System für die Aufgabener-
arbeitung zu entwickeln; dieses System benötigt
die Entwicklungsgruppe für die Erarbeitung ihrer
Aufgabenentwürfe. Zweitens muss ein Prüfungs-
ergebnis-Analyse-System aufgebaut werden; dies
ist eine Aufgabe des Evaluationsteams. Die Qua-
lität dieser beiden Systeme stellt eine entscheiden-
de Voraussetzung für die erfolgreiche Weiter-
entwicklung des Prüfungssystems dar (s. Kap.
4.1.6).

Das zu entwickelnde Multimedia-Autoren-System
für die Erarbeitung von Prüfungsaufgaben sollte
auch technischen Laien die schnelle und komforta-
ble Erstellung von Entwürfen für Prüfungsaufgaben
ermöglichen. Hierfür muss es den Zugriff auf den
zentralen Aufgabenpool ermöglichen. Diese Forde-
rung erscheint als besonders wichtig, damit zum
einen auf bereits erprobte Aufgaben als Ausgangs-
punkt für Neuentwicklungen zurückgegriffen wer-
den kann und zum anderen die im Multimedia-Au-
toren-System neu entwickelten Prüfungsaufgaben
direkt in den Aufgabenpool übernommen werden
können. Durch diese Übernahme in den Aufgaben-
pool wird dann auch sichergestellt, dass neue Prü-
fungsaufgaben von der Software für die Prüfungs-
durchführung (s. u.) verarbeitet werden können. Die
zweite genannte Systemkomponente des neuen
Prüfungssystems, das zentrale datenbankgestütz-
te Prüfungsergebnis-Analyse-System, muss über
eine Schnittstelle regelmäßig die neuen Prüfungs-
ergebnisse von den Verwaltungssystemen der
Technischen Prüfstellen übernehmen können. Auf
der Grundlage dieser kontinuierlich zu ergänzen-
den Datenbestände werden dann die vorgesehe-
nen Aufgaben- und Paralleltestanalysen sowie die
geplanten Validierungsuntersuchungen durchge-
führt. 

5.2.3 Organisatorische und technische Bedin-
gungen der Prüfungsdurchführung

• Überblick

Betrachten wir die theoretische Fahrerlaubnisprü-
fung als Prozess (s. Kap. 3.1.4), dann hat die Um-
stellung auf ein computergestütztes Prüfungssys-
tem Auswirkungen auf drei verschiedene Prozess-
phasen der Prüfung: erstens auf die Prüfungsvor-
bereitung, zweitens auf die Prüfungsdurchführung
im engeren Sinne (Bearbeitung der Prüfungsaufga-
ben durch den Prüfling) und drittens auf die Prü-
fungsnachbereitung (Auswertung, Erläuterung der
Prüfungsergebnisse, Prüfungsberatung). Diese drei
Prozessphasen dienen uns nachfolgend zur Glie-
derung unserer Ausführungen zu den organisatori-
schen und technischen Bedingungen der Prü-
fungsdurchführung. Abschließend werden wir dann
auf Aspekte der Datensicherheit und des Daten-
schutzes im Gesamtprozess eingehen.

• Prüfungsvorbereitung

Unter dem Stichwort „Prüfungsvorbereitung” wol-
len wir zunächst die vor der Prüfung liegenden or-
ganisatorischen Abläufe betrachten. Es handelt
sich dabei um die Bereitstellung der an die Prüflin-
ge gebundenen Prüfaufträge und der Prüfungsauf-
gaben bzw. Paralleltests.

Für jeden Prüfling existiert ein Prüfauftrag von den
Straßenverkehrsbehörden. Die Daten zu diesen
Prüfaufträgen, also beispielsweise die Informatio-
nen zur Person des Prüflings, der von ihm bean-
tragten Fahrerlaubnisklasse und weiteren Prü-
fungsbedingungen, werden bereits jetzt in den
Technischen Prüfstellen anhand elektronischer Ver-
waltungssysteme erfasst und bearbeitet. Es exis-
tiert also eine Verwaltungssoftware, mittels derer
jeder Prüfling in Hinblick auf seine Voraussetzun-
gen zum Fahrerlaubniserwerb erfasst wird. Ergän-
zend dazu muss nun für ein computergestütztes
Prüfungssystem eine Prüfungssoftware entwickelt
werden, die es ermöglicht, einerseits Daten aus
den Prüfaufträgen (z. B. Daten zur Identifikation
des Prüflings) und andererseits Daten zum Prü-
fungsablauf, zur Aufgabenbearbeitung und zu den
aufgabenbezogenen Prüfungsergebnissen zu erhe-
ben. Es erscheint sinnvoll, eine Schnittstelle zwi-
schen der Software für die Auftragsverwaltung und
der Prüfungssoftware einzurichten, denn beispiels-
weise wird im Rahmen der Auftragsverwaltung do-
kumentiert, ob die anstehende Prüfung eine Erst-
prüfung oder eine Wiederholungsprüfung darstellt,
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was wiederum bei der Auswahl des Paralleltests für
einen bestimmten Prüfling zu berücksichtigen ist,
damit er nicht bei der Wiederholungsprüfung den
gleichen Paralleltest wie bei der Erstprüfung bear-
beitet.

Die heute als Prüfbogen aus Papier vorliegenden
Paralleltests sollen zukünftig in einem zentralen
Datenbanksystem bereitgestellt werden. Dieses
Datenbanksystem besteht aus

– der grundlegenden Datenbank mit den zur Ver-
fügung stehenden einzelnen Prüfungsaufgaben
(„Aufgabenpool”),

– den definierten Zusammenstellungen der Auf-
gaben zu Paralleltests und

– einer Software, die es dem Prüfer ermöglicht,
die gewünschten Paralleltests abzurufen und
auf seinen PC zu übernehmen.

Eine Kopie (ein „Spiegel”) dieses Datenbanksys-
tems sollte bei jeder Technischen Prüfstelle einge-
richtet und regelmäßig aktualisiert werden. Die
Übernahme der Paralleltests vom jeweiligen Spie-
gel der Technischen Prüfstelle auf den eigenen PC
des Prüfers kann von Berechtigten über einen di-
rekten (Anschluss in der Prüfstelle) oder entfernten
Zugriff (z. B. ISDN-Einwahl oder sichere Virtual Pri-
vate Network-Verbindung über das Internet) aus-
geführt werden. Um dabei die Datenmenge zu be-
grenzen, sollten nur die gültigen Paralleltests über-
tragen werden.

• Prüfung

In Deutschland werden zurzeit jährlich ca. 1,9 Mil-
lionen Fahrerlaubnisprüfungen an ungefähr 1.600
Prüforten durchgeführt. Die theoretischen Fahrer-
laubnisprüfungen erfolgen in Räumen der Techni-
schen Prüfstellen, in angemieteten Räumen oder
teilweise auch noch in Räumen von Fahrschulen.
Auch künftig werden theoretische Fahrerlaubnis-
prüfungen sowohl in Räumen der Technischen
Prüfstellen als auch in angemieteten Räumen statt-
finden; die Nutzung angemieteter Räume erscheint
auch weiterhin empfehlenswert, weil einerseits das
Netz der Technischen Prüfstellen nicht ausgebaut
werden kann und andererseits den Fahrerlaubnis-
bewerbern keine wesentlich längeren Wege zu den
Prüforten bzw. Prüflokalen zugemutet werden sol-
len.

An den Prüforten müssen EDV-Sets für die Prü-
fungsdurchführung eingerichtet werden. Die EDV-

Ausstattung eines solchen Sets besteht grundsätz-
lich aus jeweils einem Personalcomputer (nachfol-
gend „PC”) pro Prüfling, einem PC für den Prüfer
und einem Drucker, wobei alle diese Bestandteile
zu einem Netzwerk verschaltet werden. Für die 
Installation dieser EDV-Sets werden gemäß des
geplanten Nebeneinanders von Prüfungsmöglich-
keiten in Technischen Prüfstellen und in zeitweise
angemieteten Räumen sowohl eine stationäre als
auch eine ambulante Variante geplant: Während
die stationäre Variante in Räumen der Technischen
Prüfstellen genutzt wird, kommen in angemieteten
Räumen als Prüflokale mobile technische Ausstat-
tungen für die ambulante Datenerfassung zum Ein-
satz.

Bei der ambulanten Datenerfassung fahren die
Prüfer zu den angemieteten Prüflokalen und führen
dabei die benötigten tragbaren EDV-Sets mit.
Diese EDV-Sets werden dann in den Prüflokalen 
installiert und nach der Prüfung wieder abgebaut.
Um eine akzeptable Zuverlässigkeit und Perfor-
manz der ambulanten EDV-Sets sicherzustellen,
müssen an die anzumietenden Räume folgende
Mindestanforderungen gestellt werden:

– Es muss ein Stromnetzanschluss an jedem Ar-
beitsplatz vorhanden sein. Mit dieser Forderung
wird sichergestellt, dass die Verfügbarkeit der
Geräte nicht von ihrer Akku-Kapazität abhängt,
die bislang meist keine durchgehende Nut-
zungsdauer von acht Stunden erlaubt. Mit den
Stromnetzanschlüssen erübrigen sich also auch
ein aufwändiger Transport von Zusatzakkus und
ihre Auswechslung.

– Es muss eine Fast-Ethernet-Vernetzung der Ar-
beitsplätze möglich sein, um einen stabilen Da-
tentransfer zu sichern.

Im Interesse der Übersicht für den einzelnen Prüfer
sollten sowohl im stationären als auch im ambulan-
ten Fall in der Regel nicht mehr als 15 Computer-
arbeitsplätze je Set für die Prüflinge eingerichtet
werden. Vorzugsweise ist eine karree- oder kreis-
förmige Anordnung der Tische mit den Geräten zu
empfehlen, wobei die Prüflinge zur Mitte blicken
sollten. Auf den Geräten sind ein geeignetes Be-
triebssystem und eine entsprechende Prüfungs-
software installiert, die es dem Prüfling beispiels-
weise gestatten, seinen Paralleltest aufzurufen und
die Aufgaben zu bearbeiten bzw. den Prüfungsab-
lauf zu steuern. An die Prüfungssoftware, mit der
die Personalcomputer für die Prüfer und die Prüf-
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linge arbeiten, sind insgesamt folgende funktionale
Anforderungen zu stellen:

– Übernahme der Paralleltests vom Datenbank-
system seitens des Prüfer-PCs (s. o.);

– Übernahme der Auftragsdaten aus dem Verwal-
tungssystem der Technischen Prüfstelle (s. o.);

– Erfassung der Daten zur Prüfungsdurchführung
am Prüfer-PC, Übermittlung des ausgewählten
Paralleltests an den jeweiligen Prüflings-PC;

– Darbietung der Prüfungsinstruktion;

– Darbietung der Prüfungsaufgaben und Bearbei-
tung des Paralleltests am Prüflings-PC (inklusi-
ve Visualisierungen, Sprachausgabe u.s.w.);

– Überwachung der Bearbeitung der Paralleltests
an allen Prüflings-PCs durch den Prüfer am Prü-
fer-PC über das Netzwerk;

– Übernahme der Aufgabenlösungen vom Prüf-
lings-PC auf den Prüfer-PC, Auswertung der
Prüfung;

– Ausdruck eines Prüfprotokolls;

– Übertragung der Prüfungsergebnisse in das
Verwaltungssystem der Technischen Prüfstelle
(s. u.).

Die Bereitstellung einer Prüfungssoftware, die alle
diese Funktionen ermöglicht, erscheint problemlos
möglich, da bereits verschiedene Prüfprogramme
mit ähnlichen Eigenschaften existieren. Allerdings
muss die Hardware so ausgewählt werden, dass
die beschriebene Prüfungssoftware auch in guter
Qualität funktioniert. Insbesondere bei der Auswahl
kleiner und leichter Geräte für den ambulanten Ein-
satz ist deshalb darauf zu achten, dass folgende
Hardware-Anforderungen an den PC erfüllt sind:

– die Bildschirmauflösung sollte mindestens
1.024 x 768 Bildpunkte aufweisen, damit Bilder
und Animationen in hinreichender Qualität an-
gezeigt werden können;

– die Festplatte des Prüfer-PCs muss groß genug
sein, um neben der Prüfungs-Software alle Pa-
ralleltests inklusive Bildern, Animationen und
Sprachdateien für die Sprachausgabe aufneh-
men zu können (min. 60 GB);

– die Festplatte eines Prüflings-PCs muss (ab-
hängig vom gewählten Übertragungsverfahren
der Paralleltests vom Prüfer-PC zum Prüflings-
PC) groß genug sein, um neben der Prüfungs-

software einen Paralleltest inklusive Bildern,
Animationen und Sprachdateien für die Sprach-
ausgabe aufnehmen zu können (min. 10 GB);

– der Prozessor muss ausreichend sein, um Ani-
mationen flüssig wiederzugeben (mind. Leis-
tungsklasse Pentium III, 1 GHZ);

– es muss ein qualitativ hinreichendes Sound-
system für eine verständliche Sprachausgabe
vorhanden sein;

– es muss ein Fast-Ethernet-Anschluss integriert
sein;

– es müssen komfortable und präzise Eingabe-
geräte zur Verfügung stehen, die jedem Prüfling
eine einfache Ausführung der verschiedenen
Bearbeitungsformen (z. B. „Drag and drop”) ge-
statten (z. B. Maus oder Touchscreen).

Die genannten Anforderungen werden heute von
stationär einsetzbaren Standard-PCs bereits
durchweg abgedeckt. Bei den Mobilgeräten kom-
men von den derzeit üblichen Gerätegattungen le-
diglich Subnotebooks in Frage, die meist als sehr
kompakt, leicht und leistungsfähig gelten können,
aber in der Anschaffung auch kostenintensiv sind.
Andere mobile Gerätetypen wie Personal Digital
Assistants (PDA) bzw. Tablet-PCs  können aus heu-
tiger Sicht die oben stehenden Anforderungen
(noch) nicht vollständig erfüllen. Dies kann sich
aber in absehbarer Zeit ändern; das Hardwarepo-
tenzial hat sich in den letzten Jahren vervielfacht.
Der Grad der Spezialisierung und die Variantenviel-
falt von Hardwarekomponenten nehmen mit hoher
Geschwindigkeit zu, und der Preisverfall bei den
marktüblichen Hardwaresystemen ist enorm, so-
dass man derzeit nicht zuverlässig entscheiden
kann, wie eine optimale Gerätekonfiguration zum
Zeitpunkt der Einführung einer computergestützten
theoretischen Fahrerlaubnisprüfung aussehen
könnte. Dies erschwert insbesondere Kostenkalku-
lationen für die Einführung des neuen Prüfungs-
konzepts; wir kommen im Kapitel 5.3 darauf
zurück.

Für die Vernetzung der einzelnen Geräte des EDV-
Sets sollte beim stationären wie auch beim ambu-
lanten Einsatz auf eine Ethernet-Verkabelung
zurückgegriffen werden. Die Übertragung der Pa–
ralleltests mit allen Präsentationselementen (z. B.
Animationen) vom Prüfer-PC zum Prüflings-PC
stellt aufgrund der zu bewegenden Datenmengen
nicht unerhebliche Anforderungen sowohl an die
Bandbreite des Netzwerkes als auch an das Über-
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tragungsverfahren. Aus diesem Grunde sollte min-
destens die Fast-Ethernet-Variante (100 MBit/s)
zum Einsatz kommen. Bezüglich des Übertra-
gungsverfahrens könnte sich die Verwendung  von
Streaming-Technologien anbieten, mittels derer
große Mediendateien nicht bereits zu Beginn der
Prüfung, sondern erst während ihrer Nutzung im
Prüfungsverlauf übertragen werden können.

Bei stationären Installationen ist zu beachten, dass
die genutzte Technik aus Gründen der Betriebssi-
cherheit nicht anderweitig verwendet werden soll-
te. Ist dies gewährleistet, dürften sich stationäre 
Installationen durch eine geringe Störanfälligkeit
auszeichnen. Will man diese geringe Störanfällig-
keit auch bei der ambulanten Prüfungsdurch-
führung sichern, ist neben den oben genannten
Hardware-Anforderungen zu berücksichtigen, dass
der ständige Transport sowie der häufige Auf- und
Abbau der EDV-Sets eine gewisse Robustheit der
Technik erfordern. Die bereits erwähnte Virtual Pri-
vate Network-Anbindung (VPN) des Prüfer-PCs an
die Systeme der Technischen Prüfstelle könnte bei
ambulanter Prüfungsdurchführung notfalls auch
über ein Funkmodem oder ein Mobiltelefon erfol-
gen; für die Übertragung größerer Datenmengen ist
diese Lösung jedoch nicht geeignet, sodass sie le-
diglich für die Rückmeldung der Prüfungsergebnis-
se, nicht aber für die Übernahme der Prüfungen
einsetzbar wäre.

• Prüfungsnachbereitung

Die Auswertung der Prüfung wird dem Prüfer
zukünftig von der Prüfsoftware weit gehend abge-
nommen; wir hatten die Vorzüge der automatisier-
ten Prüfungsauswertung bereits mehrfach darge-
legt. Damit gewinnt der Prüfer nicht nur Auswer-
tungssicherheit, sondern kann sich auch stärker
der pädagogisch-psychologisch anspruchsvolle-
ren Aufgabe zuwenden, dem Prüfling seine Prü-
fungsergebnisse zu vermitteln und ihn hinsichtlich
der Optimierung seiner verkehrsbezogenen Kennt-
nisse und Fähigkeiten zu beraten. Die Ergebnisse
der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung werden
dann bezogen auf den Prüfling und den verwende-
ten Paralleltest in das Verwaltungssystem der
Technischen Prüfstelle übernommen und dort ar-
chiviert. Von dort können sie dann personenbezo-
gen der zuständigen Fahrerlaubnisbehörde über-
geben werden. In jedem Fall müssen sie aufgaben-
und paralleltestbezogen in das Prüfungsergebnis-
Analyse-System (s. o.) übernommen und damit
dem in Kapitel 4.1.5 beschriebenen Entwick-

lungsteam auf elektronischem Wege zur Verfügung
gestellt werden. Damit sind die Voraussetzungen
für die methodische Reflexion und Weiterentwick-
lung der Prüfungsaufgaben und Paralleltests gege-
ben.

• Datensicherheit und Datenschutz

Über alle drei Phasen des Prüfungsprozesses hin-
weg muss bei der weiteren Ausarbeitung des Kon-
zepts der computergestützten theoretischen Fahr-
erlaubnisprüfung besonderes Augenmerk auf die
Datensicherheit und den Datenschutz gelegt wer-
den. Unter „Datensicherheit” versteht man die
„Sachlage, bei der Daten unmittelbar oder mittel-
bar so weit wie möglich vor Beeinträchtigung oder
Missbrauch bewahrt sind. Beeinträchtigung von
Daten umfasst dabei u. a. den Verlust, die Zer-
störung oder die Verfälschung” (DIN 44 300). Wel-
che Anforderungen ergeben sich aus der Forde-
rung nach Datensicherheit für unser Prüfungskon-
zept? Die Datensätze der theoretischen Fahrer-
laubnisprüfungen sind einmalig und in ihrer ori-
ginären Form nicht reproduzierbar. Deshalb ist da-
rauf zu achten, dass sie insbesondere auch im
Zeitraum vom Beginn der Dateneingabe durch den
Prüfling bis zur Übergabe seiner Daten an das
Netzwerk der Technischen Prüfstelle oder den Prü-
fer-PC nicht verloren gehen bzw. nicht zerstört
oder verfälscht werden. Um dies zu gewährleisten,
muss ein funktionales Datensicherungssystem ent-
wickelt werden, mit dem die Sicherung der Daten
automatisch, also ohne Zutun des Prüflings oder
Prüfers, erfolgt und die Rückführung der Daten zu
jedem Zeitpunkt in vollständigem Zustand möglich
ist.

Unter „Datenschutz” versteht man die „Sachlage,
bei der die schutzwürdigen Belange Betroffener vor
Beeinträchtigung, die von der Verarbeitung von
Daten ausgeht, bewahrt sind” (DIN 44 300). Als we-
sentliche Kriterien für sichere EDV-Systeme in Hin-
blick auf den Datenschutz sind anzusehen:

– Integrität (die Daten sind konsistent und korrekt,
d. h., sie widersprechen sich nicht gegenseitig
und stehen nicht im Gegensatz zur Realität);

– Vertraulichkeit (die Daten sind nur für Berechtig-
te zugänglich);

– Verbindlichkeit (Datenveränderungen bleiben
erhalten und sind nachvollziehbar) und

– Verfügbarkeit (Berechtigte haben immer Zugriff
auf Daten bzw. Rechnerressourcen).
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Das wichtigste Kriterium zur Gewährleistung von
Datensicherheit und Datenschutz beim Umgang
mit Prüfungsdaten ist die Vertraulichkeit. Um diese
durchzusetzen, müssen die Daten insbesondere
bei Datenübertragungen sowie bei Speicherungen
der Aufgabenbearbeitung und der Prüfungsergeb-
nisse mit geeigneten Mitteln gegen unberechtigten
Zugriff und Manipulation abgesichert werden. Wie
diese geeigneten Mittel ggf. bei der Einführung des
neuen Prüfungssystems im Detail aussehen wer-
den, lässt sich aus heutiger Sicht nicht darstellen,
da sowohl die Hard- und Softwareentwicklung als
auch der zu erwartende Fortschritt bei der Bereit-
stellung von Datensicherungssystemen sich nicht
zuverlässig prognostizieren lassen. 

5.2.4 Instruktionsprogramm

Das vorgeschlagene computergestützte Konzept
einer theoretischen Fahrerlaubnisprüfung weist er-
hebliche Unterschiede zum heutigen Prüfungskon-
zept auf, denken wir nur an die Nutzung verschie-
dener Aufgabentypen oder die vielfältigen Darbie-
tungs- und Bearbeitungsformen bei den Prüfungs-
aufgaben. Die anspruchsvollere Aufgabengestal-
tung begründet die Notwendigkeit, die Fahrerlaub-
nisbewerber schon vor der Prüfung mit dem Prü-
fungsablauf und typischen Darbietungs- und Bear-
beitungsformen bei den Prüfungsaufgaben vertraut
zu machen. Dies sollte ausführlich mittels eines ge-
eigneten Demonstrationsprogramms geschehen.
Dieses Demonstrationsprogramm muss neben
Aufgabenbeispielen sowohl das Layout als auch
den kompletten Ablauf der theoretischen Fahrer-
laubnisprüfung darstellen. Weiterhin ist zu vermit-
teln, wie falsch beantwortete Aufgaben zurückge-
setzt und korrigiert werden können und wie eine
sinnvolle Zeitplanung für die Aufgabenbearbeitung
vorgenommen und kontrolliert werden kann. Das
Demonstrationsprogramm könnte in den Fahr-
schulen und im Internet angeboten werden. Für
diese Einweisung in die theoretische Fahrerlaub-
nisprüfung können die heute schon in den meisten
Fahrschulen vorhandenen Personalcomputer ver-
wendet werden, sodass über das Demonstrations-
programm hinaus zunächst keine zusätzlichen In-
vestitionen für die Fahrschulen zu erwarten sind.

Darüber hinaus sind die Prüflinge (nochmals) bei
Prüfungsbeginn mittels einer Instruktionsphase 
exemplarisch auf die verwendeten Aufgabentypen
sowie die Möglichkeiten der Aufgabenbearbeitung
hinzuweisen. Dies alles sollte in leicht verständli-
cher und humorvoller Form erfolgen, gilt es doch

gerade in der Instruktionsphase, sowohl Prüfungs-
als auch Technikängste abzubauen bzw. ihnen vor-
zubeugen. Deshalb ist auch gerade die Einweisung
in die Bedienung der Geräte als Schwerpunkt der
Instruktionsphase anzusehen. Der Prüfling kann im
Rahmen der Instruktionsphase an seinem Prüf-
lings-PC (ein weiteres Mal) die Bearbeitungsregeln
für die Aufgaben üben und sich mit dem Prüfungs-
ablauf vertraut machen. Da für die Teilnahme an
der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung keine spe-
ziellen PC-Kenntnisse erforderlich sein sollen, ist
diesen beiden Vorbereitungsmöglichkeiten (Prü-
fungsdemonstration mit Übungsmöglichkeiten in
der Fahrschule oder im Internet, Instruktion mit
Übungsmöglichkeiten unmittelbar vor der Durch-
führung der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung)
große Aufmerksamkeit zu schenken. Damit ist nicht
nur gemeint, dass die Fahrerlaubnisbewerber von
den Fahrlehrern auf die Nutzung dieser Angebote
zu orientieren sind; vielmehr muss auf die Entwick-
lung und Erprobung des Demonstrationspro-
gramms und des Instruktionsprogramms besonde-
re methodische Sorgfalt verwendet werden. Natür-
lich werden im Rahmen dieser Programme keine
Aufgaben des geltenden Aufgabenpools verwen-
det.

5.2.5 Ausgewählte Anforderungen an die künf-
tigen Prüfer bei der theoretischen Fahr-
erlaubnisprüfung

Wir haben im Kapitel 3.4.5 bereits ausführlich die
Rolle des Prüfers im Rahmen der Fahrerlaubnis-
prüfung thematisiert; allerdings vorrangig im Hin-
blick auf die praktische Fahrerlaubnisprüfung. In
der Tat sind die Anforderungen an den Prüfer
davon abhängig, ob wir die praktische oder die
theoretische Fahrerlaubnisprüfung betrachten; al-
lerdings wird vor dem Hintergrund dieser Unter-
schiede oft übersehen, dass der Prüfer auch in der
theoretischen Prüfung pädagogisch-psychologi-
sche Funktionen wahrnehmen muss. So gehört es
auch in der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung zu
seinen Aufgaben, Prüfungsängste abzubauen und
eine Atmosphäre zu schaffen, in der die Prüflinge
ihre Kenntnisse und Fähigkeiten optimal ausschöp-
fen können. Weiterhin muss er bei beiden Prü-
fungsformen den Prüflingen psycho-soziale Hilfe
bei Misserfolgen leisten und beratend Hinweise für
die Optimierung ihrer verkehrsbezogenen Kennt-
nisse und Fähigkeiten geben. Insofern lassen sich
unsere o. g. Forderungen hinsichtlich einer profun-
den pädagogisch-psychologischen Fort- und Wei-

163



terbildung der Prüfer sowie hinsichtlich der not-
wendigen Entwicklung professioneller pädago-
gisch-psychologischer Arbeitshilfen für ihre Tätig-
keit durchaus auch auf die Prüfer bei der theoreti-
schen Fahrerlaubnisprüfung übertragen.

Wenn wir vor diesem Hintergrund die Anforderun-
gen an die zur Durchführung von (theoretischen)
Fahrerlaubnisprüfungen befugten amtlich aner-
kannten Sachverständigen oder Prüfer präzisieren,
dann müssen vor allem die folgenden beiden
Aspekte herausgestellt werden:

– Der Fahrerlaubnisprüfer muss sein Produkt
„Fahrerlaubnisprüfung” wie auch die damit zu-
sammenhängende Fahrschulausbildung genau
kennen. Dies bedeutet im Hinblick auf ein neues
Prüfungssystem einerseits, dass sich die Prüfer
ggf. ausführlich, systematisch und lange vor
dem Einführungstermin eines computergestütz-
ten Prüfungskonzepts mit seinen Elementen
und Merkmalen beschäftigen müssen. Anderer-
seits ist vom Prüfer auch zu erwarten, dass er
das Tätigkeitsspektrum eines Fahrlehrers kennt.
Dafür wäre beispielsweise eine Hospitation in
der Fahrschulausbildung wünschenswert.

– Der Fahrerlaubnisprüfer muss sein pädago-
gisch-psychologisches Wissen und Können
nach einem verbindlichen Lehrplan in der Aus-
bildung zum amtlich anerkannten Sachverstän-
digen oder Prüfer, zumindest aber in der vorge-
schriebenen Fortbildung erwerben und ständig
vertiefen. Dies ist nicht zuletzt notwendig, um
Prüfungsleistungen angemessen interpretieren
und bewerten zu können.

Es sei hinzugefügt, dass natürlich die zur Durch-
führung von Fahrerlaubnisprüfungen befugten amt-
lich anerkannten Sachverständigen oder Prüfer
einer Reihe von anderen Anforderungen entspre-
chend den einschlägigen Vorschriften genügen
müssen. Zu diesen Vorschriften gehören beispiels-
weise das Kraftfahrsachverständigengesetz und
die Kraftfahrsachverständigenverordnung sowie
der Curriculare Lehrplan für amtlich anerkannte
Sachverständige oder Prüfer. 

5.3 Finanzielle Bedingungen

Um die Voraussetzungen für die Umsetzung des
vorgeschlagenen Konzepts einer computergestütz-
ten theoretischen Fahrerlaubnisprüfung zu schaf-
fen, sind beträchtliche Investitionen vor allem in
den Technischen Prüfstellen zu leisten; aber auch

in den Fahrschulen müssen Investitionen erfolgen
(s. o.). Hohe Investitionskosten für die Entwickler
und Betreiber des neuen Prüfungssystems verur-
sachen vor allem die Bereitstellung der Soft- und
Hardwarekomponenten für das neue Prüfungskon-
zept, die Erarbeitung und Installation von Daten-
banken und Anwendungen sowie der Aufbau eines
neuen Aufgabenpools; dazu kommen Kosten für
die Erprobung des neuen Prüfungssystems. Neben
diesen Investitionskosten werden sich auch die
laufenden Kosten für den Betrieb und die Erhaltung
des neuen Prüfungssystems erhöhen. So ist bei-
spielsweise die ambulante Prüfungsdurchführung
künftig dadurch gekennzeichnet, dass zusätzlich
zu anderen Prüfungsrequisiten mobile EDV-Sets (s.
Kap. 5.2) mitgeführt sowie auf- und abgebaut wer-
den müssen. Weiterhin sind bei den laufenden 
Kosten die Aufwendungen für die Pflege des Auf-
gabenpools und für die Evaluation des Prüfungs-
systems zu berücksichtigen. Allerdings lassen sich
auch geringe Kosteneinsparungen erwarten, den-
ken wir beispielsweise an die bislang anfallenden
Druck- und Versandkosten für die Prüfbogen.

Den erheblichen Investitionskosten für ein compu-
tergestütztes Prüfungssystem und den gestiege-
nen Durchführungskosten für Prüfungen nach dem
neuen Konzept sollte eine angemessene Anpas-
sung der Prüfungsgebühr gegenüberstehen. Auch
die Kosten für die Fahrschulausbildung werden
sich mit der Einführung computergestützter Ausbil-
dungsteile, die beispielsweise für eine angemesse-
ne Prüfungsvorbereitung unerlässlich sind (s. Kap.
5.2), sicher etwas erhöhen. Dieser höhere finanziel-
le Aufwand für den Fahrerlaubnisbewerber resul-
tiert aber aus einer verbesserten Qualität der Fahr-
schulausbildung und Fahrerlaubnisprüfung und
sollte deshalb im Interesse der zu erwarteten Stei-
gerung der Verkehrssicherheit aufgebracht werden
können. LAMSZUS bemerkt in diesem Zusammen-
hang in der Zeitschrift für Verkehrssicherheit (2002,
48, S. 125): „Umfangreichere und aufwändigere
Verkehrssicherheitsbemühungen kosten in aller
Regel auch mehr Geld. Wir sind offenbar gern be-
reit, mehr Geld für technische Maßnahmen zur Er-
höhung der Sicherheit auszugeben wie z. B. für Air-
bags, ABS, ESP und Bremsassistenz. Diese Bereit-
schaft sollte auch bei neuen und weiterführenden
pädagogischen Maßnahmen zur Erhöhung der ak-
tiven Sicherheit vorhanden sein – zumal bei Maß-
nahmen zur Verminderung des hohen Unfallrisikos
der jugendlichen Fahranfänger. Das liegt letztlich in
unser aller Interesse.” Dem ist aus unserer Sicht
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mit Blick auf die zu erwartende Erhöhung der Prü-
fungsgebühren uneingeschränkt zuzustimmen,
zumal die Prüfungsgebühren in Deutschland bis-
lang deutlich unter den Gebühren in vergleichbaren
europäischen Ländern liegen (s. Kap. 3.4.3). Auf
den wünschenswerten erzieherischen Effekt höhe-
rer Prüfungsgebühren im Hinblick auf eine intensi-
vere Prüfungsvorbereitung hatten wir schon im Ka-
pitel 3.1.6 hingewiesen.

Welche Kosten werden die Erarbeitung und Ein-
führung des vorgeschlagenen computergestützten
Prüfungskonzepts nun genau verursachen? Diese
Frage lässt sich aus unserer Sicht zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt nicht zuverlässig beantworten; viele
Unwägbarkeiten verhindern eine sichere Kosten-
prognose. Generell lassen sich die Kalkulationsun-
sicherheiten natürlich mit der weiteren Konkretisie-
rung des vorgeschlagenen Prüfungskonzepts redu-
zieren. Diese Konkretisierung ist allerdings ohne
einen öffentlichen Diskurs über die Eckpunkte
eines neuen Prüfungskonzepts nicht zu leisten; wir
wollen diese Problematik nachfolgend anhand eini-
ger Beispiele illustrieren.

Geht man erstens beispielsweise davon aus, dass
mit der Einführung des neuen Prüfungskonzepts
keine Serviceeinschränkungen hinsichtlich der Er-
reichbarkeit der Prüfungslokale für die Fahrerlaub-
nisbewerber verbunden sein sollten, wären erhebli-
che Kosten für mobile EDV-Ausstattungen zu ver-
anschlagen. Zu diesen Kosten zählen einerseits
spezielle Investitionskosten für mobile Geräte wie
Subnotebooks oder weiterentwickelte Personal Di-
gital Assistants (PDA) bzw. Tablet-PCs sowie für
geeignete Transportbehälter und Transportmittel.
Andererseits wären spezielle Betriebskosten wie
Transportversicherungen und Reparaturen von
Transportschäden zu veranschlagen. Nimmt man
dagegen für die Zukunft eine Ausdünnung der re-
gionalen ambulanten Prüfungsangebote zugunsten
von stationären Prüfungsstützpunkten in Kauf,
würden sich diese Kostenpositionen für die mobile
Prüfungsdurchführung deutlich ermäßigen.

Über die Abwägung des Verhältnisses zwischen
stationären und ambulanten Prüfungsangeboten
hinaus ist für eine genaue Kostenkalkulation zwei-
tens die Frage zu beantworten, wie viele unter-
schiedliche Paralleltests gebraucht werden, um
Manipulationsversuchen in der Prüfung angemes-
sen vorzubeugen. Diese Frage hat nicht nur me-
thodische (s. Kap. 4.1.4), sondern auch verkehrs-
politische Dimensionen; die Antwort auf diese

Frage beeinflusst die notwendige Leistungsfähig-
keit der künftigen Entwicklungsgruppe und die
Programmierkosten für neue Prüfungsaufgaben
enorm. Drittens schließlich gehen in die Gesamt-
kosten des Prüfungskonzepts auch die Evalua-
tionskosten ein. Diese werden auch von der Beant-
wortung der Frage beeinflusst, ob das künftige
Prüfungssystem umfassend durch Rückgriff auf die
Delikt- und Unfallzahlen aller Fahranfänger extern
evaluiert werden soll oder ob lediglich ein zeitlich
und regional begrenztes Forschungsprojekt Vali-
ditätsindizien erbringen soll. Diese und ähnliche
kalkulationsrelevante Fragen sollten beantwortet
werden, damit dann eine präzise Kostenplanung
erfolgen kann.

Eine weitere schwer wiegende Unwägbarkeit ver-
hindert derzeit zuverlässige Kostenprognosen: Es
ist gegenwärtig nicht abzusehen, welche Technik
im vorgeschlagenen Prüfungskonzept für die theo-
retische Fahrerlaubnisprüfung zum Einsatz kom-
men würde und welche Investitionskosten mit ihrer
Anschaffung verbunden wären. 

6 Folgerungen und Ausblick

Der vorliegende Bericht „Optimierung der Fahrer-
laubnisprüfung” soll eine Reform des deutschen
Prüfungssystems im Fahrerlaubniswesen einleiten.
Er markiert damit einen weiteren Schritt zur Errei-
chung des komplexen Ziels, durch eine optimierte
Fahrerlaubnisprüfung die Sicherheitskultur auf
Deutschlands Straßen zu verbessern und die Res-
sourcen der Fahranfänger zum produktiven Um-
gang mit Risiken zu stärken.

Grundsätzlich ist natürlich bei jeder Überarbeitung
des Prüfungssystems zu beachten, dass man sich
in einem Zielkonflikt bewegt: Einerseits sollen die
Anforderungen an das Wissen und Können der
Prüflinge sehr hoch sein, um optimale Sicherheit im
Straßenverkehr zu gewährleisten. Andererseits
wäre ein Vorenthalten der Fahrerlaubnis für den
Einzelnen in aller Regel mit sozialen und ökonomi-
schen Nachteilen im privaten und beruflichen Be-
reich verbunden. Der Aufwand zur Erlangung der
Fahrerlaubnis – sowohl der Lernaufwand als auch
der finanzielle Aufwand – soll deshalb für nahezu
alle Bürger leistbar sein; das ist gesellschaftlicher
Konsens.

Für die Reform des Prüfungssystems haben wir als
ersten Schritt in einem interdisziplinären Diskurs, 
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an dem neben Fahrerlaubnisprüfern und Kraftfahr-
sachverständigen auch Fahrlehrer, Verkehrspsy-
chologen, Pädagogen und Juristen teilgenommen
haben, ein Konzept für eine neue theoretische 
Fahrerlaubnisprüfung entwickelt. Dieses Konzept
enthält mehrere Phasen und richtet sich auf die
flächendeckende Einführung von computerge-
stützten Prüfungsaufgaben in das deutsche Prü-
fungssystem aus. Bei der Erarbeitung dieses Kon-
zepts wurde einerseits der vorliegende Wissens-
stand der Prüfungsdidaktik sowie der Pädagogi-
schen Psychologie und Testpsychologie berück-
sichtigt. Andererseits wurden internationale Erfah-
rungen mit Modellen der theoretischen Fahrerlaub-
nisprüfung und verkehrspychologische Erkenntnis-
se beispielsweise zur Gefahrenkognition und zum
Risikoverhalten ausgewertet.

Warum bietet eine computergestützte theoretische
Fahrerlaubnisprüfung gute Chancen, die Sicher-
heitskultur im Straßenverkehr zu verbessern? Ers-
tens eröffnet der Computer als Prüfungsrequisit
hervorragende Möglichkeiten, Anforderungssitua-
tionen aus dem Straßenverkehr realitätsnah abzu-
bilden. Solche realitätsnahen visuellen Darbie-
tungsformen von Verkehrssituationen erlauben es,
bei den Prüfungsinhalten über die Abfrage von Re-
gelwissen hinauszugehen und verkehrsrelevante
Fähigkeiten zu erfassen, die das Verständnis von
Verkehrszusammenhängen sowie die Anwendung
von Kenntnissen erfordern. Beispielsweise können
das rechtzeitige Erkennen von Gefahrensituationen
im Verkehrsgeschehen und die Erarbeitung ange-
messener Reaktionsstrategien erst mit der Nut-
zung multimedialer Gestaltungselemente wie Vi-
deosequenzen oder Verkehrssimulationen ange-
messen als Prüfungsaufgaben operationalisiert
werden. Zweitens können mittels einer computer-
gestützten theoretischen Fahrerlaubnisprüfung
auch die Fahrschulausbildung und die Fahrerlaub-
nisprüfung besser verzahnt werden. Drittens könn-
te das Medium Computer dabei helfen, Manipulati-
onsmöglichkeiten bei der theoretischen Fahrer-
laubnisprüfung drastisch zu reduzieren und mit
Hilfe bewährter Gütekriterien aus der Prüfungsdi-
daktik und Testtheorie wie Objektivität, Reliabilität
und Validität zur Verbesserung der methodischen
Qualität der Prüfungsaufgaben beizutragen. Erst
die Computernutzung bei der Prüfungsdurch-
führung ermöglicht eine wirkungsvolle methodi-
sche Reflexion des Prüfungssystems mit vernünfti-
gem Aufwand und erlaubt schließlich viertens in
wesentlich besserem Maße als bisher den Ver-

gleich der Prüfungsergebnisse der Fahrerlaubnis-
bewerber mit ihren späteren Unfall- und Deliktzah-
len im Straßenverkehr. Die Einführung des Compu-
ters zur Optimierung der theoretischen Fahrerlaub-
nisprüfung erscheint aus all diesen Gründen also
als wünschenswert.

Um diesen Wunsch in die Realität umzusetzen,
wurden im vorliegenden Bericht bereits beispielhaft
neue Aufgabenformen und eine neue Aufgaben-
systematik entwickelt. Obwohl wir davon ausge-
hen, dass diese neuen Aufgabenformen dem aktu-
ellen Erkenntnisstand der einschlägigen Wissen-
schaftsdisziplinen entsprechen, muss man sich
darüber im Klaren sein, dass die Evaluation dieser
Aufgabenformen beispielsweise in Hinblick auf eine
Verbesserung der Gefahrenkognition oder der Ver-
kehrssicherheit noch geleistet werden muss: Unse-
re Vorschläge müssen deshalb einen Prozess zur
kontinuierlichen Verbesserung der Fahrerlaubnis-
prüfung einleiten.

Doch auch schon vor der flächendeckenden Ein-
führung eines neuen computergestützten Prü-
fungssystems sollten bestehende Schwachstellen
des derzeitigen Systems beseitigt werden, wenn
dies kurzfristig und kostengünstig möglich ist. Als
vordringlich in diesem Sinne erscheinen uns eine
Neufassung der Anlage 7 der Fahrerlaubnis-Ver-
ordnung und der Prüfungsrichtlinie (hier ist insbe-
sondere an eine Überarbeitung und Neustrukturie-
rung der Prüfungsinhalte zu denken) sowie die Ent-
wicklung eines profunden Programms für die
pädagogisch-psychologische Fort- und Weiterbil-
dung der Prüfer.

Allerdings darf auch nicht vergessen werden, dass
die theoretische Fahrerlaubnisprüfung nur einen Teil
der gesamten Fahrerlaubnisprüfung darstellt. Noch
bessere Voraussetzungen als die theoretische Fahr-
erlaubnisprüfung, selbst wenn sie realitätsnahe Vi-
sualisierungen von Verkehrssituationen verwendet,
bietet aus unserer Sicht die in der Realität des
Straßenverkehrs stattfindende praktische Fahrer-
laubnisprüfung: Sie erlaubt die ganzheitliche praxis-
nahe Erfassung des Sozialverhaltens eines Prüf-
lings im komplexen Kommunikationssystem
„Straßenverkehr” genauso wie die Abbildung des
Niveaus seiner Gefahrenkognition in der Verkehrs-
wirklichkeit. Deshalb ist es in der Zukunft notwen-
dig, auch die praktische Fahrerlaubnisprüfung unter
fachlichen und methodischen Gesichtspunkten hin-
sichtlich ihrer pädagogisch-psychologischen und
diagnostischen Qualität weiterzuentwickeln.
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Abschließend bleibt noch festzuhalten: Angesichts
des Einzugs des Computers in viele Bereiche des
alltäglichen Lebens und auch in die pädagogisch-
psychologische Diagnostik würde die vorgeschla-
gene Einführung eines computergestützten Prü-
fungssystems sicherlich keine Revolution im deut-
schen Prüfungswesen darstellen. Unzweifelhaft
wären aber mit der Einführung eines neuen Prü-
fungskonzepts unzählige Veränderungen in vielen
Bereichen des Prüfungswesens und der Fahrschul-
ausbildung verbunden; nicht zuletzt würden diese
Veränderungen Millionen künftiger Prüflinge und
damit die Öffentlichkeit betreffen.

Der damit ausgelöste Wandel würde beispielswei-
se die Aufgabe von Routinen bei den Prüfern und
Fahrlehrern genauso erzwingen wie Anpassungen
bei den Fahrerlaubnisbewerbern an die veränder-
ten Prüfungsanforderungen und die höheren Prü-
fungsgebühren. Derartige Anpassungszwänge sor-
gen dafür, dass nach einem geflügelten Wort nicht
wenige Menschen zwar Revolutionen lieben, zu-
gleich aber alltägliche Veränderungen hassen.

Eben solche eher stetigen, zielbewussten und
langfristig orientierten Veränderungen haben wir
mit unserem Prüfungskonzept vorgeschlagen. Ob-
wohl wir deshalb also in der (Fach-)Öffentlichkeit
nicht nur Zustimmung erwarten, gehen wir doch
von einer nachhaltigen Rezeption und konstrukti-
ven Abwägung unserer Vorschläge aus. Dafür
spricht die Fülle der mit einem computergestützten
Konzept eröffneten offensichtlichen Entwick-
lungschancen für die theoretische Fahrerlaub-
nisprüfung. Deshalb sei mit der Vorlage dieses Be-
richts der für Reformprozesse notwendige kritische
Diskurs eröffnet!

7 Literatur

ADKINS, D. C. (1947): Construction and analysis of
achievement tests. Washington: U.S. 
Government print of 1947

American Psychological Association (1986): 
Guidelines for computer-based tests and 
interpretations. Washington, DC: Author

arge tp 21 (2002): Optimierung der Fahrerlaubnis-
prüfung, Zwischenbericht Nr. 2. Unveröffentlich-
tes Manuskript vom 15.11.2002

ARNETT, J. (1992): Reckless behavior in 
adolescence: A developmental perspective. 
Developmental Review, 12, 339-373

BÄCHLI-BIÉTRY, J. (1998): Konkretisierung des
Schweizer 2-Phasen-Modells der Fahrausbil-
dung. In: bfu-Report 37. Bern: Schweizerische
Beratungsstelle für Unfallverhütung

BANDURA, A. (1994): Self-efficacy: The exercise of
control. New York: Freemann

BARTHELMESS, W. (1976): Verkehrsverhalten als
Kategorisieren von Verkehrssituationen und die
Möglichkeiten eines einschlägigen Trainings.
Psychologische Beiträge, 18 (4), 610-619

BARTHELMESS, W. (1999): Fahrerlaubnisprüfung 
– eine Bilanz und ein Entwurf für morgen. Zeit-
schrift für Verkehrssicherheit, 45, 159 -163

BASt-Projektgruppe Begleitetes Fahren (2003): Be-
gleitetes Fahren ab 17. Vorschlag zu einem fahr-
praxisbezogenen Maßnahmenansatz zur Verrin-
gerung des Unfallrisikos junger Fahranfängerin-
nen und Fahranfänger in Deutschland. [Online].
Vervielfältigtes Manuskript verfügbar unter
http://www.f-17.de [07.10.2003]

BATINIC, B. & BOSNJAK, M. (2000): Fragebogen-
untersuchungen im Internet. In: BATINIC, B.
(Hrsg.), Internet für Psychologen (S. 287 – 317).
Göttingen: Hogrefe

BAUER, H., GUTTMANN, G., LEODOLTER, M. &
LEODOLTER, U. (2001): Zeit- und Bewegungs-
antizipation. ZBA. Version 23.00. Mödling:
Schuhfried

BEINER, F. (1982): Prüfungsdidaktik und Prüfungs-
psychologie. Schriften der Bundesakademie.
Köln, Bonn

BERGER, C., GROH, A. & GROßMANN, H. (2001):
Psychosoziale Folgen von Verkehrsunfällen.
Hannover: Degener

BIEHL, B. (1996): Tachistoskopischer Verkehrsauf-
fassungstest Mannheim. Diaversion: TAVTMA/
Bildschirmversion. Version 1.00. Computerpro-
gramme mit Manualen. Mödling: Schuhfried

BÖNNINGER, J., BRAUN, H., DEMMEL, A., DIWO,
C., KEIPER, R., KLAMANT, E., MICHLER, G.,
MYLIUS, G., SCHNEIDER, D. & SCHÜSSLER,
R. (2002): Überprüfung der Untersuchungsfris-
ten. Unveröffentlichter Abschlussbericht der Ar-
beitsgruppe §§ 29/47a StVZO beim BMVBW

BOOTH, J. (1991): The key to valid computer-
based testing: The user interface. European 
Review of Applied Psychology, 41 (4), 281-239

167



BOUSKA, W. (2000): Fahrlehrerrecht – Erläuterung
des Fahrlehrergesetzes und aller einschlägigen
Verordnungen. München: Heinrich Vogel

BRINGSJORD, E. L. (2001): Computerized-
adaptive versus paper-and-pencil testing 
environments: An experimental analysis of 
examinee experience. Dissertation Abstracts 
International Section A: Humanities & Social
Sciences, 62 (5-A), p. 1717

BRESSENSDORF, G. V., HEILIG, B., HEINRICH, 
H. C., KAMM, H., KÄPPLER, W. D. & WEINAND,
M. (1995): Eignung von Pkw-Fahrsimulatoren
für Fahrausbildung und Fahrerlaubnisprüfung.
Berichte der Bundesanstalt für Straßenwesen,
Heft M 50

BUKASA, B., BRANDSTÄTTER, C. & WENNINGER,
U. (1997): Entwicklung eines neuen Testinstru-
mentariums zur Durchführung verkehrspsycho-
logischer Fahreignungsuntersuchungen. In: F.
BAUMGÄRTEL, F.-W. WILKER & U. WINTER-
FELD (Hrsg.), Innovation und Erfahrung. Analy-
sen, Planungen und Erfahrungsberichte zu psy-
chologischen Arbeitsfeldern (S. 136-144). Bonn:
Deutscher Psychologen Verlag

BUKASA, B., KISSER, R. & WENNINGER, U.
(1990): Computergestützte Eignungsdiagnostik
bei verkehrspsychologischen Eignungsuntersu-
chungen. Diagnostica, 36 (2), 148-165

BUKASA, B. & WENNINGER, U. (1986): TT15. Ta-
chistoskop-Test. Test zur Erfassung der Über-
blicksgewinnung. Manual 86/07. Wien: Kurato-
rium für Verkehrssicherheit

Bundesanstalt für Arbeit (1991). BWT. Handanwei-
sung für die Berufsberatung. Nürnberg: Autor

Bundesanstalt für Straßenwesen (2003): Anforde-
rungen an Träger von Technischen Prüfstellen (§
69 FeV i. V. mit den §§ 10 und 14 des Kf-
SachVG) der Akkreditierungsstelle Fahrerlaub-
niswesen der BASt vom 10.10.2003

Bundesanstalt für Straßenwesen (2003): Informa-
tionen der IRTAD (Internationale Straßenver-
kehrs- und Unfalldatenbank) der BASt vom
17.12.2003

Bundesvereinigung der Fahrlehrerverbände (Hrsg.)
(2000): Praktische Ausbildung Pkw, curricularer
Leitfaden. München: Autor

Bundesverfassungsgericht (1982): Entscheidungen
(BverfGE), Bd. 65 (S. 1 ff.). Tübingen: Mohr und
Siebeck

CIECA (1998): Bericht über die praktische Prüfung.
Den Haag: CIECA

CIECA (1999): IT-based Theory Testing. Report of
the CIECA workshop in Uppsala, 1999

COBB, H. (1986): Computer applications in 
veterinary medical education. Vet Clin North Am
Small Anim Pract, 16, 703-708

CURTIS, F. D. & WOODS, G. G. (1928): A study of
a modified form of the multiple response test.
Journal of Educational Research, 18, 211

CYGANSKI, R. & BIEDINGER, J. (1999): Ab-
schlussbericht zum Pilotprojekt Theorie am PC.
Hannover: TÜV Nord Straßenverkehr GmbH

DÖRNER, D. (1979): Programm Tailorshop in der
Version für TI-59 mit Drucker PC-100. Modifi-
zierte und kommentierte Fassung von Norbert
Streitz (unveröffentlichtes Computerprogramm).
Aachen: Technische Hochschule, Institut für
Psychologie

DÖRNER, D., KREUZIG, H., REITHER, F. & STÄU-
DEL, T. (1983): Lohhausen. Vom Umgang mit
Unbestimmtheit und Komplexität. Bern: Huber

DORSCH, F., HÄCKER, H. & STAPF, K. H. (Hrsg.)
(1994): Psychologisches Wörterbuch (12. über-
arb. u. erw. Aufl.). Bern: Huber

DUKES, R. L., DISCENZA, R., & COUGER, I. D.
(1989): Convergent validity of four computer 
anxiety scales. Educational and Psychological
Measurement, 49, 195-203

EBBINGHAUS, M. & SCHMIDT, J. U. (1999): Prü-
fungsmethoden und Aufgabenarten. Bielefeld:
Bertelsmann

ECHTERHOFF, W. (1989): Möglichkeiten und Gren-
zen eines computergestützten Videosystems
zur Befragung und Untersuchung von Verkehrs-
teilnehmern. Zeitschrift für Verkehrssicherheit,
35, 90-92

ELKIND, D. (1967): Egocentrism in adolescence.
Child Development, 38, 1025-1034

ELLINGHAUS, D. & STEINBRECHER, J. (1999):
Fahrausbildung in Europa – Eine Untersuchung
über die Wege zur Fahrerlaubnis in sechs Län-
dern. 24. Uniroyal Verkehrsuntersuchung. Han-
nover/Köln

ERIKSON, E. H. (1963): Childhood and society (2nd

ed.). New York: Norton

168



ETZEL, S. & KÜPPERS, A. (2000): Pro Facts. 
Professional assessment by computer for 
training and selection. Aachen: RWTH, Institut
für Psychologie

EVERS, C. (2000): Beschreibung und Bewertung
von Maßnahmen für Fahranfänger in Europa.
Zeitschrift für Verkehrssicherheit, 46, 148-156

FEIGELSON, M. E. & DWIGHT, S. A. (2000): Can 
asking questions by computer improve the 
candidness of responding? A meta-analytic
perspective. Consulting Psychology Journal:
Practise and Research, 53 (4), 248-255

FINGER, M. S. & ONES, D. S. (1999): Psychometric
equivalence of the computer and booklet forms
of the MMPI: A meta-analysis. Psychological
Assessment, 11 (1), 58-66

FRENCH, L. A. (1986): The language of events. In:
K. NELSON (Ed.), Event knowledge. Structure
and function in development (S. 119-136). Hills-
dale, NJ: Erlbaum

FUNKE, J. (1993): Computergestützte Arbeitspro-
ben: Begriffsklärung, Beispiele sowie Entwick-
lungspotenziale. Zeitschrift für Arbeits- und Or-
ganisationspsychologie, 37 (3), 119-129

FUNKE, U. (1993): Computergestützte Eignungs-
diagnostik mit komplexen dynamischen Szena-
rios. Zeitschrift für Arbeits- und Organisations-
psychologie, 37 (3), 109-118

FUNKE, U. & SCHULER, H. (1998): Validity of 
stimulus and response components in a video
test of social competence. International Journal
of Selection and Assessment, 6 (2), 115-123

FURBY, L. & BEYTH-MAROM, R. (1992): Risk 
taking in adolescence: A decision-making 
perspective. Developmental Review, 12, 1-44

FURNHAM, A. & SAIPE, J. (1993): Personality 
correlates of convicted drivers. Personality-
and-Individual-Differences, 14 (2)

GITTLER, G. & WILD, B. (1989): Der Einsatz des
LLTM bei der Konstruktion eines Itempools für
das adaptive Testen. In: K. D. KUBINGER
(Hrsg.), Moderne Testtheorie (S. 115-139).
Weinheim: Beltz

GLOWALLA, P. (2001): Ausbildung in Fahrschulen.
In: Mehr Verkehrssicherheit für Brandenburg –
Dokumentationsreihe zum Verkehrssicherheits-
programm 2002, Band 2: Möglichkeiten und

Grenzen des Menschen im Straßenverkehr. Do-
kumentation der Fachwerkstatt vom 08. Juni
2001 in Potsdam

GLOWALLA, P., LAU, J. & SCHULTE, K. (1994): Er-
leben Denken Handeln – Verhaltensorientierte
Materialien für den Fahrschulunterricht. Wies-
baden: BC-Verlags- und Mediengesellschaft
mbH

GLOWALLA, U., HASEBROOK, J. & FEZZARDI, G.
(1992): SHOW IT. Ein Programm zur Darbietung
von Text, Bild und Ton in rechnergestützten Kur-
sen und Experimenten. Empirische Pädagogik,
6 (2), 192-201

GÖTERS, K.-M. & LORENZ, B. (1985): Erfahrung
und Leistung in Video-Spielen und der Einfluss
auf Fähigkeitstests in der Luftfahrtpsychologie.
Serie: DFVLR-Forschungsbericht Nr. 85-43.
Hamburg: Deutsche Forschungs- und Ver-
suchsanstalt für Luft- und Raumfahrt, Institut für
Flugmedizin

GREGERSEN, N. P., BERG, H.-Y., ENGSTRÖM, I.,
NOLÉN, S., NYBERG, A. & RIMMÖ, P.-A. (2000):
Sixteen years age limit for learner drivers in
Sweden – an evaluation of safety effects. 
Accident Analysis & Prevention, 32 (1), 25-35

GRUBE-UNGLAUB, S. & FUNKE, J. (1992): Der
Skript-Monitoring-Test (SMT). Manual, Compu-
terprogramm und Videoband. Bonn: Universität,
Psychologisches Institut

GUTHKE, J. (1990): Grundzüge der Testkonstrukti-
on und Testauswertung. In: J. GUTHKE, H. R.
BÖTTCHER & L. SPRUNG (Hrsg.), Psycho-
diagnostik (S. 201-324). Berlin: Deutscher Ver-
lag der Wissenschaften

GUTHKE, J., BÖTTCHER, H. R. & SPRUNG, L.
(Hrsg.) (1990): Psychodiagnostik. Berlin: Deut-
scher Verlag der Wissenschaften

HAACK, J. & ISSING, L. J. (1992): Multimedia-Di-
daktik – State of the art. In: K. DETTE, D.
HAUPT & C. POLZE (Hrsg.), Mikrocomputer-
Forum für Bildung und Wissenschaft: Multime-
dia und Computeranwendungen in der Lehre, 
6. CIP-Kongress Berlin (S. 23-31). Berlin: Sprin-
ger

HAMPEL, B. (1977): Erprobung eines audiovisuel-
len Prüfungssystems des TÜV Rheinland – Er-
gebnisse und Konsequenzen. Schriftenreihe

169



des Medizinisch-Psychologischen Instituts des
TÜV Rheinland: Mensch – Fahrzeug – Umwelt,
Bd. 4, Entwicklung und Konzepte für die Fahr-
erlaubnisprüfung (S. 57-91). Verlag TÜV Rhein-
land GmbH

HAMPEL, G. (1964): Fahreignung und Intelligenz.
14. Mittbl. MPI, S. 19-25. Stuttgart: TÜV

HANSJOSTEN, E. & SCHADE, F.-D. (1997): Legal-
bewährung von Fahranfängern. Berichte der
Bundesanstalt für Straßenwesen, Heft M 71

HATAKKA, M., KESKINEN, E., GREGERSEN, N. P.
& GLAD, A. (1999): Theories and aims of 
educational and training measures. In: S. 
SIEGRIST (ed.), Driver training, testing and 
licensing – towards theory-based management
of young drivers’ injury risk in road traffic. 
Results of EU-Project GADGET, Work Package
3. Bern: Schweizerische Beratungsstelle für Un-
fallverhütung

HATAKKA, M., KESKINEN, E., KATILA, A. & LAA-
POTTI, S. (1997): Do psychologists have 
something to offer in driver training, driver 
improvement and selection? In: R. RISSER
(ed.), Assessing the driver. Faktor Mensch im
Verkehr, 41. Braunschweig: Rot-Gelb-Grün

HATAKKA, M., KESKINEN, E., KATILA, A., LAA-
POTTI, S. (1995): The driver, vehicle and driving
style; The connections between young male 
drivers’ driver attitudes, vehicle choice and
accidents. Psychological Reports, 99

HEILER, G. & JAGOW, J. (2002): Führerschein. Ak-
tuelle Informationen über das Fahrerlaubnis-
recht. Bonn und Korntal-Münchingen: Daimler
Chrysler AG

HEILIG, B. (1996): Wirklich oder virtuell?. Die Fahr-
schule, 10, 12-14

HEILIG, B. & KNÖRZER, W. (2000): „Realistische
Selbsteinschätzung” – eines der Ziele der Fahr-
ausbildung. Zeitschrift für Verkehrssicherheit,
46, 172-181

HOLZKAMP, K. (1964): Theorie und Experiment in
der Psychologie. Berlin

HONAKER, L. M. (1988): The equivalency of 
computerized and conventional MMPI 
administration: a critical review. Computers in
Human Behavior, 8, 561-577

HORN, W. (1983): Leistungsprüfsystem L-P-S.
Göttingen: Hogrefe

HUDSON, J. A. (1986): Memories are made of this:
General event knowledge and development of
autobiographic memory. In: K. NELSON (Ed.),
Event knowledge. Structure and function in 
development (pp. 97-118): HILLSDALE, NJ: 
Erlbaum

ISSING, L. J. & KLIMSA, P. (Hrsg.) (1997): Informa-
tion und Lernen mit Multimedia. Weinheim: Psy-
chologie Verlags Union

JÄGER, R. S. (1990a): Computerdiagnostik – eine
Einführung. Diagnostica, 36 (2), 91-95

JÄGER, R. S. (1990b): Computerdiagnostik – ein
Überblick. Diagnostica, 36 (2), 96-114

JESSOR, P. (1992): Risk behavior in adolescence:
A psychosocial framework for understanding
and action. Developmental Review, 12, 374-390

JORDAN, P., POHLANDT, A., SCHULZE, F.,
HACKER, W., RICHTER, P. (1996): REBA. Tätig-
keitsbewertungsprogramm REBA 4.0: Rechner-
gestütztes Verfahren zur psychologischen Be-
wertung von Arbeitsinhalten. Dresden: Techni-
sche Universität, Institut für Arbeits-, Organisa-
tions- und Sozialpsychologie

KAMM, H. (2000): Vision einer europäischen Fahr-
prüfung. Referat anlässlich des CIECA/EFA-
Kongresses in Brüssel, 4. Mai 2000

KANE, R. L., & KAY, G. G. (1992): Computerized
assessment in neuropsychology: a review of
tests and test batteries. Neuropsychological
Review, 3, 1-117

KANE, R. L. & REEVES, D. L. (1997): Computerized
test batteries. In: A. M. HORTON, D. WEDDING,
& J. WEBSTER (Eds.), The Neuropsychology
Handbook: Vol. 1. Foundations and 
Assessment (pp. 423-467). New York: Springer

KESKINEN, E. (1996): Warum ist die Unfallrate jun-
ger Fahrer und Fahrerinnen höher? In: Bundes-
anstalt für Straßenwesen (Hrsg.), Junge Fahrer
und Fahrerinnen. Berichte der Bundesanstalt für
Straßenwesen, Heft M 52, Bremerhaven: Wirt-
schaftsverlag NW

KISSER, R. & WENNINGER, U. (1983): Computer-
gestütztes Testen im Rahmen der Fahreig-
nungsdiagnostik (Act & React-Testsystem ART-
90). Arbeiten aus dem Verkehrspsychologi-

170



schen Institut VII. Kleine Fachbuchreihe 20.
Wien: Kuratorium für Verkehrssicherheit

KITZBERGER, H. (1996): Scheibenweise Lehrmit-
tel. Die Fahrschule, 7, 10-11

KLEBELSBERG, D. (1982): Verkehrspsychologie.
Berlin, Heidelberg: Springer

KLEINMUTZ, B. & McLEAN, R. S. (1968): 
Computers in behavioral science: Diagnostic 
interviewing by digital computer. Behavioral
Science, 13, 75-80

KLIEME, E. & STUMPF, H. (1990): Computereinsatz
in der pädagogisch-psychologischen Diagnos-
tik. In: K. INGENKAMP & R. S. JÄGER (Hrsg.),
Tests und Trends. 8. Jahrbuch der Pädagogi-
schen Diagnostik. Weinheim: Beltz

KLINCK, D. (1998): Papier-Bleistift- versus compu-
terunterstützte Administration kognitiver Fähig-
keitstests: Eine Studie zur Äquivalenzfrage. 
Diagnostica, 44 (2), 61-70

KLUWE, R. & SPADA, H. (1981): Wissen und seine
Veränderung: Einige psychologische Beschrei-
bungsansätze. In: K. FOPPA & R. GRONER
(Hrsg.), Kognitive Strukturen und ihre Entwick-
lung. Stuttgart: Huber

Kraftfahrt-Bundesamt (Hrsg.) (2002): Statistische
Mitteilungen Fahrerlaubnisprüfungen, Entzie-
hungen und Versagungen, Fahrerlaubnisse,
Reihe 6: Fahrerlaubnisse 1. Halbjahr 2001

KRAMPE, A. & SACHSE, S. (2002): Risikoverhalten
im Straßenverkehr. In: D. STURZBECHER
(Hrsg.), Jugendtrends in Ostdeutschland: Bil-
dung, Freizeit, Politik, Risiken (S. 135-154). Op-
laden: Leske + Budrich

KRIEGER, W. (1993): Ein computergestütztes Ex-
plorationsverfahren zur Erfassung von psycho-
sozialen Anforderungen und Ressourcen am Ar-
beitsplatz. Diagnostica, 39 (1), 63-79

KRIEGER, W. (1998): Computergestütztes Explora-
tionsverfahren zur Erfassung psychosozialer
Anforderungen und Ressourcen (CEPAR).
Frankfurt: Swets

KROJ, G. (1977): Führerscheinprüfung – Differen-
tialdiagnose oder lehrzielorientierte Messung?.
Schriftenreihe des Medizinisch-Psychologi-
schen Instituts des TÜV Rheinland: Mensch –
Fahrzeug – Umwelt, Bd. 4, Entwicklung und
Konzepte für die Fahrerlaubnisprüfung, S. 35-
47. Verlag TÜV Rheinland GmbH

KROJ, G. (1999): Akkreditierung von Fahrerlaubnis-
prüfstellen in Deutschland. Vortrag auf dem
CIECA-Kongress, Berlin

KRÜGER, H.-P., BRAUN, P., KAZENWADEL, J.,
REIß, J. & VOLLRATH, M. (1998): Soziales Um-
feld, Alkohol und junge Fahrer. Berichte der
Bundesanstalt für Straßenwesen, Heft M 88

KUBINGER, K. D. & FARKAS, M. G. (1991): Die
Brauchbarkeit der Normen von Papier-Bleistift-
Tests für die Computer-Vorgabe: Ein Experi-
ment am Beispiel der SPM von Raven: kritischer
Beitrag. Zeitschrift für Differentielle und Diag-
nostische Psychologie, 12 (4), 257-266

LAMSZUS, H. (2000): Curricularer Leitfaden –
Praktische Ausbildung Pkw. (2. überarbeitete
Auflage). Bundesvereinigung der Fahrlehrerver-
bände (Hrsg.). München: Bundesvereinigung
der Fahrlehrerverbände

LAMSZUS, H. (2002): Die Problematik junger
Fahranfänger und Möglichkeiten zur Verringe-
rung ihres hohen Unfallrisikos. Zeitschrift für
Verkehrssicherheit, 48, 121-125

LEE, J., MORENO, K. E. & SYMPSON, J. B. (1986).
The effects of mode of test administration on
test performance. Educational and 
Psychological Measurement, 46, 467-473

LIENERT, G. A. (1969): Testaufbau und Testanaly-
se. Weinheim: Beltz

LIENERT, G. A. & RAATZ, U. (1998): Testaufbau und
Testanalyse. Weinheim: Psychologie Verlags
Union

LIMBOURG, M. & REITR, K. (2003): Unsere Ju-
gend. Zeitschrift für Jugendhilfe in Wissen-
schaft und Praxis, 1, München, Basel: Reinhardt

LOHSE, H., LUDWIG, R. & RÖHR, M. (1982): Sta-
tistische Verfahren für Psychologen, Pädagogen
und Soziologen. Berlin: Volk und Wissen

MARCO, G. L. (1981): Equating tests in an era of
test disclosure. In: B. F. GREEN (Ed.), Issues in
testing: Coaching, disclosure, and ethnic bias
(pp. 105-122). San Francisco: Jossey Bass

MAYCOCK, G., LOCKWOOD, C. R. & LESTER, J.
(1991): The accident liability of car drivers. 
Department of Transport, TRL Report RR 315.
Crowthorne, England: Transport Research 
Laboratory

171



MAYHEW, D. R. (2003): The learner’s permit. 
Journal of Safety Research, 34 (1), 35-43

MAZZEO, J. & HARVEY, A. L. (1988): The 
equivalence of scores from automated and 
conventional educational and psychological
tests: A review of the literature (College Board
Report no. 88-8). Princeton, NJ: Educational
Testing Service

McCLUSKY, H. Y. (1934): An experimental 
comparison of two methods of correcting the
outcome of an examination. School and society,
40, 566

MEAD, A. D. & DRASGOW, F. (1993): Equivalence
of computerized and paper-and-pencil cogniti-
ve ability tests: A meta-analysis. Psychological
Bulletin, 114 (3), 449-458

MERTON, R. K. (1942): The normative structure of
science. Zitiert nach D. KAESLER (Hrsg.) (2002),
Klassiker der Soziologie, Bd. 1 (S. 18 ff.)

MELLI, R. & STEINGRÜBER, A. J. (1978): Lehrbuch
der psychologischen Diagnostik. Bern: Huber

MICHEL, L. & CONRAD, W. (1982): Theoretische
Grundlagen psychometrischer Tests. In: Enzy-
klopädie der Psychologie II, Bd. 1: Grundlagen
psychologischer Diagnostik (S. 1-129). Göttin-
gen, Toronto, Zürich: Hogrefe

MICHELSEN, U. A. & MÜLLER, J. (1988): Eingren-
zung der Häufigkeit einzelner Ereignisse beim
Test auf Gleichverteilung. Ein Instrument zur 
Distraktorenanalyse. Diagnostica, 34 (2), 119-
135

MILLER, P. H. (1993): Theorien der Entwicklungs-
psychologie. Heidelberg, Berlin, Oxford: Spek-
trum, Akad. Verl

MÜLLER, D. (2001): Fahranfänger und das Unfallri-
siko Alkohol. Zeitschrift für Verkehrssicherheit,
47, 20-22

MUNSCH, G. (1974): Integrierte Verkehrsbildung.
KD-Schriftenreihe des Technischen Überwa-
chungs-Vereins Bayern, Nr. 14

NEUMANN-OPITZ, N. & HEINRICH, H. CH. (1995):
Fahrausbildung in Europa. Ergebnisse einer
Umfrage in 29 Ländern. Berichte der Bundesan-
stalt für Straßenwesen, Heft M 49

NEUWEG, G. H. (2001): Plädoyer für eine andere
Prüfungsdidaktik. GdWZ, 5, 202–205

NEUWIRTH, W. (1999a): Verkehrspsychologsiche
Testbatterie (zur Untersuchung laut FEV)
Deutschland. Mödling: Schuhfried

NEUWIRTH, W. (1999b) Verkehrspsychologsiche
Testbatterie Österreich. Mödling: Schuhfried

NIELSEN, J. (2000): Erfolg des Einfachen. Markt
und Technik Verlag

NOWAKOWSKA, M. (1973): Grundkonzeption der
Theorie psychologischer Tests. Eine nichtfor-
male Darstellung. Probleme und Ergebnisse der
Psychologie, 44, 5-23, und 45, 5-18

OSER, F. & ALTHOF, W. (1992): Moralische Selbst-
bestimmung. Stuttgart: Klett-Cotta

OZERAN, B. J. (1973): Sensation seeking as a pre-
dictor of leadership in leaderless, task-oriented
groups. Master thesis. University of Hawaii

PATERSON, J. S. (2002): What’s in a name? – A
new hierarchy for question types. In: http://www.
lboro.ac.uk./service/ltd/flicaa/conf2002/pdfs/
paterson_j1.pdf

PETZHOLTZ, W. & ERDENKÄUFER, B. (2002):
Schwierigkeitsanalyse von Aufgaben der Theo-
retischen Fahrerlaubnisprüfung. Unveröffent-
lichte DEKRA-Studie

POWERS, D. E. (2001): Test anxiety and test 
performance: Comparing paper-based and
computer-adaptive versions of the Graduate
Record Examination (GRE ©) General Test.
Journal of Educational Computing Research, 24
(3), 249-273

PRESTON, R. C. (1965): The multiple-choice test
as an instrument in perpetuating false concepts.
Educational and Psychological Measurement,
25, 11-116

RAUCH, M., WEBER, W. & WILDGRUBE, W.
(1993): Computergestützte Testdiagnostik im
Psychologischen Dienst der Bundeswehr. Zeit-
schrift für Arbeits- und Organisationspsycholo-
gie, 37, 142-145

RAVEN, J. C. (1938): Progressive Matrices. Lon-
don: Lewis

REITER, A. (2002): Zuarbeit zum 2. Zwischenbe-
richt „Optimierung der Fahrerlaubnisprüfung”
der arge tp 21 vom 15.11.2002. Unveröffentlich-
tes Manuskript

172



REITER, A., BIEDINGER, J., DEVOL, D., GLOWAL-
LA, P., KLEUTGES, C., LAU, J. & LYRMANN, W.
(2003): Verbesserungsvorschläge zur herkömm-
lichen Fahrerlaubnisprüfung (Kap. 8). Unveröf-
fentlichtes Manuskript des Arbeitskreises „Ver-
besserungsvorschläge zur herkömmlichen 
Fahrerlaubnisprüfung” vom 08.05.2003

RICHMAN, W. L., KIESLER, S., WEISBAND, S. &
DRASGOW, F. (1999): A meta-analytic study of
the social desirability distortion in computer-
administered questionnaires, traditional 
questionnaires, and interviews. Journal of 
Applied Psychology, 84 (5), 754-775

RICHMAN-HIRSCH, W. L., OLSON-BUCHANAN,
J. B. & DRASGOW, F. (2000): Examining the 
impact of administration medium on examinee
perceptions and attitudes. Journal of Applied
Psychology, 85 (6), 880-887

ROGOFF, B. (1990): Apprenticeship in thinking.
Cognitive development in social context. New
York: Oxford University Press

ROMPE, K. (2003): Qualitätsüberprüfungen der
Theoretischen Fahrerlaubnisprüfung. Unveröf-
fentlichte Zusammenstellung aus dem Archiv
des VdTÜV

ROTHENGATTER, T. & VAYA, E. C. (1997): Traffic
and transport psychology: Theory and 
application. Oxford, England UK: Pergamon/
Elsevier Science Inc

ROSE, M., HESS, V., HÖRHOLD, M., BRÄHLER, E.
& KLAPP, B. F. (1999): Mobile computergestütz-
te psychometrische Diagnostik. Ökonomische
Vorteile und Ergebnisse zur Teststabilität. Psy-
chotherapie, Psychosomatik, Medizinische
Psychologie, 49 (6), 202-207

ROWLEY, G. L. (1974): Which examinees are most
favoured by use of multiple choice tests?. Jour-
nal of Educational Measurement, 11, 15-23

SCHADE, F.-D. (2001): Daten zur Verkehrsbe-
währung von Fahranfängern. Reanalyse von
Rohdaten der Untersuchung E. HANSJOSTEN
& F.-D. SCHADE (1997), Legalbewährung von
Fahranfängern: Berichte der Bundesanstalt für
Straßenwesen, Heft M 71. Unveröffentlichtes
Manuskript, KBA Flensburg

SCHÄFFER, R., STAPF, K.-H. & MORLOCK, P.
(1998): Risikoeinschätzung und Risikoverhalten

in einer simulierten Straßenverkehrssituation.
Zeitschrift für Verkehrssicherheit 44, 158-163

SCHANK, R. C. (1975): Concepts for representing
mundane reality in plans. In: D. G. BOBROW &
A. COLLINS (Eds.), Representation and 
understanding. New York: Academic Press

SCHATZ, P. & BROWNDYKE, J. (2002): 
Applications of computer-based neuro-
psychological assessment. Journal of Head
Trauma Rehabilitation, 17 (5). Special Issue:
Neuropsychological Technologies, 395-410

SCHLAG, B. (Hrsg.) (1999): Empirische Verkehrs-
psychologie. Lengerich, Berlin, Rom, Riga,
Wien, Zagreb: Pabst Science Publishers

SCHLAG, B., ELLINGHAUS, D. & STEINBRECHER,
H. (1986): Risikobereitschaft junger Fahrer. Be-
richt der Bundesanstalt für Straßenwesen, Heft
58. Bremerhaven: Wirtschaftsverlag NW

SCHLAG, B. & SCHLEGER, A. (1995): Fahren ler-
nen in Europa. Zeitschrift für Verkehrssicherheit,
41 (3)

SCHMIDT, J. U., BERTRAM, B. & EBBINGHAUS,
M. (2001): Integrierte Prüfung: erprobt – be-
währt – beibehalten. Bonn

SCHNEIDER, W. (1977): Bestandsaufnahme und
Entwicklungsaspekte der Fahrerlaubnisprüfung.
Schriftenreihe des Medizinisch-Psychologi-
schen Instituts des TÜV Rheinland: Mensch –
Fahrzeug – Umwelt, Bd. 4, Entwicklung und
Konzepte für die Fahrerlaubnisprüfung, S. 17-
34. Verlag TÜV Rheinland GmbH

SCHUHFRIED, Fa. Dr. G. (1984): Wiener Testsys-
tem WTS. 90. Unveröffentlichte Dokumentation.
Mödling/Wien: Schuhfried

SCHUHFRIED, Fa. Dr. G. (1998): Aviation
psychology test battery based on JAR-FCL 3.

Standard test battery for pilot selection and
evaluation (test system interface M and 
computer program). Moedling: Schuhfried

SCHULER, H., DIEMAND, A. & MOSER, K. (1993):
Filmszenen. Entwicklung und Konstruktvalidie-
rung eines neuen eignungsdiagnostischen Ver-
fahrens. Zeitschrift für Arbeits- und Organisati-
onspsychologie, 37, 3-9

SCHULZE, H. (1996): Lebensstil und Verkehrsver-
halten junger Fahrer und Fahrerinnen. Berichte
der Bundesanstalt für Straßenwesen, Heft M 56

173



SCHULZE, H. (1999): Lebensstil, Freizeitstil und
Verkehrsverhalten 18- bis 34-jähriger Verkehrs-
teilnehmer. Berichte der Bundesanstalt für
Straßenwesen, Heft M 203

SCHULZE, S. O., HENNING, H. J. & CHASELON,
F. (1995): Schlussbericht zur Wirksamkeitsun-
tersuchung zum Modellversuch „Jugend fährt
sicher”. Unveröffentlichtes Manuskript, Bun-
desanstalt für Straßenwesen, Bergisch Glad-
bach

SCHUPP, A. & SCHLAG, B. (1999): Das Risiko,
einen Unfall zu verursachen – Analysen für Män-
ner und Frauen, für Beifahrerkonstellationen
und Altersgruppen. In: B. SCHLAG (Hrsg.), Em-
pirische Verkehrspsychologie (S. 111-132). Len-
gerich: Pabst Science Publishers

SCHWARZER, R. (1995): Entwicklungskrisen durch
Selbstregulation meistern. In: W. EDELSTEIN
(Hrsg.). Entwicklungskrisen kompetent meistern
(S. 25-34). Heidelberg: Asanger

SCHWENKMEZGER, P. & HANK, P. (1993): Papier-
Bleistift- versus computerunterstützte Darbie-
tung von State-Trait-Fragebogen: eine Äquiva-
lenzuntersuchung. Diagnostica, 39 (3), 189-210

SIEGRIST, S. (1999): Driver Training, Testing and
Licensing – towards theory-based management
of young drivers injury risk in road traffic. 
Results of EU-Project GADGET, Work Package
3. Bern: Schweizerische Beratungsstelle für Un-
fallverhütung

SIEGRIST, S. (2000): Fahrerausbildung – Vorschlä-
ge für ein theoretisch fundiertes Vorgehen zur
Reduktion der Unfälle junger Fahrzeuglenker
(EU-Projekt GADGET). Zeitschrift für Verkehrssi-
cherheit, 46, 4, 166-168

SILBEREISEN, R. K. (1987): Soziale Kognition –
Entwicklung von sozialem Wissen und Verste-
hen. In: R. OERTER & L. MONTADA (Hrsg.), Ent-
wicklungspsychologie (S. 696-736): München:
Psychologie Verlags Union

SIMPSON, H. M. (2003): The evolution and 
effectiveness of graduated licensing. Journal of
Safety Research, 34 (1), 91-97

SPRAY, J. A., ACKERMANN, T. A., RECKASE, M.
D. & CARLSON, J. E. (1989): Effect of medium
of item presentation on examinee performance
and item characteristics. Journal of Educational
Measurement, 25, 261-271

SPRUNG, L. & SPRUNG, H. (1984): Grundlagen
der Methodologie und Methodik der Psycholo-
gie. Berlin: Deutscher Verlag der Wissenschaf-
ten

STERN, W. (1935): Allgemeine Psychologie auf per-
sonalistischer Grundlage. Den Haag: Martinus
Nijhof

STURZBECHER, D., VÖLKEL, P., MATSCHKE, C.
KRAMPE, A. & GROßMANN, H. (2002): Fahr-
schulqualität und Risikoverhalten jugendlicher
Fahranfänger. Hannover: Degener

STURZBECHER, D., HERMANN, U., KLINGNER,
N., KRAMPE, A., VIERECK, K., VÖLKEL, P.
(2003): Kann man die pädagogische Qualität
von Fahrschulen messen? Zeitschrift für Ver-
kehrssicherheit, 49, 162-170

STURZBECHER, D., VÖLKEL, P., HERMANN, U. &
KLINGNER, N.: Einflussfaktoren auf den Erfolg
bei der theoretischen Fahrerlaubnisprüfung.
Hannover: Degener

SULZ, S. et al. (2000): Verhaltensdiagnostiksystem
VDS. VDS-Handbuch Verhaltensdiagnostik und
Fallkonzeption. Bericht an den Gutachter und
Antragstellung. Problemanalyse. Zielanalyse.
Therapieplan. München: Centrum für Integrative
Psychotherapie CIP

THURSTONE, L. L. (1944): A factorial study of 
perception. Chicago: University of Chicago
press

TINNEFELD, T. (2002): Prüfungsdidaktik: Zur Fun-
dierung einer neuen wissenschaftlichen Diszi-
plin – am Beispiel der modernen Fremdspra-
chen. Aachen: Shaker

TRIMPOPP, R. & KIRKCALDY, B. (1997): 
Personality predictors of driving accidents. 
Personality-and-Individual-Differences, 23 (1)

TROCHE, S., RAMMSTEDT, B. & RAMMSAYER, T.
(2002): Vergleich einer Papier-Bleistift- und einer
computergestützten Version des Leistungsprüf-
systems (LPS). Diagnostica, 48 (3), 115-120

TWISK, D. A. M. (1996): Bedingungen der Fahrer-
laubnis für Fahranfänger/Fahranfängerinnen
und ihr Beitrag zur Verkehrssicherheit im Rah-
men der psychologischen, sozialen und kultu-
rellen Entwicklung von Jugendlichen. Leid-
schendam, Niederlande

174



VdTÜV-Forum für Sicherheit und Umweltschutz
(1995): Neue Medien in der Ausbildung und Prü-
fung von Fahrschülern

VISPOEL, W. P., BOO, J. & BLEILER, T. (2001):
Computerized and paper-and-pencil versions of
the Rosenberg Self-Esteem Scale: A 
comparison of psychometric features and 
respondent preferences. Educational and 
Psychological Measurement, 61 (3), 461-474

WAGNER, W. & VIERBOHM, C. (1991): Gefühlswelt
junger Fahrer: Möglichkeiten der Beeinflussung.
Schriftenreihe der Bundesanstalt für Straßen-
wesen: Unfall- und Sicherheitsforschung
Straßenverkehr, Heft 84

WAINER, H. (2000): Computerized adaptive
testing. Mahwah, NJ: Lawrence Erlbaum

WALLER, P. F. (2003): The genesis of GDL. Journal
of Safety Research, 34 (1), 17-23

WARREN, H. C. (1934): Dictionary of psychology.
Oxford, England: Houghton Mifflin

WAVERING, M. (1984): Interrelationships among
Piaget’s formal operational schemata: Proporti-
ons, probability, and correlation. Journal of 
Psychology, 118, 57-64

WEIßBRODT, G. (1989): Fahranfänger im Straßen-
verkehr, Schriftenreihe der Bundesanstalt für
Straßenwesen: Unfall- und Sicherheitsfor-
schung Straßenverkehr, Heft 70

WESTMEYER, H. (1972): Logik der Diagnostik.
Grundlagen einer normativen Diagnostik. Stutt-
gart: Kohlhammer

WICKLUND, R. A. & GOLLWITZER, P. M. (1985):
Symbolische Selbstergänzung. In: D. Frey & M.
Irle (Hrsg.), Theorien der Sozialpsychologie, Bd.
III: Motivations- und Informationsverarbeitungs-
theorien. Göttingen u. a.: Hans Huber

WIDMAIER, H. (1987): Situative Antizipation im
Sportspiel. Beiträge zur Sportwissenschaft, Bd.
5. Frankfurt: Deutsch

WILD, B. (1989): Neue Erkenntnisse zur Effizienz
des „tailored”-adaptiven Testens. In: K. D. Ku-
binger (Hrsg.), Moderne Testtheorie (S. 179-
186). Weinheim: Beltz

WILDGRUBE, W. (1990): Computergestützte Diag-
nostik in einer Großorganisation. Diagnostica,
36 (2), S. 127-147

WILLIAMS, A. F. (2003): Teenage drivers: patterns
of risk. Journal of Safety Research, 34 (1), 5-15

WILLMES-LENZ, G. (2002): Internationale Erfah-
rungen mit neuen Ansätzen zur Absenkung des
Unfallrisikos junger Fahrer und Fahranfänger.
Bremerhaven, Wirtschaftsverlag NW

WRIGHT, D. L., AQUILINO, W. S. & SUPPLE, 
A. J. (1998): A comparison of computer-
assisted paper-and-pencil self-administered 
questionnaires in a survey on smoking, alcohol,
and drug use. Public Opinion Quarterly, 62 (3),
331-353

WURST, T. (2002): „Hardcore” problem groups
among adolescents. Their magnitude and 
nature, and the implications for road safety 
policies. Leidschendam: SWOV Institute for
Road Safety Research

WYGOTSKI, L. S. (1964): Denken und Sprechen.
Berlin: Volk und Wissen

ZUCKERMAN, M. (1979): Sensation seeking:
Beyond the optimal level of arousal. Hillsdale,
NJ: Erlbaum

175


